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von U ~ v e  Kremer 

ch rnuß auf die Umlagefinanzie- 

I rung zurückkommen, die der letzte 
Parteitag für die berufliche Erstaus- 

bildung beschlossen hat. Denn ich 
habe mich Anfang des Jahres noch- 
mals gefragt, wie eigentlich die Ag- 
gressivität zu erklären ist, mit der dar- 
auf von einigen sozialdemokratischen 
Führungskräften reagiert wurde. 

Aber nachdem er schon landauf 
landab vor diversen Unternehmerfo- 
ren hatte verlauten lassen, daß die 
Umlagefinanzierung der letzte Unsinn 
sei, entlarvte Bodo Hombach, wirt- 
schaftspolitischer Sprecher der SPD- 
Landtagsfraktion in NRW, in der ZEIT 
vom 10.1. die Umlagefinanzierung als 
einen Fall von ,,Dirigismus" und ,,Re- 
ideologisierung der Wirtschaftspoli- 
tik"und hielt dem auch noch Ludwig 
Erhard, Tony Blair und Bill Clinton ent- 
gegenhielt. Diese Maßlosigkeit über- 
rascht. In Wirklichkeit stellt die Umla- 
gefinanzierung ja eine absolut markt- 
konforme Rahmensetzung dar, die 
weder mit  Verstaatlichung zu tun hat 
noch mit einer höheren Gesamtbela- 
stung der Unternehmen. Denn was 
die einen mangels Ausbildung bezah- 
len, kommt den anderen - insbeson- 
dere Handwerksbetrieben - zugute, 
weswegen es im Handwerk durchaus 
auch Leute gibt, die dem Vorschlag 
positiv gegenüberstehen. 

Bestimmte Leute meinen aber aus 
irgendeinem Grunde, sich bei der 
,,Wirtschaft" dafür entschuldigen zu 
müssen, daß sie Sozialdemokraten 
sind. Sie finden es auf der anderen Sei- 
te absolut geil, wenn ihnen von jener 
Seite bestätigt wird, wie ,,vernünftigu 
sie doch - im Gegensatz zu ihren Ge- 
nossinnen - seien. Toll, wenn man sich 
dabei sogar als Enkel Ludwig Erhards 
ausweisen darf. Doch erstens und 
wenn man schon darauf Wert legt: 
Die Umlagefinanzierung ist durchaus 
mit Ludwig Erhards Vorstellungen 
vereinbar. Zweitens und nebenbei: 
Wenn die Umlagefinanzierung Dirigis- 

mus ist, wie soll man dann das be- 
zeichnen, was die NRW-SPD im Falle 
des Bergbaus so vehement einfordert? 

Das Problem besteht nicht darin, 
daß man auch ein konstruktives Ver- 
hältnis zu Unternehmen und Unter- 
nehmern entwickeln rnuß, wenn man 
hier und heute etwas bewegen will. 
Das Problem besteht darin, daß man 
sich der Definitionsmacht von Kam- 
mern und Arbeitgeberverbänden un- 
terwirft: Wenn die sagen, das und das 
ist ,,dirigistisch'', dann wird sofort 
nachgeplappert. Statt im Unterneh- 
merlager Vorurteile zu überwinden 
(und im Falle der Umlage sind es viel- 
fach schlicht und einfach Vorurteile), 
was sehr mühsam ist, haut man auf 
die Jusos drauf, was sehr einfach ist. 
Statt den Mut  aufzubringen, die Um- 
lagefinanzierung als pragmatisches 
und zukunftsorientiertes Konzept zu 
vertreten, das gerade jenen unterneh- 
men nützt, die ausbilden, ist man sich 
nicht zu schade, auch noch den sozi- 
aldemokratischen Kronzeugen für die 
Umlagegegner zu spielen (und 2.B. die 
Lüge zu verbreiten, bei der Umlage 
handele es sich um eine zusätzliche 
Abgabe). Kurzum: Pragmatismus ist 
die eine Sache, Feigheit die andere. 

Wenn im übrigen eine Ideologisie- 
rung betrieben wird, dann seitens unse- 
rer ach so pragmatischen Wirt- 
schafts,,experten". Ideologisierung, in- 
dem sie unabhängig von jeweils konkre 
ten Tatsachen, Anforderungen und Be- 
dingungen Dogmen aufstellen und Ta- 
bus einrichten. Wenn dann die heilige 
marktwirtschaftliche Inquisition fest- 
stellt, daß irgendetwas ,,dirigistisch" ist: 
Ab auf den Scheiterhaufen! Die neue 
Dogmatik zeigt Wirkung. Man erlebt 
immer häufiger, wie man sich in Partei 
und Gewerkschaft bemüht, ja den Ein- 
druck von Dirigismus, Investitionslen- 
kung, Klassendenken usw. zu vermeiden 
oder sich am besten davon gleich aus- 
drücklich zu distanzieren. Denn kurz- 
um: Die Lehre Ludwig Erhards ist all- 
mächtig, weilsie wahr ist! 

Nun beklagt Hombach weiter: ,,In 
der SPD hat sich eine apokalyptische 
Weltsicht, ein unerträglich rückwärbge 
wandter Wust aus Klage, Zukunfhangst 
und Pessimismus breitgemacht. Doch 
Politik darf nicht mitjammern. Sie lebt 
von Hoffnungen. Sie muß mitreißen in 
eine Diskussion: Wie wollen wir morgen 
leben?" Das Problem der SPD besteht 
nicht in dem Schauermärchen, das uns 
Hombach hier auftischen will, sondern 
in ihrer langweiligen Kleingeistigkeit und 
Kleinmütigkeit, für die die Auseinander- 
setzung um die Umlagefinanzie~ng ein 
Musterbeispiel darstellt. Die Attacken 

auf die Umlage und der damit verbun- 
dene Gestus verdeutlichen geradezu die 
Unfähigkeit bestimmter Teile der SPD, 
überhaupt irgendein Reformprojekt zu 
formulieren und dafür dann auch of- 
fensiv und nach vorne gerichtet einzu- 
treten. Dies ist bei näherem Hinschauen 
der Unterschied zwischen unseren „Mo- 
dernisierern" und Tony Blair's New La- 
bour. 

Wie wäre es z.B., wenn man die 
Umlagefinanzierung in ein großes 
Konzept für die arbeits- und personal- 
intensive mittelständische Wirtschaft 
einbaute - ein Konzept, das insbeson- L 

dere das Kleingewerbe und das Hand- 
werk massiv und systematisch bevor- 
teilen würde? Ein Konzept, das sich 
natürlich auch mit der steuerlichen 
Belastung dieser Betriebe kritisch aus- 
einandersetzen müßte, um gleichzeitig 
tarif- und sozialrechtliche Standards 
durchsetzen zu können, das dabei 
auch das öffentliche Auftrags- und 
Beschaffungswesen systematisch ein- 
zubeziehen hätte, das die Brücke zwi- 
schen privatwirtschaftlichem Sektor 
und ,,neuer Gemeinwirtschaft" schlü- 
ge und das dabei den Kampf gegen 
Scheinselbständigkeit und Schatten- 
wirtschaft aufnähme (siehe kurzum 
Heft 91)? Dies wäre ein großes Re- 
formvorhaben für die Gesamtpartei 
(von ,,rechtsw bis ,,linksH). Aber dies ist 
mehr als nur nachzuplappern, was ei- 
nem Verbands- und Kammervertreter 
(oder der Geist von Ludwig Erhard) 
ins Ohr geflüstert haben. 

Nun mögen sich einige ganz linke 
Genosslnnen fragen, wieso ich mich 
nun in die Rolle eines ,,besseren Mo- 
dernisierers" begebe, der Blair gegen 
Hombach u.a. ins Feld führt. Nun, ich 
wollte nur betonen, daß nach vorne 
gerichtetes pragmatisch-konzeptionel- 
les Denken heute möglich ist und daß 
die Umlagefinanzierung dazugehört. 
Und daß manche politische Fragen 
anscheinend auch Charakterfragen 
sind. Politika la ,,New Labour" isteine 
Option, die man von links her nicht 
gleich als Verrat an der Sache, Anpas- 
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sung an den Neoliberalismus und der- 
gleichen denunzieren sollte. Denn es 
ist absolut erforderlich, eine mehr- 
heitsfähige Konstellation zu bilden, die 
die konservative Rechte ablöst. Und 
wenn dies nur einer Sozialdemokratie 
nach dem Zuschnitt von New Labour 
gelingt: Sei es drum. Dies bedeutet 
nicht, daß damit die parallele Wieder- 
begründung einer sozialistischen Al- 
ternative und die Herausbildung einer 
zweiten und radikaleren Option erle- 
digt wäre. Doch mehr zu dieser Qua- 
dratur des Kreises beim nächsten Mal. 

ne Aktivierung ihrer jeweiligen, spe- 
zifischen Befähigungen ermöglicht. 

Eine Neuordnung im Verhältnis 
der Sicherheitsinstitutionen 
Zur Umschreibung ihrer Zielperspek- 
tive vewenden Sicherheitspolitiker 
gerne die Begriffe Sicherheitsarchi- 
tektur bzw. Sicherheitsordnung. Bei- 
de Termini liefern jedoch nur eine 
diffuse Beschreibung des Milieus, in 
dem Sicherheitspolitik für Europa 
gegenwärtig gestaltet werden rnuß. 

Der Begriff Architektur erscheint 
aus heutiger Sicht- bezogen auf ak- 
tuelle und zu erwartende Entwick- 
lungslinien in Europa - zu statisch. 
Die Erwartung, ein festgefügtes, in 
sich geschlossenes Sicherheitsge- 
bäude für Europa konstruieren zu 
können, dürfte sich vorerst nicht 
verwirklichen lassen; die Entwick- 
lung auf dem Kontinent wird auf 
mittlere Sicht ein dynamischer Pro- 
zeß bleiben; Stichworte in diesem 
Zusammenhang sind: Fortgang der 
Reformen in den Trans-formations- 
Staaten, Erweiterung der EU. 

Diese Bewertung gilt gleicherma- 
ßen für den Begriff Ordnung; er kann 
das gegenwärtige Umfeld von Sicher- 
heitspolitik, das in der Folgezeit - wie 
gesagt - Wandel und Veränderungen 
unterworfen sein dürfte, ebenfalls 
nicht zutreffend beschreiben. 

Ein überzeugender Gegenent- 
wurf wäre aus meiner Sicht etwas, 
das ich als integrative Sicherheits- 
struktur bezeichnen möchte. Ge- 
genüber den beiden oben genann- 
ten Beschreibungen erscheint der 
Begriff Struktur1 veränderungsoffen 
und beließe demnach die erforderli- 
che Flexibilität für eine Anpassung 
an künftige Entwicklungen. 

Eine Sicherheitstruktur würde 
sich auf die drei Plattformen NATO 
(mit der Partnerschaft für den Frie- 
den und dem Nordatlantischen Ko- 
operationsrat), OSZE (mit dem Fo- 
rum für Sicherheitskooperation und 
dem Konfliktverhütungszentrum) 
und EU (mit GASP, dem Europarat) 
gründen. An diese Plattformen 
könnten problemlos etwa bereits 
bestehende (hier: die Ostsee- und 
Schwarzmeer-Anrainer) oder zu- 
künftige Formen regionaler Koope- 
ration andocken. 

Im Rahmen dieser Struktur be- 
faßt sich die OSZE mi t  der Konflikt- 
vorbeugung sowie dem Menschen- 
rechts- und Minderheitenschutz; 
friedenserhaltende Einsätze in Euro- 
pa finden gegebenenfalls unter ihrer 
Ägide statt; dem Forum für Sicher- 

heitskooperation (FSK) könnte die 
Aufgabe übertragen werden, Ver- 
handlungen über präventive und 
qualitative Rüstungskontrolle zu or- 
ganisieren, das Konfliktverhütungs- 
zentrum (KVZ) beauftragt werden, 
Informationen über die Implemen- 
tierung und Verifikation von Rü- 
stungskontrollmaßnahmen zu sam- 
meln und auszuwerten. 

Die NATO dient lediglich der Ab- 
haltung und dem Schutz vor militä- 
rischer Bedrohung; zudem stellt sie 
der OSZE Ausrüstung und know- 
how, das für die Durchführung et- 
waiger friedenserhaltender Maß- 
nahmen in Europa vonnöten ist, zur 
Verfügung. Die EU ist für die Organi- 
sation der ökonomischen Beziehun- 
gen auf dem Kontinent zuständig. 

Um die heute noch vorhandene 
Dialoglücke zwischen den genann- 
ten Institutionen zu schließen sowie 
zur Abstimmung und Synchronisie- 
rung von Aktivitäten erscheint die 
Einrichtung einer consultative 
group, auf der Ebene der Generalse- 
kretäre bzw. der Präsidentschaft, 
sinnvoll. 

Integrative Sicherheitsstruktur 
meint demnach die pragmatische, 
situativ angepaßte Arbeits- und Auf- 
gabenteilung der Institutionen, in 
einem vielschichtigen, mehrdimen- 
sionalen Geflecht von Kooperations- 
und Koordinationsbeziehungen. An 
der Schwelle zum 21. Jahrhundert 
erscheint dieser Ansatz als zeitge- 
mäße und zukunftsfähige Sicher- 
heitskonzeption. 

Das skizzierte Konzept erfüllt zu- 
gleich mehrere wichtige Zielsetzun- 
gen: 

die beschriebene Struktur stützt 
sich auf vorhandene Institutionen; 
die Schaffung neuer Institutionen, 
die gegenwärtig politisch nicht ver- 
mittelbar erscheint, wird vermieden; 

die isolierte - weil mit potentiel- 
len Risiken behaftete - Osterweite- 
rung der NATO wird eingebettet in 
einen übergeordneten Zusammen- 
hang; 

der integrative Ansatz der ange- 
dachten Sicherheitsstruktur, d.h. die 
Einbeziehung Rußlands, der Ukraine 
und derjenigen Staaten, die (vorläu- 
fig) nicht Mitglieder der NATO wer- 
den bzw. eine derartige Mitglied- 
schaft nicht anstreben, schafft einen 
gesamteuropäischen Sicherheits- 
raum und beugt dem Auseinander- 
fallen Euro~as in neuerliche Einfluß- 
sphären und Zonen unterschiedli- 
cher Sicherheit wirksam vor; 

Staaten, die vorübergehend oder 
dauerhaft in keinem Sicherheits- 
bündnis vertreten sind, verbleiben 
nicht in einem sicherheitspolitischen 
Vakuum; vielmehr kann deren Si- 
cherheit durch trilaterale Arrange- 
ments mit der NATO und Rußland 
abgesichert werden; der Begriff Zwi- 
scheneuropa, der die unsichere Mit- 
tellage zwischen einer erweiterten 
NATO und Rußland meint, wird hier- 
durch irrelevant. 

Der vorliegende Beitrag kann 
kein blue print für die europäische 
Sicherheitspolitik sein, aber vielleicht 
einige Denkanstöße und Impulse für 
einen weiterführenden Diskussions- 
prozeß vermitteln. Wichtig erscheint 
mir, noch einmal festzuhaken, daß 
der Prozeß der NATO-Osterweite- 
rung keinen Endpunkt in der sicher- 
heitspolitischen Neuordnung Euro- 
pas markieren darf. Aus meiner Sicht 
müssen Stärkung und Ausbau der 
OSZE jetzt in den Mittelpunkt der si- 
cherheitspolitischen Debatte rücken. 
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' Struktur definiert der Duden als Anord- 
nung der Teile eines Ganzen zueinander 
und Gefüge, das aus Teilen besteht, die 
wechselseitig voneinander abhängen. 
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Struktur (CJTF) die europäische Si- 
cherheit vergleichsweise wenig be- 
rühren. Der Stellenwert der NATO 
für die Organisation der europäi- 
schen Sicherheit wird damit tenden- 
ziell sinken. Es wäre nicht akzepta- 
bel, wenn die NATO diese Entwick- 
lung durch ein verstärktes militäri- 
sches Engagement in außereuropäi- 
schen Konflikten kompensieren 
wollte. 

Grundsätzlich gilt, daß militäri- 
sche Missionen von NATO und 
WEU, die nicht der Verteidigung der 
Bündnispartner dienen, ein Mandat 
der UNO bzw. der OSZE benötigen. 
Eine Selbstmandatierung für Non- 
Article-5-Einsätze ist unzulässig. Die 
NATO darf nicht zu einem globalen 
lnte~entionsinstrument werden. 

Aus dieser Analyse folgt: Die 
NATO nimmt weiterhin ihre Funkti- 
on als Verteidigungsbündnis wahr. 
Der Rest der Sicherheitsvorsorge für 
Europa wäre die Fortführung von 
Entspannungspolitik im klassischen 
Sinne, gestützt auf den Ausbau des 
heutigen Eckpfeilers der europäi- 
schen Sicherheit, den KSE-Vertrag, 
auf vertrauensbildende Maßnah- 
men, auf Missionen der OSZE, auf 
Projekte der EU und auf Aktivitäten 
des Europarats. 

Die Bedeutung der Organisatio- 
nen, die Sicherheit und Stabilität mit 
zivilen Mitteln fördern können, wird 
künftig zunehmen. Frühwarnung, 
Konfliktprävention und Krisenrege- 
lung sowie Menschenrechts- und 
Minderheitenschutz mit den Instru- 
menten der OSZE, Umsetzung wirt- 
schaftlicher Reformen mit Unter- 
stützung der EU, Aufbau von 
Rechtsstaatlichkeit und Demokratie 
-dies sind die immer wichtiger wer- 
denden Bausteine zu einer struktu- 
rellen Verankerung des Friedens in 
Gesamteuropa. Es liegt in der Hand 
der Europäer, dafür zu sorgen, daß 
ihre zivilen Instrumente im Interesse 

der Stabilität weit stärker als bislang 
eingesetzt werden. 

Konturen einer europäischen 
Sicherheitsstruktur 
Meine grundsätzliche Skepsis ge- 
genüber der NATO-Osterweiterung 
sollte deutlich geworden sein. Ande- 
rerseits muß man zur Kenntnis neh- 
men, daß sich die NATO-Osterweite- 
rung wohl nicht mehr verhindern 
lassen wird. Der Amtswechsel im 
State Department hat die Chancen 
für ein nochmaliges Überdenken der 
Osterweiterung weiter verschlech- 
tert. Von der neuen Außenministe- 
rin Madeleine Albright ist vielmehr 
zu erwarten, daß sie die von der 
Clinton-Administration formulierte 
und auf den Weg gebrachte Erwei- 
terungspolitik bis zum NATO-Gipfel 
energisch durchpauken wird. Nach 
ihren Vorstellungen soll der Fahr- 
plan für die Aufnahme der ersten 
Neumitglieder bis zum Jahresende 
durchverhandelt sein. 

Wer die NATO-Osterweiterung 
dennoch für ungeeignet hält, die 
dauerhafte Stabilisierung des Konti- 
nents gewährleisten zu können, 
muß Vorstellungen entwickeln, wie 
Sicherheit für Gesamteuropa besser 
organisiert werden kann, insbeson- 
dere wie man den Prozeß der NATO- 
Osterweiterung in einen übergeord- 
neten Zusammenhang einbetten 
kann, mit dem es gelingt, die er- 
wartbaren, negativen Folgewir- 
kungen der Osterweiterung auf- 
zufangen und möglichst aufzu- 
heben. In diesem Verständnis wäre 
die Osterweiterung der NATO ledig- 
lich eine Etappe auf dem Weg zu ei- 
ner umfassenderen, integrativen 
Sicherheitsstruktur für Gesamteur- 
Opa. 

Denn: Lösungsmöglichkeiten für 
die realen Sicherheitsprobleme in 
Mitteleuropa, die ihre Ursachen 
überwiegend in den Nachwirkungen 
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des Systemwechsels und der weiter- 
hin unsicheren sozio-ökonomischen 
Zukunft der Reformstaaten haben, 
vermag die NATO - als Militärallianz 
- nicht zu entwickeln. Mithin kann 
sich eine tragfähige Sicherheitskon- 
zeption für Gesamteuropa nicht al- 
lein auf die NATO abstützen. 

Weil Aufgaben im Bereich der 
Konfliktvorbeugung, der Durchset- 
zung und Wahrung von Minderhei- 
tenrechten zunehmend wichtiger 
werden, kommt der OSZE eine 
Schlüsselrolle zu. Angesichts der 
überragenden Bedeutung ziviler Si- 
cherheitsvorsorge muß darum das 
von uns seit langem geforderte Prin- 
zip OSCE first endlich umgesetzt 
werden. 

Bis zur Schaffung eines umfas- 
senden Sicherheitssystems in Euro- 
pa, das gleiche Sicherheit für alle 
Staaten gewährleistet und alle Staa- 
ten auf zivile Formen der Konfliktre- 
gulierung verpflichtet, sind wir auf 
die vorhandenen Institutionen ange- 
wiesen. Für eine Übergangsphase 
brauchen wir das koordinierte, ab- 
gestimmte Miteinander aller Institu- 
tionen, die mit sicherheitsrelevanten 
Fragen in Europa befaßt sind. 

Sicherheitsvorsorge im gesamt- 
europäischen Maßstab krankt ge- 
genwärtig jedoch daran, daß sich 
nach dem Umbruch des Jahres 1989 
ein unterschwelliges Konkurrenzver- 
hältnis zwischen den Institutionen - 
vornehmlich zwischen NATO und 
OSZE- herausgebildet hat; maßgeb- 
lichen Anteil an dieser Entwicklung 
hatte das Eigeninteresse der NATO, 
sich nach dem Ende der Blockkon- 
frontation neue Aufgabenfelder zu 
eröffnen und sich als zentrale Si- 
cherheitsinstitution zu etablieren. 
Dabei spielt natürlich auch eine Rol- 
le, daß die USA die Aufwertung der 
OSZE blockieren, weil sie diese Orga- 
nisation, im Gegensatz zur NATO, 
nicht dominieren können. 

Ein weiteres handicap besteht 
darin, daß die Mitgliedschaften in 
den relevanten Sicherheitsinstitu- 
tionen nicht kongruent sind. Zu- 
dem agieren sie bislang unverbun- 
den nebeneinander und finden 
sich allenfalls - wie im Fall Bosni- 
ens - in ad hoc-Kooperationen zu- 
sammen. 

Die Unzulänglichkeit dieser Kon- 
stellation ist offenkundig. Die 
Schlußfolgerung kann daher nur 
lauten: Überwindung des Konkur- 
renzdenkens und Vernetzung der 
Institutionen, die in einem arbeits- 
teiligen Ansatz die einzelfallbezoge- 
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Es geht um einen um ihre Direktmandate zu bringen, Zwischen Großer Koalition, Rot- 
ist wenig aussichtsreich und über- Grüner Mehrheit und Minder- . . . e- dies kontraproduktiv, da er der PDS heitsregierung 

neuen geselischatt- 
- - 

Protestwähler zutreiben würde. Der Hinweis auf die - in der Tat 
Überdies scheint der Anteil PO- erfolureiche - Große Koalition der 

lichen Aufbruch 
Diskussionsthesen zur ,,Erfurter Erklärung" 
von Peter von Oertzen* 

Noch ist der Sozial- 
staat i n  Deutschland 

i m  Kern nicht 
zerstört; nach 

weiteren vier Jahren 
Kohl- Waigel-Rexroth 

könnte er jedoch 
unwiderruflich 

Schaden genommen 
haben. Eine solche 
Entwicklung würde 
die Grundlage der 

Demokratie in 
Gefahr bringen. 

I ch bin der Überzeugung, daß der 
zwar inkonsequente und oppor- 
tunistische, in der Sache aber ein- 

deutige neoliberale Kurs der Regie- 
rung Kohl katastrophale Folgen für 
Gesellschaft und Politik in Deutsch- 
land haben müßte, wenn er fortge- 
setzt werden würde. Noch ist der 
Sozialstaat in Deutschland im Kern 
nicht zerstört; nach weiteren vier 
Jahren Kohl-Waigel-Rexroth könnte 
er jedoch unwiderruflich Schaden 
genommen haben. Eine solche Ent- 
wicklung würde die Grundlage der 
Demokratie in Gefahr bringen. 

Diese Einsicht hat mich bewo- 
gen, die Erfurter Erklärung „Bis 
hierher und nicht weiter" zu unter- 
stützen. Seit ihrer Veröffentli- 
chung am 9. Januar hat sie in  Ab- 
lehnung und Zustimmung einen 
sehr viel lebhafteren und breiteren 
Widerhall gefunden, als die Unter- 
zeichner zu hoffen gewagt haben 
- vor allem im Osten der Republik, 
aber zunehmend auch im Westen. 
Natürlich hat vor allem die Diskus- 
sion der PDS-Problematik Aufse- 
hen erregt, obwohl ihr im Text 
kaum zehn Zeilen gewidmet wa- 
ren. Trotzdem muß diese heikle 
Frage ausführlich, nüchtern und 
sachlich diskutiert werden. Daher 
steht die Analyse der voraussehba- 
ren Situation nach den Wahlen 
1998 am Anfang dieser Thesen. 

Das Szenario der Wahlen 1998 
Es ist illusorisch, die PDS kurzfri- 

stig unter die 4.5% der letzten Wah- 
len drücken zu wollen. 

Der Versuch, sie durch Manipu- 
lation am Wahlrecht oder Neuzu- 
schnitt der Wahlkreise in Ostberlin 

* Dr. Peter von Oertzen, Prof. a.D., ist Mitherausgeber der spw und 
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tentieller PDS-Wähler im ~ e s i e n  
eher zuzunehmen (Protestwähler, 
unzufriedene Gewerkschaftler). Ein 
Stimmenanteil von 1.5-2,0% im We- 
sten würde ausreichen, um die PDS 
über 5% insgesamt und damit auch 
ohne Direktmandate in den Bundes- 
tag zu bringen. 

Eine dramatische Veränderung 
der Wahlergebnisse von 1994 ist 
kaum zu erwarten. 

Fällt die PDS aus dem Bundestag, 
werden CDUICSU und FDP vermut- 
lich wieder eine knappe Mehrheit 
bekommen. 

Eine reine SPD-B'90IGrüne- 
Mehrheit ist nicht sehr wahrschein- 
lich (wenn auch nicht ausgeschlos- 
sen). 

Das wahrscheinlichste Ergebnis 
ist, daß weder Christ-Liberale, noch 
Rot-Grün die Mehrheit bekommen 
und die PDS das Zünglein an der 
Waage ist. 

In diesem Fall steht die SPD (ste- 
hen aber auch B'901Die Grünen) vor 
der Alternative: Große Koalition 
oder Mehrheit unter Einbeziehung 
der PDS. 

In einer Großen Koalition sind 
vielleicht partielle sozialpolitische 
Reformen denkbar; der dringend 
nötige grundlegende gesellschaftli- 
che Kurswechsel wäre jedoch nicht 
mit  ihr möglich. 

Die politische Alternative lautet 
heute objektiv: Sich der ,,Standortlo- 
gik" des globalisierten Weltkapitalis- 
mus unterwerfen und eine - mehr 
oder weniger sozial abgefederte - 
neoliberale Politik betreiben oder 
aber: eine entschlossene Wende 
vollziehen, hin zu einem sozialen 
und ökologischen Umbau der Wirt- 
schaft und einem erneuerten, tief- 
greifend reformierten demokrati- 
schen Sozialstaat. 

Eine solche Wende ist nur gegen 
die CDU (und natürlich die FDP) 
möglich, nicht mi t  ihr. Hinzu 
kommt, daß Teile von SPD (und 
auch der B'901Grünen) sich geistig- 
programmatisch bereits dem Neoli- 
beralismus angepaßt haben - sub- 
jektiv sicherlich mit  den besten Ab- 
sichten, dadurch Arbeitnehmerin- 
teressen zu vertreten. Nur der 
Zwang einer klaren Polarisierung ge- 
genüber Union und FDP könnte bei- 
de auf einen wirklich neuen Kurs 
bringen. 

Jahre 1966-69 verfängt nicht. Die 
Situation ist völlig anders. Die dama- 
lige christ-liberale Koalition war be- 
reits zerbrochen, der Kanzler Erhardt 
gescheitert und diskreditiert, die 
CDU/CSU zutiefst verunsichert. Die 
SPD hingegen war ein aufstrebender 
Hoffnungsträger, mi t  einer starken 
Führung und klaren politischen Al- 
ternativen (2.B. Entspannungspoli- 
tik, keynesianische Wirtschaftspoli- 
tik). Außerdem war die damalige 
wirtschaftlich-gesellschaftliche Krise 
nicht im entferntesten so tief, 
schwer und langanhaltend wie die 
gegenwärtige. 

Nicht vergessen werden sollte 
übrigens, daß sogar damals die SPD 
in der großen Koalition schweren 
Schaden erlitten hat; der Landesver- 
band Baden-Württemberg der SPD 
stürzte bei den Landtagswahlen 
1968 von 36% auf 28% ab und hat 
sich seitdem nie wieder erholt. Das 
Aufleben des Rechtsradikalismus 
1966-1 969 (NPD) hing sicherlich 
ebenfalls mit  der Großen Koalition 
zusammen. 

Unter diesen Umständen würde 
ich eine rot-grüne Minderheitsregie- 
rung mi t  Tolerierung durch die PDS 
für zwar nicht wünschenswert, aber 
doch für diskutabel halten. 

Eine Regierungsbeteiligung der 
PDS auf Bundesebene lehne ich 
strikt ab. Dieser Partei sollte vorerst 
kein Zugriff auf die politischen und 
personalpolitischen Schlüsselposi- 
tionen in der Bundesregierung ge- 
geben werden. Ein Erpressungspo- 
tential gegenüber einer solchen Re- 
gierung würde die PDS nicht haben. 
Sie würde politischen Selbstmord 
begehen, wollte sie zusammen mit 
der CDU/CSU gegen eine rot-grüne 
Regierung Front machen. 

Eine solche politische Strategie 
ist freilich extrem riskant, und es las- 
sen sich viele ernsthafte Einwendun- 
gen gegen sie erheben: Sie erfordert 
von SPD und B'90/Die Grünen politi- 
sche Disziplin, Härte, Mut  und Phan- 
tasie; daß eine rot-grüne Regierung 
diese Qualitäten aufbringen könnte, 
Iäßt sich bezweifeln. 

Unzutreffend ist jedoch m.E. der 
Einwand, eine auch nur indirekte Be- 
teiligung der PDS an der Regierungs- 
verantwortung gefährde die Demo- 
kratie. Die PDS ist eine geradezu 
chaotisch demokratische Partei und 

für neue Mitglieder zum Nulltarif zu 
haben sein wird. Angesichts der la- 
bilen volkswirtschaftlichen Situation 
der Reformstaaten erscheint es je- 
doch zumindest fragwürdig, die 
knappen Ressourcen für militärische 
Zwecke einzusetzen. 

Die Sicherheitssituation in Europa 
Im Zusammenhang mi t  der Diskussi- 
on über die Ausdehnung der atlanti- 
schen Allianz nach Mitteleuropa 
stellt sich für mich die grundlegende 
Frage nach der Sinnhaftigkeit der 
Osterweiterung. Prima ratio der Er- 
weiterungspolitik ist unverkennbar, 
den Bedeutungsverlust, den das 
Verteidigungsbündnis NATO nach 
der Zeitenwende von 1989 zunächst 
erfahren hat, zu kompensieren. Die- 
ses Interesse deckt sich mit  dem 
Wunsch der mitteleuropäischen Bei- 
trittskandidaten nach Integration in 
westliche Strukturen. 

Ausgangspunkt sicherheitspoliti- 
scher Überlegungen dürfen aus mei- 
ner Sicht jedoch nicht die in Europa 
vorhandenen Sicherheitsinstitutio- 
nen sein, sondern die tatsächliche 
und die mittelfristig erwartbare Si- 
cherheitssituation. Der Bedarf an mi- 
litärischer und ziviler Sicherheitsvor- 
sorge muß anhand tatsächlicher 
und erwartbarer Bedrohungen er- 
mittelt werden. 

Demgegenüber legt der bislang 
eingeschlagene Weg, für vorhande- 
ne Institutionen neue Aufgaben und 
neue Rollen zu finden, den Schwer- 

Weil die Aufgaben 
i m  Bereich der 
Konfliktvorbeugung, 
der Durchsetzung 
und  Wahrung von 
Minderheitenrechten 
zunehmend wichti- 
ger werden, kommt 
der OSZE eine 
Schliisselrolle zu. 

punkt der sicherheitspolitischen Ent- 
scheidungen auf den Erhalt von In- 
stitutionen, nicht auf die Erforder- 
nisse des Schutzes vor Gefahren. 

Für die Einschätzung der Sicher- 
heitssituation in Europa sind folgen- 
de Aspekte relevant: 

Mi t  der Auflösung des War- 
schauer Pakts, dem Abzug der so- 
wjetischen/ russischen Truppen aus 
Osteuropa, den baltischen Republi- 
ken und Deutschland, mit  der Um- 
setzung des Vertrages über konven- 
tionelle Abrüstung (KSE-Vertrag) 
und der dadurch erreichten Beseiti- 
gung militärischer Angriffsoptionen 
hat sich die Sicherheitslage für alle 
europäischen Länder - und in ganz 
besonderem Maße für die NATO- 
Mitglieder - grundlegend verbes- 
sert. 

Das Drängen der osteuropäi- 
schen Staaten in die NATO korre- 
spondiert nicht mit  einer akuten 
oder potentiellen Bedrohung Mittel- 
europas; es bedient vornehmlich de- 
ren Bedürfnis nach Zugehörigkeit 
und Mitgliedschaft in den etablier- 
ten westlichen Strukturen. 

Auch wenn in Rechnung gestellt 
wird, daß Rußland nach wie vor sei- 
ne innere Balance nicht gefunden 
hat, daß Demokratie und Reform- 
prozeß nicht gefestigt sind und eineG 
erneute Bereitschaft zu militärischer 
Konfrontation nicht prinzipiell aus- 
zuschließen ist, so ist ein Wiederauf- 
leben der früheren Bedrohungen 
mittelfristig nicht zu erwarten. Eine 

solche Entwicklung würde ein - ge- 
genüber heute - politisch vollstän- 
dig verändertes Rußland vorausset- 
zen, das in der Lage wäre, die in 
schlechtem Zustand befindliche rus- 
sische Armee wieder zu einem ein- 
satzbereiten, schlagkräftigen Instru- 
ment zu machen. Selbst ein Shrinov- 
skij würde hierfür mehrere Jahre be- 
nötigen. All diese Entwicklungen ha- 
ben den Bedarf nach Verteidigungs- 
leistungen der NATO im Vergleich 
zu früher drastisch reduziert. 

Jenseits des Verteidigungsfalles 
gibt es nur wenige Krisen in Europa, 
die reale militärische Gefährdungen 
repräsentieren und in denen die 
NATO zur Herstellung des Friedens 
beitragen könnte. Abgesehen von 
den weiterhin bestehenden Span- 
nungen im früheren Jugoslawien 
(Bosnien, Kosovo, Makedonien) Eine Sicherheits- 
zeichnet sich keine Krise ab, in den struktur würde sich 
Streitkräfte der NATO-Länder - sei es auf die drei Plattfor- 
unter NATO- oder WEU-Kommando men NATO, OSZE 
- eingreifen würden. Sicherheitspro- und EU gründen. 
bleme im GUS-Bereich sind für 
NATO-Missionen ohnehin nicht zu- 
gänglich. 

Über die Ruhigstellung der Kon- 
fliktparteien im ehemaligen Jugosla- 
wien hinaus wird es zukünftig also 
kaum eine Nachfrage nach militäri- 
schen Absicherungen von Friedens- 
missionen in  Europa geben; darum 
werden die derzeitigen Entscheidun- 
gen der NATO über künftige Non- 
Article-5-Einsätze und eine entspre- 
chend angepaßte neue Kommando- 
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Ausgangspunkt 
sicherheitspolitischer 

Überlegungen 
dürfen nicht die 

vorhandenen 
Sicherheitsinstitutio- 

nen sein, sondern 
die tatsächliche 

Sicherheitssituation 

Das in jede offizielle Verlautba- 
rung zur Osterweiterung pflicht- 
schuldig eingewobene Bekenntnis, 
daß die Aufnahme neuer Mitglie- 
der aus Mitteleuropa nicht gegen 
Rußland gerichtet sei, wird relati- 
viert von dem erkennbaren Unwil- 
len der NATO, das künftige Ver- 
hältnis zu Rußland auf eine völker- 
rechtlich verbindliche Grundlage 
zu stellen. 

Wenn die NATO in Rußland kei- 
nen potentiellen Feind mehr sieht, 
wenn sie Rußland stattdessen als ei- 
nen wichtigen Partner ansieht, war- 
um will sie dann einen wechselseiti- 
gen Gewaltverzicht nicht vertraglich 
kodifizieren? Warum ergreift die 
NATO nicht diese historische Chan- 
ce, die sicherheitspolitische Land- 
schaft in Europa, durch eine derarti- 
ge Übereinkunft mit Rußland grund- 
legend neu zu ordnen? 

Im Westen wird immer wieder 
angeführt, daß es hier Probleme ge- 
ben könne, weil ein Vertrag ratifizie- 
rungsbedürftig sei. Diese Argumen- 
tation ist wenig überzeugend weil 
auch die Aufnahme neuer Mitglie- 
der von den Parlamenten der NATO- 
Staaten ratifiziert werden muß. Was 
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spricht dagegen, beide Ziele parallel 
zu verfolgen? 

Ich plädiere dafür, das Verhältnis 
zu Rußland auf eine nicht-konfron- 
tative, dauerhaft tragfähige Grund- 
lage zu steilen. Probates Mittel wäre 
der Abschluß eines Vertrags über 
eine umfassende Sicherheitspartner- 
schaft zwischen der NATO und Ruß- 
land. Als Eckpunkte eines solchen 
Vertragswerks sind folgende Ele- 
mente denkbar: 

die Kodifizierung eines wechsel- 
seitigen Gewaltverzichts; 

die Verpflichtung auf nicht-mili- 
tärische Konfliktbeilegung; 

Konsultation und Abstimmung 
in allen sicherheitsrelevanten Fragen 
(Abrüstung, Rüstungskontrolle, Pro- 
liferation, Rüstungsexport, Umwelt- 
gefährdung, organisierte Kriminali- 
tät, Katastrophenschutz); 

die Fortführung des Rüstungs- 
kontroll- und Abrüstungsprozesses; 

der Verzicht der NATO auf die 
Dislozierung von ausländischen 
Streitkräften und Nuklearwaffen in 
den neuen Mitgliedsstaaten. 

Als weiteres Problem erscheint 
mir, daß die Osterweiterung Zonen 
unterschiedlicher Sicherheit schaf- 
fen könnte. Auch wenn die offizielle 
Nominierung von Neurnitgliedern 
erst für den NATO-Gipfel in Madrid 
vorgesehen ist, zeichnet sich ab, daß 
in einem ersten Schritt nur Polen, 
Ungarn und die Tschechische Repu- 
blik vom Bündnis aufgenommen 
werden. Demgegenü ber dürfen sich 
die baltischen Republiken und die 
Ukraine, also diejenigen Staaten, die 
von einem etwaigen neuen russi- 
schen Neo-Imperialismus am ehe- 
sten gefährdet wären, die gering- 
sten Hoffnungen auf eine NATO- 
Mitgliedschaft machen. 

Grundsätzlich ist zu fragen, ob 
die Erweiterung der NATO nach die- 
ser ersten Runde bereits ihren Ab- 
schluß findet, zumal dann zwei Ziele 
realisiert wären, die den Mentoren 
der Osterweiterung - den USA und 
Deutschland - wichtig waren: die 
Verankerung der NATO als dominie- 
render Sicherheitsinstitution sowie 
ein sicherheitspolitisches Glacis an 
der bundesdeutschen Ostgrenze. 

Ein Kernproblem der Osterweite- 
rung ist nicht die Frage nach den 
Neurnitgliedern, sondern die nach 
den sogenannten in-betweens, die 
vorübergehend oder dauerhaft in ei- 
ner ungesicherten Mittellage zwi- 
schen einer erweiterten NATO und 
Rußland verbleiben. Welche Sicher- 
heitsangebote hat die NATO für die- 
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se Staaten, die sich allesamt Hoff- 
nung auf eine Mitgliedschaft im 
Bündnis machen? 

In der Schlußerklärung des 
OSZE-Gipfels von Lissabon vom De- 
zember 1996 haben sich die Teil- 
nehmerstaaten verpflichtet, ihre Si- 
cherheit nicht auf Kosten der Sicher- 
heit anderer Staaten [zu] festigen. 
Diesem Anspruch kann die Erweite- 
rung der NATO um einige ausge- 
wählte Staaten Mitteleuropas nicht 
genügen! 

Ein weiteres Problem stellen die 
möglichen Rückwirkungen auf Rü- 
stungskontrollabkommen dar. Die 
Befürchtung, daß der Prozeß der 
NATO-Osterweiterung negative 
Rückwirkungen auf den Fortgang 
konventioneller Rüstungskontrolle 
und Abrüstung in Europa haben 
werde, scheint vorerst gebannt. Mit- 
te Februar haben die NATO-Staaten 
in Wien jedenfalls erste konstruktive 
Vorschläge für eine Anpassung des 
KSE-Vertrags an die veränderten 
Rahmenbedingungen vorgelegt. 

Die positiven Impulse, die zur 
Zeit von den Wiener Gesprächen 
ausgehen, müssen aufgenommen 
werden und in Schritte zu weiterer, 
substantieller Abrüstung in Europa 
einmünden. Es bleibt zum gegen- 
wärtigen Zeitpunkt jedoch weiterhin 
fraglich, inwieweit die Erweiterungs- 
pläne der NATO ein politisches Klima 
schaffen, das die Ratifizierung des 
SALTI/-Abkommens durch die russi- 
sche Staatsduma sowie den Einstieg 
in weiterführende Gespräche über 
die Reduzierung von Nuklearwaffen 
(SALTI//) verhindert. 

Anzusprechen sind überdies die 
Kostenaspekte. Das Congressional 
Budget Office (CBO) legte im März 
1996 einen Bericht vor, in dem ver- 
schiedene Varianten des Integrati- 
onsprozesses durchgerechnet wur- 
den; die Bandbreite der Berechnun- 
gen variiert zwischen 19 und 73 
Mrd Dollar, von denen die NATO- 
Partner den Löwenanteil tragen 
müßten. 

Es kann nicht überraschen, daß 
die Kosten im Vorfeld der Erweite- 
rung aus politischen Gründen her- 
untergerechnet werden. So beziffert 
eine aktuelle Pentagon-Studie die 
Mittel, die von den USA aufzuwen- 
den wären, auf lediglich 150 bis 200 
Mi0 Dollar pro Jahr, verteilt auf ei- 
nen Zeitraum von fünfzehn Jahren. 

Bei aller Unklarheit über den 
endgültigen Finanzbedarf darf man 
davon ausgehen, daß die Erweite- 
rung der NATO weder für alte, noch 
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hat mit der straff organisierten kom- 
munistischen Kaderpartei alten Stils 
nichts mehr zu tun. Die seriösen Ber- 
liner Parteienforscher Neugebauer 
und Stöss erklären in ihrem Buch 
über die PDS (Opladen 1996) die 
Partei zwar für ,,anachronistisch und 
tendenziell entbehrlich", aber für 
gegenwärtig ,,notwendig und nütz- 
lich", und jedenfalls nicht für prinzi- 
piell antidemokratisch. 

Ein in dieselbe Richtung gehender, 
aber ein wenig anders begründeter 
Einwand lautet: Eine Regierung, die 
sich u.a. auf das alte SED-Milieu in der 
PDS-Wählerschaft stütze, sei für viele 
Wählerinnen und Wähler moralisch- 
politisch desavouiert und daher nicht 
erträglich. Hier sollte madfrau sich 
der 50er Jahre entsinnen. In dieser Zeit 
(und ich habe sie bewußt und poli- 
tisch miterlebt) war in der Flüchtlings- 
partei BHE, teilweise aber auch in der 
Deutschen Partei und der FDP das alte 
Nazi-Milieu massiv präsent. Trotzdem 
haben weder SPD, noch CDUICSU Ab- 
stand genommen, mit diesen Parteien 
zusammenzuarbeiten und sogar re- 
guläre Regierungsbündnisse abzu- 
schließen (in Schleswig-Holstein, Nie- 
dersachsen, Hessen, Bayern und sogar 
auf Bundesebene.). 

Natürlich heiligt auch der beste 
Zweck nicht alle Mittel. Wäre die 
PDS eine wirkliche Gefahr für die 
Demokratie, käme eine irgendwie 
geartete Zusammenarbeit mit ihr 
nicht in Betracht. Auf der anderen 
Seite ist jedoch eine Fortsetzung der 
neoliberalen Politik auf die Dauer 
tatsächlich für die Demokratie ge- 
fährlich. 

Hingegen muß der Einwand sehr 
ernst genommen werden, daß eine 
Strategie, wie sie hier erwogen wird, 
der Regierung Kohl die Wähler zu- 
treiben und die erwünschte rot-grü- 
ne Mehrheit gerade verhindern 
rnüßte. Ich frage allerdings, ob die 
Weigerung, über dieses Problem 
überhaupt zu diskutieren, am Dilem- 
ma für SPD und B190/Die Grünen 
wirklich etwas ändern würde. Daß 
die CDUICSU sich auch durch noch 
so entschiedenes Wohlverhalten 
nicht von ihrer längst geplanten 
.,Rote Socken"-Kampagne abhalten 
lassen wird. ist offensichtlich. 

Außerdem könnte es Wählerin- 
nen und Wähler geben, die mit der 
Regierung Kohl sehr unzufrieden 
sind und die auch denken und 
rechnen können. Sie wissen ganz 
genau, daß u.U. ein ,,Nie mit 
Gysi!" bedeuten kann: ,,Dann lie- 
ber mit Kohl oder Schäuble!" Und 

es ist gar nicht ausgemacht, daß 
sie eine solche Strategie von SPD 
und B'90/Die Grünen zustimmend 
aufnehmen werden. 

Und im übrigen: Was passiert, 
wenn SPD und B'90IDie Grünen ihre 
Strategie, über diese Probleme gar 
nicht erst zu diskutieren, bis 1998 
durchhalten und am Abend der 
Wahl vor der Frage stehen: Große 
Koalition Ja! oder Nein! Es könnte 
eine mörderische Zerreißprobe für 
beide Parteien werden. 

Es geht nicht i n  erster Linie um 
die PDS 

Unter diesen Umständen scheint 
es mir das geringere Übel zu sein, 
der Diskussion nicht länger auszu- 
weichen. Die Parteiführungen von 
SPD und Bündnisgrünen haben sich 
freilich festgelegt. Aber ihre ,,Basisu: 
Funktionäre und Mitglieder, Anhän- 
ger und potentielle Wähler, könnten 
und müßten die Diskussion führen. 

Dabei geht es nicht in erster Linie 
um die PDS, wie die Medien weiszu- 
machen versuchen. Und es ist kein Zu- 
fall, sondern Ausdruck der Überzeu- 
gung der Initiatoren der ,,Erfurter Er- 
klärung", daß sie dieses Problem nur 
am Rande berühren. Der Kern der Er- 
klärung ist der Versuch, die Bürgerin- 
nen und Bürger dazu zu bewegen, 
selber tätig zu werden und der offizi- 
ellen ,,OppositionJ' der Parteien klar- 
zumachen, daß und aus welchen 
Gründen sie eine neue Politik und da- 
her eine neue Regierung wollen. 

Wenn SPD und Bündnisgrüne 
die Wählerinnen und Wähler von 
der Notwendigkeit einer neuen Poli- 
tik überzeugen wollen, müssen sie 
ihnen sagen und mit ihnen darüber 
reden, aus welchen Gründen und 
mit welchen Zielen sie eine solche 
Politik wollen. 

Vordringlich ist dafür eine klare, 
einprägsame, überzeugende und gut 
begründete gesellschaftspolitische Al- 
ternative. Sie muß in der nächsten Zeit 
entwickelt, formuliert und konse- 
quent vertreten werden, in den Partei- 
en, neben den Parteien und gegebe- 
nenfalls über die Parteien hinweg. 

Die Parteien der offiziellen ,,Op- 
position" würden sich täuschen, 
wenn sie glaubten, die Bürgerinnen 
und Bürger warteten still, gehorsam 
und vertrauensvoll, bis ihnen wenige 
Monate vor den Wahlen in der Form 
von Parteitagsbeschlüssen und 
Wahlprogrammen mitgeteilt wird, 
weshalb und mit welchen Zielen sie 
Kohl abwählen sollen. Und sie 
täuschten sich auch, wenn sie glau- 

ben sollten, daß die Bürgerinnen 
und Bürger nicht auch selber in der 
Lage seien, ihre Interessen, Wünsche 
und Ziele zu vertreten. 

Im letzten Absatz der Erfurter Er- 
klärung steht der Satz: ,,Ein neuer ge- 
sellschaftlicher Aufbruch kann die 
Mehrheit in Bonn und für Berlin ver- 
ändern. Parteiförmige Politik allein 
kann das Vertrauen der Bevölkerung 
in ihre Demokratie nicht mehr hinrei- 
chend begründen." Dieser Satz ist die 
strategische Kernaussage der Erklä- 
rung (und nicht die kurze Passage 
über die Parteien und die PDS). Er 
spricht die Aufforderung, die Bitte an 
die Bürgerinnen und Bürger aus, sel- 
ber tätig zu werden und ihre Hoffnun- 
gen, Erwartungen und Forderungen 
gegenüber der offiziellen Opposition 
öffentlich auszusprechen. 

Kampagne für  eine gesellschaft- 
liche Alternative 

Das Ziel der ,,Erfurter Erklärung" 
war und ist also nicht, einmal öf- 
fentlich die Stimme zu erheben und 

Ihre Ort-Gebundenheit 
ist RaRI. aber nicht 
Beschränkung. Ihre Visionen 
wuneln im kritischen 
RUckblick und i n  der Sorge 

WOPIE krealiv wil l mehr 
w i sen  ubm dar, war in 
unrera Zell Utopie sein kann. 

Gesicht nach Westen 

Konkurrenz und 

erabonnement: DM 120 

e Monatszeitschrift 

( u g l .  Versandkosten) 

D i h r m i t  ver- s i c h u r n ~ ~ k c i .  I*. 
W... LDI <PWI. . .  M. .P * I W , d n  w m ~ " ~ I Y r r .  

Vordringlich ist eine 
klare, einprägsame, 
überzeugende und 
gut  begründete 
gesellschaftspoliti- 
sche Alternative. Sie 
rnuß in  der nächsten 
Zeit entwickelt und 
konsequent vertre- 
ten werden, in den 
Parteien, neben den 
Parteien und 
gegebenenfalls über 
die Parteien hinweg. 
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dann die Politik wieder ihrem ge- 
wohnten Selbstlauf zu überlassen. 
Ihr Ziel ist es, die Bürgerinnen und 
Bürger zu ermuntern, sich ständig 
und immer wieder selber in die poli- 
tische Meinungs- und Willensbil- 
dung einzumischen und dadurch - 
sagen wir es offen - einen gewissen 
Druck auf die offizielle Politk auszu- 
üben. 

Ziel der Erklärung ist also, so et- 
was wie eine Kampagne zu eröff- 
nen. Eine solche politische Kampa- 
gne würde das Profil der Oppositi- 
on  insgesamt schärfen und die po- 
litische Glaubwürdigkeit von SPD 
und B190/Die Grünen erhöhen; 
(u.U. würde sie, wenn sie denn zu- 
stande käme, das PDS-Problem 
entschärfen oder sogar ausräu- 
men.) 

Voraussetzung dafür ist freilich 
eine sich herausbildende klare ge- 
sellschaftliche Alternative zum 

Kurs der Regierung Kohl. Auch die 
Herausbildung einer solchen Alter- 
native sollte nicht allein der offizi- 
ellen Opposition überlassen blei- 
ben. Außerhalb der Regierungen, 
Parlamente, Bürokratien und Par- 
teiführungen g ibt  es genügend 
Sachverstand und Engagement, 
solche Alternativen zu formulieren 
und in  den Meinungs- und Willen- 
bildungsprozeß der Oppositions- 
parteien einzubringen. Insbeson- 
dere die Gewerkschaften haben 
nicht nur das Recht, sondern im In- 
teresse der von ihnen vertretenen 
Arbeitnehmerlnnen auch die 
Pflicht, an der Erarbeitung solcher 
Alternativen mitzuwirken. 

Angesichts dieser Aufgabe ist 
die Diskussion über mögliche par- 
teipolitische Konstellationen oder 
Koalitionen 1998 keine vordringli- 
che Aufgabe. Es muß klar werden, 
daß die Opposition eine wirkliche 

gesellschaftspolitische Wende will. 
Und es muß klar werden, daß sie 
mit  den Kräften, die die jetzige Re- 
gierung tragen, nicht erreicht wer- 
den kann, sondern nur in einem 
Bündnis der politisch bewußten 
Arbeitnehmerschaft m i t  der Ökolo- 
giebewegung, den um ihre Rechte 
kämpfenden Frauen und aller kriti- 
schen Bürgerinnen und Bürger. Ist 
das klar. ergeben sich die parteipo- 
litischen Konsequenzen von selbst. 

SPW 

Die NATO-Ost- ie Osterweiterung der NATO 
ist gegenwärtig das beherr- 

schende sicherheitspolitische D. 
Thema; die Brisanz der Erweite- 
rungspolitik bürgt dabei für eine un- 

nung der NATO nach Osten das Ver- 
hältnis zu Rußland schwerwiegend 
belasten, sich damit nachteilig auf 

erweiterung: Kein die Gestaltung kooperativer Sicher- 
heitspolitik auswirken und eventuell 
gar zu einer erneuten Teilung des Sicherheitsgewinn verändert kontroverse Diskussion. 

Der Doyen der US-amerikani- 
schen Rußland-Diplomatie, der frü- 

Kontinents führen könnte. Die 
NATO und Rußland versuchen zur Ziel der, E h r t e r  

Erklärung" ist es, 
eine Kampagne zu 

eröffnen. Eine solche 
politische Kampagne 
würde das Profil der 

Opposition insge- 
samt schärfen und 

die politische 
Glaubwürdigkeit von 

SPD und B190/Die 
Grünen erhöhen. 

für Europa! Zeit zwar ihre Kontroverse über die here Botschafter in der Sowjetunion, 
George F. Kennan, hat in  seinem 
vielbeachteten Artikel NATO Expan- 
sion Would be a Fateful Blunder in 
der New York Times vom 6. Februar 
1997 jüngst eindringlich vor den 

Erweiterungspolitik im Dialog zu 
entschärfen; es gibt jedoch keine 
Gewähr für eine einvernehmliche 

Plädoyer für eine integrative Sicherheitspolitik 

von Katrin Fuchs* Lösung. 
In diesem Zusammenhang sollte 

man das Verhältnis zwischen der 
NATO und Rußland eingehender be- 
trachten. Der Dialog zwischen der 
NATO und Rußland krankt bislang 

Konsequenzen der Erweiterungspo- 
litik gewarnt. Aus seiner Sicht wäre 
dieser Schritt der verhängnisvollste meinsames Gremium, das wahlwei- 

se als NATO-Rußland-Rat oder als 5 
77 etikettiert wird, sowie eine Auf- 
nahme Rußlands in den erlauchten 

Fehler der amerikanischen Politik in 
der gesamten Ära seit dem Ende des an der offenkundigen Asymmetrie 

zwischen den Akteuren. Auf der ei- 
nen Seite eine selbstbewußte, intak- 

Kalten Kriegs. 
Kreis der führenden Industrienatio- Bei aufmerksamer Lektüre der 

veröffentlichten Meinung in den 
USA zeigt sich, daß der Chor derjeni- 
gen, die Bedenken in Bezug auf die 
Erweiterung der NATO vorbringen, 

te NATO, die sich als Gewinnerin des 
Kalten Krieges sieht und nach dem 
Ende der Blockkonfrontation nach 

nen. 
All diese Anreize können jedoch 

nicht kaschieren, daß die NATO in 
neuen Aufgaben sucht. Auf der an- 
deren Seite ein angeschlagenes Ruß- 
land, dessen strukturelle Krise den 

dem für Rußland entscheidenden 
Punkt bislang keine Konzessionsbe- 
reitschaft zeigt: ein vertraglich defi- 
niertes Verhältnis zur NATO. 

Zur Besänftigungsstrategie ge- 
hört auch, daß die nordatlantische 

in den letzten Wochen lauter und 
vielstimmiger wird. Man kann 
durchaus den Eindruck gewinnen, 
als sollte die Vielzahl von Artikeln, in 
denen die möglichen negativen Fol- 
gen der Erweiterungspolitik disku- 

einstigen Weltmachtanspruch infra- 
gestellt. 

Die NATO begegnet Rußland aus 
einer Position der Stärke; sie sieht Allianz sich gegenüber Rußland stets 

tiert werden, als publizistisches 
Sperrfeuer gegen die Ausweitung 
des atlantischen Bündnisses dienen. 

sich in einer winner-position, d.h. sie 
glaubt, daß sie in der Kontroverse 
mit Rußland alle Trümpfe in der 
Hand hält. Rußland habe letztlich 
keine Alternative, als die Osterweite- 
rung der NATO hinzunehmen. Re- 

als reformierte, neue NATO darzu- 
stellen versucht; als Beleg für den in- 

zialwissenschaftlerin aus Hattingen, Wir wollen dies künftig im spw-in- 
will schwerpunktmäßig die Themen- tern deutlicher werden lassen und 
felder Sozialpolitik, Frauenpolitik stärker über die Personen berichten, 
und Staatsreform betreuen. Unser die im Kontext der spw politisch ar- 
Redaktionsmitglied Frank Wilhelmy beiten - oder mal gearbeitet haben. 

neren Wandel und ihre Bereitschaft 
Da befinde ich mich in guter Gesell- 
schaft, wenn ich die Erweiterungs- 
politik der NATO im folgenden 

zu Dialog und Kooperation mi t  den 
ehemaligen Gegnern in der W O  
wird auf die Partnerschaft für den 

ebenfalls einer kritischeren als der 
gemeinhin üblichen Betrachtung 
unterziehe. 

präsentanten der NATO machen kei- 
nen Hehl aus der Einschätzung, daß 
Rußlands Rückzug in den Schmoll- 

Frieden verwiesen. Vorrangiges Ziel 
der Reformbemühungen sind je- 
doch Umstrukturierungen, die die 

Bntern ist mittlerweile als Mitarbeiter des Berufliche ~ e r ä n d e r u n ~ e n  haben 
Bundestagsabgeordneten Kurt Neu- nämlich oft  zwei Seiten: neue Quali- 
mann tätig und wird sich zusammen 
mit Burkhard Winsemann, der bei 
spw-Mitherausgeber Detlev von Lar- 
cher MdB arbeitet, um verstärkte Be- 
richterstattung über Vorgänge im 
,,Raumschiff Bonn" kümmern. 

Seit kurzem gibt es eine AG Ge- 
werkschaften der spw. Der spw na- 
hestehenden Menschen, deren Ar- 
beitsschwerpunkt im Bereich der 
Gewerkschaften liegt, soll hier ein 
spezieller Diskussions- und Arbeits- 
zusamenhang geboten werden. 
Mittlerweile sind ja etliche auch be- 
ruflich hier tätig, so von den Heraus- 
geberlnnen Uwe Kremer und Tho- 
mas Westphal. An der AG Interes- 
sierte sollten sich bei letzterem mel- 
den und können von ihm auch nä- 
heres erfahren, Tel. 02327-98281 5 
(dienstl.). 

Daß spw mehr ist als eine Zeit- 
schrift, wissen all diejenigen, die mal 
an den Frühjahrs- oder Herbsttagun- 
gen und dem Crossover-Prozeß teil- 
genommen haben bzw. teilnehmen. 

fikationen und Zugänge zu Themen 
und Zusammenhängen, die für die 
spw wichtig sind, auf der einen Sei- 
te, auf der anderen Seite aber auch, 
daß man sich aus den Augen ver- 
liert. Die spw soll so auch stärker ein 
Netzwerk politisch denkender und 
arbeitender Menschen sein. Wir 
freuen uns deshalb über interessan- 
te persönliche Mitteilungen, die zur 
Veröffentlichung gebracht werden 
sollen. 

Zwei Hinweise noch zum spw- 
Verlagsprogramm: Das angekündig- 
te Buch ,,Vor dem Kollaps? Die Zu- 
kunft der großen Städte", hrsg. von 
Hans Günter Bell und Andrea Nah- 
les, erscheint Mitte April und kann 
jetzt beim spw-Verlag bestellt wer- 
den. Die Preisangabe zu dem Buch 
über 75 Jahre Kölner Jusos ,,... die 
treiben es ja auch zu weit" ist im 
Verlagsprogramm fehlerhaft ausge- 
druckt, es kostet 9,80 DM. 

Aus meiner Sicht wird die Erwei- 
terung des Bündnisses um neue Mit-  
glieder aus Mitteleuropa zu wenig 

winke1 und eine etwaige atmosphä- 
rische Verschlechterung in den bila- 
teralen Beziehungen für das Land 

Allianz schlagkräftiger machen und 
- über den Aufbau von sogenann- 
ten Krisenreaktionskräften - deren 

problematisiert; ich kritisiere, daß es 
hierzulande bislang keine intensive 
und differenzierte Debatte über die- 

nachteiligere Folgen haben werde, 
als den Dialog und die Kooperation 
mit  dem Westen - trotz Osterweite- 

globale Interventionsfähigkeit erhö- 
Liebe Leserinnen und Leser, hen sollen. 

In diesem Zusammenhang eine 
am 25.-27.04.97 findet die Früh- 

jahrstagung derspw statt. Dabei sol- 
len diesmal Diskussionen zur Proble- 
matik der Europäischen Währungs- 
union und zu linker Europapolitik im 
Mittelpunkt stehen. Als Referenten 
und Diskussionspartner werden u.a. 
lngo Schmidt von der Memoran- 
dum-Gruppe, Harald Bauer vom In- 
stitut für internationale Politik, 
Bernd Lange (SPD-MdEP) und Heiko 
Thomas von der LAG Europa der 
Grünen zur Verfügung stehen. In- 
teressierte können weitere Informa- 
tionen erhalten und sich anmelden 
bei Joachim Schuster, Brokstr. 58, 
28203 Bremen, Tel. und Fax 0421 - 
74923. 

Die Zeitschrift hat ein neues Re- 
daktionsmitglied: Joan Mirbach, So- 

se heikle Frage gegeben hat - leider 
auch nicht in der spw. Auch meiner 

rung - fortzuführen. kurze Randbemerkung: Nach einer 
Studie des Commonwealth-lnstitu- Die Ausweitung der 

tes, die Mitte Februar bekannt wur- NATO nach Osten 

de, haben die USA und ihre Verbün- könnte das Verhält- 

deten nach dem Ende des Kalten n i s ~ ~  Rußland 
Krieges dreimal soviel Geld für ihre schwenviegend 

Streitkräfte ausgegeben, wie diejeni- belasten. 

Diese Einstellung verstellte lange 
Zeit den Blick für die prinzipiell nega- Partei kann ich diese Kritik nicht er- 

sparen. Nach der Zeitenwende von 
1989 ist es von allen sträflich ver- 

tive Haltung Moskaus gegenüber 
der Erweiterungspolitik. Erst neuer- 
dings, im Vorfeld des nächsten 
NATO-Gipfels, der Anfang Juli in 

säumt worden, nach Optionen für 
ein umfassendes, gesamteuropäi- 
sches Sicherheitssystem zu suchen; 
stattdessen wurde die sicherheitspo- 
litische Debatte auf die Osterweite- 
rung der NATO verengt. 

Madrid stattfinden wird und in des- 
sen Verlauf die ersten Neumitglieder 
nominiert werden sollen, entfaltet 
das Bündnis eine hektische Betrieb- 
samkeit, um Rußland das Njet zur 
Osterweiterung abzuhandeln. 

gen Staaten, die als mögliche Geg- 
ner des Bündnisses in Betracht kom- 
men ... . Vor diesem Hintergrund 
Iäßt sich vielleicht besser verstehen, 
warum Rußland ein Vorrücken der 
NATO nach Osten ablehnt. Die Risiken der Osterweiterung 

Ich habe mich stets kritisch zur ge- 
planten Osterweiterung der NATO 
geäußert; meine Bedenken möchte 
ich an dieser Stelle noch einmal kurz 
zu Protokoll geben. 

Der gewichtigste Einwand be- 
zieht sich darauf, daß die Ausdeh- 

In munterer Abfolge werden 
jetzt immer neue Vorschläge präsen- 
tiert, um Rußlands Bedenken zu ent- 
kräften. Im Angebot sind die Bil- 
dung einer gemeinsamen Brigade 
für friedenserhaltende Einsätze nach 
dem Vorbild der IFORISFOR, ein ge- 

* Katrin Fuchs, MdB, ist parlamentarische Geschäpsführerin der 
SPD-Bundestagsfraktion, Mitglied der Schwerpunktkommission 
Au&n-und Sicherheitspolitik beim SPD-Parteivorstand, und 
Mitherausgeberin der spw Ralf Krämer 
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war. Um das Parlament den Faschi- 
sten nicht allein zu überlassen. führt 
er die KPI als einzige Partei dorthin 
zurück und nutzte es demonstrativ 
als antifaschistische Tribüne. 

Indem sie konsequent das Parla- 
ment als wesentliche Institution der 
Zivilgesellschaft verteidigten, ver- 
buchten die Kommunisten einen 
enormen Popularitätszuwachs. 
Trotz des weißen Terrors verdrei- 
fachte sich in diesen Monaten die 
Mitgliederzahl, und die Zahl der 
Abonnentlnnen der Un i t i  stieg auf 
60.000. Hier wurde die Grundlage 
dafür gelegt, daß die KPI nach dem 
2.Weltkrieg sofort als Massenpartei 
Wiedererstand. 

Als Mussolini 1926 das Parla- 
ment endgültig ausschaltete, mußte 
er für die Ausschaltung der Kom- 
munisten eine separate Begrün- 
dung finden: Staatsstreichabsichten. 
Gramsci, der zu zwanzigjähriger 
Haft verurteilt wurde, starb schon 
am 27. April 1937. 

Stat t  Dik tatur  des Proletariats 
eine Verfassunggebende 
Versammlung 
Seit Ende der zwanziger Jahre ver- 
teufelte die Komintern die Sozial- 
demokratie als Sozialfaschismus. 
Das führte auch zum Ausschluß ei- 
niger Parteimitglieder der KPI. Weil 
er im  Gefängnis gegen diese Linie 
opponierte, wurde Gramsci von 
vielen kommunistischen Mitgefan- 
genen geschnitten. Zeitweise war 
er eher m i t  Anarchisten befreundet 
- und dem Sozialisten Sandro Per- 
tini, dem späteren Staatspräsiden- 
ten. Die politische Botschaft, die er 
in seinen letzten Lebensjahren der 
Partei vermittelte, war nicht das 
Ziel einer Diktatur des Proletariats, 
sondern eine Verfassunggebende 
Versammlung aller am antifaschi- 
stischen Kampf beteiligten Partei- 
en. Da er überzeugt war, daß der 
Faschismus nicht von den Kommu- 
nisten allein, sondern nur im Bünd- 
nis m i t  anderen gesellschaftlichen 
Gruppen beseitigt werden könne, 
sei es auch unmöglich, danach 
eine Gesellschaft ohne deren poli- 
tische Präsenz zu errichten. 

Auch in Anbetracht bekannter 
Probleme und Differenzen, die zwi- 
schen seiner und Togliattis politi- 
scher Arbeit bestanden, lassen sich 
seine wesentlichen Einflüsse auf die- 
sen nicht wegdiskutieren. Nachdem 
sich Togliatti dem extremen Sektie- 
rertum der Komintern kurzzeitig 
beugen mußte, war er neben Georgi 

Dimitroff derjenige, der dessen 
Überwindung betrieb. Damit wurde 
der KP Spaniens und Frankreichs der 
Eintritt in die Volksfront möglich, 
schließlich auch die italienische Resi- 
stenza, die von den Kommunisten 
bis hin zu den Katholiken reichte. So 
kamen die von Gramsci erstrebten 
neuen gesellschaftlichen Blöcke zu- 
stande. Daß sie ohne den Einfluß 
aus Moskau historisch effizienter ge- 
wesen wären, steht auf einem ande- 
ren Blatt. Gramscis bündnispoliti- 
scher Einfluß Iäßt sich bis zum ,hi- 
storischen Kompromiß' Enrico Ber- 
linguers verfolgen. Darüber hinaus 
fand in Italien bis in die 80er Jahre 
eine Gramsci-Rezeption von quasi 
allen gesellschaftlichen Gruppen 
statt, bis hin zu katholischen Krei- 
sen. 

Ich wollte hier einmal weniger be- 
kannte Seiten des bislang zumeist nur 
unter revolutions- und demokratie 
theoretischen Gesichtspunkten analy- 
sierten Begriffs der Zivilgesellschaft bei 
Gramsci aufzeigen, der erst in den Ge- 
fängnisheften auftaucht, aber auf den 
vorangehenden politischen Erfahrun- 
gen beruht. Leider konnte nur ange- 
deutet werden, daß Gramscis Kultur- 
konzeption mit dem Diskurs der be- 
weglichen politischen Blöcke korre- 
spondierte anstatt ein normatives Ziel 
zu setzen, wie es der in der Sowjetuni- 
on propagierte ,Sozialistische Realis- 
mus' tat. 

Dieser Rückblick auf den zu Leb- 
zeiten gescheiterten Gramsci zeigt, 
daß die politischen Bündnisse, die 
zur Errichtung einer neuen sozialen 
Perspektive notwendig sind, offen- 
sichtlich leichter zustandekommen, 
wenn die Gesellschaft bereits in ei- 
nen Abgrund geraten ist. Für uns ist 
es deshalb wichtig, rascher und 
gründlicher aus der Geschichte zu 
lernen, als es frühere Generationen 
taten. s p w  
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E in kleines Jubiläum wurde am 
14. und 15. Dezember 1996 in 
Hannover gefeiert. Knapp 150 

Jusos trafen sich dort zum Kongreß 
,,25 Jahre Hannoveraner KreisIJuso- 
Linke". Und daß dieses Jubiläum 
überhaupt gefeiert werden konnte, 
ist bemerkenswert: Seit der 69er 
Linkswende der Jusos hat sich viel 
getan im Verband - all die notwen- 
digen wie 2.T. schmerzlichen Um- 
brüche im Zuge gesellschaftlicher 
und politischer Veränderungen hat 
nur eine Strömung ijberlebt. Die 
Juso-Linke, die sich bewußt in die 
Tradition des Hannoveraner Kreises 
(HK) stellt, ist die einzige, die noch 
als organisierte und konstruktive 
Kraft im Verband wirkt. Daher wur- 
de auch mit Stolz dieses Jubiläum 
von alten wie jungen Genosslnnen 
gefeiert. Aber die Frage, die sich ei- 
nem aufdrängt, ist: Was sind die 
Gründe, daß gerade diese Strömung 
überlebt hat? 

Theoretische Arbei t  
1 .) Der Hannoveraner Kreis und die 
Juso-Linke haben stets an der konse- 
quenten Weiterentwicklung der 
marxistischen Theorie auf Grundlage 
des historischen Materialismus gear- 
beitet. Theorie wurde und wird im- 
mer verstanden als permanentes Be- 
mühen, ein aktuelles Verständnis 
von Praxis zu erlangen, d.h. ein Ver- 
ständnis von gesellschaftlichen Be- 
wegungen und Funktionsweisen. In 
diesem Sinne ist für uns ein theoreti- 
sches Fundament Grundvorausset- 
zung für politische Handlungsfähig- 
keit. 

,,StamokapN ist eines der tief ver- 
wurzelten Reizwörter, mi t  denen der 
Hannoveraner Kreis unwiderruflich 
verbunden war. Auch wenn vielen 
heute eine Definition von ,,Stamo- 
kap" abgeht, so ist doch bemerkens- 
wert, welche Ausstrahlungskraft 
dieses Schlagwort noch bis heute 
besitzt. Aber bei aller Tradition sollte 
man nicht die Mängel übersehen, 
mit der die Theorie des Staatsmono- 
polistischen Kapitalismus (kurz Sta- 
mokap oder SMK) behaftet ist: Zu 
sehr wird gesellschaftliche Regulie- 
rung auf das Verhältnis von Staat 
und Markt reduziert. Zu wenig wird 
die Organisation und Struktur der 
Gesellschaft in ihren selbständigen 
Dimensionen reflektiert. Anstelle der 
Benennung eigener Herausforde- 
rungen wurde mit der Stamokap- 
Theorie eine Endzeittheorie der kapi- 
talistischen Entwicklung manife- 
stiert.' So finden sich in den ,,Herfor- 

der ThesenM2 weder eine Verarbei- 
tung der Feminismus-Debatten, 
noch eine Einschätzung über die 
Entstehung Neuer Sozialer Bewe- 
gungen oder konkrete Vorstellun- 
gen zur Herausbildung von Klassen- 
bewußtsein. 

Dies entsprang den Vorstellun- 
gen der ,,68er", kurz vor dem Bruch 
des Systems zu stehen. Mi t  den wirt- 
schaftlichen Instabilitäten und der 
gleichzeitigen Formierung der Rech- 
ten Ende der 70er Jahre wurde spä- 
testens mi t  dem Regierungwechsel 
1982 deutlich, daß man weit ent- 
fernt von einer „sozialistischen Um- 
gestaltung'' war. 

Wie konnte die konservative He- 
gemonie aufgebaut werden? Und 
wie ist sie wieder zu durchbrechen? 
Nicht zufällig setzte zu diesem Zeit- 
punkt daher eine Wiederbelebung 
von Gramscis Theorien zu Staat und 
Gesellschaft ein. Sah Gramsci sich in 
Italien nicht auch in  der Situation, 
daß alle prognostizierten Revoluti- 
onsträume in der Luft zerplatzten 
und sich statt eines sozialistischen 
Systems die aggressivste Form des 
Kapitalismus, der Faschismus, mit  
der Unterstützung der Massen 
durchsetzen konnte?! In dieser Pha- 
se gewann die Betrachtung gesell- 
schaftlicher Bewegungsgesetze 
nicht nur in Italien an Gewicht. 

In den ,,53 Thesenaa3 des von spw 
und HK getragenen Projekt Moder- 
ner Sozialismus finden sich daher 
Überlegungen wieder, die sowohl 
von Gramscis Hegemoniekonzept 
wie auch von der französischen re- 
gulationstheoretischen Diskussion 
um Fordismus und Postfordismus 
geprägt sind. Das Verhältnis von 
Staat und Gesellschaft sowie Markt 
und Gesellschaft steht im Vorder- 
grund. Statt der kapitalistischen Prä- 
gung des Staates wurde seine Auf- 
gabe als ,,PionierM betont. 

Politisch-strategische 
Orient ierungen 
2.) Der Hannoveraner Kreis und die 
Juso-Linke waren immer bemüht, 
eine den Kräfteverhältnissen ange- 
paßte und aus dem Verständnis der 
Praxis resultierende politisch-strate- 
gische Ausrichtung vorzunehmen, 
die mit einem gesellschaftlichen Ge- 
staltungsanspruch verbunden ist. 
Zunächst stand dabei die gewerk- 
schaftliche und später dann die ju- 
gendpolitische Orientierung im Mit- 
telpunkt. Seit der 69er Linkswende 
formulierten zwar die Jusos insge- 
samt, nicht mehr einfach nur der 

25 Jahre Hanno- 
veraner Kreis/ 

Juso-Lin ke 
von Yasmin Fahimi und Ulf-Birger Franz* 

Parteinnachwuchs zu sein, sondern 
erhoben den Anspruch, eine eigen- 
ständige politische Kraft darzustel- 
len. Der Hannoveraner Kreis und die 
Juso-Linke verstanden und verste- 
hen aber die ,,Doppelstrategie" 
nicht als ,,Scharnieru zwischen Be- 
wegung und Partei. Als eigenständi- 
ge sozialistische Kraft war und ist es 
auch immer unser Anspruch gewe- 
sen, unmittelbar in den gesellschaft- 
lichen Formierungsprozeß einzu- 
greifen. Eine starke Massenbewe- 
gung ist die Grundvoraussetzung 
für eine Gestaltung und Orientie- 
rung der Partei. 

Auch in diesem Sinne war die 
Stamokap-Theorie umstritten. Die 
kapitalistische Prägung des Staats 
schränkt die Handlungsfähigkeit ei- 
ner Regierungsmacht ein. Daher 
warnte der Hannoveraner Kreis im- 
mer vor einer Überbewertung inner- 
parteilichen Terraingewinns. Aller- 
dings blieb damit auch unklar, wozu 
dann eigentlich die Besetzung von 
Ämtern und Mandaten überhaupt 
diente. 

Als wichtiger erscheint es daher, 
daß mit der jugendpolitischen Ori- 
entierung jeweils eine konkretere 
Handlungsoption entwickelt werden 
sollte, wie in die Formierung zukünf- 
tiger Klassengesellschaft eingegrif- 
fen werden kann. 

Theorie wurde und 
wird immer verstan- 
den als permanentes 
Bemühen, ein 
aktuelles Verständnis 
von Praxis z u  
erlangen, d. h. ein 
Verständnis von 
gesellschaftlichen 
Bewegungen und 
Funktionsweisen. 

Organisierter Generations- 
wechsel 
3.) Anders als der Gesamtverband 
kann die Juso-Linke auf einen orga- 
nisierten und kontinuierlichen Gene- 
rationswechsel zurückblicken. Das 
Gelingen ist ein Anzeichen dafür, 
daß die theoretische wie strategi- 

* Yasmin Fahimi, Juso-Bezirksvorsrand Hannover; Uif-Birger 
Franz, Hannover, stv. Juso-Bundesvorsirzender 
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Auf dem Jubiläumskongreß in Hannover 

Es geht u m  die 
Frage, wie es uns 

gelingen kann, 
Jugendliche gegen 

die herrschende 
politische Logik in 

Stellung z u  
bringen und damit 

aktiv in die 
Formierung der 

künftigen Klassen- 
landscha f t  

einzugreifen. 

sche Entwicklung der Strömung 
durchaus schlüssig und überzeu- 
gend ist. Es zeigt aber auch die 
Ernsthaftigkeit, mit der Genossinnen 
und Genossen in dieser Strömung 
Politik gemacht haben. Dieser 
scheinbar ,,subjektive Faktor" ist bei 
der Betrachtung der verbandspoliti- 
schen Gegenwart nicht unerheblich. 

Im Gegensatz dazu macht sich 
häufig - nämlich in der politischen 
Realität des derzeitigen Juso-Alltags 
als Blockadepolitik - die Destruktivi- 
tät anderer Fraktionen deutlich, die 
nur mehr taktisch als Wahlvereine 
für Juso-Bundeskongresse auftreten. 
Daher sehen wir uns heute in der Si- 
tuation, daß theoretische Impulse, 
strategische Projekte, Erneuerungs- 
Prozesse und Mobilisierungserfolge 
des Gesamtverbandes in unserer 
Hauptverantwortung liegen. 

Neben der ,,Pflege" unserer Ge- 
schichte und unserer theoretischen 
Grundlagen spielt die Entwicklung 
strategischer Etappenziele die zen- 
trale Rolle in unseren Diskussionen. 
Es geht um die Frage, wie es uns ge- 
lingen kann, Jugendliche gegen die 
herrschende politische Logik in Stel- 
lung zu bringen und damit aktiv in 
die Formierung der künftigen Klas- 
senlandschaft einzugreifen. 

Gesellschaftliche Veränderun- 
gen und Perspektiven der Juso- 
Linken 
Ausgangspunkt sind die gesell- 
schaftlichen Veränderungen, die es 

jungen Sozialistinnen immer schwe- 
rer machen, andere Jugendliche zu 
erreichen und zu mobilisieren. Den 
Konservativen ist es in den letzten 
Jahren gelungen, einen Teil der Ju- 
gendlichen anzusprechen und ein- 
zubinden. Die zunehmenden Wahl- 
erfolge von CDUICSU sind nur ein 
Indiz dafür. Bei den Landtagswahlen 
1996 und bei den niedersächsischen 
Kommunalwahlen hat die Union bei 
den unter 2ljährigen eine so große 
Zustimmung erfahren wie sonst nur 
bei den über 60jährigen. Jugendstu- 
dien haben in den letzten Jahren im- 
mer wieder übereinstimmend fest- 
gestellt, daß es unter Jugendlichen 
kaum noch positive Bezugspunkte 
auf klassische Eckpfeiler linker Politik 
gibt. Der Sozialstaat gilt weitgehend 
als bürokratischer Dinosaurier ohne 
großen Nutzen, die Umverteilung 
von unten nach oben erscheint vie- 
len inzwischen als Naturgesetz. Die 
Beschneidung von Unternehmer- 
macht und staatliche Beschäfti- 
gungspolitik halten viele für unrnög- 
lich, der Kapitalismus erscheint alter- 
nativlos. 

Dieses düstere Szenario bedeutet 
allerdings nicht, daß Jugendliche 
heute nicht mehr für linke Politikan- 
gebote ansprechbar wären. Die An- 
gebote und ihre Inszenierung müs- 
Sen heute jedoch anders aussehen 
als noch vor 20 Jahren. Denn den 
meisten Jugendlichen ist sehr wohl 
bewußt, daß die politische Logik der 
Standortdebatte, des Kaputtsparens 

und der Auflösung traditioneller Ar- 
beitsverhältnisse nichts Gutes ver- 
heißt. Krisenerfahrungen werden je- 
doch weitgehend individuell verar- 
beitet: „Wenn unser Bildungssystem 
den Bach runtergeht, dann muß ich 
eben so schnell wie möglich da 
durch. Wenn es immer weniger ver- 
nünftige Jobs gibt, dann muß ich 
eben meine Ellenbogen einsetzen 
und zu den wenigen gehören, die 
einen abbekommen." Daß Jugendli- 
che in weiten Teilen so reagieren, 
kann angesichts der fehlenden kol- 
lektiven Lösungsansätze nicht son- 
derlich verwundern. 

,,Ihr seid die erste Genera- 
tion nach dem Krieg, der es schlech- 
ter gehen wird als ihren Eltern", 
schrieb Douglas Coupland in seinem 
Buch ,,Generation X". Die Linke 
müßte diesem Zitat eigentlich hin- 
zufügen: ,,... und das, obwohl es in 
diesem Land einen größeren Reich- 
tum gibt als jemals zuvor." - Tut sie 
aber nicht. Dabei sind die Voraus- 
setzungen dafür alles andere als 
schlecht. Es ist offenkundig, daß das 
gegenwärtige neoliberale Ent- 
wicklungsmodell am Ende ist. Die 
Basis für eine Politik, die den vorhan- 
denen gesellschaftlichen Reich- 
tum endlich nutzt und Unter- 
nehmen wieder in die Pflicht nimmt, 
ihrer sozialen Verantwortung ge- 
recht zu werden, wird angesichts 
des Problemdrucks und der sozialen 
Brüche wieder größer. Ihr fehlen nur 
augenscheinlich zur Zeit die poli- 

gen.8 Ein ähnlicher, aber ebenfalls 
fehlschlagender Versuch, politisch 
schwankende Intellektuelle und ihre 
Anhängerschaft zu gewinnen, wa- 
ren Gramscis länger währende Kon- 
takte zum Anführer der Futuristen, 
Filippo Tommaso Mar i r~e t t i .~  Dieser 
wie auch D'Annunzio stießen zu den 
Faschisten, die nach dem Marsch 
auf Rom 1922 endgültig die Regie- 
rungsgewalt übernahmen. 

Das Parlament blieb jedoch noch 
vier weitere Jahre bestehen. Der cha- 
rismatische erste Generalsekretär 
der KPI, Bordiga, erkannte noch 
nicht den qualitativen Unterschied 
zwischen bürgerlich-liberalem und 
faschistischem Regime. Die bereits 
in die Halblegalität gedrängte Partei 
wollte er als kleine Kaderorganisati- 
on aufbauen, die eine staatsstreich- 
artige Revolution organisieren sollte. 
Gramsci, der auch die Niederlagen 
der Rätebewegungen in  
Deutschland und Un- 
garn analysiert hatte, 
war aber bereits zu dem 
Schluß gekommen, daß 
die Epoche der revolutio- 
nären Möglichkeiten im 
Nachkriegseuropa zu 
Ende war. Schon 1921 
hatte er es für möglich 
gehalten, daß ,,eine fa- 
schistische oder militäri- 
sche Diktatur" kommen 
könne.1° Als vordringli- 
che Aufgabe sah er es 
nun an, die bürgerlich li- 
beralen Freiheiten zu ret- 
ten, ohne die alle Errun- 
genschaften der Arbei- 
terbewegung zunichte 
würden, einschließlich 
die legale Existenz ihrer 
Organisationen. Denn 
während das liberal-bür- 
gerliche Regime die Ar- 
beiterbewegung und 
ihre Presseorgane noch 
geduldet hatte, durch- 
lebte Italien nun ,,eine 
Phase, die es (...) bisher 
in keinem anderen Land 
gegeben hat (...) da es 
dem Faschismus gelun- 
gen ist, alle Organisatio- 
nen und damit alle Mit- 
tel zu vernichten, durch 
die die Masse ihren Wil- 
len zum Ausdruck brin- 
aen ... kann."ll 

tern vertretende Gramsci zum Ver- 
fechter der noch von Lenin konzi- 
pierten ,Einheitsfrontt wurde, was in 
Italien das Eintreten für die Aktions- 
einheit der Gewerkschaften und für 
das Zusammenwirken der erst seit 
kurzem organisatorisch getrennten 
Kommunisten und Sozialisten be- 
deutete. Auch dieses politische Ziel 
wurde zunächst nicht erreicht, viel- 
mehr trat ein kleinerTeil der Soziali- 
sten um Giacinto Serrati in die KP 
über. 

Als Bordiga 1924 verhaftet wur- 
de, ernannte die Komintern Gramsci 
kommissarisch zum Generalsekretär. 
Da auch gegen ihn ein Haftbefehl 
vorlag, konnte er erst unter dem 
Schutz eines Abgeordnetenmandats 
nach Rom zurückkehren. Ab Juni er- 
schütterte das Land die Krise um den 
nach einem antifaschistischen State- 
ment verschwundenen sozialisti- 

schen Abgeordneten Giacomo Mat- 
teotti. Nachdem die Faschisten zu- 
nächst jede Verantwortung von sich 
gewiesen hatten, verließ die gesam- 
te Opposition das Parlament und 
gründete ein Gegenparlament im 
Aventin. Dieses lehnt den von 
Gramsci gemachten Vorschlag einer 
nationalen Mobilisierung zum Gene- 
ralstreik ab, bringt aber auch keine 
andere kontinuierliche Arbeit zu- 
stande. Die Abgeordneten bleiben 
meist zu Hause. Als die Leiche Mat- 
teottis gefunden wurde und Musso- 
lini nun in aller Öffentlichkeit die 
Verantwortung für die Tat über- 
nahm, erkannte nur Gramsci die 
grundsätzliche Gefahr, die mi t  der 
Legalisierung einer Terrortat durch 
die Regierung und dem passiven 
Boykott des Parlaments durch die 
Oppositionsparteien für die gesamte 
italienische Gesellschaft entstanden 

Die politische 
Botschaft, die er i n  
seinen letzten 
Lebensjahren der 
Partei vermittelte, 
war nicht das Ziel 
einer Diktatur des 
Proletariats, sondern 
eine Verfassungge- 
bende Versammlung 
aller am anti- 
faschistischen Kampf 
beteiligter Parteien. 

2 

So verwundert es 
nicht, daß der seit 1922 
die KPI im Moskauer Exe- 
kutivkomitee der Komin- 
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Wesentlich im 
Unterschied zur 

stalinschen Komin- 
tern ist, daß Gramsci 

Probleme der 
Bündnispolitik nicht 

unter der stillschwei- 
gend vorausbedun- 
genen Hegemonie 
eines der Bündnis- 

Partner stellen will. 
Auch haben sie für 

ihn nicht nur eine 
ökonomische und 
politische Dimen- 

sion, sondern auch 
eine kulturelle. 

nomische und politische Dimension, 
sondern auch eine kulturelle. Die 
Klärung der Funktion der Intellektu- 
ellen ist für ihn daher eine praktische 
Frage der Bündnispolitik. 

Der vom Atheismus Benedetto 
Croces, aber auch schon von Karl 
Marx beeinflußte Gramsci lehnte 
1915 den ruhigen Posten eines 
Schuldirektors ab und arbeitete 
hauptberuflich für die Parteipresse. 
Ihm wird der Aufruf Lenins bekannt, 
den imperialistischen Krieg in einen 
Bürgerkrieg gegen das Kapital um- 
zuwandeln. Er wird zum ersten Pro- 
pagandisten der Oktoberrevolution 
in Italien. Als Turin 191 7 von großen 
Antikriegsstreiks erschüttert wird, 
die die Regierung mit einer Brigade 
aus Sardinien niederschlagen will, 
gelingt es ihm, diese Soldaten für 
die Aufgabe, auf die Arbeiter zu 
schießen, untauglich zu machen 
und damit ihren Abzug zu erzwin- 
gen. Der Aufstand muß mit anderen 
Teilen der Armee niedergeschlagen 
werden. Gramsci wird Leiter der Tu- 
riner Sektion des PSI. Und als solcher 
befindet er sich sofort in Konfronta- 
tion mit der nationalen Parteilei- 
tung, die das herannahende Kriegs- 
ende und die Revolutionssignale aus 
Rußland nicht für einen politischen 
Umschwung im eigenen Land aus- 
nützen will. Weil sie der wachsen- 
den Volksbewegung keine Führung 
gibt, kommt es zwischen 1919 und 
1920 zu organisierten Rätebewe- 
gungen nur unter Amadeo Bordiga 
in Neapel und unter Gramsci in Turin 
- die freilich Ausstrahlung hat auf 
ländliche Regionen und andere 
norditalienische Städte. 

Monatelang sind die FIAT-Werke 
besetzt. Die Arbeiterräte legen die 
Produktion nicht lahm, denn sie 
selbst wollen sich als Produktions- 
subjekte der Zukunft profilieren: 
Trotz der Verweigerung des größten 
Teils der Techniker beträgt der Aus- 
stoß der FlAT in den Monaten der 
Besetzung 70%. Gramsci war da- 
mals nicht nur der politische Führer 
der Räte. Als Chefredakteur der le- 
gendären Zeitschrift Ordine Nuovo 
organisierte er zugleich deren ,Über- 
bau'. Die Zeitschrift sicherte die poli- 
tische Koordination der Bewegung 
und war darüber hinaus auch eine 
Kulturzeitschrift. Hier kamen Arbei- 
terkorrespondenten zu Wort und 
Arbeiterdichter. Gramsci druckte so- 
gar einen von einem Arbeiter ge- 
schriebenen Fortsetzungskrimi. Da 
ihm das dem russischen und deut- 
schen Proletkult2 eigene Sektierer- 

tum fremd war, kamen im Ordine 
NUOVO - direkt neben den Arbeitern 
-auch pazifistische Intellektuelle aus 
aller Welt zu Worte: Romain Rol- 
land, Henri Barbusse, Walt Whit- 
mann, Maxim Gorki und andere. Da- 
mit war eine deutliche Gegenpositi- 
on zu den meisten zeitgenössischen 
und späteren ouvrieristischen3 Poli- 
tikmustern (von Stalin bis zur chine- 
sischen Kulturrevolution) mit ausge- 
prägter lntellektuellenfeindlichkeit 
markiert. Weiterhin ist bemerkens- 
wert, daß es sich hier keineswegs 
um ausschließlich kommunistische 
Intellektuelle handelte, sondern um 
einen Brückenschlag ins linksliberale 
Lager, den Gramsci auch in Italien 
selbst vollzog, indem den den brilli- 
anten jungen Kulturkritiker Piero 
Gobetti zur Mitarbeit am Ordine 
Nuovo gewann. 

Die Komplexität der Bündniskon- 
zeption zeigt sich besonders überra- 
schend an der Originalität, mit der 
Gramsci die Bauernfrage anging. Sie 
lasse sich in Italien zu zwei Problem- 
komplexen zusammenfassen: dem 
des Südens und dem des Vatikam4 
Der überzeugte Atheist stellte sich 
die religionspolitischen Fragen nicht 
nur anders als Lenin und Stalin, son- 
dern auch als seine Kampfgenossen. 
Andrea Viglongo: ,,Wir haben den 
Klerikalismus als eine Geisteshaltung 
angesehen, die wir rundweg ableh- 
nen, und wir hätten uns hinsichtlich 
der Priester und der Sakristeien keine 
großen Probleme gestellt. (...) Die 
Position von Gramsci war insofern 
katholikenfreundlich, weil er auf kei- 
nen Fall die schon bestehenden Brü- 
che vertiefen wollte, die auf prakti- 
schem Gebiet zwischen der weißen 
und der roten Arbeiterbewegung 
be~tanden."~ 

Als 1919 die Popolari, eine ka- 
tholische Volkspartei - die spätere 
Democrazia Christiana - als Samm- 
lungsbewegung für die Bauern und 
Konkurrentin des PSI gegründet 
wurde, begrüßte Gramsci hier sogar 
den historisch ersten Versuch der 
Selbstorganisation dieser Klasse in 
Italien: 

,,Die Popolari (...) schaffen die 
Bereitschaft zur Organisation des 
Assoziationsgeistes, die Solidarität, 
wo es der Sozialismus noch nicht 
tun k ~ n n t e . " ~  Für die Mitgliedschaft 
in der Sozialistischen Partei sollte 
das Bekenntnis zum Katholizismus 
keine Rolle spielen, und der anvisier- 
te Arbeiterstaat würde die Religions- 
freiheit garantieren: ,,Müssen die 
kommunistischen Arbeiter ... auch 

noch einen Religionskrieg in Italien 
entfachen? (..J Auch, wenn ein Teil 
der Katholiken, der Priester, der 
Mönche und Nonnen die Sow- 
jetmacht akzeptieren und nur die 
Freiheit des Kultes fordern würde? 
(...) In Italien, in Rom, gibt es nun 
mal den Vatikan, den Papst: der libe- 
rale Staat mußte einen Ausgleich 
mit der geistigen Macht der Kirche 
suchen, auch der Arbeiterstaat wird 
diesen Ausgleich suchen müssen."' 

Hier ist zu erkennen, daß Bünd- 
nispolitik das Schlachten von Kühen 
bedeuten kann, die man bislang für 
heilig gehalten hat. 

Faschismus oder Demokratie, 
Rechtsblock oder Linksblock 
Die Rätebewegung scheiterte nicht 
nur am politischen Kniefall der na- 
tionalen Leitung der PSI. Sie brach 
auch unter einer Kombination lega- 
ler und illegaler Gewalt zusammen. 
Da sich die legalen Ordnungskräfte 
schon im Krieg als unfähig erwiesen, 
die zahlreichen Landbesetzungsbe- 
wegungen im agrarischen Süden zu 
verhindern, hatten die Großgrund- 
besitzer zu deren Bekämpfung priva- 
te Milizen aus Arbeitslosen rekru- 
tiert. Diese nannten sich ,fascil - ,Fa- 
schisten'. Und als sich die italieni- 
sche Nachkriegsgesellschaft unfähig 
erwies, den Millionen Kriegsheim- 
kehrern Arbeit zu geben - was das 
revolutionäre Potential gefährlich zu 
erweitern drohte - lag es nahe, das 
im Süden bewährte System auf den 
Norden zu übertragen. Die waffen- 
erfahrene Truppe sollte nicht zur Ar- 
beiterbewegung stoßen, sondern zu 
deren Bekämpfung instrumentali- 
siert werden: Der ,weiße' Terror 
wurde 192011 921 teilweise aus offi- 
ziellen Arsenalen des Staates be- 
waffnet. 

In realistischer Einschätzung der 
politischen Konsequenzen hat 
Gramsci - wahrscheinlich hinter 
dem Rücken Bordigas, des Führers 
der kurz zuvor auch von Gramsci 
mitbegründeten KP - im April 1921 
versucht, den Dichterfürsten Gabrie- 
le D'Annunzio in Gardone zu treffen, 
um Möglichkeiten eines politischen 
Zusammengehens auszuloten. 
D'Annunzio hatte kurz nach Kriegs- 
ende auf eigene Faust mit einem 
Heer von Freiwilligen die an Jugosla- 
wien verorengegangene Stadt Fi- 
ume (Rijeka) zu besetzen versucht 
und galt seitdem - neben Mussolini 
- als Anführer eines Teils der Kriegs- 
heimkehrer. D' Annunzio hat 
Gramsci freilich gar nicht empfan- 
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tischen Trägerlnnen. Die SPD ist voll- 
auf damit beschäftigt, über den 
Bundesrat in Bonn ,,mitzuregierenM 
und in kleinen Zirkeln vorab Kom- 
promisse mit der Bundesregierung 
auszukungeln. 

Eine linke Erneuerung der SPD 
und die Formulierung einer offensi- 
ven Strategie wird es bis 1998 aus 
sich heraus nicht geben, ein Blick 
auf die im ,,Frankfurter Kreis" orga- 
nisierte Parteilinke oder auf Teile der 
Jusos bestätigen diese These nach- 
drücklich. 

Es geht in der gesellschaftlichen 
Auseinandersetzung bis 1998 vor al- 
lem darum, positive Anknüpfungs- 
punkte für eine andere politische Lo- 
gik zu schaffen und sichtbar zu ma- 
chen. Nur wenn in der öffentlichen 
Diskussion linke Interpretationsmu- 
ster wieder präsent sind, können Ju- 
gendliche gegen die Regierung Kohl 
sozialisiert und politisiert werden, 
können sich Jugendliche positiv auf 
linke Politik beziehen. Um diese An- 
gebote zu schaffen, bedarf es einer 
Vernetzung linker Kräfte in unter- 
schiedlichen gesellschaftlichen Be- 
reichen, die zunehmend offensiv 
und vor allem öffentlich Eckpunkte 

om 21. bis 23. Februar fand 
in Oer-Erkenschwick die Früh- V jahrstagung des Frankfurter 

Kreises der Linken in der SPD statt. 
Mit Blick auf die bevorstehenden 
Auseinandersetzungen um das Bun- 
destagswahlprogramm zogen sich 
die Debatten durch alle wichtigen 
programmatischen Bereiche. Eine 
Reihe von Positionspapieren, die zur 
Frühjahrstagung vorgelegt wurden, 
bieten hier gute Grundlagen für Ein- 
griffe der Linken. 

Die Diskussion mit Oskar Lafon- 
taine fiel der Grippe zum Opfer; an 
seiner Stelle stellte sich Franz Mün- 
tefering den rund 100 Teilnehmerin- 
nen und Teilnehmern. Lebhaft wi- 
dersprochen wurde seiner These, ein 
Wahlziel der SPD (neben dem 
Hauptziel ,,wir wollen gewinnen") 
müsse darin liegen, die PDS nicht 
wieder in den Bundestag einziehen 
zu lassen -dies sei vielmehr in Bezug 
auf die FDP richtig. Allerdings kam 
es in diesem Zusammenhang nicht 
zu einer breiten Diskussion über die 
Erfurter Erklärung. 

linker Politik gemeinsam entwickeln 
und vertreten müssen. 

Jugendlinke und Aufbau einer 
neuen politischen Generation 
Was mit dem Crossover-Prozeß um 
die spw begonnen und mit der ,,Er- 
furter Erklärung" linker Intellektuel- 
ler fortgesetzt wurde, muß im Ju- 
gendbereich seine Entsprechung 
finden. Bereits seit einiger Zeit ha- 
ben wir versucht, eng mit anderen 
Jugendverbänden und insbesondere 
mit der Gewerkschaftsjugend zu- 
sammenzuarbeiten. Wir haben auf 
diese Weise die gesetzliche Umlage- 
finanzierung der beruflichen Bildung 
in die öffentliche Debatte gebracht 
und in der SPD durchgesetzt. In die- 
sem Zusammenhang sind zahlreiche 
regionale Jugendbündnisse entstan- 
den. Dies zur Keimzelle eines Ju- 
gendbündnisses mit mittlerer Reich- 
weite (,,Jugendlinke") zu machen, 
auszubauen und zu verbreitern, 
wird uns in der nächsten Zeit be- 
schäftigen. Es geht für die Juso-Lin- 
ke darum, die eigene Kampagnen- 
orientierung weiterzuentwickeln. 
Wir wollen gemeinsam mit anderen 
Jugendverbänden strategische Pro- 

Wirtschafts- und sozialpoliti- 
sche Fragen 
Angesichts der zunehmenden Mas- 
senarbeitslosigkeit hatten wirt- 
schafts- und sozialpolitische Fragen 
einen besonders hohen Stellenwert. 
Claus Schäfer (Wirtschafts- und So- 
zialwissenschaftliches Institut des 
DGB) stellte die die Entwicklung der 
Einkommensverteilung und -umver- 
teilung seit 1980 dar und verdeut- 
lichte, daß eine neue Umverteilung 
von oben nach unten nicht nur mo- 
ralisch gerechtfertigt, sondern auch 
ökonomisch dringend geboten sei. 
Zudem wies er nach, daß das häufig 
als Vorbild zitierte amerikanische 
,,Beschäftigungswunder" zu einem 
erheblichen Teil nur eine Legende 
ist. 

Zuvor hatte bereits Martin Pfaff 
klargestellt, daß die sozialen Siche- 
rungssysteme in Deutschland kei- 
neswegs zu teuer sind und ein gro- 
ßer Teil des Beitragsanstiegs auf die 
durch Arbeitslosigkeit, prekäre Be- 
schäftigungsverhältnisse und die 
schwache Lohnentwicklung immer 

jekte und Forderungen mit Symbol- 
gehalt entwickeln und diese profes- 
sionell inszenieren. 

Wir wollen mit diesen Forderun- 
gen Jugendlichen signalisieren, daß 
eine andere politische Logik funktio- 
niert und daß es sich lohnt, dafür zu 
kämpfen. Und wir wollen damit 
nicht zuletzt die SPD wieder stärker 
für linke Reformpolitik öffnen und 
eine neue politische Generation in 
der Partei formieren, die nicht im 
Mief sozialdemokratischer Hinterz- 
immerpolitik aufwächst. Wenn uns 
dies alles gelingt, dann leisten wir ei- 
nen großen Beitrag dazu, daß 1998 
in diesem Lande endlich der Politik- 
wechsel stattfindet. spw 

I Vgl. zur SMK-Theorie auch Jörg Huff- 
schmid: Weder toter Hund noch schla- 
fender Löwe, in: spw 2/95. 

* Die ,,Herforder Thesen zur Arbeit von 
Marxisten in der SPD", 1980 herausge- 
geben vom Juso-Bezirksvorstand Ost- 
westfalen-Lippe, waren das zentrale 
theoretische und politische Positionspa- 
pier des Hannoveraner Kreises in den 
80er Jahren. 
Projekt Moderner Sozialismus: 53 The- 
sen, spw-Verlag 1989. Restexemplare 
sind noch beim spw-Verlag erhältlich 
(7,- DM). 

Nur wenn in  der 
öffentlichen Diskus- 
sion linke Interpreta- 
tionsmuster wieder 
präsent sind, können 
Jugendliche gegen 
die Regierung Kohl 
sozialisiert und 
politisiert werden, 
können sich Jugend- 
liche positiv auf linke 
Politik beziehen. 

Frü hja hrstagung des 
Frankfurter Kreises 

von Burkhard Wimemann* 

schmaler gewordene Bemessungs- 
grundlage zurückzuführen sei. 

Alternativen zur Globalisierung 
skizzierte der Vorsitzende der IG 
Bauen-Agrar-Umwelt, Klaus Wiese- 
hügel, in seinem Referat. Die wich- 
tigste Voraussetzung dafür sieht er 
in der Entwicklung einer neuen in- 
ternationalen Solidarität. Weltweit 
zunehmender Widerstand gegen 

* Burkhard WNisemann ist wiss. Mitarbeiter von Detlev 
von Larcher MdB 
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Lebhaft widerspro- 
chen wurde Münte- 

ferings These, ein 
Wahlziel der SPD 

müsse darin liegen, 
die PD5 nicht wieder 

i n  den Bundestag 
einziehen zu lassen - 

dies sei vielmehr i n  
Bezug auf  die FDP 

richtig. 

den Abbau sozialer Rechte zeige, 
daß dies durchaus realistisch sei. 

Weiter forderte er, mi t  der Be- 
grenzung des Einflusses von Banken 
und institutionellen Anlegern und 
der Eindämmung spekulativer Fi- 
nanzgeschäfte durch eine Kapital- 
transaktionssteuer (Tobin-Tax) die 
Spielräume für die Wirtschafts- und 
Finanzpolitik zu erweitern. Zugleich 
müßten jedoch die bestehenden 
wirtschaftspolitischen Möglichkei- 
ten konsequent genutzt werden, 
beispielsweise durch eine ökologi- 
sche Steuerreform und ein Umwelt- 
investitionsprogramm. 

Europäische Union 
Differenzen gab es in der Frage der 
Europäischen Währungsunion. 
Während Klaus Wiesehügel dafür 
eintrat, die Währungsunion zu ver- 
schieben, statt die Ökonomie weiter 
mi t  den Konvergenzkriterien abzu- 
würgen, sprach sich die Mehrzahl 

Grundlinien einer 
sozialdemokrati- 
schen Reform- 
alternative 
Erklärung zur Tagung des Frankfurter Kreises 
am 23.-25.02.97 

Statt weiterer 
,, Angebotspolitik" ist 

eine Neubelebung 
keynesianischer 

Nachfragepolitik, die 
überholte Strukturen 

verändert und 
lnnovationen aktiv 
unterstützt, erfor- 

derlich und möglich. 

Die folgende Erklärung wurde von 
Detlev von Larcher MdB als Sprecher 
des Frankfurter Kreises zur Früh- 
jahrstagung der SPD-Linken am 23.- 
25.02.97 in Oer-Erckenschwick vor- 
gelegt und dort zustimmend zur 
Kenntnis genommen. Im Vorfeld 
Änderungen eingebracht, die be- 
rücksichtigt wurden, und dem Text 
zugestimmt hatten z. B. Eckhard 
Kuhlwein MdB und Michael Müller 
MdB (Koordinatorlnnen der Parla- 
mentarischen Linken), Benny Mik- 
feld und Sigrid Skarpelis-Sperk MdB 
(Mitglieder des Parteivorstands) und 
Andrea Nahles (Juso-Vorsitzende). 

D ie Bundesregierung hat ab- 
gewirtschaftet und gehört 
abgewählt. Die von ihr ver- 

folgte Politik der fortgesetzten Um- 
verteilung von unten nach oben 

der Diskussionsteilnehmerlnnen da- 
für aus, mit  einer vertragsgemäßen, 
d.h. flexiblen Auslegung der Konver- 
genzkriterien den angeblichen 
Zwang zu Kürzungen möglichst 
schnell zu überwinden und so zu- 
gleich die Bedeutung der Referenz- 
werte auch in der Währungsunion 
zu relativieren. 

Damit wurde bereits ein Teil der 
von Heidi Wieczorek-Zeul eingeleite- 
ten europa- und außenpolitischen 
Debatte vorweggenommen, in der 
u.a. Fortschritte in der Frage, wie 
gemeinsame Sozialstandards ausse- 
hen könnten, erzielt wurden. Skep- 
sis herrschte hingegen in der Frage 
vor, inwieweit angesichts der bereits 
weit fortgeschrittenen NATO-Oster- 
weiterung noch eine zivile Außen- 
und Sicherheitspolitik durchgesetzt 
werden kann. 

Herta Däubler-Gmelin forderte, 
die Innen- und Rechtspolitik als Auf- 
gabe der Gesamtpartei breit zu dis- 

kutieren und nicht allein den Fach- 
politikern zu überlassen. Unter eben 
diesen kam es dann jedoch zu einer 
heftigen Auseinandersetzung über 
die Einwanderungspolitik. 

Insgesamt hat die Frühjahrsta- 
gung gezigt, daß die SPD-Linke über 
ein beachtliches programmatisches 
Potential verfügt, daß es nun ver- 
stärkt in der Partei zu verankern gilt 
(vgl. auch die Erklärung ,,Grundlini- 
en einer sozialdemokratischen Re- 
formalternative", 5. 10f. in diesem 
Heft). Hier liegt eine potentielle 
Schwachstelle, da die Arbeit der 
Schwerpunktkommissionen des Par- 
teivorstands z.T. wenig transparent 
ist und auch die Koordination unter 
den linken Kommissionsmitgliedern 
verbesserungsbedürftig ist. Erste In- 
itiativen, um die Positionen des 
Frankfurter Kreises stärker ins Zen- 
trum der programmatischen De- 
battte zu rücken, werden gerade an- 
geschoben. spw 

treibt die Arbeitslosigkeit auf immer nicht zu kurz, sondern zu lang, um 
neue Rekordhöhen, mittlerweile Vollbeschäftigung zu ermöglichen. 
sind 7 Millionen Menschen ohne re- Die Legenden der Standortpolitik und 
guläre Beschäftigung, 200.000 Aus- das neoliberale Dogma, daß die unge- 
bildungsplätze fehlen. Durch Sozial- steuerte Freisetzung der Marktkräfte 
abbau und Höherbelastung von 
Normaleinkommen einerseits, Steu- 
erentlastung hoher Einkommen, Ge- 
winne und großer Vermögen ande- 
rerseits verschärft sie die soziale 
Spaltung. Der Sozialstaat wird mut- 
willig ruiniert und demontiert. Um- 
weltpolitik spielt keine Rolle mehr. 
So darf es nicht weitergehen! Ein 
grundlegender Politikwechsel ist 
notwendig. 

Probleme hausgemacht, grund- 
sätzlicher Kurswechsel nöt ig  
Die Probleme sind zum größten Teil 
hausgemacht. Zwar gibt es eine glo- 
bale Restrukturierung des Kapitalis- 
mus, Veränderungen von Arbeitstei- 
lung und Wertschöpfungsketten und 
eine zunehmende Ablösung der Geld- 
von der Realwirtschaft. Aber nicht 
eine angebliche Standortschwäche im 
globalen Wettbewerb, zu hohe Löhne 
oder Unternehmenssteuern, Sozial- 
und Umweltstandards sind Ursache 
der Massenarbeitslosigkeit, sondern 
binnenwirtschaftliche Nachfrage- 
schwäche durch unzureichende Mas- 
senkaufkraft und eine verfehlte und 
krisenverschärfende Wirtschafts- und 
Finanzpolitik. Die Arbeitszeiten sind 

die Probleme lösen werde, haben sich 
in der Realität selbst widerlegt. 

Ein grundsätzlicher Kurswechsel 
der Wirtschaftspolitik ist notwendig. 
Wir brauchen eine aktive Beschäfti- 
gungspolitik und niedrige Zinsen, 
ein öffentliches Investitionspro- 
gramm für qualitatives Wachstum 
und ökologische Innovation, die so- 
lidarische Weiterentwicklung des 
Sozialstaats und eine neue Offensive 
für Bildung, Wissenschaft und For- 
schung, eine Stärkung der Massen- 
einkommen und eine neue Etappe 
der Arbeitszeitverkürzung. Statt 
weiterer ,,Angebotspolitik" ist eine 
Neubelebung keynesianischer Nach- 
fragepolitik, die überholte Struktu- 
ren verändert und lnnovationen ak- 
tiv unterstützt, erforderlich und 
möglich: Das zeigen Untersuchun- 
gen u.a. des Deutschen Instituts für 
Wirtschaftsforschung. 

Bausteine einer sozialdemokrati- 
schen Reformalternative, wie sie die 
SPD-Linke fordert, sind: 

Beschäftigungs- und Zukunfts- 
invest i t ionsprogramme 
1. Antizyklische Beschäftigungs- 
und qualitative Wachstumspolitik: 

Deutsches Unbehagen b e i m  
Begri f f  der Bündnispol i t ik 

D er wesentlichste politische 
und auch politikwissen- 

schaftliche Beitrag Antonio 
Gramscis besteht in einer außeror- 
dentlich komplexen Ausarbeitung 
von Bündnispolitik. Wenn ich das 
auf Gramsci-Veranstaltungen in  den 
letzten zwanzig Jahren ausgespro- 
chen habe, rief das zumeist nur 
Langeweile oder Ablehnung hervor. 
Gramsci - ein Theoretiker der Ein- 
heitsfront? Oder der Volksfront? So 
etwas konnte doch nur von Moskau 
angeordnet sein! 

Die Tiefe der Fraktionierungen 
der deutschen Linken ist mit  keinem 
anderen mittel- oder westeuropäi- 
schen Land vergleichbar. Und nir- 
gendwo in Europa kann man sich 
eine gemeinsame Regierung von So- 
zialdemokraten und Kommunisten 
so wenig vorstellen wie hier. Erst seit 
im Gefolge des Zusammenbruchs 
des Sozialismus der Sozialabbau im 
angeblich sozialpolitisch humani- 
sierten Kapitalismus alle pessimisti- 
schen Erwartungen übersteigt, 
dämmert auch hier die Erkenntnis, 
daß die Fortschreibung oder die 
Überwindung dieser Fraktionierun- 
gen schon bald zu einer Schicksals- 
frage - nicht nur der Deutschen, 
sondern - aller Europäer werden 
wird. Ein größerer Teil der PDS, auch 
der Sozialdemokratie und der Grü- 
nen beginnt zu erkennen, daß He- 
gemoniefähigkeit nur über Bündnis- 
se strategischer Art errungen wer- 
den kann, die wiederum nur mit  der 
Aufspaltung des derzeit herrschen- 
den politischen Blocks und der Bil- 
dung eines neuen politischen Blocks 
möglich sein wird. Was im Klartext 
bedeutet: die SPD muß von der fak- 
tischen Politik der großen Koalition 
abgebracht und zur Zusammenar- 
beit mit Bündnisgrünen und auch 
mit der PDS bewegt werden. Auch 
diese Parteien müssen sich aber 
noch aus ihren in verschiedener 
Weise opportunistischen Nischen 
herausbewegen. 

Gramscianische Bündnispolitik 
bedeutet aber mehr als Tolerierung, 
taktische Wahlbündnisse, Regie- 
rungskoalitionen. Es geht auch im 
Endeffekt nicht u m  den Sieg der ei- 
nen oder der anderen Partei, son- 
dern um die Konstruktion eines par- 
teiübergreifenden Blocks, der einen 
neuen gesellschaftlichen Horizont 
anvisiert: die Überwindung der neo- 
liberalen Ära, nach der nicht Gleich- 
macherei, aber Chancengleichheit 

herzustellen wäre. Die besondere 
Schwierigkeit liegt darin. daß ein 
solches Konzept heute nicht mehr 
auf den nationalen Rahmen be- 
schränkt sein kann. Allerdings stün- 
de es gerade einer Großmacht wie 
Deutschland an, den globalen circu- 
lus vitiosus zu durchbrechen. 

Weil jetzt von einer gewissen all- 
gemeinen Sensibilisierung für diese 
Fragen ausgegangen werden kann, 
setze ich beim Leser auch die - frü- 
her nicht selbstverständliche - Fä- 
higkeit voraus, die historisch gewor- 
denen Analyseobjekte Gramscis in 
die aktuelle Problematik zu ,überset- 
zen'. Wenn bei Gramsci z.B. von ,ar- 
beitenden Klassen', vom ,Proletariat' 
oder auch von den ,Bauern1 die Rede 
ist, sollte es leicht sein, den histo- 
risch-soziologischen Wandel mitzu- 
denken. Gleich ist geblieben, daß 
auch heute die große Mehrheit nur 
von Arbeit menschenwürdig leben 
kann. Es geht hier um die politische 
Technik, die es der Linken erlauben 
könnte, überhaupt wieder in die hi- 
storische Offensive zu kommen. 

Arbeiterräte, Bauern, Intellektu- 
elle und ein Abkommen m i t  
d e m  Vatikan 
Antonio Grarnsci wurde am 22. Ja- 
nuar 1891 in einer mittellosen Fami- 
lie auf Sardinien geboren und litt seit 
seiner Kindheit an verschiedenen 
Krankheiten. Der Hochbegabte 
konnte aber von einem königlichen 
Stipendium profitieren, wodurch er 
191 2 an die Universität Turin kam. 
Er studierte Geschichte, Weltlitera- 
tur, Philosophie, Jura und vor allem 
Sprachwissenschaft. Die bemerkens- 
werten historisch-soziologischen 
Methoden, die gerade diese Diszi- 
plin damals hervorbrachte, haben 
nicht nur Gramscis ersten Berufs- 
wunsch geprägt, sondern zunächst 
auch mehr Einfluß auf seine Wissen- 
schaftsauffassung ausgeübt als die 
damals nur unzulänglich ins Italieni- 
sche übersetzten Grundsätze des 
,Marxismus1. Der soziologisch diffe- 
renzierende Materialismus der da- 
maligen Sprachwissenschaft wurde 
beim jungen Gramsci zudem noch 
vorteilhaft temperiert durch die neo- 
hegelianischen Einflüsse Benedetto 
Croces. Den damals bei ,Marxisten' 
o f t  anzutreffenden fatalistischen 
Geschichtsoptimismus hat er nie ge- 
teilt. Ebenso wenig teilte er - und 
das scheint mir heute wichtig - den 
Glauben' an die Unabwendbarkeit 
gesellschaftlicher Katastrophen oder 
an eherne Gesetze des Kapitalismus. 

Blockbildung und 
Bündnispolitik als 

Voraussetzung von 
Heaemonie 

J 

Zum 60. Todestag von Antonio Gramsci 

von Sabine Kebir* 

Er hielt demokratische Selbstorgani- 
sation der Gesellschaft für nötig und 
möglich. 

Als Gymnasiast hatte Gramsci 
der sardischen Autonomiebewe- 
gung angehangen, für die die privi- 
legiert scheinenden Arbeiter des 
Nordens Teil des den Süden aus- 
plündernden Kapitalismus waren. In 
der großen Industriestadt Turin - 
deren ökonomisches Zentrum schon 
damals die FlAT war - lernte er 
schnell um. 1913 trat er -w ie  übri- 
gens auch der ebenfalls aus Sardini- 
en stammende und mit ihm studie- 
rende Palmiro Togliatti -der Soziali- 
stischen Partei (PSI) bei. Seine Her- 
kunft aus der ärmsten bäuerlichen 
Region Italiens wird Grarnsci jedoch 
zeitlebens zu einem der wenigen 
nachleninschen Führer der Arbeiter- 
bewegung machen, die die Bauern- 
frage als notwendigen Bestandteil 
einer hegemoniefähigen Politik be- 
greifen: ,,Das Proletariat kann nur 
dann zur führenden und herrschen- 
den Klasse werden, insoweit es ihm 
gelingt, ein System von Klassen- 
bündnissen zu schaffen, das es ihm 
erlaubt, die Mehrheit der arbeiten- 
den Bevölkerung gegen den Kapita- 
lismus und den bürgerlichen Staat 
zu mobilisieren, was in Italien be- 
deutet (...) den Konsens der breiten 
bäuerlichen Massen ziu erlangen."' 
Wesentlich im Unterschied zur sta- 
linschen Komintern ist, daß Gramsci 
Probleme der Bündnispolitik nicht 
unter der stillschweigend vorausbe- 
dungenen Hegemonie eines der 
Bündnispartner stellen will. Auch 
haben sie für ihn nicht nur eine öko- 

Es geht i m  Endeffekt 
nicht u m  den Sieg 
der einen oder der 
anderen Partei, 
sondern u m  die 
Konstruktion eines 
parteiübergreifen- 
den Blocks, der 
einen neuen 
gesellschaftlichen 
Horizont anvisiert: 
die, Überwindung 
der neoliberalen Ära. 

* Dr. Sabine Kebir, mehrere Veröffentlichungen zu Gramsci, arbeitet 
als Privatdozentin undfreie Publizistin in Berlin. 
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antimilitarismus 
information 

Wie man sieht, war also an sich alles 
in Ordnung. Leitartikel und Leser- 
brief, perfekt kombiniert, machen 
uns klar, daß wir, in unserem emoti- 
onalen Vergeltungswahn, die Unver- 
nunft repräsentieren, Priebke und 
seine mildtätigen Richter und willi- 
gen Verteidiger hingegen die kühle 
Vernunft. 

Gewiß haben viele 
der Täter Juden 

gepeinigt und 
ermordet, wei l  sie 

Juden gehaßt 
haben. Aber wer 
vermag zu sagen, 

wie viele von ihnen 
die Juden nur oder 

in erster Linie 
deshalb haßten, wei l  
es gerade opportun 

war, Juden z u  
hassen? 

Schwächen in Goldhagens 
Argumentat ion 
Wie problematisch die Geschichtser- 
innerung in Deutschland ist, zeigt 
die Tatsache, daß sowohl die Ver- 
brechen der Wehrmacht im Rahmen 
der Ausrottungsaktionen im Osten, 
als auch diejenigen der ,Ordnungs- 
polizei', der Polizeibataillone, erst 
jetzt ins Bewußtsein gehoben wer- 
den. Und auf welche Weise der Fall 
Priebke in  Deutschland ,gelöst' wur- 
de, zeigt, wie problematisch auch 
der Umgang der deutschen Justiz 
mit ihrer eigenen Geschichte war 
und ist. Priebke und Co. konnten 
(wenn man von den einschlägigen 
Hilfsaktionen des Vatikans nach '45 
absieht, - hier schließt sich übrigens 
der Kreis im Fall des kirchentreuen 
Priebkeverteidigers Fischer) über- 
haupt nur deshalb als freie Männer 

DEUTSCHE GESCHICHTEN 

alt werden, weil andere (höchst be- nären ,Stunde Null' tatsächlich aus 
lastete) deutsche Männer an den überzeugten Nazis überzeugte 
Schalthebeln der Justizmacht dafür Demokraten wurden, aus Antise- 
sorgten, daß Hitlers willige Vollstrek- miten Philosemiten. Die alte Über- 
ker keine Urteilsvollstreckung an ih- zeugung war einfach nicht mehr 
nen selbst befürchten mußten. Ein lohnend; sie versperrte Aussichten; 
Beispiel hierfür ist der (nicht) ermit- man mußte sie auswechseln. Es 
telnde Generalstaatsanwalt Werner 
Pfromm, früher NS-Führungsoffizier. 
(Siehe die Dokumentation in  I. MüI- 
ler-Münchs Artikel ,,Übergroße 
Nachsicht mit  den Nazi-Tätern/ Der 
Fall Priebke zeigt wieder: Verstrickt 
in die eigene Vergangenheit, behin- 
derten Staatsanwälte die Ermittlun- 
gen". FR V. 13.09.96,s. 3) 

Die intensive juristische Verfol- 
gung der NS-Kriegsverbrechen hätte 
für viele Juristen die Auseinanderset- 
zung mit ihrer eigenen Vergangen- 
heit bedeutet und diese vorausge- 
setzt. Und in vielen Fällen ist eben 
einfach beides unterblieben. Es gab 
eine Kumpanei der ,alten Kamera- 
den'. Auch wirkliche (demokrati- 
sche) Neuorientierungen haben dar- 
an wenig geändert. Die juristischen 
unwilligen Nichtvollstrecker von 
möglichen Urteilen, zu denen es 
mangels eröffneter Strafverfahren 
erst gar nicht kam, sind auch im 
neuen, demokratischen Staat 
schlicht sich selbst und ihren Karrie- 
ren treu geblieben. 

Darum auch hatten sie gewiß ein 
tiefes Verständnis für jene NS-Täter, 
denen es zunächst auch um die Siche- 
rung der eigenen Position ging. En 
Passant wird auf diesem Hintergrund 
womöglich auch eine gewisse Ein- 
seitigkeit und wohl auch Schwäche 
von Goldhagens Argumentation 
deutlich. Seine starke These von der 
ideologischen (antisemitischen, rassi- 
stischen) Motivation der Täter unter- 
schätzt vermutlich die Antriebskraft 
der ganz gewöhnlichen Anpassungs- 
bereitschaft. Goldhagen überschätzt 
eventuell doch die Wirkung ,tiefer 
Überzeugungen' und unterschätzt die 
Wirkung flacher Anpassungsmecha- 
nismen. Am tiefsten gehen und wir- 
ken wohl jene Überzeugungen, die 
am flachsten sind. Leitend ist vor allem 
die Überzeugung, daß man gegebe 
nenfalls, aus Karriererücksichten, 
rasch seine Überzeugungen wechseln 
muß. Gewiß haben viele der Täter Ju- 
den gepeinigt und ermordet, weil sie 
Juden gehaßt haben. Aber wer ver- 
mag zu sagen, wie viele von ihnen die 
Juden nur oder in erster Linie deshalb 
haßten, weil es gerade opportun war, 
Juden zu hassen? 

So ist eigentlich auch gar nicht 
zu bezweifeln, daß mi t  der imagi- 

handelt sich dabei häufig sozusa- 
gen nicht um Mimikry, sondern 
u m  Mutation. Eine neue Spezies 
entsteht, auch in ein und der sel- 
ben Person. Kaum kann sie sich 
noch erinnern, was sie früher ein- 
mal war. 

Die meisten Leute sind durchaus 
keine Fanatiker, sondern schlicht an 
ihrem persönlichen Erfolg orientiert. 
Wer diesen Hebel zu bedienen ver- 
steht, kann relativ leicht aus ge- 
wöhnlichen Menschen Täter und 
Übeltäter machen. Diese ,soziale 
Physik' mag wirkungsmächtiger sein 
als eine Metaphysik des Bösen. Inso- 
fern bleibt Hannah Arendts Begriff 
von der ,Banalität des Bösen' zutref- 
fend. (H. Arendt: Eichmann in Jeru- 
salem. Ein Bericht von der Banalität 
des Bösen, Reinbek 1978, bes. S. 48- 
84. Dazu auch: Reif (Hrsg.): Gesprä- 
che mi t  Hannah Arendt, München 
1 976, 5.35-40.) 

Das von Goldhagen konstatierte 
Verschwinden des deutschen Anti- 
semitismus ,nach' 45 ließe sich dem- 
nach gerade mi t  jenem Erklärungs- 
modell erklären, das Goldhagen 
nicht benutzt. Aber daß der Antise- 
mitismus so vollständig verschwun- 
den sei, ist doch wohl eine Mystifika- 
tion, wie die empirischen Untersu- 
chungen von A. Silbermann und an- 
deren noch in den letzten Jahren ge- 
zeigt haben. Bei wenig ,mutations- 
fähigen' Deutschen ist der Antisemi- 
tismus weitgehend erhalten geblie- 
ben. Und dies könnte nun wiederum 
dafür sprechen, daß zumindest für 
einen Teil der Deutschen jene tiefge- 
hende rassistische ,Konditionierung' 
bestimmend bleibt, die Goldhagen 
voraussetzt, und zwar als Bestandteil 
des ,deutschen Sonderweges', der 
auf Volk und Rasse hin orientiert hat 
statt auf Gesellschaft und Staat. Die 
,verspätete Nation' wird dann, so 
scheint es nach diesem Modell, fast 
zwangsläufig zur chauvinistischen 
Nation - und rassistische Ausrot- 
tungspolitik zu einem ihrer Ziele. 
(Dazu: H. Plessner: Die verspätete 
Nation. Über die politische Verführ- 
barkeit bürgerlichen Geistes, F.a.M. 
1974, bes. 5. 9-51. SoWie: I. Bibo: 
Die deutsche Hysterie. Ursachen und 
Geschichte, F.a.M. U. Leipzig 1991, 
bes. 5. 9-34, 144-1 73.) spw 
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Durch ein kred itfinanziertes Pro- 
gramm für Beschäftigung und qua- 
litatives Wachstum in Höhe von 35 
Mrd. DM jährlich können nach Be- 
rechnungen des DIW Ca. 500.000 zu- 
sätzliche Arbeitsplätze geschaffen 
werden. Dabei führen die Mehr- 
einnahmen und die Einsparungen bei 
Arbeitslosenunterstützung und Sozi- 
alhilfe bis zum Jahr 2000 zu einer ge- 
ringeren Schulden- und Zinsbelastung 
der öffentlichen Haushalte, als sie 
ohne dieses Programm eintreten wür- 
de. Um die Länder und Kommunen in 
eine antizyklische Politik einzubinden, 
soll ein Stabilisierungsfond eingerich- 
tet werden, aus dem sie zinslose Kre- 
dite erhalten können, die verbindlich 
aus den zusätzlichen Steuereinnah- 
men zurückgezahlt werden müssen. 
Durch eine europäische Abstimmung 
und Zusammenarbeit werden die Er- 
folge noch verbessert. Auch die Geld- 
politik muß sich an beschäfti- 
gungspolitischen Zielen ausrichten 
und für möglichst niedrige Zinsen sor- 
gen. 

2. Ökologisches Zukunfis-ln- 
vestitionsprogramm (Öko-ZIP): Als 
zentraler Bestandteil einer solchen an- 
tizyklischen Beschäftigungs- und qua- 
litativen Wachstumspolitik ist, an- 
knüpfend an das erfolgreiche ZIP von 
1977, ein ökologisches Zukunftsinve- 
stitionsprogramm aufzulegen, das mit 
öffentlicher Förderung in Höhe von 
10-15 Mrd. DM pro Jahr bis zu 100 
Mrd. DM Investitionen für die ökolo- 
gische Modernisierung von Wirtschaft 
und Infrastruktur mobilisieren soll. 
Schwerpunkte sind Energieeinspa- 
rung, Einführung erneuerbarer, sola- 
rer Energien, ökologischer Umbau des 
Verkehrssektors, Entsorgungs- 
infrastruktur, ökologische Sanierung, 
ökologischer Wohnungs- und Städte- 
bau, Werkstoff- und Pro- 
duktinnovation, Bildung und Wissen- 
schaft. Damit können mittelfristig 
600.000 - 800.000 zusätzliche Be- 
schäftigungsverhältnisse erzielt wer- 
den. Daneben sind verbesserte Um- 
welt- und Energiesparstandards und 
rechtliche Rahmenbedingungen so- 
wie eine ökologische Steuerreform 
notwendig. Dabei muß Deutschland 
Initiativen in der Europäischen Union 
ergreifen und im nationalen Rahmen 
vorangehen. 

Solidarische Finanzpolit ik und 
Sozialstaat 
3. Solidarische Steuerreform: Die 
Pläne der Bundesregierung für eine 
massive Steuerentlastung von Groß- 
verdienern sind ein sozialpolitischer 

Skandal und beschäftigungspoli- 
tisch verfehlt. Notwendig sind mehr 
soziale Gerechtigkeit und eine Stär- 
kung der Massenkaufkraft durch 
Abgabensenkung für kleine und 
mittlere Einkommen sowie mehr 
Mittel für die Sicherung des Sozial- 
staats, für Beschäftigungspolitik und 
ökologische Investitionen. Statt 
Lohnzuschläge zu besteuern, müs- 
sen Steuerschlupflöcher der Reichen 
und der Großunternehmen gestopft 
und Steuerhinterziehung bekämpft 
werden, statt den Spitzensteuersatz 
zu senken, müssen große Vermö- 
gen, hohe Einkommen und nichtin- 
vestierte Gewinne realistisch erfaßt 
und bewertet und angemessen, also 
höher als bisher, besteuert werden. 
Der Steueworteil aus dem Ehegat- 
tensplitting ist zu begrenzen, dafür 
ist das Kindergeld deutlich anzuhe- 
ben. Steuersenkungen auf Pump 
lehnen wir ab. 

4. Solidarische Modernisierung 
des Sozialstaats: Durch die Ver- 
wandlung von Leistungsempfänge- 
rlnnen in Beitragszahlerlnnen durch 
eine wirksame Beschäftigungspoli- 
tik, durch die vollständigere Erfas- 
sung aller Einkommen durch erhöh- 
te Beitragsbemessungs- und Versi- 
cherungspflichtgrenzen insbesonde- 
re in der Krankenversicherung, die 
Einbeziehung von Einkommen aus 
Vermögen und aus geringfügiger 
Beschäftigung, Einsparungen auf 
der Anbieterseite des Gesundheits- 
wesens, die Einführung einer Wert- 
schöpfungsabgabe der Unterneh- 
men und die Steuerfinanzierung 
sog. ,,versicherungsfremder Leistun- 
gen" ist die Finanzierung des Sozial- 
staats zu sichern. Zentrale Aufgabe 
einer zukunftsorientierten Weiter- 
entwicklung des Sozialstaats ist die 
Einführung einer bedarfsorientierten 
sozialen Grundsicherung. 

Arbeitszeitverkürzung, ö f fent -  
l ich geförder te Beschäftigung, 
Bildungsoffensive 
5. Arbeitszeitverkürzung: Wir for- 
dern die Tarifparteien zu einem neu- 
en Anlauf für eine gerechtere Vertei- 
lung der Arbeit auf, dessen Kern in 
einer neuen Etappe der Arbeitszeit- 
verkürzung und wirksamen Rege- 
lungen zur Begrenzung von Über- 
stunden liegen muß. Nur so kann 
die Halbierung der Arbeitslosigkeit 
und die Wiedergewinnung von Voll- 
beschäftigung gelingen. Dabei sind 
verschiedene Formen einzubezie- 
hen. die notwendige Dimension von 
Beschäftigungssicherung und Neu- 

einstellungen wird sich aber nur er- 
zielen lassen, wenn die durch- 
schnittliche tarifliche Wochenar- 
beitszeit um mehrere Stunden ver- 
kürzt wird. 

6. Arbeitsmarktpolitik und öf- 
fentlich geförderte Beschäfiigung: 
Die Arbeitsmarktpolitik muß zu einer 
regionalisierten Arbeits- und Struk- 
turforderung weiterentwickelt und 
und der Ausbau öffentlich geförder- 
ter Beschäftigung und Qualifizie- 
rung in Bereichen sozialen, kulturel- 
len und ökologischen Bedarfs orga- 
nisiert werden, damit Langzeitar- 
beitslosigkeit verhindert und allen 
Jugendlichen ein Einstieg ins Er- 
werbsleben garantiert werden kann. 
Damit können über 500.000 neue 
Beschäftigungsverhältnisse geschaf- 
fen werden. 

7. Bildungsoffensive: Durch eine 
Umlagefinanzierung der beruflichen 
Bildung ist allen Jugendlichen ein 
qualifizierter Ausbildungsplatz an- 
zubieten. Eine neue Offensive für 
den Ausbau und die Reform des Bil- 
dungswesens ist nötig als zentrale 
Zukunftsinvestition. Die staatliche 
Forderung von Forschung und Tech- 
nologieentwicklung ist auszubauen 
und stärker auf die Erfordernisse 
ökologisch nachhaltiger Entwick- 
lung auszurichten. 

lnternat ionale Zusammenarbeit 
8. lnternationale Koordination und 
Kooperation: Die Bundesregierung 
muß sich für eine internationale Ab- 
stimmung und Zusammenarbeit im 
Sinne einer beschäftigungs-, sozial 
und ökologisch orientierten Wirt- 
schaftspolitik insbesondere im Rah- 
men der EU einsetzen. Die Maas- 
tricht-Kriterien für die Europäische 
Währungsunion müssen so interpre- 
tiert und angewendet werden, daß 
sie einer solchen Politik nicht im 
Wege stehen. Das Vertragswerk der 
EU rnuß um beschäftigungspoliti- 
sche. soziale und ökologische Anfor- 
derungen ergänzt werden. Zur Ein- 
dämmung der Devisenspekulation 
ist eine internationale Devisenum- 
satzsteuer (Tobin-Steuer) in Verbin- 
dung mit einer Besteuerung von Fi- 
nanztransaktionen mit Ländern, in 
denen eine solche Steuer nicht erho- 
ben wird, zu prüfen. Außenwirt- 
schaftsbeziehungen mit Entwick- 
lungsländern sind verstärkt auf Iän- 
gerfristig angelegte vertragliche 
Grundlagen zu stellen, bei denen 
Öko- und Sozialstandards sowie ent- 
wicklungspolitische Gesichtspunkte 
zu beachten sind. 

Der Frankfurter Kreis 
unterstützt die 
Bemühungen Oskar 
Lafontaines für eine 
stärkere Profilierung 
sozialdemokratischer 
Politik und  fordert 
ihn auf, noch 
konsequenter und 
offensiver sozial- 
ökologische Reform- 
alternativen i n  die 
Debatte z u  bringen. 
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Sozialdemokratische Konzepte 
prof i l ieren! 
Auf der Tagung des Frankfurter Krei- 
ses am 21 .-23.02.97 lagen eine Rei- 
he konkreter Konzepte für eine sol- 
che Politik vor und wurden dis- 
kutiert, insbesondere der Beschluß 
,,Wege aus der Krise" der bayeri- 
schen SPD-Landesgruppe im Bun- 
destag (vgl. spw 1/97, 5. 33-36), die 
,,Thesen für ein ökologisches Zu- 

Steuerpolitische 
Unübersichtlichkeit 
in der SPD 
von Burkhard Winsemann* 

Die SPD muß 
vermitteln, daß eine 

Einigung mi t  der 
Koalition inhaltlich 

nicht möglich ist und 
keineswegs eine 

taktische Blockade- 
haltung eingenom- 

men wird. 

it zunehmender Verwun- 
derung registrierten Medi- 
en wie auch Teile der Par- 

tei schon seit dem Ende der Som- 
merpause 1996 die vornehme Zu- 
rückhaltung der SPD in der Frage der 
Einkommensteuerreform. Bis heute 
liegt kein vollständiges Konzept der 
Gesamtpartei oder der Fraktion vor. 
lmmerhin gelang es jedoch den Ju- 
sos mi t  der Unterstützung einiger 
weiterer PV-Mitglieder, eine Sonder- 
sitzung des Parteivorstandes durch- 
zusetzen, auf der ein 10-Punkte-Pa- 
pier als Verhandlungsgrundlage be- 
schlossen wurde. 

Klare Linie feh l t  
Wurden zunächst taktische Überle- 
gungen als Hintergrund der Absti- 
nenz der SPD ausgemacht (der Un- 
mut der vielen Interessengruppen 
über den beabsichtigten Wegfall 
von Steuervergünstigungen sollte al- 
lein den Koalitionsparteien gelten), 
so ist inzwischen unverkennbar, daß 
auch die äußerst unübersichtliche 
Gefechtslage innerhalb der Partei 
die Entwicklung eines geschlosse- 
nen Reformkonzepts erheblich er- 
schwert. 

* Burkhard Winsemann, ~ i ~ l o m - Ö k o n o m ,  ist wiss. Mitarbeiter von 
Detlev von Larcher MdB 

kunfts-lnvestitionsprogramm" der 
Arbeitsgruppe Umwelt der SPD- 
Bundestagsfraktion und das Papier 
,,Solidarische Finanzpolitik statt Ka- 
pitulation vor der 'Globalisierung"' 
der AG Finanzen des Frankfurter 
Kreises (vgl. spw 6/96, 5.44-50). 

Der Frankfurter Kreis unterstützt 
die Bemühungen Oskar Lafontaines 
für eine stärkere Profilierung sozial- 
demokratischer Politik in der Ausein- 

Dessen Fehlen wiederum be- 
schwört die Gefahr herauf, daß die 
Verhandlungskommission der inner- 
parteilichen Willensbildung erheb- 
lich vorgreift, wobei offen bleiben 
kann, ob und wenn ja von welchen 
Akteuren dies auch so gewollt ist. 
lmmerhin fiel die ebenfalls für den 
24. Februar vorgesehene steuer- 
und finanzpolitischen Fragen gewid- 
mete Sitzung der Kommission Fort- 
schritt 2000, in der unter anderem 
das Papier ,,Solidarische Finanzpoli- 
tik statt Kapitulation vor der Globali- 
sierung" der AG Finanzen des Frank- 
furter Kreises1 diskutiert werden soll- 
te, den Verhandlungen vorerst zum 
Opfer. 

Außer der Anhebung des Grund- 
freibetrages auf 14.000 DM/28.000 
DM sind in der SPD nahezu alle 
denkbaren Fragen umstritten, und 
zwar zwischen von Frage zu Frage 
wechselnden Bündnissen. 

Unterschiedliche Bündniskon- 
stel lat ionen 

Seit' an Seit' mit  dem Frankfurter 
Kreis und dem Parteivorsitzenden 
hat sich Gerhard Schröder für die 
Beibehaltung des Spitzensteuersat- 
zes (für nichtgewerbliche Einkünfte) 
von 53% ausgesprochen; er möchte 
allerdings den Beginn der oberen 
Proprtionalzone nach hinten ver- 
schieben. Dagegen denken Rudolf 
Scharping, Heinz Schleußer, Wolf- 
gang Clement und Henning VO- 
scherau immer mal wieder laut über 
40% nach. Dazwischen liegen z.B. 
Joachim Poß und Ernst Schwanhold, 
die gerne unter 50% landen wür- 
den. 

Die nach der Parteivorstandssit- 
zung am 3. Februar auch in der SO- 
zialdemokratie aufgetauchte Forde- 
rung nach Ermäßigung der Einkom- 
mensteuer auf Einkünfte aus Gewer- 
bebetrieb wird in unterschiedlichen 

andersetzung mit der Bundesregie- 
rung und fordert ihn auf, noch kon- 
sequenter und offensiver sozial-öko- 
logische Reformalternativen in die 
Debatte zu bringen. Die SPD-Linke 
wird ihre Positionen in die Diskussio- 
nen der Sozialdemokratischen Partei 
einbringen und dafür eintreten, daß 
sie zu Positionen der Gesamtpartei 
werden. SDW 

Größenordnungen - zwischen 6 
und 18% unter dem allgemeinen 
Spitzensteuersatz - diskutiert. Die 
Jusos und der Frankfurter Kreis set- 
zen sich dagegen für eine nur die 
einbehaltenen Gewinne entlastende 
Betriebsteuer ein. 

Umstritten ist auch, ob  am Ende 
der Steuerreform eine Nettoentla- 
stung herauskommen soll oder 
nicht. Dafür, wenn auch ohne Nen- 
nung von Zahlen, haben sich Lafon- 
taine, Scharping und Schröder aus- 
gesprochen, während lngrid 
Mätthäus-Maier, für die Haushalts- 
konsolidierung Vorrang hat, und die 
Linke, die auf die gegenüber Steuer- 
entlastungen größere konjunkturelle 
Wirksamkeit zusätzlicher öffentli- 
cher Ausgaben verweist, in unge- 
wöhnlicher Eintracht dagegenhal- 
ten. 

Völlig unklar ist schließlich das 
Bild bei der zur Gegenfinanzierung 
der Tarifreform notwendigen Ver- 
breiterung der Steuerbemessungs- 
grundlage. Einigkeit besteht eigent- 
lich nur über die Ablehnung der Be- 
steuerung von Nacht- und Sonn- 
tagszuschlägen. Darüberhinaus lie- 
gen seit nunmehr einem halben Jahr 
sehr konkrete Empfehlungen von 
Heinz Schleußer zur Objektivierung 
der Gewinnermittlung der Unter- 
nehmen vor, die zu großen Teilen 
konsensfähig sein dürften. Zusam- 
men mit einem beherzten Zugriff 
auf den bislang völlig unterbesteuer- 
ten Bereich der Einkünfte aus Kapi- 
talvermögen und aus Vermietung 
und Verpachtung (Abschreibungs- 
modelle) wäre dies eine wichtige 
Grundlage für eine Offensive der 
SPD in der Steuerpolitik. Ein in diese 
Richtung zielender detaillierter Vor- 
schlag von Detlevvon Larcher wurde 
überwiegend höflich ignoriert. 

Letztlich gibt es noch nicht einmal 
eine einheitliche Linie in der Frage, in- 

rig), kommentierte das Urteil des ita- 
lienischen Militärgerichts im Fall 
Priebke folgendermaßen (FAZ V. 
03.08.96): „Aus offenbar wohler- 
wogenen Gründen hat das Militär- 
gericht dem Angeklagten mildernde 
Umstände zugebilligt und auf eine 
Strafe für den jetzt 83 Jahre alten 
Mann verzichtet. Darin sehen viele 
das Hauptmerkmal des Urteils: nicht 
gegen, sondern für den SS-Offizier. 
Irrtum. Nicht die Lebensumstände 
eines alten Mannes interessieren 
und bestimmen die Geschicke der 
Völker, sondern die Erkenntnis von 
Recht und Unrecht. Deshalb wirkt 
die aufgebrachte Kritik an den mili- 
tärisch und historisch geschulten 
Richtern wie das Ritual einer unauf- 
geklärten, überholten Moral." 

Auch der Italien-Korrespondent, 
bei dem es sich eher u m  einen militä- 
risch als um einen historisch ge- 
schulten Kommentator zu handeln 
scheint, vertritt, wie sein Herausge- 
ber, eine Aufklärung, die NS-Verbre- 
chen nun doch lieber nicht ins hell- 
ste Licht rücken will, und eine Moral 
des Generalüberholens, die das 
deutsche Soldatentum wieder in al- 
tem Glanz erstrahlen lassen kann. 

Seinem Kommentator ließ Fi- 
scher am 09.08.96 einen FAZ-Leitar- 
tikel zum selben Thema folgen: „Der 
alte Mann und die Schuld". Schon 
der Beginn macht die Marschrich- 
tung klar: ,,Darf man auf das Urteil 
gegen einen ehemaligen SS-Offizier 
nur mit  Gefühlen der Empörung und 
des Abscheus reagieren oder auch 
mit kühler Vernunft." Man ahnt 
schon, welchen Part Fischer sich zu- 
gedacht hat: „Man darf es nicht nur, 
man muß es, wenn man nicht die zi- 
vile Kultur in Europa für die Zukunft 
aufs Spiel setzen will." Und ausge- 
rechnet ein (eher dubioses) Militär- 
gericht soll nun diese zivile Kultur re- 
präsentieren. Fischer will erst gar 
nicht in Erwägung ziehen, daß auch 
und gerade kühle Vernunft (eventu- 
ell sogar gepaart m i t  Gefühlen) zu 
dem Schluß kommen könnte, dieses 
Urteil sei falsch. 

Fischer Iäßt dann sogar durch- 
blicken, daß das Priebke-Urteil even- 
tuell noch als zu hart bewertet wer- 
den kann oder muß. ,,Priebke hatte 
im März 1944 bei Rom an der Er- 
schießung von 335 italienischen 
Geiseln teilgenommen. Dieser klare 
Schuldspruch" - der dann auf einen 
Freispruch hinauslief - ,,kann Zu- 
stimmung finden - bei denen, die 
sich nicht im Gestrüpp der damali- 
gen militärischen und politischen 

Umstände von Besatzung und Wi- 
derstand zwischen Italien und 
Deutschland, einstigen Verbünde- 
ten, verlieren wollen, und schließlich 
bei jenen, die ganz unabhängig von 
allen historischen und juristischen 
Erwägungen, trotz der Perversionen 
der Kriegslogik, daran festhalten: In 
der Fosse Ardeatine, in den Tuff- 
steinhöhlen im Süden Roms, nahe 
den Katakomben, ist Unrecht ge- 
schehen, haben Menschen anderen 
Menschen Böses angetan." 

Bei wem also kann dieser Schuld- 
spruch, der ein Freispruch war, keine 
Zustimmung finden? Nun, bei all je- 
nen (und gar so wenige dürften das 
nach wie vor nicht sein), die nicht 
schon in der SS-Mitgliedschaft ein 
Vergehen erkennen; bei jenen, die 
das Gestrüpp nicht scheuen, die so- 
zusagen zu differenzieren verstehen; 
bei jenen schließlich, die nicht unab- 
hängig von allen historischen und 
juristischen Erwägungen urteilen 
und die Perversionen der Kriegslogik 
berücksichtigen. 

Fischer gibt uns also unmißver- 
ständlich zu verstehen: An sich hätte 
der Freispruch ohne einen beigefüg- 
ten Schuldspruch erfolgen müssen. 
Der Freispruch zweiter Klasse genügt 
ihm und seiner Logik nicht. Der 
deutsche Soldat hat, in seiner Sicht, 
eben auch als Geiselmörder nur sei- 
ne Pflicht getan. Priebke war nun al- 
lerdings sogar recht exakt ein willi- 
ger Vollstrecker im Sinne Goldha- 
gens, denn er hat gleich noch ein 
paar Geiseln mehr erschießen lassen 
als nach der perversen Kriegslogik 
vorgeschrieben, und er hat sich sel- 
ber am Töten beteiligt. ,Soldaten 
sind Mörder'? Nein, sie sind es nie. 
Das ist das Urteil, das Fischer uns, in 
etwas verklausulierter Form, nahe- 
legt. Und in diesem Kontext kann 
auch, auf einmal, die Vergeltung 
vollständig ad acta gelegt werden. 
Kann es denn sein, fragt Fischer, 
,,daß unerbittlich Strafe als Instru- 
ment der Vergeltung für geschehe- 
nes Unrecht verlangt wird?" Ein im- 
merhin etwas auffälliges Argument 
in einer Zeitung, die das sonst für je- 
den kleinen Ladendiebstahl zu for- 
dern pflegt. Weiter Fischer: ,,Ist das 
nicht ein in der Strafjustiz sonst 
längst überholter, von der italieni- 
schen Verfassung abgelehnter 
Grundsatz? Kann man die Befriedi- 
gung des menschlichen Rechtsbe- 
dürfnisses an die Lebensumstände 
nun sehr alt gewordener Männer 
binden? Das entspricht mittelalterli- 
chen Vorstellungen von Gerechtig- 

keit, aus der Zeit vor der Aufklä- 
rung." 

Jener Aufklärung, die Fischer an- 
sonsten, wenn er nämlich als Anwalt 
der römisch-katholischen Kirche auf- 
tritt, geradezu als Teufelswerk zu de- 
nunzieren pflegt. Aber hier tritt er 
eben als advocatus diaboli, in einem 
wohl allzu wörtlichen Sinne, auf. 
Selbst das Auslieferungsbegehren, 
auch von der Bundesregierung vor- 
gebracht, wird nun als Eiferertum 
verteufelt: ,,Wird deutscher Eifer hier 
nachholen wollen, was früher ver- 
säumt wurde, wird man der Versu- 
chung nachgeben, mit  Gefühlen 
aufzuarbeiten, was der Vernunft zu- 
kommt? Für die große Mehrheit der 
Deutschen, die jünger als 80 sind, 
reicht das nicht aus." 

Deutscher (Über-)Eifer beim Tö- 
ten erscheint legitim, kennt man sich 
im Gestrüpp des Krieges nur hinrei- 
chend aus; deutscher Eifer beim 
Ahnden von Kriegsverbrechen illegi- 
tim. 

In durchaus kunstvollem Arran- 
gement setzt die FAZ-Redaktion Fi- 
schers Argumentationskette in ei- 
nem am gleichen Tag abgedruckten 
Leserbrief fort. Dr. Ludolf von Kro- 
sigk aus Hamburg (in dem man wohl 
einen nahen Verwandten von Hitlers 
Finanzminister Lutz Graf Schwerin 
von Krosigk vermuten darf, der im 
letzten Nürnberger Kriegsverbre- 
cherprozeß '49 zu 10 Jahren verur- 
teilt wurde, jedoch schon '51 frei- 
kam) dankt und assistiert (unter der 
Überschrift ,,Bei Auslieferung Prieb- 
kes") Fischer: „Der Bericht und der 
Kommentar zum Fall Priebke von 
Heinz-Joachim Fischer (FA2 vom 3. 
August) unterscheiden sich in  ihrer 
Objektivität und Ausgewogenheit 
wohltuend von den aufgebrachten 
Kommentaren und Meinungsäuße- 
rungen in anderen Zeitungen und 
bestimmter Politiker. M i t  Recht be- 
scheinigen Sie dem italienischen Mi- 
litärtribunal M u t  zu einer unpopulä- 
ren Entscheidung." Im übrigen fin- 
det V. Krosigk Geiselerschießungen 
ganz einfach rechtlich zulässig und 
letzten Endes unverzichtbar (was 
seine spezielle Pointe auf dem Hin- 
tergrund der jüngsten Ereignisse im 
früheren Jugoslawien entwickelt): 
,,Vergeltungsmaßnahmen sind 
schrecklich, aber nach der Haager 
Landkriegsordnung im Verhältnis 
eins zu zehn zulässig. Bei dem Bom- 
benattentat umgekommen waren 
neben Italienern auch ein Kind, 33 
Angehörige einer Polizeieinheit, 
erschossen wurden 335 Geiseln." 

Priebke war nun 
allerdings sogar 
recht exakt ein 
williger Vollstrecker 
i m  Sinne Goldha- 
gens, denn er hat  
gleich noch ein paar 
Geiseln mehr 
erschießen lassen als 
nach der perversen 
Kriegslogik vorge- 
schrieben. 
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Gängige Übung war 
nach '45 nicht die 

Selbstbezichtigung, 
sondern der sich 
selber gewährte 

Freispruch. Jeder 
war sein eigener 

Wunderheiler. 

falschen Leute gekommen, die ma- 
sochistischen Deutschen nämlich. 
Schirrmacher: ,,Aber es ist die ver- 
nichtende Radikalität von Goldha- 
gens Thesen über die Logik des 
deutschen Nationalcharakters, die 
dem, der ihnen zustimmt, einen Frei- 
spruch gewährt. Hier geht es um 
Psychologie, u m  das unaufklärbare 
Zusammenspiel von historischer 
Schuld, individueller Selbstbezichti- 
gung, Erlösungshoffnung, kurz: um 
das, was ein Rezensent die ,deut- 
sche Krankheit' genannt hat. In ei- 
ner Diagnose voller Schwächen und 
Widersprüche findet Goldhagen das 
Krankheitsbild in einem historisch 
frühzeitig aufbrechenden mörderi- 
schen Antisemitismus. Manche der- 
jenigen, die zu ihm drängten, wuß- 
ten vielleicht nicht viel von der 
Krankheit. Aber sie wußten, daß sie 
geheilt werden wollten." 

Daß schon die flüchtigste Selbst- 
besichtigung Schirrmacher Einblicke 
eröffnen würde, die es ihm naheleg- 
ten, jegliche Psychologie lieber zu 
umgehen, muß man aufgrund sei- 
nes vom ,Spiegel1 dokumentierten 
(fahr-) lässigen Umgangs mi t  der ei- 
genen Biographie (zumal den akade- 
mischen Qualifikationen) vermuten. 

Und er hat hierzu sogar auch be- 
reits, höchst unfreiwillig, wie es sei- 
ne Art ist, den passenden Kommen- 
tar geschrieben, am 12.06.96 in der 
FAZ, in einem Artikel ,,Die wiederge- 
fundene Titanic": ,,Wir müssen uns 
die Geschichte unserer eigenen Ver- 
schwendungen und unseres Leicht- 
sinns erzählen." Nur zu, Schirrma- 
cher. wir warten bereits gespannt 
auf Ihre Enthüllungen. 

Wer das Psychologische so zu 
fürchten hat wie Schirrmacher, neigt 
wohl am meisten zu Projektionen. 
Seine schwachen Diagnosen mögen 
wohl Ausdruck einer starken Krank- 
heit sein. Zumindest muß man 
schon stark kurzsichtig sein, wenn 
man Dinge liest, die gar nicht ge- 
schrieben stehen. Von einer ,Logik 
des deutschen Nationalcharakters' 
ist im ganzen Buch nicht die Rede. 
Ein solcher wird offenbar auch nicht 
vorausgesetzt. Vielmehr geht es 
Goldhagen um eine ganz bestimmte 
,Politische Kultur', die vom Antise- 
mitismus (einem zunächst ausgren- 
zenden und dann auch ausmerzen- 
den) durchsetzt war. (Der spezifisch 
deutsche Antisemitismus bleibt' da- 
bei übrigens eher unterbestimmt.) 
Der so heldenhaft auf Freispruch 

DEUTSCHE GESCHICHTEN 

verzichtende Schirrmacher bestreitet 
also etwas, das von Goldhagen gar 
nicht behauptet wird. Was er nun, 
Schirrmacher, behauptet, das Gold- 

. hagen und nicht ihm mehrheitlich 
folgende Publikum betreffend, ist 
ein rechtsradikaler Topos. Die wahn- 
hafte Rede von der ,deutschen 
Selbstbezichtigung' ist einschlägi- 
gen Blättern zu entnehmen. Gängi- 
ge Übung war nach '45 nicht die 
Selbstbezichtigung, sondern der 
sich selber gewährte Freispruch. Je- 
der war sein eigener Wunderheiler. 

Priebkes Freispruch durch die 
FAZ 
Da wir nun schon einmal bei den 
Freisprüchen sind, sehen wir uns 
einfach an, wie der letzte Freispruch 
eines NS-Kriegsverbrechers in der 
FAZ kommentiert wurde. Vielleicht 
ist das aufschlußreich. Hitlers willige 
Vollstrecker, - wie werden sie be- 
handelt von Goldhagens unwilligen 
Anklägern? 

H.-J. Fischer, bei dem man nicht 
so recht weiß, ob  er nun der Mann 
der FAZ beim Vatikan oder der Mann 
des Vatikans in der FAZ ist (seine Kir- 
chenberichterstattung Iäßt an tiefer 
Gläubigkeit nichts zu wünschen üb- 
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wieweit das Einkommensteuerrecht 
generell mit Lenkungsnormen ausge- 
stattet sein soll. Es ist nämlich ein öko- 
nomisch wenig geeignetes, politisch 
aber besonders praktikables Instru- 
ment dafür. Noch ehe in diesem Punkt 
eine Antwort gefunden ist, tauchen 
aber bereits neue Vorschläge für Steu- 
enubventionen - hier: zur Förderung 
der Mobilisierung von Risikokapital - 
auf. 

Strategische Positionen 
einnehmen 
Während also die Vorstellungen 
von der Steuerreform noch stark 

P rost Mahlzeit. Das schmeckt 
dem Agrobusiness und der Er- 
nährungswirtschaft so richtig. 

Endlich hat ein einflußreicher Teil 
der SPD unter dem Eindruck ihrer 
Argumente ohne viel Federlesens 
sein Ja-Wort zum Einsatz der Gen- 
technik im Nahrungsgüterbereich 
gegeben und den einst im Berliner 
Grundsatzprogramm verankerten 
ökologischen Umbau von Landwirt- 
schaft und Chemie ad acta gelegt. 

Vom Standortfieber erfaßt, hat 
am 2 1.122.1 1.1996 in Wiesbaden 
die Konferenz der Vorsitzenden der 
SPD-Fraktionen des Bundes, der 
Landtage und Bürgerschaften sowie 
der SPD-Abgeordneten im Europa- 
Parlament eine zackige Entschlie- 
ßung mi t  dem Tenor gefaßt, nun 
endlich und entschieden das ,,lnno- 
vationspotential der Bio- und Gen- 
technologie" zu nutzen. Da werden 
,,breite Anwendungsperspektiven in 
der Landwirtschaft und der Lebens- 
mittelproduktion" gesehen. Da wird 
kühn formuliert, daß es ,,grundsätz- 
lich keine auf Gefahren für Mensch 
und Umwelt beruhende Begrün- 
dung für ein Verbot des Einsatzes 
der Gentechnik in der Landwirt- 
schaft" gibt. Ferner wird dargelegt, 
daß ,,in der Lebensmittelindustrie 
die bisher vor allem zur Ertragssiche- 
rung und zur Haltbarmachung ver- 
wendete Bio- und Gentechnologie 
auch zur Qualitätsverbesserung von 
Lebensmitteln eingesetzt werden 

divergieren, bemühen sich alle Be- 
teiligten, ernsthafte Auseinander- 
setzungen zu vermeiden. Das wird 
allerdings kaum möglich sein, 
wenn die Verhandlungen mi t  der 
Koalition zu unbefriedigenden Er- 
gebnissen führen sollten, was nach 
Lage der Dinge praktisch bei jedem 
überhaupt m i t  dieser Koalition zu 
erzielenden Ergebnis unterstellt 
werden kann. 

Die SPD tu t  deshalb gut  daran, 
Sollbruchstellen bereitzuhalten, 
die vermittelbar machen, daß eine 
Einigung mi t  der Koalition inhalt- 
lich nicht möglich ist und keines- 

Kennzeichnung für gentechnisch 
veränderte Lebensmittel gefordert. 

M i t  dieser Entschließung werden 
innerparteilich mühselig erarbeitete 
Positionen bewußt beschädigt, die 
sich aus guten Gründen nach wie 
vor einem zukunftsfähigen, umwelt- 
verträglichen Entwicklungsweg im 
Agrar- und Ernährungsbereich ver- 
pflichtet fühlen1. 

Allerdings haben die Konferenz- 
teilnehmer dann doch die Rechnung 
ohne den Wirt gemacht. Gemein- 
sam setzten sich die Vorsitzenden 
des Umwelt-. Gesundheits- und 
Landwirtschafts-ausschusses der 
Bundestagsfraktion zur Wehr. Sie er- 
reichten zwar nicht die Zurücknah- 
me des Beschlusses, aber immerhin, 
daß er nicht weiter verfolgt wird. Er 
war durch Fraktionsgeschäfts-führer 
Catenhusen initiiert und lanciert 
worden. Als ehemaligen Vorsitzen- 
den der Enquete-Kommission des 
Bundestages zu den ,,Chancen und 
Risiken der Gentechnologie" müssen 
ihn die Chancen der Gentechnik of- 
fenbar nachhaltig beeindruckt ha- 
ben. 

Wie dem auch s-ei, die Entschlie- 
ßung ist nicht aus der Welt und der 
Druck der Gentechnik-Lobby bleibt. 
Die Auseinandersetzungen um gen- 
technisch veränderte Nahrungsmit- 
tel und ihre Risiken bleiben daher so 
oder so erhalten. Allerdings will sich 
dieser Beitrag nicht mi t  den speziel- 
len Risiken von Genfood beschäfti- 

Wegs eine taktische Blockadehal- 
tung eingenommen wird. Der 
Streit um die weitere Finanzierung 
des Steinkohlenbergbaus hat dies 
nicht hergegeben, und auch in der 
Frage der Zuschlagsbesteuerung 
kann nicht ausgeschlossen wer- 
den, daß die SPD durch Kompro- 
mißvorschläge in Bedrängnis ge- 
rät. Zur Entwicklung strategisch 
wirksamer Positionen sei deshalb 
nochmals nachhaltig das Steuer- 
und finanzpolitische Papier des 
Frankfurter Kreises empfohlen. =W 

I spw Heft 92, 6/96, 5.44-50 

Genfood statt 
Öko-produ kte? 

Agrar- und Ernährungspolitik der SPD 
- Umsteuern statt Anpassen 

von Detlef Bimboes* 

hier Veränderungen will, kommt um 
einige Grundsatzfragen nicht her- 
um. Das heißt als erstes zu beant- 
worten, wie wir eigentlich leben 
wollen, was wir für eine gesunde 
und genußreiche Ernährung brau- 
chen und welchen gesarntgesell- 
schaftlichen Nutzenlwelche gesund- 
heitlichen Vorteile in diesem Kontext 
der Einsatz der Gentechnik im Le- 
bensmittelbereich bieten würde? 

Grundfrage: Wie wollen wir 
leben und uns ernähren? 
Auf dieser Grundlage Iäßt sich die 
Frage zum ja oder nein ihres Einsat- 
zes viel leichter beantworten. Sie be- 
sitzt nämlich keine Vorteile im Hin- 
blick auf Qualitätsverbesserungen 
und schon gar nicht den von ge- 
sundheitlichen Vorteilen oder mehr 
Lebensqualität. Diese provokante, 

Gentechnik irn 
Lebensrnittelbereich 
besitzt keine Vorteile 
irn Hinblick auf  
Qualitätsverbesse- 
rungen und schon . 
gar nicht den von 
gesundheitlichen 
Vorteilen oder mehr 
Lebensqualität. 

kann". Der einst propagierte Frieden gen. Er möchte vielmehr den Sinn 
mit der Natur mutiert so zum Frie- oder Unsinn von Gentechnik in den 
den mi t  der Wirtschaft. Um die Nähe Gesamtrahmen der bestehenden 
zum Verbraucher nicht ganz zu ver- und einer zukunftsfähigen Agrar- 
lieren, wird wenigstens noch die und Ernährungspolitik stellen. Wer * Dr. Detlef Bimboes, Diplombiologe, Wiesbaden 
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klare Aussage gilt selbst dann, wenn 
es keine Risiken durch gentechnisch 
veränderte Nahrungsmittel gäbe 
oder gibt. Ihr Einsatz ist schlichtweg 
überflüssig. Wer sie fordert, Iäßt le- 
diglich die Handschrift großer Wirt- 
schaftsinteressen deutlich werden. 
Diesen geht es z.B. nur um die Ver- 
längerung von Haltbarkeit (für Lage- 
rung und Transport) oder möglichst 
gleichbleibende Herstellungsbedin- 
gungen für die industrielle Massen- 
produktion von Käse durch gentech- 
nisch geschneiderte Käsereifungs- 
ferrnente. 

Politik und Wirtschaft haben 
Agrar- und Ernährungspolitik auf 
einen insgesamt falschen Weg ge- 
führt. Die Gentechnik setzt hier 
nur weitere ,,Höhepunktev. Dieser 
Weg schreibt lediglich die Ökono- 
mischen Konzentrationsprozesse 
fort, treibt Hochgeschwindigkeit, 
Leistungs- und Ertragssteigerung 
in  diesen Produktionsbereichen 
weiter voran, was bislang schon zu 
schwer korrigierbaren Fehlent- 
wicklungen für Mensch und Natur 
sowie zu Qualitätsverlusten im Le- 
bensmittelbereich und zum Verlust 
einer Vielzahl von bäuerlichen und 
gewerblichen Arbeitsplätzen ge- 
führt  hat. Dreh- und Angelpunkt 
bleibt deshalb nach wie vor die 
Wende hin zu einer umwelt- und 
gesundheitsverträglichen Politik in 
Land- und Ernährungswirtschaft, 
die gleichzeitig möglichst viele Ar- 
beitsplätze sichert. Vorschläge 
hierzu liegen reichlich auf dem 
Tisch, vor kurzem erst wieder aus 
den Reihen des Öko-~andbaus vor- 
gelegt2. 

lassen sich zusammen mi t  einer um- 
weltgerechten Agrarproduktion und 
schonenden Be- und Verarbeitungs- 
verfahren zahlreiche bestehende 
Qualitäts- und Hygienemängel mini- 
mieren. 

Das heißt vor allem, die durch 
wirtschaftliche Konzentrationspro- 
zesse in der BRD entstandenen, 
zum großen Teil anbau- und ver- 
brauchsfernen Produktions- und 
Versorgungsstru kturen weitge- 
hend aufzubrechen und in arbeits- 
und umweltorientierte regionalpo- 
litische Entwicklungskonzepte zu 
integrieren. Auch hierzu liegen vie- 
le Vorschläge auf dem Tisch. Auf 
diese Weise können überdies re- 
gional vorhandene und teilweise 
nicht mehr ausgeschöpfte Agrar- 
potentiale optimaler genutzt wer- 
den. Selbstverständlich werden 
dann immer noch überregionale 
und transnationale Anbau-, Her- 
stellungs- und Versorgungsstruk- 
turen eine bedeutsame Rolle spie- 
len. Von den natürlichen Gegeben- 
heiten her wird nicht überall eine 
regional angelegte Versorgung mi t  
leicht verderblichen gegenüber 
Qualitätsverlusten empfindlichen 
Grundnahrungsmitteln (Fleisch 
und Fleischprodukte, Milchpro- 
dukte, Backwaren, regionaltypi- 
sches Obst und Gemüse) möglich 
sein. Südfrüchte sowie andere aus- 
ländische Produkte werden auch 
weiterhin eine große Rolle spielen. 

auch der Rinderwahnsinn und an- 
dere Tierkrankheiten weiter ver- 
breitet werden können. High-Tech 

Juden wurde eben seit 33 immer 
weiter gesteigert, bis hin zu den 

wiederum Markovits: ,,Selten las ich 
so voller Neid triefende Zeilen, auch 

drohte, wurde kein Geheimnis ge- 
macht. Wer konnte annehmen, daß 
für sie keine Lebensgefahr bestehe? 
Der Vergleich mit der Situation in 
Kalifornien ist so absurd, daß er von 
Nolte stammen könnte. Offenbar 
sind wir schon wieder so weit, daß 
an die simpelsten Unterschiede zwi- 
schen einer bürgerlichen Demokratie 
und einer terroristischen Diktatur er- 
innert werden muß.) 

Ausrottungsaktionen), - und daß 
das ,Arrangement1 der Realität den 
Opfern gewiß als Horror erschienen 

nicht bei Broders bereits zur persön- 
lichen Marke stilisiertem Zynismus. 
Es ist klar: Broder kann es einfach 
nicht vertragen, sein Monopol als jü- 
disches ,Enfant terrible' einem gar 
jüngeren, noch dazu amerikani- 

im Tierstall heißt konsequentes 
Qualitätsmanagement zur Aus- 
schaltung von Hygienemängeln ist, welcher mit dem des Horrorfilms 

nicht gar so wenig Ähnlichkeit auf- 
wies. Daß die grauenvolle Realität 
von den Tätern zumeist allenfalls 
noch als eine Art technologischer 
Sachzwang erinnert wurde, wenn 

und damit drastisches Zurückfah- 
ren des Einsatzes von Tierarznei- 
mitteln und daraus resultierender 
Rückstände in den Fleischproduk- 
ten4. Gleichzeitig dient dies auch 

schen Juden auch für ein paar Wo- 
chen zu überlassen. Dann muß Bro- 
der eben mit Lügen, Verleumdungen 

der Eindämmung des zunehmen- überhaupt, hat wohl auch dazu ge- 
führt, daß eine positivistisch kühle 

und zweideutigen Unterstellungen 
operieren, wie der, daß er den Vater 
Goldhagens, Erich, zum Interview 
besuchte, obwohl er ihn nur kurz te- 
lefonisch sprach." 

Einen fragwürdigen vorläufigen 
Höhepunkt erreichte die Goldhagen- 
Kritik in der Rezension A. de Zayas' 
(FAZ V. 12.06.96): ,,Kein Stoff für 
Streit/ Goldhagens Unfug, Goldha- 
gens Unwissenheit". Sein Fazit: ,,Neu 
ist allein die Radikalität des Urteils, das 
schlechthin als rassistisch bezeichnet 
werden kann. Hier ist kein Stoff für ei- 
nen neuen Historikerstreit." 

(Zu welchem Unfug man bereit 

Schirrmachers Projektionen 
Hatte man es nicht schon immer ge- 
wußt oder zumindest geahnt, daß die 
Juden die eigentlichen Rassisten sind? 
Im übrigen ist ja der ,Stoff' des ,Histo- 
rikerstreits' alles andere als unverdäch- 
tig. Präsentiert wurde er, in Gestalt ei- 
nes nicht gehaltenen Vortrags E. Nol- 
tes, in der FAZ vom 06.06.86. Und die 
redaktionelle Vorbemerkung arbeitete 
bereits, wie H.-U. Wehler hervorgeho- 
ben hat, mit fragwürdigen Inforrna- 
tionen und Unterstellungen (Wehler, 
Entsorgung der deutschen Vergan- 
genheit?, München 1988, 5. 52). Die 
abstruse Kernthese Noltes (,Ausch- 
witz' als Produkt und Reproduktion 
des ,Archipels Gulag') hat ja eben auf- 
grund ihrer Abstrusität und wegen 
der politischen Hintergründe solcher 
Vergangenheitsaufarbeitung den Hi- 
storikerstreit ausgelöst. Goldhagen 
bietet nun weit eher Stoff, der ernst- 
hafte Auseinandersetzung lohnt. 

Hatte der FAZ-Herausgeber J. C. 
Fest Noltes abenteuerliche Konstruk- 
tionen als Stoff in sein Blatt geholt, 
so fällt seinem Nachfolger Schirrma- 
cher nun die Aufgabe zu, Goldha- 
gens Stoff mit  aller Kraft draußen zu 
halten. Daß ihm dies nur mit  größter 
Mühe gelingt, zeigt sein Leitartikel 
vom 13.09.96: ,,Wunderheiler Gold- 
hagen". 

Nachdem Schirrmacher in der 
Münchner Podiumsdiskussion mi t  
Goldhagen eine bemerkenswert 
schlechte Figur gemacht hatte (regi- 
strierbar am 12.08.96 im SWF und 
am 13.09. im BR), machte er sich 
jetzt daran, in einer Metakritik Gold- 
hagens Erfolg in jenen öffentlichen 
Veranstaltungen zu erklären, deren 
letzte ihm selber einen deutlich 
wahrnehmbaren Mißerfolg beschie- 
den hatte. Goldhagen gewisserma- 
ßen als Sieger und Schirrmacher als 
Verlierer, - da konnte doch wieder- 
um etwas nicht mir rechten Dingen 
zugegangen sein. (Natürlich verliert 
er im Leitartikel kein Wort über sei- 
nen eher mißglückten Auftritt.) 

Woran also hatte es gelegen? Ja 
nun, es waren einfach wieder die 

den Versagens von Antibiotika bei 
Mensch und Tier sowie nicht zu- Geschichtswissenschaft sich diese 
letzt der Verringerung von Salmo- Sichtweise weitgehend zu eigen ge- 

macht hat. Auch haben ja weit mehr 
Täter als Opfer überlebt, wodurch 

nellose-Erkrankungen beim Ver- 
braucher. Daraus, daß den 

Juden Schlimmstes 
drohte, wurde kein 
Geheimnis gemacht. 
Wer konnte anneh- 
men, daß für sie keine 
Lebensgefahr 
bestehe? 

Hig h-Tech in der Pflanzenpro- allein schon die Täterperspektive 
bessere Aussichten hatte, sich 
durchzusetzen. 

Daß nun Goldhagen versucht, ei- 
nen Blick auf die Täter zu werfen so- 

duktion heißt umweltgerechter An- 
bau mi t  dem Produktionsziel gesun- 
der Pflanzen und konsequenter Ein- 
satz des biologisch-integrierten 
Pflanzenschutzes. Dieser Pflanzen- zusagen mi t  den Augen der Opfer, 
schutz arbeitet mi t  der Natur und ist nicht nur legitim, sondern not- 

wendig. Und von diesem Blick nicht gegen sie, macht den Einsatz 
von Pestiziden ganz oder zuminde- scheint sich jetzt mancher bedroht 

zu fühlen. 
Das Bedrohliche wurde denn 

stens weitestgehend entbehrlich 
und erlaubt zugleich, den Dünger- 
einsatz auf ein umweltverträgliches 
Maß herunterzufahren. Qualitäts- 
verbesserung bei pflanzlichen Le- 
bensmitteln heißt zudem, mit dem 

sein und welche Unwissenheit man 
auch sofort abgewehrt. In fast 
schon panisch zu nennender Über- 
reaktion wurde Goldhagens Buch 
abgefertigt. Mi t  diesen Eilabferti- 
gungen setzten sich am 15.06.96 in 
der FR bereits H. Loewy und A. Mar- 

fingieren muß, wenn man um jeden 
Preis entlastende Argumente finden 
will, demonstrierte de Zayas in ,Criti- 
con'. Baring bezog sich, ohne jede 
erkennbare Distanz, nahezu aus- 
schließlich auf de Zayas' Artikel, als 
er am 18.09.96 für die FAZ die Kritik 
an Goldhagens Buch kommentierte: 

ganzen System produktspezifischer 
Qualitätsnormen und Handelsklas- 
sen aufzuräumen. Die vielfältigen kovits auseinander. Die Einmütigkeit, 

mit der die Rezensenten es ablehn- 
ten, den deutschen Antisemitismus 

Rückstandsbelastungen mit Pestizi- 
den haben hier ihre wesentliche Ur- 
sache. 

,,Und doch: Vergangenheit, die 
nicht vergehen will/ Aus politischen 
Zeitschriften: Kritik an Daniel Gold- 
hagen". 

auch nur als „ein spezifisches Pro- 
blem" zu diskutieren, signalisiere, so 
Loewy, ,,einen Volltreffer". 

Im sozial-ökologischen Umbau 
von Land- und Ernährungswirtschaft 
liegen die Herausforderungen der 

Die wirklichen Herausforderun- 
gen der Zukunft 
Dabei bedürfen regionale und über- 
regionale Versorgungsstrukturen 
teilweise noch der Weiterentwick- 
lung schonender technologischer 
Be- und Verarbeitungsverfahren un- 
ter Minimierung des Einsatzes von 
Lebensmittelzusatzstoffen sowie 
verbesserter Lager-, Kühl- und 
Transportsysteme. Hier - und nicht 
im Einsatz von Gentechnik - liegen 
die High-Tech Herausforderungen 
der Zukunft. 

In der Tierproduktion stehen 
artgerechte Tierhaltung, Erhalt 
und Pflege vielfältiger, standortan- 

Und Markovits bemerkte: ,.Es als De Zayas: ,,Aber als im Jahre 
1942 etwa 130.000 Amerikaner ja- 
panischer Herkunft aus Kalifornien 

unoriginell und nicht neu abzuquali- 
fizieren, es wie Frank Schirrmacher 
in der FAZ als mehr dem ,Ge- 
schwätz' als der ,Aufklärung' die- 
nend abzutun, zeugt von intellektu- 

Zukunft. Sie gilt es zu meistern, an- 
statt dem Agrobusiness, den Nah- 
rungsmittelkonzernen und Handels- verschwanden und in etliche Inter- 

nierungslager verschickt wurden, 
protestierte auch kaum ein Amerika- 
ner. Keiner wäre auf die Idee gekom- 
men, daß man sie ermorden würde. 
Und sie wurden es auch nicht. Gold- 

riesen hinterherzulaufen und der 
Gewinnmaximierung durch den Ein- 
satz der Gentechnik noch eins 
d raufzusetzen. spw 

Für eine Wende in der Agrar- 
und Ernährungspolitik 
Für eine gesunde Ernährung sind 
tiefgreifende Korrekturen im gesam- 
ten Gefüge der Nahrungskette er- 
forderlich, um die Verbraucher mi t  
möglichst naturbelassenen Produk- 
ten zu versorgen, die mi t  möglichst 
wenig Verwendung von Zusatzstof- 
fen hergestellt werden und deren 
Ausgangsprodukte nicht oder kaum 
noch mi t  Pestiziden belastet sind3. 

eller Trägheit und moralischer Un- 
redlichkeit, die ich zumindest von ei- 
nigen deutschen Kritikern Goldha- Durch ein ,,System 

der kurzen Wege" 
lassen sich zusam- 

men mi t  einer 
umweltgerechten 
Agrarproduktion 

und schonenden Be- 
und Verarbeitungs- 

Kommission für Umweltfragen und 
Ökologie beim SPD-Parteivorstand 
(Hrsg).: Lebensmittel ohne Gift. Damit 
wir uns gesund ernähren können, 
Bonn 1983 
Schepper, G.: Zukunftsfähige Land- 
wirtschaft, in: Blätter für deutsche und 
internationale Politik, Heft 2, Bonn 
1997 

gens nicht erwartet hätte." (Marko- 
vits erwähnt in diesem Zusammen- 
hang auch den unermüdlichen Re- 

hagen geht aber davon aus, daß die 
Deutschen. die Judentransporte sa- 
hen, notwendigerweise wissen 

zensenten Peter Glotz, der ja nun als 
Partner von Heinz Klaus Mertes für 
weitere Aufklärung sorgen wird.) 

mußten, daß man sie ermorden 
würde. Warum glaubt er das?" 

Nun, vielleicht einfach deshalb, 
weil er im Gegensatz zu de Zayas 
weiß und auch wissen will, was man 
damals in Deutschland wissen oder 

Daß allerdings von Schirrmacher 
nichts anderes als intellektuelle Träg- 
heit und moralische Unredlichkeit zu 

verfahren zahlreiche Diese Korrekturen müssen von der 
bestehende Quali- Landwirtschaft über die gewerbliche 
täts- und  Hygiene- und industrielle Weiterverarbeitung 

mängel minimieren. von Lebensmitteln bis hin zu Trans- 
port, Lagerung und Verkauf reichen. 
Au f  allen Stufen ist ein ,,System der 
kurzen Wege" zu entwickeln. Durch 
kurze Wege auf den einzelnen Stu- 
fen zwischen Nahrungsmittelpro- 
duktion, Handel und Verbraucher 

. . . 

gepaßter Nutztierrassen (wichtig 3 Bimboes, D.: Zukunft gestalten - bes- 
zum Erhalt der aenetischen Res- ser leben und gesünder essen, Ansätze - 
sourcen für Züchtungen und zur für eine regional orientierte Nahrungs- 

Vermeidung von wie auch güterwirtschaft, in: Memo-Forum 14, 
Bremen 1989 

der Verzicht von Importfuttermit- , BUND-Positionen 6: Chemie in Lebens- 

erwarten ist, kann man spätestens 
seit der Dokumentation seiner Fäl- 
schungen und Betrügereien, die ei- 

zumindest ahnen konnte. Hitler war 
ja kein zweiter Roosevelt. Die ganze 
Parallele ist an Abstrusität kaum 
mehr zu überbieten. Hitler hatte so- gene Biographie betreffend, wissen 

(,Überflieger im Abwind', im ,Spie- 
gel' Nr. 20196, 5. 230-233). 

Über H. M. Broders Rezension 
des Goldhage-Buchs im ,Spiegel' 

teln auf der Tagesordnung. Mi t  der mitteln, Bonn 1993 

artwidrigen Verfütterung von Tier- 
mehl aus der Tierkadaverentsor- 
gung muß Schluß gemacht wer- 
den, zumal über diese Schiene 

gar die eigenen Parteigenossen 
(Röhm & Co.) ermorden lassen, als es 
ihm opportun erschienen war. Und 
daraus, daß den Juden Schlimmstes 
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Priebkes willige 
Verteidiger und 
Goldhagens billige 
Ankläger 
Rekonstruktion einer journalistischen 
Vollstreckung und Verstrickung 

von Dieter Rudo[f Knoell* 

Doch auch jener 
Tathergang bedurfte, 

u m  überhaupt in 
Gang gesetzt, 

fabrikmäßig organi- 
siert und  bürokratisch 

verwaltet werden zu 
können, realer 
Menschen mi t  

bestimmten Gedan- 
ken u n d  Gefühlen. 

S chon vor Erscheinen der deut- 
schen Übersetzung von Daniel 
J. Goldhagens Buch ,Hitlers 

willige Vollstrecker. Gewöhnliche 
Deutsche und der Holocaust' (Sied- 
ler Verlag, Berlin 1996) hatte sich in 
Deutschland eine entschiedene Ab- 
wehrfront gebildet, die versuchte, 
das ganze Unternehmen sozusagen 
schon im vorhinein zu vereiteln. Es 
lohne eigentlich überhaupt nicht, 
sich mit dem Buch zu beschäftigen, 
da es im Grunde ein eitles Machwerk 
sei, wissenschaftlich inakzeptabel, 
subjektivistisch, emotional, usw. 

Schon die Vehemenz der Attak- 
ken Iäßt vermuten, daß es hier weni- 
ger um das Aufdecken etwaiger 
Schwächen des rezensierten oder 
kommentierten Buches geht als viel- 
mehr um das Verdecken eigener 
Schwächen. Dem vom konservativen 
Kulturtheoretiker H. Lübbe auch 
noch im nachhinein positiv bewerte- 
ten kollektiven Beschweigen der NS- 
Vergangenheit, das jahrzehntelang 
angedauert hatte, waren zwar dann 
Versuche einer Aufarbeitung gefolgt 
(angestoßen nicht zuletzt von den 
unbequemen Fragen der ,Achtund- 
sechziger'); aber daß die Massen- 
morde von ganz normalen Deut- 
schen begangen worden waren, ist 
gleichwohl weithin verdrängt ge- 
blieben. Kennzeichnend hierfür ist 
die Redewendung von den ,,in deut- 
schem Namen" verübten Taten; eine 
Floskel, die auch der Bundeskanzler 
bis heute vorzugsweise benutzt. Sie 
suggeriert, irgendwelche angestell- 
ten Fremden hätten das Mordge- 
schäft erledigt, im deutschen Namen 
eben, irgendwie beauftragt. Die 

* Dieter Rudolf Knoell, Prof. für Ästhetik an der Hochschule für 
Kunst und Design in Halle 

Deutschen jedoch hätten sich zu- 
mindest die Hände nicht wirklich 
schmutzig gemacht, wenn auch die 
Westen wohl nicht so ganz weiß ge- 
blieben seien. 

Die Subjektivität der Täter 
Es ist ein Verdienst von Goldhagens 
Buch, daß es mi t  aller gebotenen 
Härte, sozusagen stellvertretend für 
die deutsche Justiz, jene zur Rechen- 
schaft zieht, die sich nach '45 so 
schnell und so perfekt zu verstecken 
wußten, hinter dem ,Befehlsnot- 
stand', dem ,Verhängnis1, den 
,Zwängen des Krieges'. usw. 

Und es ist auch nicht nur legitim, 
sondern geradezu notwendig, die 
Frage zu stellen, welche ideologi- 
schen Dispositionen es ganz norma- 
len Deutschen ermöglicht haben, 
mit äußerster Brutalität stigmatisier- 
te Mitmenschen umzubringen. Und 
wie hätte Goldhagen dabei nicht auf 
den Antisemitismus als eine ,Manife- 
station des Rassismus' stoßen sollen. 

Daß viele der Täter auch ideolo- 
gisch zu ihrem mörderischen Tun 
motiviert waren, nicht nur als willen- 
lose Befehlsempfänger agierten, als 
bloße Bestandteile einer Mordma- 
schinerie, muß wohl tatsächlich erst 
einmal wieder in Erinnerung gerufen 
werden. Offenbar hat in den letzten 
Jahrzehnten ein Prozeß stattgefun- 
den, in dem dies in Vergessenheit 
geraten ist; und es ist hierbei eine 
Parallelität festzustellen. Während 
einerseits die NS-Täter allmählich 
den Blicken entschwunden sind, - 
durch das Ende der NS-Prozesse, 
durch das Wegsterben der Täter, 
setzte sich andererseits immer stär- 
ker eine rein auf Strukturen und In- 
stitutionen gerichtete Geschichts- 
schreibung durch, die häufig genug 
nur noch sich allein als historische 
Wissenschaft gelten lassen will. 

Hier liegt das Problematische, be- 
zogen auf die NS-Zeit, darin, daß das 
rekonstruierende und analysierende 
Vorgehen der Wissenschaft in man- 
cher Hinsicht allzu sehr dem ,kalten 
Blick' jener Institutionen ähnelt, die 
sie untersucht. Wie vor deren Blick 
die Opfer sich als reale Menschen 
auflösten und zu bürokratisch erfaß- 
baren Schemen wurden, so lösen 
sich, von der perfekt objektivieren- 
den Wissenschaft betrachtet, die Tä- 
tersubjekte in die Luft reiner Ab- 
straktionen auf. Am Ende sind sie 
einfach verschwunden. Man könnte 
geradezu von einer prästabilierten 
Harmonie zwischen einem bestimm- 
ten Tathergang und einem bestimm- 

ten Wissenschaftstypus sprechen. 
Doch auch jener Tathergang bedurf- 
te, um überhaupt in Gang gesetzt, 
fabrikmäßig organisiert und büro- 
kratisch verwaltet werden zu kön- 
nen, realer Menschen mi t  bestimm- 
ten Gedanken und Gefühlen. Diesen 
Tatbestand führt Goldhagen wieder 
in die Diskussion ein. 

Und dies trug ihm denn auch 
prompt den Vorwurf ein, hier werde 
Wissenschaft durch Ethik verdrängt 
und ersetzt, erneut die Frage nach 
der Kollektivschuld aufgeworfen und 
Betroffenheit an die Stelle von Auf- 
klärung gesetzt. Diese Argumentati- 
on ging so weit, daß im Kern die Be- 
rechtigung eines Nachkommen der 
Opfer bestritten wurde, den An- 
spruch auf wissenschaftliche Ausein- 
andersetzung mit den NS-Taten und 
-Tätern zu erheben. 

Wissenschaftliche Objektivität sei 
von einem wie ihm eben nicht zu er- 
warten. Daß in seinem Fall intensives 
Aktenstudium einmal nicht zu einer 
subjektlosen Sprache geführt hat 
und nicht zu einer Haltung perfekter 
Teilnahmslosigkeit, scheint nun jene 
überaus betroffen zu machen, die 
Wissenschaftlichkeit eben damit zu 
identifizieren pflegen, - möglicher- 
weise in Ermangelung einer gehalt- 
volleren Definition. 

Die Reaktion der FAZ 
Neben dem Vorwurf einer unnützen 
Ethisierung wurde nun auch der ei- 
ner unzulässigen Ästhetisierung er- 
hoben. Dabei tat sich besonders UI- 
rich Raulff hervor, in seinem Artikel 
,,Herz der Finsternis/Daniel Jonah 
Goldhagens Ästhetik des Grauens" 
(FAZ V. 16.08.96, 5.27). 

Raulffs Abwehrstrategie ist die, 
eine Ä~the t i s ie run~  des Grauens zu 
unterstellen, welche dieses sozusa- 
gen einem perversen sensualisti- 
schen Geschmack darbietet. Goldha- 
gens Darstellungsweise, so Raulff, 
,,gehorcht einer Logik des Schlimme- 
ren. Die Erzählung der Untaten folgt 
nicht der Chronologie, sondern - je- 
denfalls in  den zentralen Kapiteln - 
dem Gesetz der Steigerung." Gold- 
hagen tue einen ,,Schritt ins Schau- 
ergeschäft", indem er nicht davor 
zurückschrecke, ,,die Quellen der 
Geschichte gemäß der Ästhetik des 
Horrorfilms zu arrangieren". 

Die abgründige Pointe ist nun al- 
lerdings, daß damals die Untaten 
nicht nur, wie auch anders, der 
Chronologie folgten, sondern selber 
bereits dem Gesetz der Steigerung 
gehorchten (die Terrorisierung der 

ü ber ,,Hochschule - Wirt- 
schaft - Demokratie" disku- 
tierten vom 22. bis 24. NO- 

vember 1996 in Münster 60 Perso- 
nen, vor allem Mitglieder von Stu- 
dentlnnenvertretungen, aber auch 
linke Lehrende und Mitarbeiterlnnen 
von Hochschulverwaltungen. Zu der 
Fachtagung (Crossover) hatte der 
Bund demokratischer Wissenschaft- 
lerinnen und Wissenschaftler (BdWi) 
eingeladen. Unterstützt wurde die 
Tagung durch den freien zusam- 
menschluß von studierendenschaf- 
ten (fzs) und den Bundesausschuß 
der Studentinnen und Studenten 
(BASS) der GEW, die Bundesarbeits- 
gemeinsamschaft Hochschulpolitik 
der Grünen, die entsprechenden 
Landesarbeitsgemeinschaft NRW, 
die Juso-Hochschulgruppen, den 
Juso-Landesverband NRW und den 
Arbeitskreis Studierendenpolitik der 
PDS. 

Auf diesen ,,rot-grünen" Träger- 
kreis nimmt der eingeklammerte Un- 
tertitel ,,Crossover" Bezug. Unter 
diesem Titel hatten im Februar 1996 
Linke aus der SPD, den Grünen und 
der PDS in Berlin erstmals gemein- 
sam über linke Reformstrategien be- 
raten. Dieser Impuls sollte für die 
Hochschulpolitik aufgegriffen und 
über den Bereich der Parteien hinaus 
ausgedehnt werden. 

Für einen Effizienzbegriff 
gesellschaftlicher Nützlichkeit 
Grundgedanke der Thesen, die der 
Tagung zu Grunde lagen: Die Linke 
muß es nicht grundsätzlich ableh- 
nen, daß die Hochschulen unter 
dem Leitbild der ,,Effizienz" refor- 
miert werden. Sie muß jedoch den 
herrschenden inhaltslosen Effizienz- 
begriff ablehnen, der nur nach dem 
Output etwa an Absolventlnnen bei 
gegebenem Input fragt, aber nicht 
nach der Qualität und dem gesell- 
schaftlichen Nutzen von Forschung 
und Lehre. Radikale Gegnerlnnen 
jedweder Deregulierung fanden kei- 
ne Mehrheit. Auch eine Aufge- 
schlossenheit ,,Leistungv gegenüber 
war durchaus vorhanden. 

Die Eröffnungsdiskussion über 
die Standortlüge glich eher einer 
Vorlesung ,,Volkswirtschafts- 
lehre I". Deutlich wurde: Die Teil- 
nehmerinnen verfügen über einen 
doch recht unterschiedlichen Wis- 
sensstand, was den Analyserahmen 
angeht, in den Politik an der Hoch- 
schule eingebettet werden muß. 
Hier ist noch viel Arbeit erforderlich, 
soll eine bundesweite hochschulpo- 

litische Linke wieder aufgebaut wer- 
den, und das ist das eigentliche Ziel 
des in Münster in Gang gesetzten 
Prozesses. 

Linke an Hochschulen: Viel 
Detaiiwissen, aber kein Pro- 
gramm 
Arbeitsgruppen diskutierten über 
Evaluation von Forschung und Leh- 
re, Globalhaushalte, Studienfinan- 
zierung, feministische Hochschulkri- 
tik, Umbrüche in der tertiären Bil- 
dung. In der Gesamtschau kann 
festgehalten werden, daß die Linke 
an den Hochschulen zwar über viel 
Detailwissen verfügt, auf deren 
Grundlage sie Politik machen könn- 
te, aber noch ratlos ist, wie sie sich 
die weitere Entwicklung der Hoch- 
schulen vorstellt. 

Vor allem wurden Erfahrungen 
zusammengetragen, über den nord- 
rhein-westfälischen Eckdatenerlaß, 
der das Studium studierbarer ma- 
chen soll, das Bielefelder Modell der 
Evaluation der Lehre, dessen Erfolg 
auf einer Kooperation aller Status- 
gruppen gründet, Globalhaushalte, 
die den Hochschulen einen Freiraum 
bei der Mittelverwendung einräu- 
men. Auffällig: Auch linke Hoch- 
schulbedienstete, ob in der Lehre 
oder in der Verwaltung beschäftigt, 
haben die Perspektive erweiterter 
studentischer Mitbestimmung aus 
dem Auge verloren, ohne die es kei- 
ne grundlegende Hochschulreform 
geben kann. Dabei geht es nicht um 
eine ,,abstrakte Paritätendebatten", 
wie es im Beschlußentwurf des ju- 
gendpolitischen SPD-Bundespartei- 
tags hieß. Entscheidend ist, daß nur 
die Studierenden das Studium wirk- 
lich kennen. Einigkeit bestand jeden- 
falls, daß die Hochschulen kein El- 
fenbeinturm sein dürfen, sondern 
sich gegenüber der Gesellschaft öff- 
nen müssen, auch wenn die studen- 
tischen Teilnehmerlnnen zugleich 
oft so klangen, als ob sie an einem 
eher praxisfernen Bildungsideal fest- 
halten. 

Fortsetzung der Diskussion 
geplant 
Alles ist in allem war die Tagung ein 
guter Anfang, insbesondere die par- 
tei- und organisationsübergreifende 
Diskussion. Daß nicht alle auf dem- 
selbsen Informationsstand sind und 
die Konzepte im Detail aneinander- 
vorbeigehen, liegt in der Natur der 
Sache und wird sich ändern. Die Dis- 
kussion wird fortgesetzt. Die Mün- 
steraner Tagung soll nur die erste ei- 

Fachtagung ,,Hoch- 
schule - Wirtschaft - 

Demokratie" 
von Thorsten Cabalo* 

ner Serie sein. Die an den Hochschu- 
len Aktiven sollen eine kollektive 
Qualifikation aufbauen. Die nächste 
Tagung wird im Frühjahr zum The- 
ma Evaluation von Forschung und 
Lehre stattfinden. 

S W 

* Dr. T7iorsren Cabalo. Bochiirn, Historiker, spw-Redaktion 
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Macro Dub lnfection 

Reformkurs? 
von Horst Dietzel* 

,, Reformkurs der PDS-Spitze bestä- 
tigt", ,,Kein Flügelragout", ,,Reformer 
siegen auf Parteitag", so oder ähnlich 
lauteten die Schlagzeilen zum Schwe- 
riner Parteitag der POS vom Januar. 

Es wurden viele 
konkrete Vorschläge 

aufgenommen, die 
die Linke in  den 

letzten Jahren 
entwickelt hat, und 

die weder i n  der SPD 
noch be i  den Grünen 
mehrheitsfähig sind. 

* Horst Dictzel (Berlin) i 
der PDS. 

T atsächlich is t  der PDS eine deut- 
liche Hinwendung zur Politikge- 
lungen. Dies nicht nur auf ir- 

gendwelchen Politikfeldern, sondern 
zu den gegenwärtig brennenden Pro- 
blemen bei der Bekämpfung der Mas- 
senarbeitslosigkeit und des Sozialab- 
baus sowie einer sozialen und ökolo- 
gischen Steuerreform. Entsprechende 
Leitanträge des Vorstandes wurden 
mit geringfügigen Änderungen mit 
großer Mehrheit bestätigt. Ebenso be- 
schlossen wurde ein Leitantrag ,,Femi- 
nistische Politik für eine demokrati- 
sche emanzipierte Gesellschaft". Gre- 
gor Gysi hat ,.Ein soziales Manifest" 
vorgelegt. Und die PDS hat ,,Grund- 
sätze und Ziele der PDS bei den Wah- 
len 1998199" beschlossen. Hier 
schließt sie nicht mehr aus, sich an Re- 
gierungen in Ländern und Bund zu 
beteiligen. Wörtlich heißt es: ,,Die Fra- 

st  Mitglied der Grundsatzkommissiort 

ge einer Regierungsbeteiligung stellt 
sich für die PDS deshalb untergesamt- 
politischen Rahmenbedingungen und 
Kräfteverhältnissen dann, wenn diese 
die Schaffung oder Bewahrung von 
Voraussetzungen für einen sozialen, 
ökologischen und demokratischen 
Wandel der Bundesrepublik ermögli- 
chen.'' 

Konkre te  Re fo rmfo rde rungen  
beschlossen 

In der Berichterstattung über den 
PDS-Parteitag sind die Inhalte weitest- 
gehend unberücksichtigt geblieben. 
Der umfangreiche Beschluß zur Be- 
kämpfung der Massenarbeitslosigkeit 
und des Sozialabbaus setzt folgende 
Schwerpunkte: ,,Arbeitszeit verkür- 
zen, öffentliche Dienstleistungen aus- 
bauen, einen öffentlich geförderten 
Beschäftigungssektor schaffen, be- 
schäftigungsorientierte Wirtschafts- 
und Strukturpolitik, Ausbildungsplät- 
ze schaffen, berufliche Bildung refor- 
mieren, für einen europäischen Be- 
schäftigungssektor". Hier wurden vie- 
le konkrete Vorschläge aufgenom- 
men, die die Linke in den letzten Jah- 
ren entwickelt hat. Im sozialpoliti- 
schen Teil wird die Erneuerung des 
Solidarprinzips und eine soziale 
Grundsicherung gefordert. (Die Bun- 
destagsgruppe der PDS hatte schon 
vor längerer Zeit ein ausführliches 
Konzept entwickelt.) 

Die PDS-Positionen für eine soziale 
und ökologische Steuerreform enthal- 
ten u.a. folgende konkrete Forderun- 
gen: eine einmalige Abgabe auf grö- 
ßere Vermögen (dabei eine Vermö- 
gensabgabe auf Geld- und Grundver- 

mögen privater Haushalte - einmalig 
auf 10 Jahre verteilt-; eine Vermö- 
gensabgabe der Versicherungsgesell- 
schaften und der Kreditinstitute) so- 
wie die Besteuerung entsprechend 
der Leistungsfähigkeit (Einkommen 
und Vermögen). Hier geht es u.a. um 
die Senkung des Eingangssteuersatzes 
auf unter 20%. Abschaffung des Ehe- 
gattensplittings, Einführung eines al- 
tersabhängigen Kindergeldes in Höhe 
des Existenzminimums, Verbreiterung 
der Bemessungsgrundlage für die ver- 
anlagte Einkommensteuer, Einschrän- 
kung des Bankgeheimnisses, statt des 
jetzigen Solidaritätszuschlages eine 
Abgabe für die Besserverdienenden, 
Erhaltung der Gewerbekapitalsteuer, 
gerechtere Gestaltung der Sozialab- 
gaben, eine Neuregelung der Vermö- 
gen- und Erbschaftsteuer sowie höhe- 
re Beteuerung von Börsen- und ande- 
ren Spekulationsgewinnen. Darüber 
hinaus wird eine ökologische Steuer- 
reform gefordert, deren Mehreinnah- 
men zu einem großen Teil zur Finan- 
zierung von Aufgaben des ökologi- 
schen Umbaus, beschäftigungsför- 
dernd und für sozial gerechten Aus- 
gleich eingesetzt werden sollen. ,,Eine 
völlige Kompensation durch Senkung 
anderer Steuern und Abgaben nach 
dem Dogma der Aufkommensneutra- 
lität ist nicht sinnvoll, weil auch erheb- 
liche Finanzmittel für den ökologi- 
schen Umbau eingesetzt werden 
müssen", heißt es in dem Beschluß. 

Sicher haben diejenigen Kritiker 
wie Joachim Raschke recht, wenn sie 
die neue zündende Reformidee in 
Schwerin vermißt haben und mei- 
nen, daß all die Forderungen schon 
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schen einer Generation, die sich um 
ihre Zukunft betrogen sehen kann 
und trotzdem nicht resignieren will. 
insofern erstaunt es nicht, daß gera- 
de in Großbritannien Dub seine 
größte Szene hat. Neben einer gro- 
ßen aus der Karibik stammenden Be- 
völkerungsgruppe kommt als weite- 
rer Grund die durch den Thatcheris- 
mus und seine rigorose Deregulie- 
rung verursachte gesellschaftliche 
Desintegration hinzu. Dub setzt 
demgegenüber vollständig konträre 
Wertvorstellungen. Gerade nicht die 
derzeit hegemonial verankerte Per- 
spektive einer Zukunft mit  entfessel- 
tem Kapitalismus und globalem sur- 
vival o f  the fittest sind hier Perspekti- 
ve: 

Gemeinsam gegen menschenun- 
würdige Zustände, gegen ökologi- 
schen Overkill - Ort der Wahrneh- 
mung ist Planet Earth, erfahrbar 
durch ein ,,ultraelektronisches Netz- 
werk besonderer Subjekte" (György 
Konrad). Perspektive: Einsatz von 
Technologie zum Wohle von 
Mensch und Natur, Abkehr vom 
Profitprinzip. Soundtrack: Dub. 

,,Freedom Fighters, feel the 
struggle every day. Rainbow Warri- 
ors ... are united in one destiny" (Re- 
voiutionary Dub Warriors, 1996); 
hart an der Grenze zum Kitsch oder 
darüber hinaus. Dennoch, das Gan- 
ze wird auch live in einer Art und 
Weise vermittelt, daß man dieser 
Band den Krieger in einer ,,world 
wide warzone" (ebd.) wohl abneh- 
men kann. 

Aber auch im Dub ist subtile 
Qualität gegenüber plakativem Ak- 
tionismus die dauerhaft tragfähigere 
Variante. So finden sich auf nicht 
wenigen Platten denn auch kaum 

Lyrics, sie sind für die Entfaltung der 
,,Infinite Density Of Dub" (The Disci- 
ples, 1996) nicht notwendig. Dub 
wirkt weniger durch textlich-intel- 
lektuelle Brillianz, sondern mehr als 
künstlerisches Gesamtereignis, ist in 
diesem Sinne ebenso physischer wie 
psychischer Natur. 

,,Ende Neums 
,,T0 all nations: If all would talk and 
then do as you have done, the sun 
of peace would shine forever, brot- 
hers and sisters ride on" (Little Axe, 
1994). 

Dub hebt die Message der rnög- 
lichen Befreiung in einer beeindruk- 
kenden Stimmigkeit mit der ästheti- 
schen Form auf die Höhe der Zeit. 
Virtuelle Raum-Zeitkonstrukte erhal- 
ten im Dub so etwas wie wahre Spi- 
ritualität. Oder andersherum wird 
ein Schuh daraus: Emotion, positive 
zwischenmenschliche Beziehungen 
(SO sei hier der Begriff Vibes einmal 
verstanden) und der nicht verloren- 
gegangene Glaube an eine mögliche 
bessere Welt werden zum Unterbau 
für virtuelle und weniger virtuelle 
Realitäten (also auch für ökonomi- 
sche Realitäten). 

Ich will hier den Erkundungen, 
was solche Haltung für ein Einwir- 
ken auf die sich gegenwärtig vollzie- 
hende Revolution der sozioökono- 
mischen Beziehungen konkret be- 
deuten könnte, nicht weiter nachge- 
hen. Nur etwas doch noch: Ver- 
knüpft mit  dem Gedanken an 
höchstmögliche Emanzipation und 
damit verbunden auch größter 
Selbstverantwortlichkeit des Indivi- 
duups stößt ein kulturell veranker- 
tes Primat der Menschlichkeit dieTü- 
ren für eine humane Entwicklungs- 

perspektive noch einmal auf: Steht 
Reggae für die Heimkehr der 
Schwarzen nach Afrika, so steht 
Dub heute für die Heimkehr des 
Menschen zu sich selbst. 

Doch konnte Erstere schon nicht 
stattfinden, blieben die Rastas 1959 
im Hafen von Kingston sitzen, auf- 
gesessen einem falschen Prediger, 
weil sie naiv waren und kleine Bilder 
von Haile Selassie für Fährtickets 
hielten, so bleibt Letzteres bei der 
am besten aufgeklärten Generation, 
die es je gab, auch nur eine vage Illu- 
sion zwischen zwei Echos. S P ~  

Hörh inwe ise  
African Head Charge: In Pursuit of Shasha- 

mane Land, On-U Sound, 1993 
Dub Syndicate: Research and Developement, 

On-U Sound, 1996 
The Disciples: Infinite Density Of Dub, Du- 

bhead, 1996 
Kastrierte Philosophen: Where Did Our Love 

Go, Strange Ways, 1996 
Kastrierte Philosophen: present Non Stop 

People, Strange Ways. 1996 
Little Axe: The Wolf That House Built, Wired , 

1994 
Div.: Macro Dub lnfection Vol I&II, Virgin, 

19941 96 
Revolutionary Dub Warriors: State Of Evolu- 

tion, On-U Sound, 1996 
Rockers HiFi: Mish Mash, Wea, 1996 
The Rootsman: lnto The Light, Third Eye Mu- 

sic, 1996 
Ziontrain: Grow Together, China Records, 

1996 

Amon DüüI II, Phallus Dei, 1969 
* Sampling: Computergestützte Aufnah- 

me und Reproduktion von akustischen 
Signalen 
Offbeats: Betonung der Schläge zwi- 
schen den Taktzeiten 
Riddims: Basslauf mit kurzen, prägnan- 
ten Melodien 
Einstürzende Neubauten. 1996 

Beispiel Brasilien: 
,,Mehr als 7 00 Jahre 
nach Abschaffung 
der Sklaverei sind 
Schwarze weiterhin 
viel schlechter 
ausgebildet als 
andere Bevölke- 
rungsgruppen. Nur 
knapp 2% aller 
Studierenden sind 
Nichtweiße. Schwar- 
ze verdienen 
überdies durch- 
schnittlich weniger 
als die Hälfte des 
Einkommens der 
Weißen. Sie sterben 
i m  Durchschnitt 
auch zehn Jahre 
früher als Weiße" 
(FR, 03.07.97). 
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Basis von Du6 sind 
menschliche 

Produkte, egalitäre 
Werte und eine 

transparente 
Vermittlung dersel- 
ben durch entspre- 

chenden Einsatz von 
moderner Technolo- 

gie. Dies stellt eine 
vollständig andere 

Ebene dar als 
Techno, dessen 

Produktions- und 
Erfa hrungssphäre 

dagegen durchweg 
synthetischer Natur 

ist - aller lautstarken 
und medienwirk- 

Samen lovemessages 
der Raver zum Trotz. 

Doch sind Shooting Starts in  
dem Geschäft auch nicht gerade sel- 
ten; erstaunlich wird die Angelegen- 
heit dann, wenn versucht wird, das 
Wesen, welches die ,,Dubnology" 
ausmacht, etwas näher zu bestim- 
men. 

Dubnology und Rechnerleistung 
Und hier beginnt schon das Mysteri- 
um Dub, der ,,geheimsten aller Black 
Secret Technologies" (Ralph Chri- 
stoph, Spex 11/96). Von Geheimwis- 
senschaft ist die Rede immer, von 
,,ewigem Widerstand" und ,,Verpfle- 
gungs Vibes für den Freiheitskampf" 
sogar (Hans Nieswandt, Spex 10196). 

Eine heute nahezu unbegrenzte 
Anzahl von zur Verfügung stehen- 
den und zu mixenden Spuren 
korrespondiert mi t  den Möglichkei- 
ten mikroelektronischer Samplings2 
und Klangerzeugung. Insofern 
scheint erst mit  dem Preisverfall von 
Rechnerleistung der letzten Jahre die 
technologische Grundlage für eine 
volle Entfaltung von Dub existent. 
Denn ökonomischer Träger war 
auch bei dieser Innovation im Pop- 
bereich der weniger finanzstarke 
Underground abseits der Major La- 
bels. 

Besonders verdienstvoll etwa das 
Londoner Label „On-U Sound" des 
Produzenten Adrian Sherwood. M i t  
mittlerweile klassischen Acts wie 
Dub Syndicate oder Bim Sherman 
kann On-U wohl als Nucleus für den 
europäischen und insbesondere bri- 
tischen Boom des Dub gelten. Der 
freilich stößt aufgrund kapitalisti- 
scher Gesetzmäßigkeiten auch wie- 
der an künstlerische Entwicklungs- 
grenzen: ,,In a new era for musicians 
where digital media allows for the 
transfer, presewation and transpor- 
tation of sounds and noises in a way 
beyond the wildest dreams of even 
the most recent generations of mu- 
sicians, we feel that the concurrent 
development o f  the 'music buisi- 
ness' has detracted from the free 
transfer o f  ideas now available. As 
musicians get freer, the laws regar- 
ding them and their works seem to  
get m0r.e archaic. To institute a 
change in perspective in this area we 
have assembled for our latest work, 
a soundpool" (Ziontrain, 1996). In 
diesem ,,Soundpool" werden nun 
Sounds gesammelt, von verschien- 
densten Künstlerlnnen. darunter 
auch Menschen aus der Vorhut der 
Dubnologie, produziert und an den 
,.Rechtenr' der Plattenfirmen vorbei 
nutzbar gemacht. 

Was ansonsten sicher.unbezahl- 
bar würde, wird durch solcherart 
Kollektivismus gegen die Profitwirt- 
schaft gleich doppelt political cor- 
rect: Die Scheiben der einschlägigen 
Dublabels liegen im Preis meist deut- 
lich (bis zu 25-30%) unterhalb der 
Produktionen von Sony, Geffen und 
Co. 

Raum u n d  Zeit 
Historisch auf dem Reggae basie- 
rend, trägt Dub typische musikali- 
sche wie inhaltliche Elemente dieses 
Stils in die Gegenwart und Zukunft. 
Mittlerweile werden die Dub-Tracks 
etwa von Lee Perry oder Dub Syndi- 
cate bereits wieder von einer neuen 
Generation von Künstlerlnnen re- 
mixt, so daß hier ein ewiges Weiter- 
leben, eine weitere Überlieferung in  
neuer Form entsteht (vgl. Dub Syn- 
dicate, 1996). 

Und so sind die eindrucksvollsten 
Tracks regelmäßig die, welche stark 
auf dem Off-Beat3 des Reggae und 
seinen dominanten Basslinien basie- 
ren. Über treibenden Riddims4, wel- 
che Hosenbeine schlackern lassen, 
werden in mehreren Schichten ver- 
schiedenste Effects, Samplings, In- 
strumentalparts, Vocals gelegt. Was 
entsteht, ist ein Klangerlebnis, wel- 
ches übliche Hörgenüsse doch et- 
was blaß dastehen Iäßt und über 
das sich sogar Katzen andauernd 
wundern. 

Entstehen durch exzessive Nut- 
zung von Hall- und Stereo-Sounds 
schon virtuelle Räume, so können 
diese (zusätzlich) durch die Verwen- 
dung weltweiter Musikeinflüsse wahr- 
lich grenzüberschreitenden Charakter 
erhalten. Anders gesagt: Wenn der 
britische DJ The Rootsman schon 
kulturell in Kingston und London 
verwurzelt ist, wird dies durch Ein- 
beziehung von Sounds aus Marra- 
kech und Luxor zum endgültig glo- 
balen Act (The Rootsman, 1996). 
Fetzen, aufgefunden im Globalen 
Dorf, mit  entsprechender Technolo- 
giegenutzt zur Kreation von Neuem. 

Neben der Überlieferung musi- 
kalischer Historie, kommt der Zeitdi- 
mension noch eine weitere Facette 
zu. Die Technik des Samplings, die 
Möglichkeit, Sounds und Strukturen 
beliebig zu kombinieren und anzu- 
ordnen, überwindet Zeitmaßstäbe. 
Menschliche Produkte, Instrumen- 
tal- und Vocalparts, als Bausteine für 
Neues; genutzt sozusagen als eine 
Art doppeltes Instrument. 

Akustische Ereignisse werden so 
omnipräsent, Vergangenes wird 

POPULÄRE MUSIK 

Jetztzeit und Morgen, und doch ver- 
ändert sich der historische Kontext. 
,,Let me share your vision o f  love and 
freedom - Djamiliah" Katrin Achin- 
gers (Kastrierte Philosophen/KP) 
Hoffnungsäußerung aus dem Früh- 
jahr '96 kommt als Remix-Version 
um den Jahreswechsel nun schon 
daher wie aus einer fremden (Vor) 
Zeit (KP present Non Stop People). - 
Schon aus der Traum? 

Dub zerteilt und fügt neu zu- 
sammen. Zerteilt Menschenwerk 
und schafft etwas ohne Grenze zwi- 
schen realem und virtuellem. Ist die 
o f t  beschworene ewige Wahrheit 
des Dub die, daß es keine Wahrheit 
mehr gibt? 

Spir i tual i tät und Vibes 
Was solcherart beschrieben wohl 
technokratisch daherkommt, erhält 
durch treibende (und spirituell über- 
höhte) Reggae Beats ein außeror- 
dentliches Maß an Wärme. Vibrati- 
ons - auch bei den weißen Acts der 
Neuzeit. 

Reggae, akzeptiert als musikali- 
scher Ausdruck der Rastafaris, ist 
spirituelle Musik. Musik für ein 
Selbstbewußtsein der Unterlegenen. 
Ein Plädoyer für eine Trennung von 
der kranken Gesellschaft, der Gesell- 
schaft Babylons. Anstelle des Fetisch 
Mammon treten Liebe, Einheit, Frie- 
den, Gerechtigkeit als zentrale und 
gemeinschaftsbildende Werte für 
das Zusammenleben von Individuen 
- und insbesondere als solche sehen 
sich die Rastafari selbst. Fundamen- 
tale Glaubwürdigkeit erhält diese 
Orientierung durch die Absenz 
Schwarzer von historischer Groß- 
schuld. Großverbrechen gegen die 
Menschlichkeit, die Sklaverei, der 
Holocaust, wie Großverbrechen ge- 
gen die Umwelt: Bis heute stehen 
Schwarze dabei in ihrer allergrößten 
Zahl auf der geschichtlichen Verlie- 
rerseite. 
Dieses Bewußtsein erfährt nicht zu- 
letzt durch entsprechende Themati- 
sierung in der Musik seine Wendung 
in tiefes Selbst- und auch Sendungs- 
bewußtsein: ,,One love, one heart, 
one destination" (African Head 
Charge, 1993). 

Hegemonie und Befreiungs- 
ki tsch 
Im Dub-Reggae der 90er erfährt das 
sozusagen ,,historische Subjekt des 
Rastafari" nun eine Metamorphose. 
Nicht mehr der Sklavenabkömmling 
allein begehrt auf gegen erfahrenes 
Unrecht, sondern m i t  ihm Men- 

irn linken Spektrum vertreten wor- 
den seien. Hier sei aber angemerkt, 
daß die überwiegende Zahl der For- 
derungen und die dahinter stehende 
Konzeption weder in der SPD noch 
bei den Grünen mehrheitsfähig sind. 
Dies ist nicht nebensächlich, son- 
dern kann für die politische Land- 
schaft - und für die weitere Existenz 
der PDS - von nicht zu unterschät- 
zender Bedeutung sein. 

Sachdiskussion s t a t t  ideologi- 
scher Auseinandersetzung 
Ein wichtiges neues Element hat sich 
in Schwerin gezeigt: Die Diskussionen 
bewegten sich weit weniger entlang 
ideologischer Auseinandersetzungen 
als vielmehr auf dem Boden politi- 
scher Sachfragen. Allerdings steht hier 
der PDS nicht weniger Zündstoff ins 
Haus. So gab es beispielsweise eine 
Auseinandersetzung u m  die (letztlich 
beschlossene) Formulierung: ,,Förder- 
mittel dürfen nur an Unternehmen 
vergeben werden, die nachweislich 
die geltenden tariflichen Bestimmun- 
gen einhalten, die Wahl von Betriebs- 
räten zulassen und nicht fortgesetzt 
gegen gesetzliche Schutzbestimmun- 
gen verstoßen." Ein großer Teil der 
Delegierten meinte, daß damit ein 
großer Teil der ostdeutschen Existenz- 
gründer faktisch keine Mittel erhalten 
würde und damit in ihrem Bestand 
gefährdet seien. 

Schwerin macht aber deutlich, 
daß die gängige Argumentation ge- 
gen eine Zusammenarbeit mit der 
PDS, diese hätte keine gültigen inhalt- 
lichen Positionen; man wisse über- 
haupt nicht, woran man bei dieser 
Partei sei, nicht zutreffend sind. Auch 
ein anderes Klischee hat sich in 
Schwerin nicht bewahrheitet: Es hat 
keinen Grundsatzkonflikt zwischen 
Anhängern einer ,,parlamentarischen 
Demokratie und diktatorischem 
Staatssozialismus" gegeben. Ein 
Kampf zwischen demokratischen Re- 
formern und Altstaiinisten, der die 
PDS zerreißen würde, hat auch nicht 
stattgefunden. Zwar sind der Kom- 
munistischen Plattform auch weiter- 
hin sechs Delegiertenmandate zuge- 
sprochen worden, aber die Rolle die- 
ser Plattform ist überdeutlich zurück- 
gegangen. Das überwiegend konser- 
vative ,,Marxistische Forum" ist keines- 
wegs monolith. Es darf nicht mit der 
kommunistischen Plattform gleichge- 
setzt werden. In der Statutendebatte 
wurde nunmehr eine Doppelmitglied- 
schaft von PDS-Mitgliedern mit der in 
anderen Parteien ausgeschlossen. Es 
dürfen auch nicht mehr Vertreter an- 

derer Parteien auf den Listen der PDS 
kandidieren. Die Listen bleiben aber 
offen. 

Chancen und Probleme 
Bei den Vorstandswahlen haben sich 
nicht nur die ,,ReformkräfteM durchge- 
setzt, wie in den Medien berichtet 
wurde; auch qualitativ ist der PDS- 
Vorstand verstärkt worden, z.B. mit 
Prof. Christa Luft (MdB-Berlin), Prof. 
Dieter Klein (Berlin), Petra Sitte (PDS- 
Fraktionsvorsitzende in Sachsen-An- 
halt). Statt Angela Marquardt, die 
nicht mehr kandidierte, wurde Gabi 
Zimmer (Landesvorsitzende Thürin- 
gens) zur stellv. Bundesvorsitzenden 
gewählt. Wolfgang Gehrcke setzte 
sich knapp gegen Joachim Bischoff als 
Parteivize durch. Letzterer gab für vie- 
le überraschend seine Kandidatur erst 
wenige Stunden vor der Wahl be- 
kannt und wurde dann in den Vor- 
stand gewählt. Außerdem sind aus 
dem Westen im neuen Vorstand ver- 
treten: Pia Maier (Marburg) und Doro- 
thee Menzner (Hannover). Neuer Bun- 
desgeschäftsführer wurde der bisheri- 
ge Schatzmeister Dietmar Bartsch. 

Insgesamt scheint es so, daß die 
PDS jetzt auch sichtbar den Schritt 
von einer weitgehend ideologisch 
determinierten Partei zu einer sozia- 
listischen Reformpartei getan hat. Es 
bleiben aber eine Reihe von Grund- 
problemen für die PDS - auch nach 
dem Schweriner Parteitag - beste- 
hen: Die PDS wird auf absehbare 
Zeit eine Ostpartei bleiben. Ihr politi- 
sches Personal ist weiter eng be- 
grenzt. Die Mitgliedschaft ist extrem 
überaltert. Die Vergangenheitsauf- 
arbeitung bleibt ambivalent. 

Ein weiteres Problem wird in Zu- 
kunft zunehmen: Das staatstragende 
Element der SED, daß in den Anfangs- 
jahren der PDS verdrängt schien, 
könnte in anderer Gestalt wiederauf- 
leben. Die weitgehende Reduktion 
von Politik aufs reine ,,Regieren-wol- 
len" (bzw. allein schon die fahrlässige 
lnkaufnahme eines solchen Bildes in 
der Öffentlichkeit) wäre für die PDS 
negativ. (Gleiches trifft auch auf die 
SPD in östlichen bzw. nord-östlichen 
Bundesländern zu.) Die PDS darf sich 
nicht in reine ,,Machttaktik" einlassen. 
Sie muß ihr Profil als Oppositionskraft 
weiter schärfen. Ob es allerdings ein 
Makel für die PDS ist, ein ,,veraltetes 
Monothema" (,,soziale Gerechtigkeit 
und soziale Sicherheit") zu besetzen - 
wie Parteienforscher meinen, bleibt 
abzuwarten. Hier kann sich die PDS 
durchaus auf ,,moderne Weise" wei- 
ter profilieren. spw 
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GLOBALISIERUNG UND POLITIK POPUIÄRE MUSIK 

Globalisierung und Politik 
Einleitung zum Schwerpunkt 

von Reinhold Riinker und Ralf Krämer* 

I n Zeiten zunehmender lnternationalisierung von 
Märkten und Informationen werde Politik- insbeson- 
dere nationalstaatliche - unmöglich; so lautet ein im- 

mer wiederkehrendes Credo nicht nur von den bekann- 
ten Stammtischen. Wie ein böser Geist scheint sich die 
,,Globalisierung" der Ökonomie bemächtigt zu haben 
und niemand sei da, diese dunkle Macht zu bremsen und 
Ordnung in die Wirrnis zu bringen. 

Globalisierung und Ideologie 
Daß Wirrnis herrscht, soll an dieser Stelle nicht bestritten 
werden. Nur stellt sich die Frage, w o  sie zu finden ist: Be- 
trachtet man die Fakten, erscheint ,,Globalisierung" - so- 
wohl in ihrer empirischen als auch das politische Handeln 
betreffenden Dimension -eher als ein ideologisches und 
politisches Problem denn als ein ökonomisches. 

In der linken Debatte der letzten Monate ist in einer 
ganzen Reihe von Beiträgen herausgearbeitet worden, 
daß weder das Ausmaß der internationalen Verflechtung 
im Außenhandel noch bei den Direktinvestitionen der 
Unternehmen es rechtfertigen, hier von einer neuen 
Qualität zu sprechen. Schon gar nicht kann von einer 
,,Bedrohungn der entwickelten Wirtschaftsstandorte 
durch Billiglohnländer die Rede sein, vielmehr spielt sich 
die lnternationalisierung ganz überwiegend innerhalb 

und zwischen den ökonomi- 
schen Zentren der ,,Triadeu 

Betrachtet man die Fakten, erscheint EU, ~ ~ ~ d ~ ~ ~ ~ i k ~  und JaPan/ 

,,Globalisierung" - sowohl in seiner empi- osfasien ab. Und überhaupt 
nicht kann von einer allgemei- 

rischen als auch das politische Handeln nen Schwäche der deutschen 

betreffenden Dimension - eher als ein Wirtschaft in diesem Prozeß . - .  - - ~ ~ 

gesprochen werden, vielmehr 
ideologisches und politisches Problem beleqen die steigenden 
denn als ein ökonomisches. delsbilanzüberschüsse und 

auch der Überschuß deut- 
scher Direktinvestitionen im 

Ausland gegenüber ausländischen Investitionen in 
Deutschland ihre Stärke und ungebrochene Wettbe- 
werbsfähigkeit auf dem Weltmarkt. Für bestimmte Bran- 
chen und einzelne Unternehmen mag sich das anders 
darstellen, aber insgesamt betrachtet sind die Arbeits- 
platzverluste nicht durch internationale Konkurrenz und 
schon gar nicht durch ein zu hohes Lohnkosten- und So- 
zialniveau bedingt, sondern durch binnenwirtschaftliche 
Nachfrageschwäche und ständige Produktivitätssteige- 
rungen, die weder durch ausreichendes Wachstum noch 
durch entsprechende Arbeitszeitverkürzungen aufgefan- 
gen werden. 

* Reinhold Rünker, Historiker und z.Z. Landesgeschäftführer der Jusos NRW, lebt in Köln; 
Ralf Krämer, Dortmund, Sozialwissenschafller. Beide sind Mitglieder der spw-Redaktion. 

Eine historisch neue Qualität von Globalisierung hat 
sich allerdings im Bereich des Geldkapitals bzw. der Fi- 
nanzmärkte entwickelt, deren explosionsartiges Wachs- 
tum sich von der Entwicklung der Produktion und des 
Austausches weitgehend abgekoppelt zu haben scheint. 
Zwar ist auch diese Abkopplung nur relativ und giganti- 
sche Zahlen von Finanzumsätzen dürfen nicht verwech- 
selt werden mit den Summen des dabei eingesetzten 
und ggf. realwirtschaftlich wirksamen Kapitals, weil das 
Besondere ja gerade in der enormen Umschlagsge- 
schwindigkeit, o f t  mehrmals täglich, besteht, wogegen 
realwirtschaftliche Transaktionen vielfach langsamer ver- 
laufen. Aber diese Finanztransaktionen bringen erhebli- 
che Schwankungen und Unsicherheiten in die internatio- 
nalen Wirtschaftsbeziehungen und haben die Fähigkeit 
der Nationalstaaten zur Gestaltung ihrer Wirtschaftspoli- 
tik und insbesondere ihrer Wechselkurse eingeschränkt. 
Aber auch hier darf nicht dem falschen Eindruck aufge- 
sessen werden, den interessierte Kreise zu vermitteln ver- 
suchen, es handele sich dabei um einen quasi naturge- 
setzlichen ökonomischen Prozeß, dem sich zu unterwer- 
fen die Staaten bei Strafe ihres Unter- oder Niedergangs 
gezwungen seien. 

Kapitalistischer Globalismus als Klassenprojekt 
Zunächst ist von entscheidender politischer Bedeu- 
tung zu erkennen, daß dieser jetzt als Sachzwang dar- 
gestellte Prozeß in Wirklichkeit ein politisch gezielt 
vorangetriebener ist - und zwar national wie interna- 
tional. Kapitalistische Globalisierung ist ein Klassen- 
projekt, Neoliberalismus/Neokonservatismus ist keine 
quasi-automatische Konsequenz der Globalisierung, 
sondern ein - bisher sehr ,,erfolgreiches" - politisches 
Projekt der herrschenden kapitalistischen Klassen in 
den Hauptländern der Triade, diese Globalisierung und 
damit eine massive Umverteilung von Reichtum zu ih- 
ren Gunsten durchzusetzen und ihre gesellschaftliche 
Herrschaft zu sichern. 

Dabei reflektiert es natürlich Struktu~eränderungen 
und Krisenprozesse der kapitalistischen Wirtschaftsent- 
wicklung, die seit den 70er Jahren durchgebrochen sind 
und bisherige Regulierungsformen wie das Weltwäh- 
rungssystem von Bretton Woods untergraben haben. 
Aber der Inhalt der in der Folge durchgesetzten Umstruk- 
turierungen, Deregulierungen und Neuregulierungen ist 
keineswegs geeignet oder darauf gerichtet, den ,,Wohl- 
stand der Völker" zu mehren, sondern einseitig und zu- 
nehmend ohne soziale Rücksichten national und welt- 
weit Eigentumsrechte und wachsende Profit- und Zins- 
ansprüche der Kapitalbesitzenden durchzusetzen (vgl. 
dazu auch den Beitrag von Zugehör zur Welthandelskon- 
ferenz in diesem Heft). 

Reformpolit ische Handlungsmöglichkeiten 
Diese Entwicklung der letzten 20 Jahre hat allerdings 
Fakten gesetzt, die linke Politik nicht einfach ignorie- 
ren kann. Die Frage ist, wie linke Reformpolitik unter 
diesen Bedingungen aussehen und eine andere Ent- 
wicklungsrichtung einleiten kann. Hermann Bömer 
geht in  seinem Artikel auf eine These ein, die in  der De- 
batte der letzten Jahre u m  reformpolitische Spielräu- 
me und Handlungsmöglichkeiten eine große Rolle ge- 
spielt hat: Während einerseits eine nationalstaatliche 
Politik unmöglich werde, wachse andererseits die Be- 
deutung der Regulierung über subnationale, regionale 
und betriebliche Strukturen. 
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enn heute ein vormals 
eher im Verborgenen exi- 
stiertender Musikstil den W 

Durchbruch in die breitere öffent- 
lichkeit gefunden hat, dann ist dies 
Dub. Nicht nur der konsumistische 
Hunger auf immer wieder neue 
Trends oder die bloße Weiterent- 
wicklung einer audiophilen Erlebnis- 
gesellschaft steht hinter dieser Ent- 
wicklung, dazu sind Tradition und 
Gegenwart der Dubmusik zu viel- 
schichtig. Wenn auch der Begriff 
(noch?) nicht in aller Munde ist und 
eher Musikstile wie Techno oder 
House als innovativ diskutiert sind, 
kommt Dub gerade unter progres- 
siv-gesellschaftlicher Perspektive 
eine interessante Bedeutung zu: 
Während Jugend sich scharenweise 
vom politischen Krisenmanagement 
im bürokratischen Dauereinsatz ab- 
wendet, steht nach dem Verlust ge- 
sellschaftlicher Visionen der Dub als 
ziemlich letztes Bollwerkfür eine hu- 
mane Zukunft im eisigen Wind des 
global Sourcing. Was könnte das 
Geheimis sein? 

Sprachrohr der  un te rd rück ten  
Dub transportiert die Werte von Ho- 
nesty und Credibility in einer beson- 
ders authentischen Weise, steht da- 
mit dem realen politisch-gesell- 
schaftlichen Geschehen unserer 
Tage unversöhnlich gegenüber. Viel- 
mehr realisieren die Künstlerinnen 
mit ihren Klangwelten eine Hightech 
Zukunft auf humaner Basis. 

Fangen wir vorn an: Dub entstand 
seit Ende der 60er Jahre auf Jamai- 
ka. DJs wie Lee Perry, Jah Stitch oder 
King Tubby trennten mittels Zwei- 
spur-Technologie Reggae-Songs in 
rhythmische Grundlinie einerseits, 
und Gesang sowie Leadinstrumente 
andererseits. Durch diesen techni- 
schen Kunstgriff konnten beide Spu- 
ren getrennt abgemischt werden. 
Die Künstler veränderten die Song- 
strukturen deutlich; durch den we- 
nig sparsamen Gebrauch von Hall 
und Echos sowie einer besonderen 
Betonung von Bass und Drums be- 
kam die Rhythmusgruppe gegen- 
über ,,normalemM Roots-Reggae 
eine nochmals gesteigerte Bedeu- 
tung. Auch möglich: Der DJ fügte 
den Grundbeats eigene Vocals 
(,,toasting") oder irgendwo aufge- 
nommene Geräusche hinzu. 

Der Singlesaufleger, sein Mikro 
und zwei Kofferplattenspieler wur- 
den so zum sog. ,,SoundsystemU. 
Mi t  dieser Art fahrenden Disco ging 
es dann durch die armen Vororte 
von Kingston, Jamaika, der Heimat 
der Rastafari. Die Songs kündeten 
von einer von der weißen Herrschaft 
befreiten, besseren Zukunft für die 
entwurzelten Nachfahren der Skla- 
ven. 

Vorteil dieser Weise der Musik- 
produktion: Der Produzent (= DJ) 
mußte nur einmal Gage für die In- 
terpreten aufbringen, das Produkt 
und damit die Basis für beliebig viele 
Dub-Mixes waren sein. Gute dreißig 

Dem Guten, 11 . 

Schönen, Wahrenn1 
Wertorientierungen in der Popmusik und 

gesellschaftliche Praxis am Beispiel Dub 

von Georg Schulze * 

Jahre musikalische Entwicklung und 
eine mikroelektronische Revolution 
weiter sind die Voraussetzungen für 
die Entfaltung dieser Logik des ,,Pro- 
fits durch Erfindung" (Kevin Martin, 
nach Christian Storms, Spex 12/96) 
freilich andere. 

,,Dub Infect ion" 
Nun sind die Verwender der Du- 
btechnologie (,,DubbingU) allerorten 
zu finden. Die Mittneunziger Disko- 
favoriten Trip-Hop und Jungle sind 
ohne Dubs nicht denkbar, Fusionen 
mit Blues, Rap und Hip-Hop beste- 
hen ebenso wie in die Welt des 
Techno und die der deutschen Pop- 
intelligenzia post Can und wer weiß 
wohin noch. Reggae findet sich hier 
oftmals nur noch in mikroskopisch 
kleinen Spuren, aber die Technik des 
Dubbing verbreitet sich zur Zeit im- 
mer schneller in alle Bereiche der 
Popmusik. Angesichts der Entwick- 
lungen ist es wohl kaum übertrieben 
zu sagen, daß Dubbing eine grund- Nur noch 75% 
legende Technik in der aktuellen derBevölkeruns 
Musikproduktion geworden ist, de- 
ren Bedeutung noch zunimmt. 

Wirkliche Megaseller mit  Dub-Es- 
senzen sind derzeit zwar nur wenige 
Acts, ganz vorn dabei aber etwa 
Rockers HiFi, deren letzte LP ,,Mish 
Mash" selbst im Jahresrückblick der 
,,Kultparade" des insgesamt eher 
kommerziell orientierten Senders 
1 LIVE (vorm. WDR 1 und inzwischen 
größter expliziter Jugendsender der 
Republik) Platz vier erreichte. Das 
Fachblatt ,,Spex" sprach gar vom 
,,Album der Herbstsaison, auf das 
sich alle Fraktionen werden einigen 
können" (Hans Nieswandt, Heft 91 
96). Nicht schlecht für zwei eher 
vierzig- als dreißigjährige DJs aus Bir- 
mingham, die im Jahr zuvor wirklich 
noch nicht sehr berühmt waren. 

* Georg Schulze lebt in Bochum und ist Mii 

- 
zwischen 73 und 29 
Jahren haben 
Vertrauen in 
politische Parteien 
(FR, 20.7 7.96). 
Offenbar bleibt für 
die meisten ange- 
sichts der herrschen- 
den Verhältnisse nur 
ein kopfschüttelndes 
,,Das g ibt  's doch gar 
nicht" (Der Wolf, 
7 996) - und die 
Abwendung von der 
Politik. 

'glied der spw-Redaktion. 
Dub Warriors 
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Gespenstische 
Ausmalungen finden 

sich au f  allen 25 
Degenhardt-LPs. In 

deren Zentrum: 
Kaputtgemachte 

versus kalte Profit- 
rechner, Yuppies 

und andere Kapital- 
verwerter. 

Da Biermann nur 
noch seinen ästheti- 

schen Techniken 
vertrauend u m  die 

Herrschenden 
herumschwänzelt, 

g ib t  es für ihn nichts 
mehr, wofür 

kraftvoll zu agitieren 
wäre. Übrig bleibt 
o f t  nur Gekreisch. 

dat, Soldat" sieht in Jerusalem 
,,Handgranatäpfelchen spitz unterm 
Shirt ... zwei und zwei ... anders die 
Butterbeerenbrüste der Frau/ wenn 
sie mit  Knarre im Wägelchen früh/ 
Kindelach in die Krippe karrt ..." 

Einst besang er Che Guevara, 
den Jesus Christus, jetzt mit  der 
Knarre: eine israelische Siedlerin. So 
als ob Mütter in  Bagdad nicht 
gleichviel Anteilnahme brauchen 
wie in Jerusalem. 

Beispiel Klimakatastrophe: 
,,Schweinepriester reden Bändel 
prophezein das Weltenende ..." 
(Hellau&Bumbaaf !) 

Beispiel Heiner Müller: ,,Gloster 
Gysi will dem Volk den König Ri- 
chard machen." Da klappert nichts 
ungewollt von der falschen Seite - 
nein, dieser Beifall geschieht Bier- 
mann rechts. 

Dabei zeigt das Lied ,,Legende 
vom Selbstmord der lnge Müller im 
Jahre 1966" aber auch seine Kraft zu 
schönen lyrischen Bildern: ,,Du, ich 
weiß noch alles/ Fleisch und Blut 
und Haare und Gebeine1 ach, aus 
Steinen kann man/ Häuser machen - 
und/ aus Häusern Steine". 

Beispiel Stasi: ,,Petschaft'' heißt 
das Lied dazu. Die Normannen-Stra- 
ßen-Sturm-Abteilung von CIA und 
Burda haben da gerade ihren Teil 
der ,,friedlichen Revolution" erledigt. 
Da droht einem jungverliebten Bür- 
gerbewegungsheldenpaar die Stasi 
schon wieder, diesmal aus dem Un- 
tergrund: ,,Unsere Stunde wird bald 
wieder kommen/ und Euer Stünd- 

tierten SED-Führer), sein ,,drüben" 
extraordinärer, optimal vermarktba- 
rer Dissidentenstatus, mit heimli- 
chem Info-Kanal live aus dem SED- 
Politbüro und als Schützling - gele- 
gentlich rühmte er sich im kleinen 
Frankfurter Kreise auch mehr - von 
Margot Honnecker. Das alles ist ihm 
abhanden gekommen. Und das hat 
ihn sehr böse gemacht. Auf die, die 
das nicht verhindert haben. Sie hätte 
sich vor dem Liedermeister wohl tief 
verneigen sollen, die DDR, einmal, 
zweimal und vielleicht mehr. Aber 
nicht so lapidar zusammenbrechen! 
So ein-für-alle-Mal. 

Degenhardt hat ganz früher 
auch den Realsozialismus besungen, 
aber das dann sein gelassen. In der 
Negation des Bestehenden fand De- 
genhardt größere Spielfreude. Just 
dort, wo der andere Liedermacher 
heute nicht mal mehr weiß, woge- 
gen er, außer Stasi-forever-young, 
noch singen soll. (Gerade weil Bier- 
mann - neben Süverkrüp - die kraft- 
vollsten Agitprop-Songs der letzten 
30 Jahre schrieb - .,So oder so - die 
Erde wird rot", ,,Gorleben soll le- 
ben" mit  Heinz Brandt, lange davor 
,,Ermutigung", das Fragment ,,Die 
Ballade vom sozialistischen Gang" 
oder ,,Warte nicht auf bessre Zei- 
ten", scheitert er j'etzt daran, aus 
lauter Frieden mit den Kriegs- und 
Krisenmachern seine eigenen letzten 
Spuren verwischen zu wollen.) 

Im windstillen Ort vor größeren 
Stürmen, wo Künstler nicht zualler- 

POPULÄRE MUSIK 

erst auf breite Akzeptanz oder offizi- 
ellen Begräbnisrummel rechnen soll- 
ten, hat sich Degenhardt seinen 
Hauptfeind behalten. Was hätte da 
mit Biermanns Kennntissen alles an- 
gefangen werden können? Degen- 
hardt scheiterte o f t  im ,,Positiven", 
in der Pro-Propaganda. Bei Bier- 
mann blieb die ,,Negationu, Persifla- 
ge, Sarkasmus und Ironie, eher das 
schwächer ausgebildete. („Oh Sind- 
ermann, Du blinder Mann" war ge- 
wiss kein satirischer Meisterreim.) 
Biermann war in Wirklichkeit nie 
subversiv; seine ästhetischen Techni- 
ken, die förmliche Seele, waren im- 
mer besser im ,,Pro". Da er aber nur 
noch seinen ästhetischen Techniken 
vertrauend u m  die Herrschenden 
herumschwänzelt, gibt es für ihn 
nichts mehr, wofür kraftvoll zu agi- 
tieren wäre. Übrig bleibt o f t  nur Ge- 
kreisch. Degenhardt liefert die stär- 
keren, weil subversiv gebliebenen 
Lieder. Zur Zeit. Zu dieser Zeit. Für 
eine bessere. SPW 

lein, junges Glück, das kommet 
auch." Biermann, der Opfer-Posen- 
Junkie, hat im Entzug immer noch 
nicht genug Freunde an die Herr- 
sihenden verfüttert; in Biermann 
lebt die Stasi ,ewig fort. (Gefährlich, 
selbst wenn Gauck auch weiterhin 
auf Personenschutz verzichtet.) 

Der Verlust de r  Feinde 
,,Blaues Tüchlein" heißt Biermanns 
Übertragung eines hebräischen 
Lieds, die sein gutes Handwerkszeug 
aufscheinen lässt. Eben auch, weil 
sie abseits erklingt von all seinen 
momentanen politischen Vorsätzen, 
sich bei der beherrschenden Politka- 
ste verfügbar zu zeigen. 

Der politische Biermann hatte 
stets die DDR besungen. Sie war sei- 
ne große Liebe. Ihre zurückgebliebe- 
ne Gemütlichkeit (ein Freund vom 
hektischem Konsumismus und der 
.,Zeitpiraterie" (Altvater) war Bier- 
mann nie), ihre historischen Optio- 
nen (wenn auch abseits der untalen- 

GLOBALISIERUNG UND POLITIK 

Für seine Diskussion dieses Zusammenhanges be- 
dient er sich einer Reihe von Aufsätzen, die u.a. in der 
spw und dem ispw-Jahrbuch 1995/96 erschienen sind. 
Dabei kritisiert er auch eine entpolitisierte Variante der 
Regulationstheorie, die sich v.a. auf die Darstellung 
der angeblich nicht mehr gegebenen Regulierungsfä- 
higkeit der Nationalstaaten konzentriert. Auf der theo- 
retischen Ebene schlägt er vor, von einem Stadien- zu 
einem Schichtenmodell der Veränderung der Akkumu- 
lations- und Regulationsregimes zu kommen, da an- 
sonsten die Vielschichtigkeit der Analysefähigkeit ver- 
lorengehe. 

r Seine politische Schlußfolgerung ist, daß weder die 
regionale, noch eine übernationale oder die nationale 
Ebene jeweils für sich genommen als hinreichend für Re- 
formpolitik zu betrachten seien, sondern es eines abge- 
stimmten Handelns bedürfe. Zuzustimmen ist ihm aus- 
drücklich dabei: Die - für Ökonomen - entscheidende 
Ebene bleibt diejenige, w o  über Steuern, Geld und Ver- 
teilung entschieden wird - und dies ist zunächst noch 
immer der Nationalstaat. 

Eine ganz zentraler und u.E. in den Debatten bisher 
unzureichend beachteter Punkt ist dabei, daß die Frage 
der wirtschaftspolitischen Handlungsmöglichkeiten der 
Nationalstaaten nicht abstrakt, sondern ganz konkret be- 
antwortet werden muß. Ein Land wie Deutschland mit 
einer hoch entwickelten Wirtschaft, einem großen Bin- 
nenmarkt und einer starken außenwirtschaftlichen und 
politischen Position, das in der EU eine dominierende 
Rolle spielt, hat natürlich ganz andere Möglichkeiten als 
ein kleines Land oder gar als ein Land der ,,Dritten Welt", 
das bloßer Spielball auf dem Weltmarkt ist. Es ist ökono- 
misch und politisch möglich, hierzulande einen Kurs- 
wechsel zu einer sozial und ökologisch orientierten Poli- 
tik vorzunehmen, und es wäre ein wichtiger Beitrag, 
auch im internationalen Maßstab Kursänderungen 
durchzusetzen. Es ist eine Frage der politischen Kräfte- 
verhältnisse, und dabei spielt die Sozialdemokratie nach 
wie vor eine ausschlaggebende Rolle. 

SPD-Plädoyer fü r  In ternat ionale Zusammenarbeit 
Nach einer Phase der Konzeptions- und Hilflosigkeit der 
SPD gegenüber dem neoliberalen Standort- und Globa- 
lismusdiskurs unter Rudolf Scharping hat sich seit der 
Wahl Lafontaines zumindest dahingehend ein Paradig- 
menwechsel vollzogen, daß die Notwendigkeit einer so- 
zialdemokratischen Alternative dazu hervorgehoben und 
politischem Handeln wieder eine eigenständige Gestal- 
tungsfähigkeit zugesprochen wird. 

Dabei plädiert Oskar Lafontaine insbesondere für 
eine Politik der Internationalen Zusammenarbeit. In 
seinem Beitrag in der vorliegenden spw skizziert er die * 
Risiken des neoliberal-konservativen Standortdiskurses 
und brandmarkt ihn als ,,realwirtschaftlichen Abwer- 
tungswettlauf". Vor diesem Hintergrund benennt er 
sieben Aktionsfelder internationaler Kooperation, die 
einen auf Beschäftigung, ökologische Modernisierung 
und finanzwirtschaftliche Stabilisierung abzielenden 
Reformkurs mit  marktwirtschaftlichen Methoden ver- 
spricht. 

Inwieweit damit wirklich eine wirtschaftspolitische 
Alternativposition der SPD vorliegt, Iäßt sich nach Lektüre 
der Oppositionsbilanz der SPD von Michael Bauer und Ri- 
chard Roth in Zweifel ziehen. Für sie haben sich große 
Teile der Sozialdemokratie dem marktradikalen Umbau 
der Gesellschaft bereits gebeugt - und wer vermag es zu 

vermeiden, dabei sogleich an Clement, Schröder, Beck 
oder Klose zu denken. Es wird eine zentrale Aufgabe der 
Linken in der SPD sein, dafür zu sorgen, daß diese Kräfte 
zurückgedrängt werden und eine rot-grüne Reformalter- 
native nicht vereiteln können. Wie Oskar Lafontaine so 
richtig betont: es geht schließlich um einen Politikwech- 
sel, nicht nur um einen Personalwechsel. 

Allerdings werden die dezidiert nationalstaatlichen 
,,Hausaufgaben", von denen Lafontaine in seinem Bei- 
trag spricht, auch bei ihm selbst u.E. zu wenig bestimmt. 
Hierzu liegen aus der Diskussion der Linken bereits wei- 
tergehende und profiliertere Positionen vor, auf die wir 
an dieser Stelle nur hinweisen wollen.' 

Jedoch: Papier ist geduldig. Und so lange sich keine 
gesellschaftlichen Kräfte finden, die derartigen Vorstel- 
lungen eine Gestaltungs- 
macht einflössen, werden sie Neoliberalismus ist keine quasi-automati- 
dem Vergessen anheimfallen 
wie so viele gutgemeinte Pro- sche Konsequenz der Globalisierung, 
gramme ihnen. Deshalb sondern ein politisches Projekt der herr- 
rnuß rungs- die und Linke Standortgerede dem Globalisie- 

schenden kapitalistischen Klassen, diese 
nach weisende Erklä- Globalisierung und damit eine massive 
rungs- und Handlungsmuster 
entgegensetzen, wenn sie er- Umverteilung durchzusetzen. 
folgreich den in dieser Zeit- 
schrift immer wieder geforderten ,,Umbaublock" formie- 
ren will. 

,,Hinter der Herausforderung eines Umbaublocks 
steht (..J die Aufgabe, die konservativ programmierte 
Einheit von Volk und Elite aufzubrechen und eine al- 
ternative vertikale gesellschaftliche Integration unter 
der Regie des sozialen und ökologischen Umbauge- 
dankens aufzubauen", so formulierte spw-Mitheraus- 
geber Thomas Westphal im Heft 1/97 (S. 21/22). Ihm 
ist auch hinsichtlich unseres diesmaligen Heftschwer- 
punktes ausdrücklich zuzustimmen: Die ,,Identitätu 
zwischen konservativer ,,Eliteu und ,,Volkv darüber, 
daß Globalisierung Politik unmöglich macht, kann nur 
durchbrochen werden, wenn politische Gestaltungsfä- 
higkeit erlebbar und letztlich eben auch mi t  ,,politi. 
scher Macht" ausgestattet wird. 

Tiger-Länder i m  Umbruch 
Der Tendenz zum Abbau sozialstaatlicher Leistungen 
in Westeuropa steht eine Gegenentwicklung bei den 
,,asiatischen Tigern" gegenüber, wie wir in dem Be- 
richt von Olaf Struck-Möbbeck lesen. Man ist geneigt, 
Ähnlichkeiten zur Entwicklung in Westeuropa zur letz- 
ten Jahrhundertwende zu sehen: Nach Jahren kaum 
gebremster kapitalistischer Entwicklung mi t  ihren so- 
zialen und ökologischen Folgen sowie Verwerfungen, 
sehen sich die ,,Tigerländerf' einer Krisensituation ge- 
genüber, die sich im -zumindest relativen - Rückgang 
von Wachstums- und Gewinnraten sowie steigenden 
sozialen Spannungen ausdrückt. In Südkorea haben 
wir zur Jahreswende bis dato in  dieser Form unbe- 
kannte Klassenkämpfe erlebt. 

Die ,,Tiger1' sind zu schnell gewachsen, die kapitali- 
stische Entwicklung stößt an die gesellschaftlichen 
Grenzen, die auch und gerade durch eine fehlende so- 
ziale Infrastruktur gegeben sind. Nur durch zusätzliche 
Investitionen z.B. in das Bildungs-, Kommunikations- 
und soziale Sicherungsystem scheint es möglich, diese 
Schranken zu durchbrechen und eine neue Phase kapi- 
talistischer Entwicklung einzuläuten. Dabei wird sich 
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auch klären müssen, ob und durch welche Formen von 
Klassenauseinandersetzungen es den abhängig Be- 
schäftigten gelingen kann, sich in diese sich verän- 
dernde Gesellschaftsstruktur einzuschreiben, wie es 
die westeuropäische Arbeiterklasse mi t  dem - gegen- 
wärtig durch den Globalismusdiskurs wieder in Frage 
gestellten bzw. vom Kapital aufgekündigten - ,,Klas- 
senkompromiß: Sozialstaat" geschafft hat. 

Nationale u n d  internat ionale Polit ik verbinden 
Asien ist ebenfalls Schauplatz in dem Bericht, den Rai- 
nerzugehör von der Welthandelskonferenz im Dezem- 

ber vergangenen Jahres aus 
Singapur gibt. Wer - wie die Die "Identität" zwischen konservativer 
,,wohlmeinende Strömung,, 

"Elite" und "Volk" darüber, daß Globali- in der SPD um Lafontaine - 

sierung Politik unmöglich macht, kann geglaubt hatte, in der neu 
geschaffenen Welthandels- 

nur durchbrochen werden, wenn politi- organisation ein Instrument 

sche Gestaltungsfähigkeit erlebbar und sozialer und 
Regulierung (und dann auch 

letztlich eben auch mit "politischer noch zugunsten der ,,Ent- 

Macht" ausgestattet wird. wicklungsländer") zu haben, 
rnuß bitter enttäuscht sein. 
Unter der Perspektive der 

Globalisierung wird auch hier die Zwiespältigkeit der 
aktuellen lnternationalisierung deutlich: während sich 

Globalisierung und 
internationale 
Zusammenarbeit 
von Oskar Lafontaine* 

D ie Weltwirtschaft war seit jeher dem Wandel un- 
terworfen. Aber das Tempo, mit  dem sich die 
Wirtschaft in den letzten Jahren verändert und 

internationalisiert hat, ist so groß, daß viele darin eine 
neue Qualität sehen. Das Stichwort dafür heißt: Globali- 
sierung. 

Durch die lnternationalisierung der Wirtschaft hat 
sich die weltweite Mobilität von Waren und Dienstlei- 
stungen sowie von Wissen und Kapital deutlich erhöht. 
Die weltweite internationale Arbeitsteilung bietet die 
Chance, den Wohlstand der Völker zu mehren und je- 
dem seinen gerechten Anteil am ökonomischen und 
technischen Fortschritt zu geben. Die Frage heißt: wel- 

* Oskar Lafontaine ist Vorsitzender der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 
und Ministerpräsident des Saarlandes 

GLOBALISIERUNG UND POLITIK 

die kapitalistische Profitlogik ungehindert über den 
Globus Bahn bricht, konzentriert sich der Löwenanteil 
des Handels und der Wertschöpfung auf eine kleine 
Zahl von Staaten. Die vorhandenen internationalen 
und supranationalen Institutionen sind o f t  nicht mehr 
als Erfüllungshilfen der wirtschaftlich Mächtigen. 

Hier rnuß gemeinsam mi t  Rainer Zugehör gefolgert 
werden, daß es für die Zukunft entscheidend sein 
wird, die nationalen Regulierungsebenen und -mög- 
lichkeiten entschiedener und gerade auch in Hinblick 
auf die übernationalen Anforderungen zu nutzen. 
Und dazu müssen auch die realen Handlungsmöglich- 
keiten übernationaler Instanzen ausgelotet werden, 
womit sich der Kreis zu Hermann Bömer wieder 
schließt. SPW 

' Vgl. etwa in spw die Beiträge im Schwerpunkt ,,New Deal für Ar- 
beit" in Heft 1/97, das Papier der AG Finanzen des Frankfurter 
Kreises in Hefi 6/96 und die Erklärung zur diesjährigen Frühjahrs- 
tagung auf S. 10-1 1 in diesem Heft. 

che Schlußfolgerungen muß die Politik aus der Globali- 
sierung der Märkte ziehen? 

In einer Marktwirtschaft - auch wenn sie globalisiert 
ist - werden Wohlstand und technischer Fortschritt, 
Wachstum und Beschäftigung nicht durch den Staat vor- 
angebracht, sondern vor allem durch den Markt, genau- 
er gesagt: durch den Wettbewerb der privaten Unter- 
nehmen. Wir sind für den Leistungs- und Ideenwettbe- 
werb der Unternehmen. Auf nationaler wie internationa- 
ler Ebene sollte alles unternommen werden, um einen 
funktionsfähigen Wettbewerb sicherzustellen. 

Neben diesem Wettbewerb gibt es in der traditionel- 
len Wirtschaftspolitik, die mit den Namen Margret That- 
cher, Ronald Reagan und Helmut Kohl verbunden ist, 
den sogenannten ,,StandortwettbewerbU der National- 
staaten. Bei diesem Wettbewerb versuchen die Staaten, 
Kapital und Arbeitsplätze im eigenen Lande zu halten 
oder ins eigene Land zu holen. 

Dabei spricht unter ökonomischen Gesichtspunkten 
nichts gegen einen Leistungswettbewerb um die interna- 
tional effizienteste Staatsverwaltung, um das beste Bil- 
dungssystem, die innovativste ~orschungslandschaft 
oder um die leistungsfähigste öffentliche Infrastruktur; 
denn all das schafft mehr Wohlstand und verbessert die 
Lebensbedingungen der Menschen. 

Gefahren des ,,realwirtschaftlichen Abwertungs- 
wett laufs" der Staaten 
Problematisch dagegen ist das, was ich den realwirt- 
schaftlichen Abwertungswettlauf der Nationalstaaten 
nenne. Dabei werden Reallöhne, Unternehmenssteuern 
und Sozialstandards immer weiter nach unten getrieben 
und der Umweltschutz wird in sträflicher Weise vernach- 

POPULÄRE MUSIK 

stets mehr hingezogen, als zum 
,,spießigen" Kleinbürgertum, der 
wehrlosen Hauptquelle der Einkom- 
menssteuerzahler. ,,Proletkult" war 
auch eine der verdrängten Gemein- 
samkeiten von SPD und KPD!) Es 
blieb in der gesamtdeutschen Linken 
bei Scharmützeln mi t  dem Kleinbür- 
gertum statt antimonopolitischer 
Strategie; gegen das Kleinbürger- 
tum sektiererisch, opportunistisch 

g gegen das Großkapital! Degenhardt 

hat sich dem parteipolitisch kaum 
versagt. Seine Balladen hingegen 
malen liebevolle Skizzen von klein- 
bürgerlichen Existenzen und Wider- 
sprüchen: vom Bauernführer Joss 
Friz, zur roten Kneipenbesitzerin 
Mutter Mathilde bis Schulten-Rudi, 
dem KP-Taubenzüchter. Diese Lieder 
sind objektiv Baumaterial des histori- 
schen Kompromisses, des antimo- 
nopolistischen Bündnisses, einer 
noch nie wirklich gebornen und 
nimmertoten Volksfront-Strategie. 

Kauziger Protest ... 
Degenhardts politischer Standort 
wurde stets in der Negation, der Per- 
siflage, deutlicher. Zunächst stiftete 
sein absonderlich kauziger Sarkas- 
mus den Begriff: Protestsong. Ge- 
spenstische Ausmalungen finden 
sich auf allen seinen 25 LPs. In deren 
Zentrum: Kaputtgemachte versus 
kalte Profitrechner, Yuppies und an- 
dere Kapitalverwerter. 

Heute wächst zusammen, was 
zusammengehört, als hätte er's früh 
geahnt: Liberale und Faschisten, 
eine neue Bündnisformation auf der 
Basis rigorosester Deregulation, Ge- 
werkschaftsfeindlichkeit, Privatisie- 
rung und so Ent-Zivilisation - der 
freiheitliche Rep Haider, der marktli- 
berale Berlusconi mi t  MSI-Fini. In 
Degenhardt-Songs (z.B. ,,Wildleder- 
Mantelmann", der Ballade von je- 
nem Yuppie, der von Großstädten 
auf dem Meeresgrund schwärmt) ist 
das Bündnis Faschisten & Liberale 
für Deutschland vorzuschmecken, 
dem nur mi t  historischem Kompro- 
miß beizukommen sein wird. 
(Wer sagt, daß Stoiber nie Kanzler 
wird?) 

,,Weiter im Text" heißt Degen- 
hardts neueste CD. Ein epischer 
Lied-Monolog bringt am Anfang 
gleich einen Hauch prebellizistisch- 

mitten irn piefigen prassenden 
Westeuropal aber diese Normalität1 
diese Harmlosigkeit ..." 

Degenhardts parteiliche Propa- 
ganda blieb o f t  gesungener Essay, 
strategisch zudem meist kurz gegrif- 
fen. Seine skurril-kauzigen Figuren- 
gewächse, auf denen er die deut- 
sche Nachkriegsgesellschaft spie- 
gelt, seine beißend sarkastischen 
Balladen sind dagegen seit ,,Väter- 
chen Franz", ,,Dem alten Notabula- 
mus" und ,,Wenn der Senator er- 
zählt" unübertroffen: 

,,Wer hätt' denn gedacht: es 
sind die War-Lords/ längst schon 
wieder über den Fluß/ und endlich 
erlöste Friedensfreunde/ bieten ih- 
nen den Schulterschluß/ ... Die toten 
Ahnen, die bleichen Gerippe/ krie- 
chen aus ihren Gräbern hervor/ ge- 
stützt von jungen, strahlenden Hel- 
den/ körpergestylt und Handies am 
Ohr .../ beim Börsen-Gekreisch, den 
leisen Geschäften ..." (aus dem neu- 
en Lied: ,,Geht's nicht auch so?") 

Einen Text des Jahres 1 155 hat er 
sich vorgenommen und zu einem 
aktuellen Liebeslied gemacht: ,,Herr- 
gott  nochmal, komm bloß zurück/ 
ich brauche Dich, mein Unglück." 

Auch Stilleben enthält die CD, 
vergiftet wie dieses: ,,Milchkannen- 
Scheppern und Hausflur-Geflüster/ 
und Tratschen und Fluchen über 
den Zaun/ und Spatzengeschilpe 
und Pferdegetrappelf und Lachen 
und Weinen und Lachen der Fraun/ 
und Mauersegler schrill'n in den 

Abend/ in die lauretanische Litanei/ 
aus Sankt Marien klirren Fanfaren/ 
ein Zug der HJ zieht da extra vorbei/ 
die Mädchen im Hof leiern Abzähl- 
reime/ Marikka Röck plärrt im Radio/ 
aus Viehwaggons diese Rufe und 
Schreie/ und Tauben gurrn, eine Tür 
schlägt zu ..." 

... und eloquentes Schweigen 
Seine früheren Protest-Themen tippt 
auch Wolf Biermann auf der CD ,,Sü- 
ßes Leben - saures Leben" an. Bei- 
spiel AKW: ,,es glänzte im letzten 
Licht./ die goldene Kuppel von Brok- 
dorf/ da küsste sie mein Gesicht ..." 
Mehr nicht! Nur Schweigen: ,,sie 
schwieg ... ich schwieg ihr was über 
die Welt". Was will uns der Dichter 
damit schweigen? - in den Zeiten 
des Castors. 

Beispiel Portugal: ,,Dunkeläugi- 
ge, schlanke Fraunl mit  ihren weit- 
geschwungenen, schmalen, schwar- 
zen Augenbraun" Und noch etwas 
Kolonialismus-PR: ,,Columbus segel- 
te bis nahe ran/ an den großen Tel- 
lerrand/ mit seinen salzgegerbten, 
weiberlosen Männern ... kein 
Schwanz an Bord hat noch geglaubt 
an Wiederkehr." (Dabei war das per- 
sönliche Risiko Columbus' allenfalls 
ein kurzzeitiges Zwischenfinanzie- 
rungsloch vor dem Absegeln.) Einst 
trat Biermann mi t  ,,Grandola" auf. 
Was ist aus Jose Afonso geworden? 
Und was aus Wolf Biermann! 

Beispiel Frieden: der Lieder-Ma- 
cher von Agit-Prop-songs wie ,,Sol- 

. .* WOLF BZERMAN 

bleierner Zeit, wie sie dem 7;iiih~r- I 1 , , - - - - - 
berg" zugeschrieben wird: ,,bis er 
dann rotweinvoll lachelnd einschlaft 
im Sessel vorm Fernsehschirm .../ . 
wenn es das nochmal gabel ... wirk- 
liche Barbarei so wie in Rußland .. - 

Biermann hatte alle 
Voraussetzung, 
mitzugestalten an 
einem postnaturalisti- 
schen, einem dialek- 
tischen Realismus, an 
frischen Brechungen 
in Persiflage und 
Hymne. Und an 
Balladen, die ökono- 
mische Basisverhält- 
nisse durchs seelische 
Material schimmernd 
erkennbar machen. 

2 0 spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 94, 1997 



POPULÄRE MUSIK GLOBALISIERUNG UND POLITIK 

Iässigt. Das ist eine verhängnisvolle Abwärtsspirale, an 
deren Ende es keine Gewinner geben wird, sondern nur 

nalisierung der Politik liegen. Sie liegt aber auch nicht in 
der Errichtung protektionistischer Barrieren. Zwei, die sich Kom- mit ein paar Unverbesserlichen, schen Dechiffrierschlüssel zur Ge- 

DKPlern, Stamokap-Asos und ande- schichte. ,,Zwischentöne sind nur Verlierer. 
Dieser realwirtschaftliche Abwertungswettlauf der Neues Denken: Internationale Kooperation 

Wenn die ökonomischen, sozialen und kulturellen Grundla- 
gen unserer Gesellschaft nicht weiter erodieren sollen, dann 
brauchen wir in der Wirtschaftspolitik ein Neues Denken. 
Wir müssen der Internationalisierung der Wirtschaft eine 
neue politische Antwort entgegensetzen. Und diese neue 
politische Antwort heißt: Internationale Zusammenarbeit. 

Mein Plädoyer für internationale Zusammenarbeit ist 
keine Utopie: Auch der Europäische Binnenmarkt er- 
schien vor wenigen Jahren als unerfüllbare Vision. Heute 
ist er Realität. Ebenso wie im nationalen Rahmen, so muß 
auch für die internationalen Wirtschaftsbeziehungen 
gelten: der Markt braucht einen politisch gesetzten Ord- 
nungsrahmen. 

Die soziale und ökologische Marktwirtschaft ist das 
politische Koordinatensystem der europäischen Union. 
Wir plädieren dafür, dieses 

r 
ren, die noch Originale aus ,,Nackt Krampf im Klassenkamof" tönte er r . - munisten nannten, unter Wölfen" persönlich gekannt 1968'falsch und flach. und - analog 
hatten. Sie werden seine Ausdauer zum anderen linkssektiererischen 

Nationalstaaten ist ökonomisch und politisch gesehen 
ein Irrweg. Denn dieser Dumpingwettlauf verzerrt und 
stört den internationalen Leistungswettbewerb der 
Unternehmen. Er verhindert eine optimale Allokation 
der Ressourcen. Und er untergräbt die ökonomischen, 
sozialen und ökologischen Grundlagen unserer Gesell- 

feiern Geburtstaq loben. Ob es aber wirklich eine Formulierungstalent Hermann 
Nachwelt gibt, die ihn, den Nager Gremliza - befeixte er höhnisch den 

Degenhardt 651Biermann 60 
und Beisser, als bedeutenden Künst- ,,historischen Kompro-Mies", wenig 
ler herausfinden wird, ist das Risiko, um die mühevolle Radikalität wis- 

von Diether Dehm* das diese, die ,,unentbehrlich" sind send, die diese Herausarbeitung der 
lnteressenkongruenz der allermei- 
sten Arbeitenden - Lohnabhängigen 
und Selbständigen - im Parteien- 
bündnis bedeutet. Gegen die weni- 
gen aber hochpotenten Groß-Kapi- 
talverwerter, die die Grundlagen des 
menschlichen Arbeitens und sonsti- 
gen Lebens immer atemberauben- 
der vermarkten. 

Wenn er auch damals vielleicht 
nicht so vermessen war, sich klüger 
zu wähnen als alle Gramscis, 
Togliattis und Berlinguers, so fiel 
dem Kleinbürger Degenhardt ein an- 
timonopolistischer Abschied von der 
links liebgewordenen Kultur-Arro- 
ganz und Überregulationsschikanen 
gegen das Kleinbürgertum mindest 
so schwer, wie dem Kleinbürger 
Brecht. Hier noch lohnte sich Bier- 
manns Vorsprung. Der hatte seinen 
Bloch von Havemann gelernt: 
,,Kampflos, Genossen, habt Ihr das 
Kleinbürgertum dem Faschismus 
überlassen." (Was nicht ganz 
stimmte: die Genossen seit Levi bis 
Fischer/Maslow und Thälmann hat- 
ten den Nazis die Hasen gehörig mit 
in die Küche getrieben. Brechts Plati- 
tüden gegen Thomas Mann, Leo 
Tolstoi und Lukacs in  der ,,Linkskur- 
ve" spiegeln das KP-Sektierertum li- 
terarisch.) 

Die Groß-Kapitalverwerter, deren 
Hausbanken trotz ,,Adolf-Hitler- 
Spenden" 1933 und davor sowie 
Mehrwert durch das Cyclon B der IG 
Farben sämtliche Kriegsverbrecher- 
Prozesse unangetastet überstanden 
hatten und so in  der BRD ihre eige- 
nen Rechtsnachfolger wurden, als 
Hauptfeinde von Arbeiterschaft und 
Kleinbürgertum auszudeuten, war 
zwar tibetanische Pflichtübung der 
Stamokap-Theorie, wurde jedoch 
von der linkssektiererischen Enteig- 
nungspraxis stalinistischer und post- 
stalinistischer Staats- und Parteifor- 
mationen zur bloßen Bündnis-Gestik 
degradiert: eine echte Volksfront hat 
es bis heute nie gegeben! (Sozialde- 
mokratische Praxis war gegen die 
Mittelschichten nur weniger rabiat: 
zu den Chefs undIoder Betriebsrats- 
fürsten von Konzernen und Groß- 
banken fühlten sich SPD-Obere auch 

schaft. 
Diese traditionelle Wirtschaftspolitik weist einen 

D merkwürdigen Widerspruch auf: Während sich die Wirt- 
schaft immer stärker internationalisiert, fällt die Politik 
zurück in  altes nationalstaatliches Denken. Auf die Glo- 
balisierung der Märkte reagiert sie mit  der Renationalisie- 
rung der Politik. 

Diese Politik stellt damit letztlich auch die kulturellen 
Grundlagen und Werte der modernen Gesellschaft in 
Frage: Ein Staat, dem immer mehr die finanziellen Res- 

(im Brechtgedicht), eingehen müs- 
sen. 
Wenn Leonhard Franks These zu- 
trifft, daß Hysterie das für den 
Künstler ist, was dem Schuster sein 
Leder, hätte Degenhardt schon hier 
die schlechteren Ausgangskarten 

Besprechung zu: Wolf Biermann: 
,,Süßes Leben -saures Leben", 1996 
Zweitausendeins; und Franz Josef 
Degenhardt: ,,Weiter im Text", 7 996 
Polydor. 

gehabt. Hinzu kommt, daß Bier- 
mann früh - während sich Degen- 
hardt nur selfmade in der Juristen- der Marktwiß Die traditionelle Wirtschaftspolitik weist 

schaft mit  sozialer und 
ökologischer Verantwor- einen merkwürdigen Widerspruch auf: 

sourcen entzogen werden, ist nicht mehr in der Lage, 
elementare Daseinsvorsorge für seine Bürger zu leisten. 
Die andere Seite öffentlicher Armut heißt: Gewalt und 
Kriminalität, Drogen und Ausländerhaß und schließlich - 

Freizeit an Villon und Brassens üben 
konnte - im Umfeld des innovativ- 
sten Welttheaters, beim Brecht- En- tung Jetzt auch zur Ge- Während sich die Wirtschaft immer stär- 

schäftsgrundlage für eine 
neue Weltwirtschaftsord. ker internationalisiert, fällt die Politik zu- 
nung zu machen. Damit rück in altes nationalstaatliches Denken. 
können die besten Voraus- 
setzungen geschaffen wer- 
den für den Leistungs- und ldeenwettbewerb der Unter- 
nehmen und für einen fairen Handel, der allen Beteilig- 
ten nutzt. 

Dafür brauchen wir internationale Vereinbarungen. 
lnternationale Einrichtungen dafür sind vorhanden: Ich 
nenne die Europäische Union, die OECD, den Internatio- 
nalen Währungsfonds und die neue Welthandelsorgani- 
sation WTO. 

Auch die ökonomischen Voraussetzungen sind gege- 
ben. Denn die internationalen Handels- und Investitions- 
ströme, die den Kernbereich der Globalisierung ausma- 
chen, konzentrieren sich vor allem innerhalb der soge- 

D er eine strebt nun, nach den 
offiziellen Feierlichkeiten 

zum 20. Jubiläumsjahr seiner 
Ausbürgerung und den Medienova- 
tionen zu seinem 60.. einer feinen 
letzten Vorstellung entgegen. In der 
ersten Reihe Arm in Arm die schwar- 
zen Witwen Kohl und Brandt, der 
Zentralratsvorsitzende Michel Fried- 
mann, Sohn Kirch nebst seinen ge- 
schäftsführenden Mitgesellschaftern 
Markwort und Aust, BND-Ehrenprä- 
sident Gauck, dahinter was sonst an 
Politkaste von rechts bis halblinks 
einst Rang und Namen vertrat. Die 
haben ihn gerade - bevor sein Sarg 
ganz abgesenkt sein wird - zum 
Jahrtausend-Wende-Lyriker ,,aller 
Deutschen'' hoc.hgelobt. Auf eine 
angemessenere Nachwelt und ande- 
re Hommagen hatte Biermann nicht 
länger warten wollen. Nun tun's die 
eben auch. Daß sie ihn bei seinem 
Begräbnis als ihren ,,geistigen Weg- 
gefährten" einverleiben dürften, 
macht ihm die Sache vielleicht heute 
schon etwas mulmig. Das nimmt er 
dann aber in Kauf. Billigend, weil: 
ganz falsch isses ja auch nicht. Be- 
sonders mi t  seiner letzten CD. 

semble, bei Weckwerth, Weigel, politischer Extremismus. 
Der realwirtschaftliche Abwertungswettlauf der Na- Besson, Dessau, Bunge, professio- 

nell ausgebildet und staatlich geför- 
dert wurde. Dort, wo damals rigoros 

tionalstaaten ist keineswegs die zwangsläufige Folge der 
Globalisierung. Er ist das Ergebnis falscher politischer 
Weichenstellungen, und diese Weichenstellungen kön- 
nen korrigiert werden. 

an neuen Techniken gearbeitet wur- 
de, die Kapitalverwertung als Bewe- 
gungen der Seele ästhetisch ange- Die konservative Standortdiskussion ist Interessenpo- 

litik: Die Angst der Menschen vor Arbeitslosigkeit und so- 
zialem Abstieg wird instrumentalisiert für eine Umvertei- 

messen in Theater und Songs zu fas- 
sen. (,,Brecht hat bis zum Schluß 
weitgehend die Auffassung beibe- 
halten, in der Form eines Jambus sei 

lungspolitik zu Lasten der großen Mehrheit der Bevölke- 
rung. Damit erweist sich die konservative Standortpolitik 
als reine Ideologie. Eine Politik für die Mehrheit der Be- 

Seine Beerdigung 
dürfte sich Franz-lose f 
Degenhardt allenfalls 

ausmalen m i t  ein paar 
Unverbesserlichen, 

DKPlern, Stamokap- 
Asos und anderen, die 

noch Originale aus 
,,Nackt unter Wölfen" 

persönlich gekannt 
hatten. Sie werden 

seine Ausdauer loben. 

nicht über Geld zu sprechen. Und 
schon zur Dramatisierung einer sim- 
plen Pressenotiz reicht die dramati- 

völkerung ist sie jedenfalls nicht. 
Mi t  dem gegenwärtigen realwirtschaftlichen Abwer- 

tungswettlauf der Nationalstaaten sind die Herausforde- sche Technik von Hebbel und lbsen 
bei weitem nicht aus." Hans Mayer) 

Zusätzlich, und quasi qua Mut- 
rungen der Globalisierung nicht zu meistern. Die Ant- 
wort auf die Globalisierung kann nicht in einer Renatio- 

termilch, hatte Emma Biermanns 
Sohn Karl-Wolf durch Bücher, Fami- 
liengespräche, Universität, unmittel- 
bares Zuhören bei bedeutenden Wi- 
derstandskämpfern wie Eisler, Ha- 
vemann usw. den zunächst leichte- 
ren und frühen Zugang zur höchst- 
entwickelten zivilisatorischen Philo- 
sophie, zum Marxismus. Also alle 
Voraussetzung, mitzugestalten an 
einem postnaturalistischen, einem 
dialektischen Realismus, an frischen 
Brechungen in Persiflage und Hym- 
ne. Und an Balladen, die ökonomi- 

Was bleibt und wer wird 
trauern? 
Seine Beerdigung dürfte sich Franz- 
Josef Degenhardt - gefolgert aus 
den Magermeldungen zu seinem 
65. kürzlich - allenfalls ausmalen 

sche Basisverhältnisse durchs seeli- 
sche Material schimmernd erkenn- 
bar machen. Also an einer qualitativ 
weiterentwickelten Literatur der 
Aufklärung. 

,,... nur Krampf im Klassen- 
kampf! " 
Dagegen gela'ngte Degenhardt nicht 
so spielerisch leicht (,,Wir nannten 
uns zum Spaß Kommunisten", sagte 
Biermann kürzlich) an die marxisti- 

* Dr. Diether Dehm, Songautor, Bundesvorsitzender der AG Selbstän- 
dige/Unternehmer in der SPD, Mitherausgeber der spw Foto: 0.  Ziegler, Lichtblick (Bochum) 
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nannten Triade: Auf die europäischen Staaten und die 
außereuropäischen Staaten der G-7, also die USA, Kana- 
da und Japan. 

Die sogenannte Globalisierung liegt nicht außerhalb 
unseres politischen Einflußbereichs. Wir müssen die poli- 
tischen Handlungsmöglichkeiten für eine bessere inter- 
nationale Zusammenarbeit nutzen. Dann sind die beste- 
henden und absehbaren Probleme der Globalisierung 
beherrschbar. 

Welches sind nun die Politikfelder, auf die sich die in- 
ternationale Zusammenarbeit konzentrieren muß? Ich 
nenne vor allem sieben wirtschaftspolitische Aufgaben: 
1. eine Stabilisierung der Wechselkurse, 
2. eine stabilitätsorientierte und zugleich wachstums- 
orientierte Zinspolitik, 
3. eine konjunkturgerechte und beschäftigungsorien- 
tierte Budgetpolitik, 
4. eine harmonisierte Steuerpolitik, 
5. eine gemeinsame Technologiepolitik 
6. eine internationale Sozialcharta, 
7. eine konzertierte Offensive gegen globale Umwelt- 
Zerstörung. 

1. Stabil isierung der  Wechselkurse 
Die hohe Volatilität der Währungsrelationen behindert 
die internationale Arbeitsteilung und verursacht enorme 
Wohlstandsverluste. Deshalb muß alles daran gesetzt 

werden, die Wechselkurse zu 

Ebenso wie im nationalen Rahmen, so stabilisieren. Dazu gehört zum 
einen die bessere Zusammen- - ~ 

muß auch für die internationalen Wirt- arbeit der Regierungen und 

schaftsbeziehungen gelten: der Markt der Zentralbanken EurOpasl 
Japans und der USA. Zum an- 

braucht einen politisch gesetzten Ord- deren gehört dazu die ver- 
nungsrahmen. Wir plädieren dafür, die ~ i r k l i ~ h ~ n g  der Europäischen 

Währungsunion. 
soziale und ökologische Marktwirtschaft Wir Sozialdemokraten sa- 

zur Geschäftsarundlaae für eine neue gen in klares Ja zur gemeinsa- - " 

Weltwirtschaftsordnung zu machen. 
men Europäischen Währung. 
Eine stabile Europa-Währung 
wird Wachstum und Beschäfti- 

gung fördern, erst mit ihr können die Vorteile des europäi- 
schen Binnenmarktes voll genutzt werden. Es muß alles un- 
ternommen werden, damit das Zieldatum der Währungs- 
union, der 1. Januar 1999, bei Beachtung der Stabilitätskri- 
terien, erreicht wird. 

Die geplante Währungsunion zeigt: Für die von mir 
angemahnte internationale Zusammenarbeit gibt es be- 
reits ganz konkrete Ansätze. Mi t  einer starken europäi- 
schen Gemeinschaftswährung als gleichwertigem Part- 
ner von Dollar und Yen ergibt sich eine gute Chance für 
ein neues und stabiles Weltwährungssystem. 

2. Stabi l i tätsorient ierte und zugleich wachstums- 
or ient ier te  Zinspolit ik 
Niedrige Realzinsen sind eine wesentliche Voraussetzung 
für mehr lnvestitionen und für mehr Beschäftigung. Des- 
halb müssen in enger Zusammenarbeit zwischen der 
amerikanischen, der japanischen und den europäischen 
Zentralbanken alle Spielräume genutzt werden, um die 
hohen Realzinsen zu senken. 

3. Konjunkturgerechte und beschäftigungsorien- 
t i e r te  Budgetpol i t ik  
In  den meisten Staaten ist die hohe Verschuldung zu ei- 
ner drückenden Last geworden. Die steigende Zinsbela- 
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stung der öffentlichen Hand schnürt die Handlungsfä- 
higkeit der Staaten immer weiter ein. 

Um wachstumsfördernde Zinssenkungen zu erleich- 
tern und Bürgern und Wirtschaft die Sorge vor weiteren 
Steuererhöhungen zu nehmen, ist eine glaubwürdige 
Konsolidierungspolitik notwendig. Das heißt, es müssen 
alle Anstrengungen unternommen werden, um die 
strukturellen Staatsdefizite abzubauen. Notwendig ist 
aber auch eine konjunkturgerechte Einpassung dieser 
Politik: eine prozyklische Verschärfung der Wachstums- 
schwäche muß verhindert werden. Es kommt vor allem 
darauf an, durch Umschichtung der öffentlichen Haus- 
halte hin zu mehr lnvestitionen die Voraussetzungen für 
eine neue Wachstumsdynamik zu verbessern. 

4. Harmonisierte Steuerpolit ik 
In einem Bericht vom April 1996 hat die EU-Kommission 
sehr eindrucksvoll die Fehlentwicklungen analysiert, zu 
denen der internationale Steuersenkungswettlauf im Be- 
reich der Unternehmenssteuern führt: zu einer immer 
stärkeren Verschiebung der Steuer-. und Abgabenlast 
auf den Faktor Arbeit, zu einer Schwächung der Massen- 
kaufkraft und damit der Binnennachfrage, zu einem An- 
stieg der Arbeitslosigkeit, zu höherer Staatsverschul- 
dung, zu hohen Realzinsen, zu weniger lnvestitionen 
und damit zu noch mehr Arbeitslosigkeit und noch hö- 
herer Staatsverschuldung. 

Im Bereich der Steuerpolitik gibt es zukunftsweisende 
Ansätze für eine bessere internationale Zusammenarbeit. 
Sie finden sich in  dem Bericht der EU-Kommission: Ziel 
der Kommission ist es, die durch den internationalen 
Steuersenkungswettlauf verursachten ökonomischen 
und sozialen Verwerfungen einzudämmen. Deshalb plä- 
diert die EU-Kommission für eine Steuer-Union. Bei der 
Unternehmensbesteuerung, der Besteuerung von Kapi- 
talerträgen und bei den Umweltsteuern schlägt sie die 
gemeinsame Einführung effektiver Mindeststeuersätze 
vor. 

Ich halte das für den richtigen Ansatz. Diese Min- 
destssteuersätze müssen so festgelegt werden, daß sie 
wie ein ,,SicherheitsnetzM dafür sorgen, daß die Unter- 
nehmen einen angemessenen Beitrag zur Finanzierung 
der öffentlichen Leistungen beisteuern. 

Die EU-Kommission ist sich dessen bewußt, daß eine 
europäische Steuerharmonisierung allein nicht ausreicht, 
um die Probleme der Globalisierung in den Griff zu be- 
kommen. Deshalb plädiert sie für ein ,,koordiniertes Vor- 
gehen der Mitgliedsstaaten im Rahmen der OECD." 

5. Gemeinsame Technologiepolit ik 
Neue Technologien schaffen neue Wachstumsmärkte 
und neue Arbeitsplätze. Damit erleichtern sie den Struk- 
turwandel. 

Oftmals übersteigt der notwendige Aufwand für For- 
schung und Entwicklung die Leistungsfähigkeit einzelner 
Staaten. Ich denke zum Beispiel an die Luft- und Raum- 
fahrt. Deshalb sollten die technologischen Kapazitäten 
der einzelnen Staaten, der Forschungseinrichtungen und 
der Unternehmen stärker als bisher verzahnt werden. 
Durch internationale Zusammenarbeit kann die Entwick- 
lung neuer Technologien vorangebracht und der Wohl- 
stand der Nationen gemehrt werden. 

6. lnternat ionale Sozialcharta 
Ein funktionsfähiger Sozialstaat gehört zu den elementa- 
ren Voraussetzungen für den Erfolg einer modernen 
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Anstatt Problemlösungsperspektiven anzubieten und nicht noch weiter verstärken. Sonst droht der europäi- 
entschieden darauf zu drängen, mit  der Währungsunion sche Gedanke zu scheitern. 
die Sozialunion und die politische Union durchzusetzen, Als Gegengewicht zur Internationalisierung der Wirt- 

reden Teile der SPD entweder den Neoliberalen nach schaft muß eine effektive lnternationalisierung der lnter- 
dem Munde oder verfallen in dumpfen Euro-Skeptizis- essenvertretung der Arbeitnehmerlnnen erreicht wer- 

mus. den, damit sie von den trans- 

Im Vorfeld der Bundestagswahl 1994 wurde die SPD 
als ,,lose verkoppelte Anarchie" beschrieben, in der die 
meisten bloß ihren unmittelbaren, persönlichen Neigun- 
gen und Interessen folgen. Dies zeigte sich 1995 auch 
bei den nicht enden wollenden Attacken von Gerhard 
Schröder und Heide Simonis gegen Rudolf Scharping 

C und von Albert Schmid gegen Renate Schmidt. Die per- 
manenten Angriffe wurden zunehmend als profilneuro- 
tisch und parteischädigend empfunden. Sie führten 
schließlich dazu, daß Oskar Lafontaine auf dem Mann- 
heimer Parteitag 1995 zum neuen SPD-Bundesvorsitzen- 
den gewählt wurde. Er kündigte sogleich an, daß sich 
der politische Gegner nunmehr ,,warm anziehen" müsse. 
Doch daraus wurde zunächst recht wenig. 

Eine Wende zur Interessen- und Basisvertretung trat 
erst ein, als die Gewerkschaften 1996 zu Demonstratio- 
nen gegen den Sozialabbau der Regierung Kohl aufrie- 
fen, an denen sich am 15. Juni in Bonn 350.000 Men- 
schen und am 11. September in fünf bundesdeutschen 

nationalen Konzernen und 
den Regierungen der einzel- Glaubwürdig wird die SPD nur dann sein, 
nen Länder nicht ständig ge- 
geneinander ausaespielt wer- wenn eine klare Koalitionsaussage für - - .  
den können. Rot-Grün als einziges wirkliches Reform- 

wenn ein bündnis den Gerüchten um eine große 
schafts- und sozialpolitisches 
Leitbild den wähleilnnen po- Koalition baldmöglichst ein Ende setzt. 
sitiv vermittelt werden kann, 
dann wird die SPD das zu lei- 
sten vermögen, was ihre ureigenste Aufgabe ist: für eine 
bessere Gesellschaft zu kämpfen, und zwar an der Regie- 
rung. 

Dafür ist allerdings die Wiedergewinnung der Kam- 
pagnenfähigkeit nach innen und außen dringend not- 
wendig, um die derzeitige neoliberale Diskurshegemonie 
aufzubrechen und die gesellschaftliche Meinungsführer- 
schaft zu gewinnen. Glaubwürdig wird die SPD nur dann 
sein, wenn eine klare Koalitionsaussage für Rot-Grün als 

Großstädten weitere 250.000 Menschen beteiligten. Am einziges wirkliches Reformbündnis den Gerüchten um 
1. Oktober kam es zu spontanen Arbeitsniederlegungen eine große Koalition baldmöglichst ein Ende setzt. Die 
von 140.000 Arbeiterlnnen in der Automobilindustrie ,,Enkel" sollten sich fragen, ob das bisherige Taktieren 
gegen eine Umsetzung der gesetzlich beschlossenen nicht die seit Jahren zunehmende Wahlenthaltung und 
Kürzung der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall. In Nürn- den wachsenden Mitgliederschwund nährt. spw 

berg wurde die Stimmung von den Streikenden auf fol- 
genden Nenner gebracht: ,,Wir haben jahrelang zuviel 
geschluckt - jetzt reicht es!" 

Klare Aussagen und Handlungsstrategien f ü r  d ie  
Zukun f i  
Nach repräsentativen Umfragen hielten 1996 drei Viertel 
der Bevölkerung das .,Sparpaketn der Koalition für sozial 
unausgewogen. Wenn die SPD bei der Bundestagswahl 
1998 eine regierungsfähige Mehrheit erreichen will, muß 
sie den größten Teil dieser Menschen auf ihre Seite brin- 
gen. 

Dazu braucht sie klare inhaltliche Aussagen und 
Handlungstrategien, die an den sozialen Verwerfungen 
anknüpfen, den Neoliberalismus bekämpfen und der 
,,Globalisierungsfalle" ein schnelles Ende bereiten. Der 
strategische Gegenentwurf muß folgende Eckpunkte 
umfassen: 

Eine Urnverteilung von oben nach unten durch eine 
entsprechende Steuer-, Sozial- und Gesellscha~spolitik. 
Das ist angesichts der hohen Gewinne und steigenden 
privaten Vermögen nicht nur möglich, sondern zwin- 

< gend geboten. 

Die Wiedergewinnung der Vollbeschäftigung durch 
Verkürzung der Arbeitszeit und den Abbau von Über- 
stunden. Die SPD war hier schon einmal weiter, als sie im 
Berliner Grundsatzprogramm 1989 eine Regelarbeitszeit 
von 30 Wochenstunden mi t  differenzierten Lohnerhö- 
hungen beschloß. Letzteres bedeutet auch eine Stärkung 
der Massenkaufkraft und der Binnennachfrage 

Der Eintritt in die letzte Stufe der europäischen Wäh- 
rungsunion muß von einer demokratisch fundierten poli- 
tischen Union und dem Ausbau der sozialen Dimension 
abhängig gemacht werden. Die mit  der Einführung des 
europäischen Binnenmarktes eingetretenen Nachteile für 
die Arbeitnehmerlnnen und den Sozialstaat dürfen sich 

erscheint 
im 
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Gesellschaftliche Entwicklungen und Umbrüche machen sich zuerst in den 
Städten bemerkbar und setzen sich dort zuerst durch. Wie in einem Brenn- 
glas sind hier die Entwicklungstendenzen der Gesellschaften zu beob- 
achten. Die Themen sind: Die verbaute Zukunft der großen Städte; Mobilität von 

Frauen; Armut in den Städten; Stadterneuerung; Metropolenkonkurrenz; 
Internationale Bauausstellung Emscher-Park; Bodenmarkt und Stadtent- 
wicklung; kommunale Finanzen; Wohnen; Ökologische Stadt der Zukunft 
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,,Zusammenbruch des Sozialismus" auch diese, zwi- 
schenzeitlich relativ abgeschotteten Länder wieder voll 
dem kapitalistischen Weltmarkt zur Verfügung stehen. 

Trotz Globalisierungs- und Standortdebatte hat die 
Bundesrepublik derzeit ein positives Wirtschaftswachs- 
tum und einen hohen Überschuß im Waren- und Kapital- 
export - wahrlich kein Zeichen von ökonomischer 
Schwäche. Dank niedriger Lohnstückkosten hat die deut- 
sche Industrie eine äußerst günstige Wettbewerbspositi- 
on auf dem Weltmarkt. Sie wird allenfalls durch Verände- 
rungen der Währungsparitäten negativ beeinträchtigt. 

Gemessen an verschiedenen Indikatoren geht es bun- 
desdeutschen Unternehmen einfach blendend. Dies zei- 
gen nicht nur der gestiegene Anteil der Unternehmerge- 
winne am Volkseinkommen und deren gleichzeitig ge- 

sunkene Steuerbelastung. 
Auch nach der Einkommens- 

Anstatt entschieden darauf ZU drängen, statistik stieg das verfügbare 

mit der Währungsunion die Sozialunion HaushaltsinkOmmen 
Selbständigen außerhalb der 

und die politische Union durchzusetzen, ~ ~ ~ d ~ i ~ ~ ~ h ~ f ~  zwischen 

reden Teile der SPD entweder den Neoli- 1982 und 1991 von 18016% 
auf 256,6% des durchschnitt- 

beralen nach dem Munde oder verfallen lich verfügbaren Haushalts- 
in dumpfen Euro-Skeptizismus. einkommens, während die 

verfügbaren Haushaltsein- 
kommen von Pensionärlnnen, 

Beamtlnnen, Angestellten, Rentnerlnnen, Arbeiterlnnen, 
Landwirtlnnen, Arbeitsloslnnen und Sozialhilfeempfän- 
gerlnnen stagnierten oder abnahmen. 

Allerdings sanken die verfügbaren Haushaltseinkom- 
men der Selbständigen außerhalb der Landwirtschaft mit  
Auslaufen des ,,EinheitsboomsM zwischen 1991 und 
1993 von 256,6% auf 242% des durchschnittlich verfüg- 
baren Haushaltseinkommens. In dieser Abnahme liegt 
eine der Ursachen dafür, daß die Unternehmerlnnenver- 
bände Bundeskanzler Kohl nach der Bundestagswahl 
1994 sogleich massive Forderungen nach Tariflohnsen- 
kungen, Steuererleichterungen, Abgabenentlastungen 
im Sozialbereich und Arbeitszeitverlängerungen vorleg- 
ten. Daneben wurde die Globalisierungsdebatte intensi- 
viert. 

Die Zusammenhänge zwischen der Globalisierungs- 
debatte und den seit 1982 exorbitant gestiegenen und 
plötzlich leicht sinkenden Unternehmerlnneneinkommen 
sind systematisch. Karl Marx hatte schon im dritten Band 
des Kapitals auf folgende Punkte hingewiesen, die dem 
Gesetz vom tendenziellen Fall der Profitrate entgegen- 
wirkten: 

Der auswärtige Handel (oder die ..Globalisierung"); 
Die relative Überbe~ö lke run~  (oder die Arbeitslosig- 

keit); 
Das Herunterdrücken des Arbeitslohnes unter seinen 

Wert (oder die von interessierten Kreisen allseits gefor- 
derten Lohn kürzungen); 

Die Erhöhung des Ausbeutungsgrades der Arbeit 
(oder die Produktivitätssteigerung und Verlängerung der 
Arbeitszeit). 

Auch der systematische Zusammenhang zwischen 
steigenden Gewinnen und zunehmendem Reichtum ei- 
nerseits sowie wachsender Arbeitslosigkeit und Sozialhil- 
feabhängigkeit andererseits wurde bereits von Marx be- 
schrieben: ,,Je größer der gesellschaftliche Reichtum, das 
funktionierende Kapital, Umfang und Energie seines 
Wachstums [...I, desto größer die industrielle Reservear- 
mee [...I. Je größer [...I die industrielle Rese~earmee, de- 

sto größer der offizielle Pauperismus." (Marx, Kapital Bd. 
1 (MEW 23). 5. 637f.) 

Wenngleich es sich dabei u m  seit langem bekannte 
Phänomene handelt, die der Eigenlogik der kapitalisti- 
schen Wirtschaftsweise angehören, hat die SPD auf die 
von der Koalition betriebene Umverteilungspolitik von 
unten nach oben nur halbherzig reagiert. 

SPD - ,,Lose verkoppelte Anarchie" statt konse- 
quente Interessen- und Basisvertretung 
In ihrer bundespolitischen Oppositionszeit seit 1982 hat 
die SPD mit den Beschlüssen des Kölner Parteitages 1983 
nur in einem einzigen Politikfeld, der ,,Nachrüstung", 
entscheidende Konsequenzen gezogen und mit ihrem 
Nein eine klare politische Trennungslinie zur CDUICSU- 
FDP-Koalition gezogen. Der neoliberale Sozialabbau wur- 
de dagegen in zentralen Bereichen unterstützt. 

Beispiel I: Beim ,,Rentenkompromiß" 1989 stimmten 
sowohl der Verhandlungsführer der SPD als auch die 
Bundestagsfraktion entgegen den Beschlüssen des Mün- 
steraner Parteitages 1988 einer Anhebung der Alters- 
grenzen und bei vorzeitiger Inanspruchnahme versiche- 
rungstechnischen Abschlägen in Höhe von 10.6% des 
Rentenzahlbetrages zu. Die der Koalition abgetrotzte 
zeitliche Verzögerung der Maßnahmen bis zum Jahr 
201 2 wurde als großer Erfolg gefeiert. 

Nach dem ,,Wachstums- und Beschäftigungsförde- 
rungsgesetz" 1996 wird die Anhebung der Altersgren- 
zen von der CDUICSU-FDP-Koalition vorgezogen und - 
wie bereits in  den Koalitionsplänen von 1988 vorgesehen 
- mit den Jahren 1999, 2002 und 2005 abgeschlossen 
sein. Gleichzeitig werden die versicherungstechnischen 
Abschläge bei vorzeitiger Inanspruchnahme dann nicht 
mehr nur 10.6%. sondern 18% betragen. Die SPD-Bun- 
destagsfraktion hat dieser Operation 1996 nicht mehr 
zugestimmt. 

Beispiel 2: Beim ,,Pflegekompromiß" 1994 stimmten 
Rudolf Scharping und Rudolf Dreßler den Kompensati- 
onsregelungen, nämlich Streichung eines Feiertages oder 
alleinige Finanzierung der Pflegeversicherung durch die 
Versicherten, zu. Dies widersprach den vorher getroffe- 
nen Aussagen und Festlegungen der SPD, nach denen 
die Beiträge je zur Hälfte von den Versicherten und den 
Arbeitgebern ohne Kompensation der Arbeitgeberbeiträ- 
ge aufgebracht werden sollten. Im Ergebnis hat die SPD- 
Führung damit die Lasten der Pflegeversicherung über- 
wiegend den Arbeitnehmerlnnen aufgebürdet. 

Daß Kanzlerkandidat Scharping bei der Bundestags- 
wahl 1994 keinen Durchbruch erzielen konnte, braucht 
insoweit nicht zu verwundern. Auf die mangelnde Inter- 
essen- und Basisvertretung durch die SPD reagieren die 
Wählerlnnen seit Jahren ohnehin m i t  zunehmender Apa- 
thie und schwindender Wahlbeteiligung. 

Beispiel 3: In der Debatte zur Europäischen Wäh- 
rungsunion hat sich offenbar in der SPD noch nicht all- 
seits herumgesprochen, daß diese mittlerweile von der 
CDUICSU-FDP-Koalition als Hebel für ~ozialbabbau und 
Dereguiierung mißbraucht wird. 

Die Skepsis der Bevölkerung gegenüber der Wäh- 
rungsunion ist berechtigt. Bereits durch die an blank libe- 
ralistischen Kriterien orientierte Realisierung des europäi- 
schen Binnenmarktes 1992 ergaben sich 2.B. in der Bau- 
industrie erhebliche Verdrängungseffekte, weil regulär 
beschäftigte Arbeitnehmerlnnen durch billigere Arbeiter- 
nehmerlnnen aus anderen EU-Staaten ersetzt werden 
konnten. 

Volkswirtschaft. Im Interesse der wirtschaftlichen Lei- 
stungsfähigkeit unserer Staaten sollten die notwendigen 
Vorkehrungen getroffen werden, u m  Sozialdumping 
und Ausbeutung zu verhindern. Gefordert werden rnuß 
die Beachtung grundlegender Menschenrechte und die 
Einhaltung elementarer Schutzvorschriften für die Ar- 
beitnehmer. 

Wir wollen weltweite soziale Mindeststandards. Dazu 
gehören die Vereinigungsfreiheit, die Tarifautonomie, 
das Verbot der Zwangsarbeit, die Beseitigung aller aus- 
beuterischen Formen der Kinderarbeit und die Nichtdis- 
kriminierung bei Einstellung und Beschäftigung der Ar- 
beitnehmer. Die WTO und die Internationale Arbeitsor- 
ganisation ILO sind aufgerufen, in diesem Sinne tätig zu 
werden. 

Innerhalb der EU muß die Sozialunion verwirklicht 
werden. Genauso wie die Währungsunion gehört auch 
die Sozialunion dazu, wenn der Europäische Binnen- 
markt vollendet werden soll. 

7. Konzertierte Offensive gegen globale Umwelt- 
Zerstörung 
Umweltdumping ist ökonomisch kurzsichtig und mora- 
lisch unvertretbar. Jeder Staat hat die Verantwortung ge- 
genüber kommenden Generationen, für die Erhaltung 
der natürlichen Lebensgrundlagen zu sorgen. 

Globale Umweltgefahren können am besten durch 
globale Anstrengungen bekämpft werden. Deshalb plä- 
dieren wir für eine internationale Offensive zur Bekämp- 
fung der globalen Umweltzerstörung. Die Industrielän- 
der sollten gemeinsam eine ökologische Steuerreform 
einleiten. Das bedeutet eine umweltorientierte Um- 
schichtung innerhalb des Steuer- und Abgabesystems. 
Eine Erhöhung der Steuer- und Abgabenbelastung ins- 
gesamt ist damit nicht verbunden. 

Die dabei vorgesehene Entlastung des Faktors Arbeit 
bringt mehr Beschäftigung. Und die stärkere Belastung 
des umweltschädlichen Energieverbrauchs schafft markt- 
wirtschaftliche Anreize zur Entwicklung neuer Technolo- 

Ankunft in der ,,Tigerregionn 

B angkok, 32 Grad Celsius, diffuses Sonnenlicht 
durchdringt eine braune Dunstglocke. Beim Betre- 
ten der großen Flugballe begrüßt uns eine Sony- 

Werbung mit einem grell erleuchtetem ,,Merry X-Mass 
and a Happy New Year", daneben die Leuchttafeln von 
Reebok; Sanyo und Singha-Beer. Das ,,newly industriali- 
sed country" Thailand präsentiert offensiv seine Entwick- 

gien für Energieeinsparung und Umweltschutz. Die öko- 
logische Steuerreform ist ein Programm für neue und si- 
chere Arbeitsplätze. Es bedeutet ein schwerwiegendes 
Versagen der Politik, daß dieser marktwirtschaftliche 
Umweltschutz international nicht stärker vorankommt. 

Nationale Politik bleibt in der Pflicht 
Dieses Konzept der internationalen Zusammenarbeit er- 
setzt nicht die nationale Wirtschaftspolitik. Die Aufgabe, 
das eigene Haus in Ordnung zu bringen, wird einem von 
keiner supranationalen Organisation abgenommen. Hier 
ist die nationale Politik selbst in der Pflicht. 

Wir brauchen eine umfassende Modernisierung von 
Wirtschaft, Staat und Gesellschaft. Vor allem aber erfor- 
dert der Strukturwandel, daß die Schaffung neuer zu- 
kunftssicherer Arbeitsplätze in 
den Mittel~unktder~-olitikge- Dieses Konzept der internationalen Zu- 
stellt wird. Der Schlüssel dazu 
heißt: Innovation und Qualifi- sammenarbeit ersetzt nicht die nationale 
kation, Forschung und Ent- Wirtschaftspolitik. Die Aufgabe, das eige- 
wicklung, Bildung und Wis- 
senschaft. 

ne Haus in Ordnung zu bringen, wird ei- 

Nationale Politik allein ist nem von keiner supranationalen Organi- 
zum Scheitern verurteilt. sation abgenommen. 
wenn nicht gleichzeitig er- 
kannt wird, daß Wirtschafts- 
politik heute auch eine globale Dimension erhalten rnuß. 
Beides rnuß Hand in Hand gehen. Nationale Aufgabener- 
füllung und internationale Koordination. Wenn die neu- 
en großen Chancen der Globalisierung genutzt werden 
sollen, dann brauchen wir Neues Denken in der Wirt- 
schaftspolitik. Wir brauchen eine bessere internationale 
Zusammenarbeit. Damit können wir den verhängnisvol- 
len realwirtschaftlichen Abwertungswettlauf der Natio- 
nalstaaten verhindern. 

Ich bin überzeugt: Im Zeitalter der Globalisierung ist 
unser sozialdemokratisches Konzept der Modernisie- 
rung, der sozialen Gerechtigkeit und der internationalen 
Zusammenarbeit die einzig erfolgversprechende Politik. 

s p w  

Tigersprung oder 
Katzenjammer? 

Ein Essay zu Südostasien 

von Olaf Struck-Möbbeck* 
lung vom Agrar- zum Industriestaat. Nach Paßkontrolle 
und Zollformalitäten dringen wir durch das geschäftige 
Treiben in der modernen Halle zum Taxistand. Wir hatten 
uns auf längere Preisverhandlungen eingestellt, doch Ta- 
xen werden zentral zugewiesen. Im Handeln ungeübte 

nimmt und uns Europäern zeigt, wie man den Verkehrs- 
Reisende entgehen auf diese Weise ,,teuren Stadtrund- 

fluß des Großstadtdschungels bewältigt. Der Fahrer 
fahrten". Allerdings hat die Vermittlung, wie sich schnell 

fängt an, unseren heworgekramten Stadtplan ziellos hin- 
herausstellt, noch einen weiteren Grund. Wir wissen, die 

und herzudrehen. Jetzt verstehen wir den wirklichen meisten Taxifahrer verstehen kein Englisch und so haben 
wir den Namen und die Anschrift des Hotels in thailändi- 
scher Schrift parat. Ich deute auf das Papier und spreche 
den Namen des Hotels aus. Fehlanzeige, die von mir er- 
wartete Reaktion blieb aus. Kein wissend blickender Kapi- * Dr. O[af ~truck-~öbbeck,  wissenschaftlicher Mitarbeiter um Sondegorschungsbereich 
tän der Straße, der souverän die Sache in die Hand 186 der Universität Bremen. 

spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft. Heft 94. 1997 



GLOBALISIERUNG UND POLITIK GLOBALISIERUNG UND POLITIK 

Foto: 0. Ziegler, Lichtblick (Bochurn) 

Sinn der Vermittlungsstelle und nutzen deren kommuni- 
kative Fähigkeit. Dabei erfahren wir auch, die große 
Mehrzahl der Taxifahrer kann nicht lesen. Offenbar er- 
reicht die in Thailand viel gepriesene Bildungspolitik, die 
seit 1921 eine vierjährige und seit Anfang der achtziger 
Jahre eine sechsjährige Pflichtschulzeit vorsieht, be- 
stimmte Bevölkerungsschichten nicht. 

Aus der klimatisierten Ankunftshalle rein in das klima- 
tisierte Taxi und mit diesem hinein in den nächsten Stau. 
Bangkok, ein Ballungsgebiet mit  Ca. 9 Mill. Einwohnern, 

hat bei einem Fahrzeugauf- 
kommen von Ca. 3 Million 

Verschlafene Tropennester wandelten Fahrzeugen, eine straßenflä- 

sich zu Drehscheiben des Welthandels. ~ h e  von lediglich 8%. In 
anderen Metropolen. sind es 

Aus Sümpfen und Dschungel wuchsen rund 25%. langsamen 

die Skylines neuer Metropolen. Alle acht Stop- and Go-Verkehr, fah- 
ren wir vorbei an Holzhütten 

Jahre verdoppelte sich die ökonomische und schaukeln- - 
Stärke ... den Schiffen, die sich auf 

den Klongs tummeln, es 
geht vorüber an ruhigen 

buddhistischen Tempeln mit  ihren stolz emporragenden 
Wats und weiter führt der Weg entlang der Glaspaläste 
multinationaler Konzerne und der Ladenzeilen, die über- 
raschend häufig chinesische Eigentümernamen tragen. 

Auf der Fahrt tauschen wir unsere Ersteindrücke aus: 
Muß das Wirtschaftswachstum, vor dem Hintergrund 
ökologischer Probleme, geringer Qualifikationen und 
sichtbarer lnfrastrukturprobleme nicht an seine Grenzen 
stoßen? Liegt hierin eine Ursache für die gedämpften 
OECD-Wirtschaftsprognosen der meisten ,,Tigerstaa- 
ten"? Warum sehen wir so viele chinesische Geschäfte? 
Wir nehmen uns vor, die Augen offen zu halten. 

Prognoseschwierigkeiten 
Prognosen liegen selten richtig. Im Falle der .,Tiger- 
Staaten" liegen die Probleme ihrer Erstellung vor allem: 
a) in der Entwicklungsdynamik des schnell wachsenden 
Wirtschaftsraums, b) den erheblichen zeitlichen und 
räumlichen Differenzierungen der soziokulturellen Ent- 
wicklungen (2.B. sichtbar als Stadt-Land-Gegensatz) und 
C) den sehr unterschiedlichen ökonomischen und kul- 
turellen Bedingungen der einzelnen Staaten Südost- 
asiens.' Vor diesem Hintergrund überrascht es nicht, daß 
Einschätzungen in den Medien über die Sprungkraft und 
Ausdauer der ,,Tiger" erheblich auseinanderfallen. 

Es sind gerade die politischen und wirtschaftlichen 
Führer der Länder, die einen erheblichen Optimismus 
ausstrahlen und die sich als Träger eines historischen Pro- 
jektes sehen. So stellte beispielsweise der koreanische 
Präsident Kim Young-Sam in seiner Neujahresansprache 
wortreich heraus: ,,Korea ist ein prosperierender Staat, 
der sehr erfolgreich den Anschluß an die Weltwirtschaft 
sucht". Nur mi t  einem Satz ging er zum Jahreswechsel 
auf die Unruhen anläßlich der neuen Arbeitsgesetze im 
eigenen Lande ein: Man habe sich ein Beispiel an wirt- 
schaftlich erfolgreichen Staaten wie Deutschland und 
Frankreich zu nehmen, dort gebe es keine Streiks und so 
könne es auch in Korea keine Streiks geben! 

Neben den veränderten Wirtschaftsdaten sind es je- 
doch gerade solche Unruhen in Korea, Malaysia, Thai- 
land, den Philippinen u.a., die uns aktuell den Blick nach 
Südostasien richten lassen. Nach wie vor Übersteigen die 
Wachstumsraten die des .,Westensu (siehe Abbildung). 
Doch das Wachstum verlangsamt sich, die negativen Im- 

port-Export-Zahlungsbilanzen insbesondere der ,,jungen 
Tiger" wie Malaysia und Thailand lassen Alarmglocken 
läuten und es mehren sich die Stimmen, die Wachstums- 
grenzen zeichnen. 

Im Sog des japanischen Wirtschaftswachstums und 
gestützt durch ein finanzstarkes migrationschinesisches 
Patronagesystem blicken wir auf einen einmaligen Wirt- 
schaftsboom der ,,jungen" und ,,älteren Tigerstaaten". 
Verschlafene Tropennester wandelten sich zu Drehschei- 
ben des Welthandels. Aus Sümpfen und Dschungel 
wuchsen die Skylines neuer Metropolen. Alle acht ~ a h r e  
verdoppelte sich die ökonomische Stärke von Südkorea, 
Taiwan, Singapur und Hongkong, und auch die ,,jungen 
Tiger" Thailand, Malaysia, lndonesien - seit einiger Zeit 
Vietnam und die Philippinen - zogen kraftvoll nach. Das 
21. Jahrhundert, so verkünden die ,,Tiger", wird ein pazi- 
fisches Jahrhundert werden. Auf der Basis niedriger Löh- 
ne und langer Arbeitszeiten konnten billige Produkte ge- 
fertigt werden, die Exportmärkte in Amerika, Europa und 
Japan fanden. Neben den Export von Forst- und Agrar- 
produkten trat die Produktion und die Ausfuhr von 
Schuhwaren und Textilien und seit den 70er Jahren zu- 
nehmend von Elektronikprodukten. 

Die Rolle der Auslands-Chinesen 
In der Analyse dieser Entwicklung wird dabei im allge- 
meinen die Rolle der Chinesen außerhalb Chinas Überse- 
hen. In den Händen von 50 Millionen Chinesen außer- 
halb des Reiches ballt sich eine erhebliche finanzielle 
Kraft, welche die notwendigen (Start-)Investitionen er- 
möglichte. Vor allem im 15., im 19. und im 20. Jahrhun- 
dert von Hungersnöten und politischen Verhältnissen 
getrieben, suchten sie nach neuen Heimaten. In Thailand 
besitzt die 10%ige Minderheit der Chinesen 90% des 
ökonomischen Kapitals. 20 Millionen Taiwan-Chinesen 
häuften die drittgrößten Devisenreserven der Welt an. 
Hongkongs Chinesen sind in naher Zukunft reicher als Ja- 
Pan. Die bevorstehende Machtübernahme durch China 
reizt hier das ökonomische Klima zusätzlich an. Und 
selbst in Malaysia, in denen sie vor allem Ende der 60er 
Jahre Opfer ethnischer Auseinandersetzungen waren, 
behielten sie ihre wirtschaftliche Vormachtstellung. 31% 
Chinesen besitzen hier immer noch gut 70% der wirt- 
schaftlichen Ressourcen, auch wenn großangelegte ge- 
setzliche Privilegien und Existenzgründungsmaßnahmen 
die wirtschaftliche Stellung der Malaien und der restli- 
chen Urbevölkerung, die 58% der Bevölkerung ausma- 
chen und die die Mehrheit in der Regierung stellen, er- 
heblich förderten. 

Auch in Singapur, das sich selbst als ein multikulturel- 
les Gemeinwesen begreift, besteht eine ethnisch-soziale 
Grenze zwischen den wirtschaftlich erfolgreichen Chine- 
sen und dem Rest der Bevölkerung, die vor allem gegen- 
über den Malaien klar konturiert ist. 

Ausgehend von - zum Teil mit  ,,westlichemu Kapital 
geförderten - Metropolen, wurden die chinesischen Ein- 
wanderungswellen zum Transformator ökonomischer 
Leistungsfähigkeit. Dabei mußten sich die Migrationschi- 
nesen selbst genug sein. Getrieben und auf der Flucht 
war für sie Geld und sozialer Zusammenhalt dieversiche- 
rung zum Aufbau neuer Heimaten. Chinesen außerhalb 
Chinas strebten und streben nach Sicherheit. Marktbe- 
ziehungen werden, wenn sie überhaupt den familiären 
Rahmen verlassen, beinahe ausnahmslos mit  Chinesen 
aufgenommen. Die Chinesen verbindet 8000 Jahre kul- 
turelles Erbe und auch die Migrationschinesen bleiben 

auf 71,6%. Entsprechend stieg der 
Anteil der Einkommen aus Unter- 
nehmertätigkeit und Vermögen von 
26.5% auf 28.4%. 

7. Zusätzlich veränderte sich die 
Verteilung des Steueraufkommens. 
Während der Anteil der Lohnsteuer- 
einnahmen mi t  36.7% 1985 und 
36.9% 1995 relativ konstant blieb, 
wurde der Anteil der veranlagten 
Einkommenssteuer, der Körper- 
schaftssteuer und der Kapitaler- 
tragssteuern im gleichen Zeitraum 
von 1 6,6% auf 8.1 % halbiert. 

8. Außerdem waren steigende 
Unternehmensgewinne zu verzeich- 
nen. Die Netto-Unternehmensge- 
winne verdreifachten sich von 64,57 
Mrd. DM 1982 (durchschnittliche 
Steuerbelastung 29.3%) auf 21 8,20 
Mrd. 1995 (Belastung 16.9%). Die 
Nettokapitalrendite hat sich zwi- 
schen 1982 (4.9%) und 1995 
(1 1,9%) mehr als verdoppelt. 

9. Zugleich hat sich die Verschul- 
dung der öffentlichen Haushalte 
von rund 600 Mrd. DM 1982 auf 
rund 2.000 Mrd. DM 1995 mehr als 
verdreifacht. Eine verschärfte Spar- 
politik, vor allem bei den Sozialaus- 
gaben, ist die Folge. 

1 0. Die Anzahl der Empfängerln- 
nen von Sozialhilfe zum Lebensun- 
terhalt nahm zu. Allein in Bayern hat 
sie sich von 159.641 Personen 1982 
auf 364.100 Personen 1993 mehr 
als verdoppelt. 

Der für die Entwicklung seit 
1982 verantwortliche Bundeskanz- 
ler Kohl hätte nach den Aussaqen 
von Franz-Josef Strauß in der ,hienerwald-~ede" von 
1976 eigentlich niemals Kanzler werden dürfen, weil er 
völlig unfähig sei und ihm die charakterlichen, geistigen 
und politischen Voraussetzungen für dieses Amt fehlten. 
Sollte ,.RekordkanzlerU Helmut Kohl auch über das Wahl- 
jahr 1998 hinaus Regierungschef bleiben, drohen in der 
Bundesrepublik noch gewaltigere Verwerfungen. Die 
Grundzüge lassen sich bereits heute an folgenden Eck- 
punkten festmachen: 

Die Umverteilung von unten nach oben wird sich 
fortsetzen. Dies zeigen die im Januar 1997 veröffentlich- 
ten Pläne zur Steuerreform. Gerupft werden sollen damit 
wieder einmal die Arbeitnehmerlnnen und .die Mittel- 
schichten. 

Daneben wird in  Zukunft auch die jüngere Generati- 
on noch weniger zu Lachen haben. Den Zahnersatz dür- 
fen die seit 1979 Geborenen aus eigener Tasche bzw. 
aus der Tasche ihrer Eltern bezahlen. Gleichzeitig wird 
jungen Menschen durch den zunehmenden Abbau von 
Ausbildungsplätzen berufliche und soziale Integration 
verweigert. Obwohl junge Menschen unter 25 Jahren 
schon heute zu den Problemgruppen auf dem Arbeits- 
markt gehören und vielfach der Sozialhilfe anheimfallen, 
wird ihre Sozialhilfeabhängigkeit bei einer Umsetzung 
der CDUICSU-FDP-Koalition erwogenen Änderung der 
Voraussetzungen für ABM weiter steigen. 

Auch die ältere Generation wird durch die bereits be- 
schlossenen Regelungen zur Erhöhung der Altersgren- 
zen, der beabsichtigten Rentenbesteuerung und einer 
Absenkung des durchschnittlichen Modellrentenniveaus 
von 70 auf 63% des Nettolohnes gewaltig geschoren 
und bei laufendem Einkomen millionenfachauf das Sozi- 
alhilfeniveau herabgedrückt werden. 

Tatsächliche und vermeintliche Ursachen v o n  
Arbeitslosigkeit und Sozialabbau 
Glaubt man den Aussagen der Bundesregierung und an- 
derer neoliberaler Kreise, dann ist diese Entwicklung eine 
zwingende Konsequenz der immer mehr um sich grei- 
fenden ,,Globalisierung" der Märkte. 

Zu den Ursachen von Arbeitslosigkeit und Sozialab- 
bau gehörten für den Neoliberalismus seit 1975 die star- 
ren und unflexiblen Arbeitsverhältnisse, zu hohe Löhne 
und überbordende Sozialleistungen. Zu seinem Reper- 
toire zählte von Anfang an auch das Gerede von den ar- 
men Unternehmerinnen. Relativ neu dagegen ist das Ge- 
jammer über den Standort Deutschland und über die 
Globalisierung der Wirtschaft. 

Zwischen 1973 und 1993 stieg die Weltexportquote 
zwar von 12% auf 17%. Dieser Anstieg bedeutete aller- 
dings nicht viel mehr als die Rückkehr zur Außenhandels- 
verflechtung vor dem Ersten Weltkrieg, zumal nach dem 
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Marktradi kaler 
Umbau und SPD 
von Michael Bauer und Richard Roth* 

S ozialabbau, Nicht-Erhöhung des Kindergeldes, 
Zwei-Klassen-Medizin, Abbau des Kündigungs- 
schutzes, Reduzierung der Lohnfortzahlung im 

Krankheitsfall, Erhöhung der Altersgrenzen in der Ren- 
tenversicherung bei gleichzeitiger Senkung des Spitzen- 
steuersatzes und Abschaffung der Vermögenssteuer. 
Das waren 1996 die Pläne der CDUICSU-FDP-Koalition 
für ,,Mehr Wachstum und Beschäftigung", die mi t  Aus- 
nahme der Kindergelderhöhung und der verschobenen 
Senkung des Spitzensteuersatzes durchgesetzt wurden. 

Durch Sozialabbau und fortwährende Steuererleich- 
terungen für Unternehmen, Vermögende und ,,Besser- 
verdienende" lassen sich aber keine neuen Arbeitsplätze 
schaffen. Das haben nicht nur die Jahre seit 1982 bewie- 
sen. Auch am Ende der Weimarer Republik wurde die 
von den Präsidialkabinetten betriebene Sparpolitik als 
Mittel zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und zur Be- 
hebung finanzieller Notstände verkauft. Das Ergebnis 
war fatal. 

Gegenüber dem marktradikalen Umbau in der Bun- 
desrepublik hat die SPD keine klare Alternative vertreten. 
Stattdessen hat auch bei ihr der Neoliberalismus verfan- 
gen, obwohl dessen Verheißungen durch die Entwick- 
lung auf dem Arbeitsmarkt und durch die soziale Lage 
der Bevölkerung Lügen gestraft wurden. 

Die Bundesrepublik nach 14 u n d  mehr Jahren Kohl 
In seiner Regierungserklärung vom 13. Oktober 1982 
hatte Helmut Kohl ausgeführt, daß die Koalition ,,ihre Ar- 
beit in  der schwersten Wirtschaftskrise seit Bestehen der 

Sozialabbau, Nicht-Erhöhung 
des Kindergeldes, Zwei-Klas- 

Auch bei der SPD hat der Neoliberalismus sen-~ediz in ,  Abbau des ~ 0 ~ -  

verfangen, obwohl dessen Verheißungen d igung~~chu tze~ ,  Reduzie- - 
rung der Lohnfortzahlung im 

durch die Entwicklung auf dem Arbeits- Krankheitsfall, ErhöhUnq der - 
markt und durch die soziale Lase Lüaen Altersgrenzen in der Renten- - - 
gestraft wurden. versicherung bei gleichzeitiger 

Senkunq des Spitzensteuer- 
satzes ;nd ~ b s i h a f f u n ~  der 

Vermögenssteuer. Das waren 1996 die Pläne der CDUI 
CSU-FDP-Koalition für ,,Mehr Wachstum und Beschäfti- 
gung", die mi t  Ausnahme der Kindergelderhöhung und 
der verschobenen Senkung des Spitzensteuersatzes 
durchgesetzt wurden. 

* Michael Bauer, Musikwissenschafrler, Vorsitzender des Juso-Unterbezirks Fürth; 
Dr. Richard Roth, Diplom-Politologe, Mitglied des geschäiysjZhrenden SPD- 
Kreisvorstands Fürth/Stndr. 
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In den Jahren 1982 bis 1985 stieg die Arbeitslosigkeit 
trotz eines angebotspolitischen Umverteilungeffektes 
von 2 10 Mrd. DM im Jahresdurchschnitt von 1,833 Mio. 
Personen 1982 auf 2,304 Mio. Personen 1985. Der 
Durchbruch auf dem Arbeitsmarkt gelang erst, als die IG 
Metall und die IG Druck und Papier 1984 den Einstieg in 
die 35-Stunden-Woche erstreikten. Durch die Arbeits- 
zeitverkürzung bei vollem Lohnausgleich konnten zwi- 
schen 1985 und 1989 mindestens 400.000 Arbeitsplätze 
geschaffen oder gesichert werden. 

Nach der Maueröffnung versprach der Bundeskanzler 
den Bürgerlnnen der DDR ,,blühende Landschaften". Nie- 
mandem werde es schlechter gehen, vielen aber besser. j 

Den Westdeutschen wurde suggeriert, daß der Aufbau 
Ost ohne Steuererhöhungen zu finanzieren sei. 

Mi t  Ausnahme der Rentnerlnnen geht es in den neu- . 
en Bundesländern heute vielen Menschen schlechter. Die 
offizielle Arbeitslosigkeit stieg bis Ende 1996 auf 
1.1 86.796 Personen (1 5.9%). Gleichzeitig belaufen sich 
die staatlichen Transferleistungen von West nach Ost auf 
jährlich 140 bis 160 Mrd. DM. 

Die Steuer- und Abgabenbelastung der Arbeitnehme- 
rlnnen, die nicht zuletzt mi t  dem von der Treuhandge- 
sellschaft zu verantwortenden Privatisierungsdefizit in  
Höhe von 255 Mrd. DM zusammenhängt, hat seither ei- 
nen Höchststand erreicht. Die Profiteurlnnen der deut- 
schen Einheit wurden dagegen schon vorab von Bela- 
stungen ausgeschlossen, indem z.B. die Vermögenssteu- 
er im ,,Beitrittsgebietn erst gar nicht erhoben wurde. 

Nach 14 Jahren Sozialabbau, Deregulierung und Pri- 
vatisierung sieht die Lage in  der ~ u n d e s r e ~ u b l i k  zur Zeit 
folgendermaßen aus: 

1. Die Arbeitslosigkeit hat ungeheure Ausmaße ange- 
nommen. In Deutschland waren im Januar 1997 
4.658.000 Menschen ohne Arbeit. Fast 30% der Lang- 
zeitarbeitslosen sind junge Menschen unter 25 Jahren. 
Insgesamt fehlen mindestens sieben Millionen Arbeits- 
plätze. 

2. Gleichzeitig ist die Zahl der geleisteten Überstun- 
den enorm hoch. 1995 wurden in Deutschland allein fast 
2 Milliarden bezahlte Überstunden abgeleistet. Das ent- 
sprach 4% der gesamten geleisteten Arbeitsstunden, 
durchschnittlich 62 Jahresstunden pro Arbeitnehmerln. 
Besonders in Klein- und Mittelbetrieben sind Überstun- 
den eine feste Größe der Personalpolitik geworden. 

3. Die geringfügige Beschäftigung weist eine steigen- 
de Tendenz auf. Waren 1990 bundesweit noch rund 2,5 
Mio Personen in  solchen unabgesichterten Arbeitsver- 
hältnissen beschäftigt, waren es 1992 bereits 3.1 4 Mil- 
lionen. 1994 stieg die Anzahl nochmals auf über 3.6 
Mio. Personen. 

4. Die Verbreitung befristeter Arbeitsverträge hat seit 
1991 vor allem bei Arbeitnehmerlnnen unter 25 Jahren 
stark zugenommen: Im Westen stiegen für diese Gruppe 
die Befristungsanteile von 9.7% 1991 über 12.6% 1993 
auf 15.5% irn April 1994. Im Osten ist der Befund noch 
verheerender: Hier stieg der Anteil der unter 25jährigen 
von 13.0% 1991 über 16.0% 1993 auf 18.9% 1994. 

5. Mittlerweile sind fast eine Million Menschen be- 
züglich ihres Haupterwerbs in  der Grauzone der Schein- 
selbständigkeit angesiedelt, bezüglich eines Nebener- 
werbs sind es weitere 1,5 Millionen. 

6. In den Jahren seit der Vereinigung hat sich die Um- 
verteilung von unten nach oben weiter fortgesetzt. Wa- 
ren 1992 noch 73.5% des Volkseinkommens Einkom- 
men aus unselbständiger Arbeit, sank dieser Anteil 1995 
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traditionsbewußt. Chinatowns künden von der gelebten 
kulturellen, sozialen und ökonomischen Geschlossen- 
heit. Hier finden wi r  die ,,heiligenu Familienbünde und 
das wirtschaftliche Patronagesystem. Wir sehen das be- 
schauliche abendliche Zusammensein an den Spielti- 
schen, an denen nicht nur Spielbeträge, sondern Waren 
in Millionenwerten den Besitzer wechseln. Wir wissen, 
daß Geldspiele verboten sind, doch wir erfahren, daß 
sich das Einkommen und die Ausstattung der örtlichen 
Polizei zu nicht geringen Teilen aus den hier erwirtschaf- 
teten Profiten speist. Wir erblicken die chinesischen Tem- 
pel und wir sehen die Schulen, in denen mit uniformier- 
ter Disziplin und unter dem Einsatz prügelnder Drillmei- 
ster die Charakterbildung der Jungen und Mädchen vor- 
genommen wird. Chinesische Kinder werden großzügig, 
zugleich aber auch unnachgiebig hart zu Leistung und 
Konkurrenzdenken erzogen. Die Nachkommen der Ein- 
wanderer haben zu lernen, daß das Schicksal in den eige- 
nen (chinesischen) Händen liegt. Erziehung, Autorität, 
Disziplin, Schlüsselbegriffe eines untergründig wiederer- 
starkenden Konfuzianismus, leben in der Familie, in der 
Schule und im Arbeitsleben fort. Bildung und Ausbil- 
dung ist hier Normalität, auch wenn sonst gerade in den 
,,jungen Tigerstaaten" durch staatliche Bildungsinitiati- 
ven mehr oder minder erfolgreich versucht wird, Grund- 
fertig keiten zu vermitteln. 

Verschärfte soziale Auseinandersetzungen 
Zur Jahreswende wurde weltweit in den Medien von Ar- 
beitskämpfen in den ,,Tigerstaatenn berichtet, die von ei- 
ner neuen Qualität der Auseinandersetzung zeugen 
könnten. Waren Kampfmaßnahmen, die sich bislang auf 
die Erhöhung von Löhnen und die Verbesserung von Ar- 
beitsbedingungen richteten, eingebunden in einen ge- 
samtgesellschaftlichen Konsens einer Erhöhung ökono- 
mischer Leistungsfähigkeit, so deuten sich nunmehr tie- 
fere Konfliktlagen an. 

Verteilungskämpfe werden härter als in der Vergan- 
genheit geführt. In  Thailand brennen jubelnde Arbeiter 
kurz vor Weihnachten ein achtstöckiges Verwaltungsge- 
bäude, eine fünfstöckige Lagerhalle und eine Fabrikhalle 
der .,Sanyo Universal Elektric" nieder, um gegen die Kür- 
zung der jährlichen Prämie von fünf auf drei Monatsge- 
hälter zu protestieren. Diese Prämien, die auch in ande- 
ren Unternehmen und Ländern der ,,TigerregionU gezahlt 
werden, dienen dazu, die knappen Arbeitskräfte zu hal- 
ten. Angesichts sinkender Profite wird in einigen Betrie- 

ben erstmalig von Entlassungen gesprochen, Prämien 
werden vakant. Aufgeschreckt von der symbolträchtigen 
Tat der betroffenen Arbeitnehmer erschien dann auch 
prompt der neue Premierminister Chavalit Yongchaiyudt, 
um vor Ort den Polizeieinsatz und die Löscharbeiten zu 
leiten. 

Deutlicher an den rigiden Verhältnissen rüttelt die 
jüngste Streikwelle in Korea. Südkoreaner sind Streiks ge- 
wohnt. Doch die Arbeitsauseinandersetzungen, anläß- 
lich des eilig und in Abwesenheit der Oppositionspoliti- 
ker im Morgengrauen des 26. Dezember vollzogenen ge- 
setzgeberischen Aktes, erreichten ein ungewohntes Aus- 
maß. Der Unwille richtete sich gegen ein Gesetz, das u.a. 
Massenentlassungen ermöglicht, das in Arbeitskampfzei- 
ten eine Beschäftigung von Streikbrechern erlaubt, eine 
flexiblere 56 Stundenwoche festschreibt und welches die 
Zulassung des gewerkschaftlichen Dachverbandes KCTU 
(ca. 500.000 Mitglieder) auf drei Jahre verschiebt2 

Einfluß haben die Gewerkschaften nur auf die Be- 
schäftigten in drei Dutzend großen privaten Unterneh- 
men und damit auf ein Viertel der Beschäftigten. Eben- 
falls Einfluß besitzen sie im öf- 
fentlichen Bereich, hier betei- 
ligten sich U-Bahn, Eisenbahn In den Händen von 50 Millionen Chine- 
und Hospitale, obgleich hier 
die Streikkassen seit den letz- 

sen außerhalb des Reiches ballt sich eine 

ten Lohnauseinandersetzun- erhebliche finanzielle Kraft, welche die 
gen leer waren. Massenauf- notwendigen (Start-)Investitionen er- 
märsche waren selten (nur 
einmal gelang es, 30.000 möglichte. 
Menschen zu mobilisieren), 
immer wieder sind es kleine 
Gruppen von 1000 bis 3000, die unter Einsatz von Trä- 
nengas und ~nüppeln auseinandergetrieben wurden. Es 
kam zu Festnahmen von Demonstranten und Gewerk- 
schaftsmitgliedern. 

Vor welchem Hintergrund sind solche Auseinander- 
setzungen zu sehen? Spätestens an dieser Stelle ist es 
notwendig, die ,,Tigerstaaten" und an sie grenzende Na- 
tionen kurz im einzelnen zu betrachten, wobei zunächst 
auf ökonomische, dann auf sozial- und bildungspoliti- 
sche und zuletzt auf ökologische und infrastrukturelle In- 
dikatoren eingegangen werden soll. 

Wachstumsschwierigkeiten 
Zu einem Teil hat die Konjunktur die Sprünge der ,,Tigeru 
verlangsamt. Der Preisverfall bei elektronischen Bauteilen 

1 Das Wachstum der ,,Tigern - Veränderungen des Bruttoinlandsproduktes in % 
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hat asiatischen Unternehmen viele Milliarden Dollar ge- 
kostet. Der Preis einiger Computerchips rutschte bis zu 
90% nach unten und ein neuerer 16-Megabite-Chip, der 
1995 noch 53 Dollar kostete, ist derzeit für ein Fünftel zu 
bekommen. Der Export, nachhaltig vor allem der nach 
Europa, stagniert. 

Betroffen sind hier vor allem Südkorea, deren Elektro- 
nikexport ein Drittel aller Ausfuhren ausmacht, und Sin- 
gapur, deren High-Tech-Produkte fast zwei Drittel aller 
Exporte bestimmen. Südkorea hat darüber hinaus mit 
steigenden Lohnkosten zu kämpfen. Diese rennen der 
Produktivität davon. Die Folge: In den nächsten acht Jah- 
ren wollen allein die fünf größten Unternehmen etwa 60 
Milliarden Dollar im Ausland - das meiste in asiatischen 
Billiglohnländern - investieren. Schon jetzt ist der Misch- 
konzern Daewoo zum größten Einzelinvestor in Vietnam 
aufgestiegen. Die Textilindustrie wandert nach Südchina, 
und die Hyundai-Stahlverarbeitungswerke werden nach 
Nordchina verlagert. 

Singapur versucht erfolgreich, Schlüsselunternehmen 
zum Bleiben zu bewegen, indem die Herstellung von 
High-Tech-Produkten und der Zuzug von ungelernten 
und billigen Gastarbeitern gefördert wird. Dennoch be- 
trug das Wirtschaftswachstum in dem Land, das zwei- 
stellige Wachstumsraten gewöhnt war, im letzten Quar- 
tal 1996 lediglich 3,2%. Die verarbeitende Industrie er- 
lebte gar einen Rückgang um 4,3%. 

Auch Malaysia ist von der Exportschwäche im Bereich 
der Elektronik tangiert. Der Export von Industriegütern 
(vor allem Chips, Klimaanlagen und Autos) stieg 1996 le- 
diglich um 5,8%, ein Jahr zuvor waren es noch fast 23%. 
Versuche, wie die sogenannten ,,Multimedia-Super-Kor- 
ridore", etwa der 750 Quadratkilometer große Streifen 
zwischen Kuala Lumpur und den neuen internationalen 
Flughafen Sepang, sind nicht mehr Garanten zukünftiger 
Wohlstandsmehrung, sondern sie sind riskante Investi- 
tionen. Wie in Singapur sind auch hier die Löhne, die im 
Vergleich zum Poduktivitätsfortschritt dreimal schneller 
gestiegen sind, ein Grund für die geringeren Wachs- 
tumsraten. 

In Thailand sind die Löhne niedriger als in den ande- 
ren ,,TigerstaatenU, jedoch immer noch drei- bis sechs- 

mal so hoch wie in Teilen 
Chinas, in lndonesien und in 

Zur Jahreswende wurde weltweit in den Vietnam. Nach wie vor 
wächst die Fernseh- und 

Medien von Arbeitskämpfen in den Chipindustrie, hingegen 

,,TigerstaatenU berichtet, die von einer werden jeweils Ca. 15% we- 
niger Schuhe,-Textilien und neuen Qualität der Auseinandersetzung 
verarbeitete Lebensmittel 

zeugen könnten. ausgeführt. Insgesamt stie- 
gen die Exporte in Thailand 
1996 lediglich um 0,7%, ein 

Jahr zuvor lag diese Rate noch bei 23,6%. Knapp eine 
halbe Million Arbeitskräfte haben 1996 ihren Job verlo- 
ren. 

In Taiwan ging das Wachstum aller erwirtschafteten 
Güter und Dienstleistungen von 5.9 auf 5.6% in geringe- 
rem Maße zurück. Produktionsverlagerungen ins Aus- 
land zeigen eine geringe Wirkung. Ein Drittel aller taiwa- 
nesischen Computer wird nunmehr in der Volksrepublik 
China zusammengebaut, und derzeit investiert der größ- 
te Elektronikkonzen Acer für mehr als 60 Millionen Dollar 
auf den Philippinen. Schon seit längerem wird die tradi- 
tionelle Produktion von Holz-, Leder- und Textilproduk- 
ten ins Ausland verlagert. 
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Eine Ausnahmestellung kommt dem Stadtstaat 
Hongkong zu. Er ist in noch niedrigerem Umfang von 
Einbußen betroffen. Die achtgrößte Handelsnation hor- 
tet 62 Milliarden Dollar Devisenreserven. Das Finanzmini- 
sterium hat, bei einem leichten Plus von 0.2 Milliarden 
Dollar im 1996er Haushaltsbudget, ein Finanzpolster von 
12 Milliarden Dollar. Auslandsinvestitionen sind hier, 
ähnlich wie in Taiwan, ein Zeichen wirtschaftlichen Stär- 
ke. So stammen von den 250 Milliarden Dollar, die in den 
letzten 15 Jahren in China investiert wurden, 150 Milliar- 
den Dollar aus Hongkong. Unternehmen aus Hongkong 
haben allein in der angrenzenden Provinz Guangdong 
ca. 28.000 Betriebe gegründet, in denen Ca. 5 Millionen 
Menschen beschäftigt sind. 

Mängel  im Bildungs- u n d  Sozialsystem 
In beinahe allen .,Tigerstaatena' ist es mittlerweile zu ei- 
nem Problem geworden, qualifizierte Arbeitskräfte zu 
gewinnen. Hier sind gewaltige Lohnsteigerungen und 
das Prämiensystem ein Ausdruck des Mangels an qualifi- 
zierten Beschäftigten. In Thailand und Malaysia fehlen 
vor allem Manager, Ingenieure und Techniker, selbst Ar- 
chitekten werden von malaiischen Firmen in westlichen 
Medien gesucht. In Taiwan mangelt es insbesondere an 
Designern und Marketingexperten. Das Hochschulsystem 
ist in den meisten Staaten unzureichend. Nach Beobach- 
tungen der UNO studiert die Hälfte aller asiatischen Stu- 
denten im nicht-asiatischen Ausland. Gerade die jungen 
,,Tiger" sind an einem Punkt angelangt, wo sie weg von 
der billigen Massenproduktion hin zur Produktion hoch- 
wertigerer Güter umsteigen müssen. Doch dazu fehlt es 
nicht nur an Führungskräften, sondern insbesondere 
auch an einer qualifizierten Industriearbeiterschaft. Das 
thailändische Institut für Entwicklungsforschung errech- 
nete 1991, daß selbst wenn plötzlich alle Grundschüler 
die Mittelschule besuchen würden, im Jahr 2000 erst le- 
diglich jeder vierte Arbeiter eine vernünftige Ausbildung 
besäße. 

Die jungen ,,TigerstaatenU müssen ihren früheren 
Vorteil geringer Löhne an ihre Nachbarstaaten Indonesi- 
en, die Philippinen und Vietnam weiterreichen. Noch 
partizipieren diese von den Auslandsinvestitionen. Den- 
noch bangt beispielsweise die indonesische Regierung 
derweil selbst um die Zukunft und sucht durch hochflie- 
gende Pläne, wie die Entwicklung eines eigenen Flugzeu- 
ges und durch Anleihen im deutschen Facharbeitersy- 
stem, nach Rettung. In Vietnam ist die Situation dramati- 
scher, da hier das Schulsystem, das der Bevölkerung 
nicht mehr frei zur Verfügung gestellt wird, für sehr viele 
Familien nicht mehr bezahlbar ist. Die Einschulungsrate 
sinkt. Ohnehin verfügen nur 4.3% der rapide wachsen- 
den Bevölkerung, zumeist Männer, über einen Schulab- 
schluß. 

In allen ,,TigerstaatenM ist die soziale Kluft größer ge- 
worden. Städte koppelten die Dörfer von der Entwick- 
lung ab und haben dann mit den sozialen und infrastruk- 
turellen Folgen der Landflucht zu kämpfen. Wanderar- 
beiter verlassen die Dörfer und konkurrieren in den Städ- 
ten mi t  legalen und illegalen Einwandern aus Birma, In- 
donesien, Bangladesch, Pakistan, Sri Lanka und den Phil- 
ippinen um die langsam knapper werdenden Arbeitsplät- 
ze. In keinem Land besteht ein funktionierendes staatli- 
ches Sozialsystem. das bei Krankheit. Arbeitslosigkeit 
oder Alter eingreift. Kommt es. wie in  Thailand oder Ko- 
rea, zu Entlassungen, dann fallen die Erwerbslosen, und 
hier vor allem die Älteren, in die finanziell sehr schwa- 
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dann, wenn man die Ziele Vollbeschäftigung und nach- 
haltiger Politik im Interesse der Erhaltung der Reprodukti- 
onsfähigkeit der Naturgrundlagen des menschlichen Le- 
bens wirklich ernst nimmt. 

Damit ist eine Methodenschwäche vieler Regulati- 
onsstudien angesprochen: obwohl die Regulations- 
theorie nicht zuletzt als Gegenreaktion auf die allzu 
verknöcherte kommunistische Stadientheorie des Ka- 
pitalismus konzipiert wurde (Konkurrenzkapitalismus - 
Imperialismus - Stamokap, und was dann? Heinz Jung 
dagegen hat mi t  seiner These von der Variantenvielfalt 
des staatsmonopolistischen Kapitalismus dieses theo- 

C retische Konzept flexibilisiert und damit über weite 
Strecken mi t  der Regulationstheorie kompatibel ge- 
macht, Jung, 1986). huldigt sie selbst einem kruden 

d Stadiendenken: Fordismus - Postfordismus; Tayloris- 
mus - Posttaylorismus usw., statt sich - um ebenfalls 
ein Bild zu nennen - eines Schichtenmodells zu bedie- 
nen: fordistische Strukturen, die es im übrigen in  vie- 
len teilweise sehr unterschiedlichen Varianten gab und 
gibt (USA - Westeuropa; Unterschiede innerhalb 
Westeuropas auch zu Zeiten der sozialdemokratischen 
Heaemonie). bleiben auch im Postfordismus in  vielen 

reits genannten Ebenen, die supranationalstaatliche EU- 
Ebene und die nationalstaatliche, werden durch diese 
dritte Schicht zusätzlich gefiltert. 

Alle drei Ebenen bzw. Schichten sind heute als not- 
wendige, für sich allein aber niemals als hinreichende Re- 
gulierungs-, Entscheidungs- und Handlungs-IMobilisie- 
rungsebenen zu betrachten, wobei die entscheidenden 
Machtzentren aus der Sicht von Ökonomen i.d.R. dort 
liegen, w o  über Geld, Steuern 
und Verteilung entschieden Für die regulationstheoretische Debatte 
wird. Dies ist aber nach wie 
vor die nationalstaatliche Ebe- lautet mein Gegenvorschlag daher: vom 
ne und Arena, zumindest in Stadien- zum Schichtenmodell der Ver- 
Ländern, die über hinreichend änderung der Akkumulations- und Regu- 
aroße Binnenmärkte sowie 
2 

über hegemonialen Einfluß in iationsregimes. 
ihren jeweiligen übernational- 
staatlichen ~nte~rationsräumen verfügen, sowie die Ebe- 
ne der Tarifparteien, die über die Primärverteilung der 
Einkommen sowie über die Arbeitszeitentwicklung ent- 
scheiden. spw 
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ab, sondern treten an seine Seite, erodieren ihn zwar, mi,nd 
aber nur partiell, werden auf die fordistische Grund- 
schicht aufgelegt, ohne die alten völlig zu verdrängen. 

Der Sozialstaat wird auch von den neoliberalen Politi- 
kern nicht abgeschafft (,,Kapitalismus pur" ist daher eine 
irreführende Kennzeichnung gegenwärtiger Politik), son- 
dern die Steuer- und Sozialquote soll beispielsweise in 
der BRD von ca. 50% (1995) auf 46% im Jahre 2000 zu- 
rückgefahren werden, ohne daß die Massenarbeitslosig- 
keit entscheidend reduziert wird. Dies bedeutet eine Re- 
duzierung der Sozialhaushalte um jährlich ca. 150 Mrd. 
DM bei gegenwärtig'en Volumen von Ca. einer Billion 
DM, also nichtsdestotrotz eine gewaltige Umverteilung, 
falls der politische und gewerkschaftliche Widerstand 
nicht eine moderatere Politik erzwingen kann. Dennoch 
wird es auch nach dem Jahr 2000 einen bundesdeut- 
schen Sozialstaat geben, der im übrigen auch weiterhin 
hauptsächlich auf der nationalstaatlichen Ebene reguliert 
werden wird. 

Überlagerung supranationaler, regionaler und 
nationaler Ebene 
Ein weiteres Beispiel unpräziser Analysen und Terminolo- 
gien: die zunehmende Regulierungskompetenz der EU in 
Fragen der Handels-, Regional und Umweltpolitik ver- 
drängt nicht etwa den Nationalstaat in Westeuropa, 
schon gar nicht den hegemonialen deutschen, sondern 

C überlagert ihn. Die zunehmende Bedeutung schließlich 
der subnationalstaatlichen - regionalen - Ebene in 
Deutschland ist geeignet, wenn auch oftmals nicht wil- 
lig, ihre Politik stärker an die regionalen Besonderheiten 
der jeweiligen Wirtschaftsstrukturen und die neuen Her- 
ausforderungen anzupassen. Diese regionale Ebene ist 
aus meiner Sicht übrigens nicht bzw. nicht in erster Linie 
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Projekte erfolgt durch das Land, die Finanzierung aber 
über die vertikale Finanzverflechtung EU/Bund/Land 
NRWIGemeinden. Und werden die Finanzmittel auf den 
oberen Ebenen gekürzt, so wird die ,,Regionalisierung" 
zwar um so notwendiger, zugleich aber wird sie stump- 
fer, weil insgesamt viel weniger Projekte realisiert - weil 
nicht finanziert - werden können. 

Mängel  industrie- und regionalökonomischer 
Ansätze 
2) Ein anderes Beispiel unpräziser Argumentation mi t  
problematischen Folgen: Wenn Klaus Dörre (1 995, S. 
150) in seinem ansonsten höchst spannenden Beitrag 
im ispw-Jahrbuch 1995196 schreibt: ,,Auf die sich seit 
Beginn der 90er Jahre abzeichnende dreifache Heraus- 
forderung - Triade-Konkurrenz und Aufholen von zu 
Hochwertproduktion fähigen Schwellenländern, EU- 
Binnenmarkt und wirtschaftliche Öffnung Osteuropas 
mi t  Löhnen 'a' la Honkong just in time vor der Haus- 
tür' - waren weder Unternehmen noch Gewerkschaf- 
ten vorbereitet", dann vergißt er eine wichtige gene- 
relle Bestimmung: dieser Herausforderung ist deshalb 
so schwer zu begegnen, weil sie unter der politischen 
Hegemonie des Neoliberalismus erfolgt. Wären andere 
politische Kräfte mi t  anderen wirtschafts-, sozial- und 
umweltpolitischen Konzepten an der Regierungs- 
macht, gäbe es wirklich andere Möglichkeiten, ihr zu 

begegnen. 
Müßte es nicht zu denken geben, daß die ES ist ein immer wieder 

auftretender Mangel regulati- Ablehnung des ,,Bündnisses für Arbeit" onnheoretisch inspirierter 

auf der nationalstaatlichen Ebene sehr mesoökonomischer industrie- 

gut mit der Befürwortung des Bündnis- und auch regionalpolitischer 
Analysen, daß sie die Themati- 

Sen auf betrieblicher Ebene harmoniert? ,ier„g der Variierbarkeit ma- 
kroökonomischer Politik un- 

terschlagen, vergessen oder anderen Experten zuweisen, 
so z.B. GöII und Schuster, die im selben Buch den Primat 
der Politik in ihrer Analyse hervorragend herausgearbei- 
tet haben. Dörre aber ignoriert bzw. leugnet in seinem 
Beitrag diese Gestaltbarkeit von Wirtschafts- und Sozial- 
politik auf der nationalstaatlichen und europäischen Ebe- 
ne und kommt daher zu minimalistischen Vorschlägen, 
die allesamt mit  der Bekämpfung der Massenarbeitslosig- 
keit wenig zu tun haben: zu (1) gestaltender Industriepo- 
litik und kooperativemwettbewerb; zum (2) betriebli- 
chen ,,Deals': ,,Produktionsintelligenz gegen Beteiligung" 
(wobei er selbst zugibt, daß dies in der Krise zu einem be- 
schleunigten Rationalisierungsschub führt), zur (3) ,,Neu- 
verortung im mehrdimensionalen Verteilungskonflikt", 
zu (4) ,,neuen Formen von Sozialstaatlichkeit" (wobei das 
inzwischen obligate ,,BürgergeldV nicht fehlen darf; vgl. 
zur Kritik: Prenger, F.W., 1994) sowie (5) zu ,,transnatio- 
nalen Vertretungsstrukturen". 

Obwohl ich bis auf Punkt (4) all diese Handlungsfel- 
der ebenfalls für elementare Bestandteile linker Politik zur 
Erhaltung und Modernisierung industrieller Kapazitäten 
in der BRD halte, möchte ich jedoch davor warnen, ihre 
makroökonomische arbeitsplatzschaffende Bedeutung 
zu überschätzen. Dörre selbst scheint dies zu ahnen, 
wenn er 2.B. feststellt: ,,Selbst in ihrer humansten, direk- 
te Beschäftigtenbeteiligung fördernden Variante handelt 
es sich bei den neuen Managementkonzepten um Ratio- 
nalisierungsansätze, die zumindest indirekt (?, H.B.) auf 
Personalabbau, häufig auch auf Leistungsverdichtung 
hinauslaufen" (Dörre, 5. 158). 
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Grenzen regionaler und betr iebl icher Polit ik 
Im Beitrag von LöckenerIUnderberg im selben Jahrbuch 
,,Regionalisierung als Perspektive für das 'Produktions- 
modell Deutschland"' wird zurecht festgestellt: ,,Regio- 
nale Struktur- und lndustriepolitik kann letztlich nur auf 
die Angebotsseite einwirken. Die anstehenden Aufgaben 
eines sozialen und ökologischen Umbaus sind jedoch nur 
zu bewältigen, wenn entsprechende regionale (und be- 
triebliche, H.B.) Initiativen perspektivisch an einer Politik 
ausgerichtet werden können, die auf staatlicher oder eu- 
ropäischer Ebene die notwendige Nachfrage für ökolo- 
gisch sinnvolle und nützliche Produkte in  gesellschaftli- 
chen Bedarfsfeldern fördert" (Löckenerlunderberg, 
1995, S. 142). Dazu ist aber nach wievor und mehr denn 
je makroökonomische Nachfragesteuerung, gesamt- 
staatliche Umweltpolitik und gesamtwirtschaftliche Um- 
verteilungspolitik zugunsten der Menschen mi t  niedri- 
gem Einkommen und der öffentlichen Haushalte erfor- 
derlich, worauf z.B. die Arbeitsgruppe Alternative Wirt- 
schaftspolitik immer wieder hinweist, obwohl ihr das den 
Vorwurf des keynesianischen Traditionalismus einbringt. 

3) LöckenerIUnderberg konstatieren darüberhinaus 
nach einer detaillierten Analyse der vielfach gepriese- 
nen und mi t  Hoffnungen regulationstheoretisch orien- 
tierter Regionalwissenschaftler überhäuften regiona- 
len Strukturpolitik des Landes NRW ernüchternd: ,,Die 
Ebene der industriellen Beziehungen ha t  in  der regio- 
nalisierten Strukturpolitik bisher praktisch keine Rolle 
gespielt" (ebd, 5. 138). Warum wohl? Weil dynami- 
sche lndustriesoziologen sich dieser Aufgabe noch 
nicht ernsthaft genug zugewandt haben? Kann es viel- 
leicht auch daran liegen, daß sich das Privateigentum 
nicht in  den Kernbereich seiner Eigentümertätigkeit 
hinein regieren lassen will, daß z.B. kooperativer Wett- 
bewerb aus Angst vor späterer feindlicher Übernahme 
abgeblockt wird usw.? Wie kann man das Bündnis für 
Arbeit auf der regionalen und betrieblichen Ebene be- 
fürworten, ohne zugleich ein kooperatives Verhalten 
der Unternehmer und der Regierung auf den wichtig- 
sten Entscheidungsebenen einzuklagen und zu er- 
kämpfen? Müßte es nicht zu denken geben, daß die 
Ablehnung des ,,Bündnisses für Arbeit" auf der natio- 
nalstaatlichen Ebene sehr gu t  m i t  der Befürwortung 
des Bündnissen auf betrieblicher Ebene harmoniert (so 
2.B. jüngst der FDP-Generalsekretär Westerwelle)? 

Auf betrieblicher und Unternehmensebene ebenso 
wie in den Regionen sind die gesamtwirtschaftlichen 
Nachfrageaggregate nicht steuerbar, sondern lediglich 
bestimmte Kostenblöcke sowie einige wichtige Teile der 
lnnovationsstrukturen. Für die sich erweiternde Kluft 
zwischen Produktivitäts- und Nachfrageentwicklung 
aber ist die nationalstaatliche und zunehmend auch die 
europäische ~ir tschaftspol i t ik unverzichtbar und zu- 
ständig. 

V o m  Stadien- zum Schichtenmodel l  de r  
Regulation 
4) Für die regulationstheoretische Debatte lautet mein 
Gegenvorschlag daher: vom Stadien- zum Schichtenmo- 
dell der Veränderung der Akkumulations- und Regulati- 
onsregimes. 

Es ist nicht viel gegen die von Dörre empfohlenen Re- 
zepte sowie gegen die regionalisierte Strukturpolitik, ge- 
gen die Schaffung innovativer regionaler Milieus usw. zu 
sagen außer diesem: sie müssen in  eine andere makro- 
ökonomische Politik eingebettet sein, insbesondere 
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chen Arme von Familien, deren Haupternährer sie zu- 
meist vorher waren. Wie in Japan bot  die Beschäfti- 
gungspolitik der Betriebe, insbesondere die hohe Ar- 
beitsplatzsicherheit, soziale Sicherheit. Durch das Fehlen 
staatlichen sozialpolitischen Schutzes bricht unmittelbar 
die ,,soziale Friedensformel" Leistungsverausgabung ge- 
gen Sicherheit. Dies ist ein Grund für die Härte der Aus- 
einandersetzungen und den Symbolgehalt der Arbeits- 
kämpfe in Korea und Thailand. 

Infrastruktur- u n d  ökologische Probleme 
Nicht nur das Bildungs- und Sozialsystem, auch die In- 

I frastruktur hat mit  der rasanten Entwicklung nicht mit- 
halten können. Am 4. August letzten Jahres gingen bei- 
spielsweise in ganz Westmalaysia die Lichter aus. 24 

L Stunden lang standen die Fließbänder still, blieben Fahr- 
stühle hängen und brach der Verkehr zusammen. Auch 
in Taiwan kommt es aufgrund von Stromausfällen immer 
wieder zu Produktionsstops. Die ,,Bangkok Post" berich- 
tet, daß der Dauerstau in Bangkok die städtische Wirt- 
schaftsleistung um 12% verringert. Um den Boom zu ret- 
ten muß Asien jährlich zwischen 200 Milliarden Dollar 
(so die Weltbank) und 280 Milliarden Dollar (so die Asia- 
tische Entwicklungsbank) aufbringen, um Infrastruk- 
turprojekte wie Abwasserkanäle, Kläranlagen, Straßen 
und Gleise zur realisieren. Wie die Japaner in den sech- 
ziger Jahren erkauften die ,,Tigeru ihr industrielles 
Wachstum mi t  verpesteter Luft, vergifteten Flüssen, 
hemmungslosen Landfraß und Abholzung der (Ur-)WäI- 
der. 

Ansatzweise beginnt heute ein Umdenken. Malaysia 
versucht sich an einer kontrollierten Forstwirtschaft. Die 
70% Waldfläche sollen erhalten werden, wobei ein Teil 
der Fläche dauerhaft Tropenholz bereitstellen soll. In 
Thailand ist die Situation schlimmer: Waren 1945 noch 
85% der Fläche mit Wald bedeckt, so sind es heute gera- 
de noch 15%. Seit Jahren bestehen staatliche Auffor- 
stungsprogramme, und mittlerweile stehen immerhin 
11% der Landesfläche unter Naturschutz. Langfristig sol- 
len wieder 40% der Landesfläche mit Wäldern bedeckt 

werden. Aufgeforstet werden jedoch nicht tropische 
Baumarten, die 250 Jahre wachsen müßten, sondern 
schnell wachsender Eukalyptus, der allerdings nur wenig 
Wasser und Boden bindet. 
Wie überall, orientieren sich 
auch hier die Planungen von Es bestehen erhebliche Unterschiede 
lnfrastrukturmaßnahmen und zwischen den ,.altenu und den .,neuen 
die zarten Pflänzchen ,,ökolo- 
qischen" Wirtschaftens an Tigerstaaten". Die Entwicklungschancen - 
kurz- und mittelfristigen Kapi- der ,,älteren Tiger" sind aus mehreren 
ta lverwer tungsinteressen.  Gründen besser als die der ,,jungenu 
Doch verändern sich eben die- 
se Bedingungen der Kapital- 
verwertung und so gelang es im letzten Jahr einem Um- 
weltschützer, die Wahl zum Bürgermeister in Bangkok zu 
gewinnen. 

Das Ende des Wachstums ist in den ,,Tigerstaaten" 
nicht erreicht. Wachstumsraten von 6% und 7% erschei- 
nen, im Vergleich zu Europa und den USA, als durchaus 
komfortabel. Doch sind diese Wachstumsraten, vor dem 
Hintergrund der angesprochenen sozialen und infra- 
strukturellen Problemlagen, dringend notwendig, um die 
erforderliche Umsteuerung vornehmen zu können. Nur 
so können jene Projekte, die ein modernes und zukunft- 
sicherndes Gemeinwesen ausmachen, wie Schulen, Uni- 
versitäten, Schienen, Straßen, Brücken, Krankenhäuser 
und eine staatlich organisierte soziale Mindestsicherung 
bei Alter und Krankheit, finanziert werden. 

Hier bestehen Unterschiede zwischen den ,,altena' 
und den ,,neuen Tigerstaaten". Die Entwicklungschan- 
cen der ,,älteren Tiger" sind vor allem aus drei Grün- 
den besser als die der ,,jungenn: Erstens haben sie in  
der Vergangenheit erheblich höhere Reichtumsreser- 
ven angehäuft als ihre Nachbarstaaten. Insbesondere 
Taiwan und Hongkong sind zudem kaum oder gar 
nicht von Wachstumseinbrüchen betroffen. Zweitens 
haben die ,,alten" vor dem Hintergrund des Mangels 
an natürlichen Ressourcen mehr für die Bildung ihrer 
Bevölkerung getan als die ,,jungen Tiger". Drittens ha- 
ben sie, mit  Ausnahme Koreas, aufgrund ihrer Lage 
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und Siedlungsdichte erhebliche infrastrukturelle Vor- 
teile. Dies bedeutet auch, daß die Nichtbeachtung 
ökologischen Wirtschaftens (zunächst) weniger Ko- 
sten verursacht, als es in der Mehrzahl der anderen 
Länder der Fall ist. 

Ausblick 
Es sind erste Einblicke, die wir auf unserer Reise erhielten 
und die thematisierten Prognoseschwierigkeiten schrän- 
ken das Sehfeld zusätzlich ein. Gespräche mit Freunden, 
Kommilitonen und Botschaftsangehörigen der ,,Tigerre- 
gion" erweiterten den Horizont, ließen jedoch Fixpunkte 
eher kleiner werden. Es bleibt allein der Versuch eines 
Ausblicks. 

Wir haben bisher gesehen: Erstens, die Entwicklungs- 
linien laufen in den ,,Tigerstaatenn durchaus nicht paral- 
lel. Zweitens, es bestehen soziale und bildungspolitische 

sowie ökologische und infra- 
strukturelle Wachstumsbrem- 

Gerade die jungen ,,Tigeru sind an einem „,, Joseph Schumpeter stellte 
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ten und Exilanten, die bis vor kurzem noch als Hand- 
langer des Kapitalismus beschimpft wurden, umwor- 
ben. Um die Zusammengehörigkeit aller Chinesen zu 
dokumentieren, wird den Auswanderern derzeit ein 
Museum gebaut. 

Die ökonomische Chance und der Umdenkprozeß 
in China werden von den Migrationschinesen auf- 
merksam verfolgt. Ming Hu, gewählter Vorsitzender 
von Thai CC, der chinesischen Handelskammer in Thai- 
land, und Besitzer von 40  Betrieben nicht nur in Thai- 
land, stellt in einem Fernsehinterview fest: ,,Deng 
Xiaoping öffnet China, wir bringen das Geld." In die- 
ser Situation haben die vergleichsweise ungebunde- 
nen Migrationschinesen die Möglichkeit, Regierungen 
gegeneinander auszuspielen. Wieder sind es die ,,jun- 
gen Tiger" - und eben nicht Korea, in dem die Chine- 
sen keinen Einfluß haben, und natürlich nicht Hong- 
kong und Taiwan - deren politische Führer unter 
Druck geraten können, und die m i t  Investitions- und 
Kapitalverlagerungen zu rechnen haben. 

Punkt anqelanqt, wo sie weg von der bil- einmal fest, die Schnelligkeit Es sind Chinesen, von denen wi r  häufig hörten: - - - 
eines Fahrzeuges hänge letzt- ,,Erfolg kommt durch Härte gegen sich selbst". China 

ligen Massenproduktion hin zur lich nicht von der Stärke des war - und auch die Miarationschinesen waren - sich 
tion hochwertigerer Güter umsteigen Motors ab, sondern von der 

Qualität seiner Bremsen. Daß müssen. 
die ,,Tigerw weit springen kön- 
nen, haben sie bewiesen. Ein 

Beantwortung der Frage, ob sie hart aufschlagen oder 
weich landen werden, muß neben sozialen und ökono- 
mischen Faktoren auch die besondere historische und 
ökonomisch-kulturelle Rolle der (Migrations-)Chinesen 
mit einzubeziehen. 

Es ist eine offene und wichtige Frage, inwieweit die 
Chinesen, die außerhalb der Volksrepublik leben, natio- 
nalstaatliche soziale Interessen ihrer Wahlheimaten mit- 
tragen werden. Einige hundert chinesische Wirtschafts- 
bosse außerhalb Chinas treiben untereinander und über 

- 
immer selbst genug. Offene oder gar militärische Aus- 
einandersetzungen u m  Wirtschaftsräume und Kapital- 
s t röne wird es vermutlich nicht geben, auch wenn in  
der Region derzeit größere Summen für Waffen aus- 
gegeben werden, als in der NATO und allen anderen 
Ländern zusammen. Es sind immer auch zunächst ver- 
deckte und schleichende Bewegungen, die in  dieser 
Region Realitäten schaffen. Mir scheint es, als setzten 
die ,,älteren Tiger" des Nordens, also Hongkong, Tai- 
wan und Korea, aber auch China, zum Sprung an. Ob 
sie die „Tigeru im Süden mitreißen können, oder ob 
nur der ,,ältere Tiger" Singapur weiterspringen wird, 
bleibt a b z ~ w a r t e n . ~  SPW 

die nationalstaalichen Grenzen hinweg einen regen Wirt- ' Einen Einblick in Basisentwicklungen vermittelt der OECD-Be- 

schaftlichen Austausch, Dabei haben sie sich bislang bei- richt: Migration and the Labour Market in Asia. Prospects to  
the Year 2000, Februar 1996. 

nahe gänzlich aus dem politischen Geschehen herausge- D„ „,;„ und arößte aewerkschaftliche Dachverband FKTU - - 
halten Ihre derzeit unangefochtene Starke lag und liegt (1,2 MIII ~ i t ~ l i e d e r )  ist Offiziell anerkannt, bestand schon vor 
im Bereich von Wirtschaft und Handel. Zudem haben dem Sturz der Militarregierung und gilt als moderat 1987 hat- . . - - - - . - - 

sich ~ i ~ ~ ~ t i ~ ~ ~ ~ h i ~ ~ ~ ~ ~  nur zum -reil in das kulturelle ten in Korea große streik5 zu i n e r  ~e rbesserun~  der Arbeitsbe- 
dingungen geführt. Die damals vom Staat kontrollierte FKTU ben assimiliert. Die Sprache und Kultur der Chinesen ist wurde von den Streikenden in die Defensive gezwungen und 

überall in den Metropolen präsent. Zunehmend finden trua schließlich mit dazu bei, das Militärreoime zu stürzen. Bei- 
sich darüber hinaus Anzeichen eines neuen und auf die de Verbände riefen zum Streik auf. 

alte Heimat gerichteten Nationalbewußtseins. Kulturell 
ist bemerkenswert, daß etwa in Thailand mittlerweile 
wieder die chinesischen Namen getragen werden, wäh- 
rend die Migranten nach ihrer Einwanderung zunächst 
thailändische Namen angenommen hatten. Ökonomi- 
scher Ausdruck dessen sind beispielsweise die hohen In- 
vestitionen in der Volksrepublik China. 

M i t  der von Deng Xiaoping eingeleiteten Entwick- 
lung Chinas zu einer, wie er es nannte, ,,sozialistischen 
Marktwirtschaft", öffnete sich ein gigantischer Wirt- 
schaftsraum. Bei allen Widersprüchlichkeiten im Reich, 
die durch wirtschaftliche Liberalisierung und politische 
Zwangsherrschaft, kulturelle Starrheit und eine sich 
vergrößernde Kluft zwischen Arm und Reich gekenn- 
zeichnet sind, gelang es erstmalig in der Geschichte 
Chinas, die minimale Grundversorgung der Bevölke- 
rung mi t  Nahrungsmitteln zu sichern. M i t  der wirt-  
schaftlichen Öffnung nach Westen wurden Sonder- 
wirtschaftszonen geschaffen, die beispiellose Wachs- 
tumsraten aufweisen. Mittlerweile werden die Migran- 

Zur Beantwortung dieser Frage ist vor allem die Entwicklung 
innerhalb der ASEAN und hier insbesondere die lndustrial Co- 
operation (AICO), die sich auf die Entwicklung und Finanzie- 
rung gemeinsamer Infrastrukturen konzentriert, zu betrachten. 
Malaysia, lndonesien und die Philippinen verfolgen dabei 
schon jetzt eigene gemeinsame Interessen. Hier finden sich 
wahrscheinlich am schnellsten Indikatoren für die Entwicklung 
der Arbeitsteilung innerhalb der Region. Darüber hinaus sind 
Entwicklungen im Zusammenhang der Diskussion um eine 
mögliche ,,Super-Zentralbank" (eine asiatisch-pazifische Vari- 
ante der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich) interes- 
sant. Sie soll ein Auffangnetz für plötzlich in Schwierigkeiten 
geratene Mitgliedsstaaten knüpfen. 
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Hochzinspolitik sowie durch das Umschalten der Bundesre- 
gierung auf den Konsolidierungskurs ab 1992 abgewürgt 
wurde? Daß die Finanzierung der Einigung - hauptsächlich 
durch Umverteilung in der Klasse (Sozialbeiträge) sowie 
durch Defizitfinanzierung statt durch Steuererhöhungen - 
zu kritisieren ist, ist unbestritten. Aber der Einigungsboom 
hat gezetgt, daß Nachfragepolitik nach wie vor wirksam ist. 
Es ist dann eine Frage der politischen Kräfteverhältnisse, wie 
sie finanziert wird und in welche Programme sie fließt: in 
Aufrüstungsprogramme wie in den USA in den 8Oer Jah- 
ren, in strukturerneuernde ökologische Umbauprogramme, 
die 1990 leider nicht avisiertwurden, oder aber in das spezi- 

I fische Programm zur Eroberung der ostdeutschen Märkte 
durch westdeutsche Unternehmen, das in Kombination mit 

1 der ungehinderten Zerstörung der ostdeutschen Industrie 
4 realisiert wurde. Zwar hat auch das Ausland davon erheb- 

lich mitprofitiert (was zu einem Umschlag des Leistungsbi- 
lanzüberschusses von Ca. 100 Mrd. DM 1989 in ein Defizit 
von ca. 50 Mrd. DM 1992 geführt hat), aber warum eigent- 
lich nicht, nachdem die BRD in den 80er Jahren permanent 
Krisenexport betrieben hat? 

Koord inat ion und Regionalisierung v o n  Nach- 
frage- und Angebotspol i t ik  
Natürlich stimmt es, daß die ,,Globalisierung (bei Elmar 
Altvater der ,,Sachzwang Weltmarkt", H.B.) ... die staatli- 
che Intervention im Alleingang ob- 
jektiv schwerer macht" - ( ~ i e w e ,  
1996, 5.427). Wenn etwas schwerer 
wird, heißt dies aber noch lange 
nicht, daß es unmöglich wird, vor al- 
lem nicht für Volkswirtschaften mit 
hegemonialem Einfluß wie den USA, 
Japan oder auch der BRD in Westeu- 
ropa. Das Negativbeispiel Frankreich 
1981182 zieht nicht, weil sich Frank- 
reichs Wirtschafts- und Währungs- 
politik auch bereits damals schon im 
Schlepptau der BRD und der Bundes- 
bank befand. Qualifizierte Nachfra- 
gesteuerung muß in Westeuropa 
heute natürlich besser koordiniert 
werden, und das monetaristische 
geldpolitische Diktat der Bundes- 
bank, das dazu auch noch weitge- 
hend im Vertrag von Maastricht fest- 
geschrieben worden ist, muß gebro- 
chen werden, wenn ein alternativer 
Regulationsinhalt politisch durchge- 
setzt werden soll. Für beides fehlt es 
nach meiner Meinung nicht an ob- 
jektiven regulativen Möglichkeiten, 
sondern am politischen Willen der an 
der Macht befindlichen Regierungen. 

Staatliche makroökonomische In- 
tervention war natürlich auch schon 
unter dem Regime von Bretton 
Woods nicht einfach, und nur bei 
ganz naiven Vertretern ist Keynes nur 
als Nachfragetheoretiker rezipiert 
worden: waren die keynesianisch in- 
spirierten großen staatlichen Infra- 
stukturprogramme wie der Aufbau 
des Autobahnnetzes, der Ausbau der 
Hochschulen und Forschungseinrich- 
tungen sowie die massiven Förder- 

Programme für den sozialen Wohnungsbau usw. nicht 
zugleich eine massive infrastrukturelle Angebotspoltik 
für die flächendeckende Verallgemeinerung von Infra- 
struktur-Einrichtungen und Lebensqualitäten (,,weiche 
Standortfaktoren") und damit zugleich Instrument zur 
tendenziellen Herstellung gleichwertigeder) Innovations- 
, Produktions- und Lebensbedingungen in allen Teilräu- 
men der BRD, wie es die Verfassung verlangt? 

Natürlich muß makroökonomische Nachfrage- und 
Angebotspolitik unter den heutigen postfordistischen 
Bedingungen tendenziell an- 
ders betrieben werden: z.B. 
sind neben der oben bereits Der Einigungsboom hat gezeigt, daß 
benannten Notwendigkeit der Nachfragepolitik nach wie vor wirksam 
internationalen, speziell der ist. Es ist eine Frage der politischen Kräf- 
innereuropäischen Koordina- 
tion der Angebots- und Nach- teverhältnisse, wie sie finanziert wird und 
fragesteuerung die Infrastruk- in welche programme sie fließt. 
turen stärker unter Berück- 
sichtigung der regionalen Be- 
sonderheiten zu entwickeln. Daher ist z.B. die in NRW 
betriebene Regionalisierung der Strukturpolitik sicherlich 
vernünftig. Schaut man genauer hin, wird aber nicht die 
Strukturpolitik schlechthin regionalisiert, sondern ledig- 
lich die Erstellung der Prioritätenliste der von Land, Bund 
und EU zu fördernden Investitionen. Die Auswahl der 
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ziale Errungenschaften in den Industrie- und Entwick- 
lungsländern als Kostenfaktor aburteilt. Die soziale 
Sprengkraft der Globalisierung, so wurde anhand der 
heftig umstrittenen Sozialklausel deutlich, ist Thema in 
allen Weltregionen. Die Politik scheint dem Primat der 
(Mikro-)Ökonomie machtlos ausgeliefert zu sein. 

Dabei gewährleisten aber gerade die funktions- 
tüchtigen national organisierten Sozialsysteme eine 
Abfederung der durch die veränderten ökonomischen 
Strukturen bewirkten gesellschaftlichen Anpassungs- 
lasten aufgrund der starken Orientierung am Konsens 
(Korporatismus/Konzertierung) und werden damit 
zum Ausgangspunkt und Grundlage des derzeitigen 
Schubs wirtschaftlicher Globalisierung (LeibfriedIRie- 
ger). Die Sozialsysteme sind Garant gesellschaftlicher 
Stabilität in Zeiten wirtschaftlichen Wandels, die Ko- 
sten der internationalen Koordination der Weltwirt- 
schaft werden also gewissermaßen von den Wohl- 
fahrtsstaaten ,,internalisiertn, wirtschaftliche Krisen 
und deren soziale Folgen müssen ,,nicht mehr mit 
wirtschaftlichem Nationalismus beantwortet werden, 
wie es zwischen den beiden Weltkriegen üblich war" 
(ebd., 5. 221). Nicht zufällig findet die wirtschaftliche 
Integration der nationalen Ökonomien hauptsächlich 
zwischen Wohlfahrtsstaaten statt. 

Keynesianismus, 
Regionalismus 
und Regulation 
von Hermann Bömer* 

E s ist leider zur Mode geworden, die Globalis- 
musthese des Neoliberalismus (,,Alle nationalen 
Standorte müssen sich dem Weltmarkt strikt und 

beinahe bedingungslos anpassen.") und der Regulati- 
onstheorie in ihrer eher entpolitisierten Variante (,,Wir 
möchten ja gerne regulieren, können es aber nicht mehr 
oder nur noch in wenigen Bereichen, z.B. auf der Ebene 
regionaler Industriepolitik.") gegen den angeblich dog- 
matischen Keynesianismus und seine letzten Bastionen, 
das DIW und die Memorandumgruppe, die dabei noch 
in einen Topf geworfen werden, zu wenden. 

Die Thesen von der neuen Qualität der Globalisierung 
der Wirtschaft bzw. der Unternehmen, von der durch.die 
Globalisierung induzierten vermeintlichen neuen Unfä- 
higkeit der Nationalstaaten, ihre jeweiligen Volkswirt- 
schaften im Sinne von Vollbeschäftigungspolitik zu regu- 

* Dr. Hermann Bömer, lehrt Politische Ökonomie am Fachbereich Raumplanung der 
Universität Dortmund, und arbeitet in der Arbeitsgruppe Alternative Wirtschafrpolitik 
(Memorandum-Gruppe) mit. 
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Deshalb ist es für die Zukunft entscheidend, die na- 
tionalstaatliche Regulationsebene stärker zu nutzen und 
nicht auschließlich auf die schwach ausgeprägte supra- 
nationalen Regulationsebene zu schielen. Wenn die Glo- 
balisierungsideologie es schaffen sollte, eine regulative 
staatsinterventionistische Politik auf nationalstaatlicher 
Ebene durch den sogenannten ,,Sachzwang Weltmark" 
wegzureden, dann ist auf unabsehbare Zeit die neoklas- 
sische angebotsorientierte Wirtschaftspolitik mit allen 
sozialen Konsequenzen alternativlos festgeschrieben. 
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lieren, sowie von der wachsenden Bedeutung der subna- 
tionalstaatlichen Regionen bei der Regulierung der sozia- 
len und wettbewerblich-innovativen Strukturen, die die 
systemische Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen auf 
den Weltmärkten garantieren könne, konvergieren 
manchmal in seltsamer Eintracht. 

Möglichkeiten keynesianischer Politik 
1) Jan Priewe hat zwei Ansätze, die er vormals selbst in 
prominenten Publikationen vertreten hat, über Bord ge- 
worfen: die Werttheorie hat er im durch den Monetär- 
keynesianismus Hajo Rieses ersetzt (Priewe, 1995 und 
1988.1, und von der Memorandum-Gruppe hat er sich 
verabschiedet, seitdem die Standortkonkurrenzthese 
auch bei einigen linken Ökonomen kaum noch aneckt. In 
einem ansonsten sehr anregenden Blätter-Beitrag nun 
,,postkeynesianischer" Provenienz vermerkt er z.B., daß 
die für die ,,konjunkturellen Schwankungen, aber auch 
für den Wachstumsprozeß maßgebliche Nachfragekom- 
ponente ... die privaten Investitionen (sind). Sie wirken 
zugleich nachfrage- wie auch angebotssteigernd, soweit 
es sich um Erweiterungsinvestitionen handelt. Wenn es 
also längere Phasen an lnvestitionsdynamik mangelt, 
dann kommt es zu einer Nachfrage- und Angebotslücke 
zugleich; sie macht sich nicht nur in einer Unterausla- 
stung der Kapazitäten bemerkbar, sondern auch in ei- 
nem Mangel an Arbeitsplätzen (für Vollbeschäftigung zu 
kleine Sachkapitalkapazitäten)" (Priewe, 1996, 5.429). 

Soweit so gut. Wo liegt das Problem? Hat der Eini- 
gungsboom 1990ff. nicht für Westdeutschland wie ein 
klassisches staatliches ~achfrageprogramm gewirkt, mit 
dem in Westdeutschland ca. eine Million neue Arbeitsplätze 
in kürzester Zeit geschaffen wurden? Wurden nicht als Fol- 
ge dieses Nachfrageschubs völlig problemlos und blitz- 
schnell Erweiterungsinvestitionen auch in der westdeut- 
schen Industrie getätigt, also eine lnvestitionswelle initiiert, 
die dann allerdings schnell von der Bundesbank durch die 
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D ie Deklaration der Welthandelsorganisation 
(WO), die am Freitag, dem 13. Dezember 

1996, im hypermodernen Konferenzsaai der 
modernsten Shopping Mall Singapurs verabschiedet 
wurde, verwandelte das Ende der Konferenz in einen 
schwarzen Tag für die meisten Entwicklungsländer, die 
Gewerkschaften sowie die Nicht-Regierungsorganisatio- 
nen (NGOs) weltweit. Die Sozialklauseln wurden abge- 
schmettert, die ökologischen Reformversuche sind ge- 
scheitert, und die saftigen Filetstücke des Welthandels 
gingen fast ausschließlich an die Industrieländer. Damit 
offenbarte die Welthandelsorganisation erneut ihre Wir- 
kung als kapitalistisches Kooperationsregime, das durch 
minimale Zugeständnisse der Starken an die Schwachen 
das Wirtschaftssystem festigt und den Wohlstand der 
Mächtigen überproportional vermehrt, mit der imma- 
nenten Tendenz zur globalen Apartheid. 

Informations- und Technologieabkommen 
In Singapur beschlossen die Triadenmächte USA (und Ka- 
nada), die Europäische Union und Japan die umfang- 
reichsten Handelsliberalisierungsmaßnahmen seit Been- 
digung der Uruguay-Runde vor rund drei Jahren, näm- 
lich das neue Informations- und Technologieabkommen 
(ITA), das ein jährliches Handelsvolumen von rund 500 
Mrd. US$ umfaßt. Die sogenannten Entwicklungsländer 
blieben von den Verhandlungen völlig ausgeschlossen, 
weil ihre Ökonomien erst gar nicht über diese Produkti- 
onsbereiche verfügen. Die Vertreterlnnen dieser Länder 
hofften indes vergeblich auf klare Aussagen zu Marktzu- 
gangserleichterungen in den von den Industrieländern 
protegierten Agrar- und Textilbereichen. Immerhin sub- 
ventionieren die USA und die EU ihre Agrarprodukte mit- 
jährlich rund 182 Mrd. US-Dollars und zerstören mit ih- 
ren Dumping-Preisen die fragilen Agrarwirtschaften der 
südlichen Länder. 

Der gegenwärtige Prozeß der ökonomischen Globali- 
sierung, der postfordistischen ,,Desorganisation des Ka- 
pitalismus", weist eine immanente Tendenz zur sozialen 
Unqleichheit und Ausschließunq auf. Dies mußten die in 

WTO - ein Instrument 
kapitalistischer 
Globalisierung 

Entwicklungsländer weiter marginalisiert 
Rainer Zugehör* 

die den Industrieländern vom Tisch fallen, auffangen zu 
können. 

Neue Formen des Protektionirnus 
In fast fünf Jahrzehnten versuchte das G A l l  in mittler- 
weile acht Handelsrunden die Freihandelstheorie mittels 
der Kardinalprinzipien der Liberalisierung und der Nicht- 
diskriminierung umzusetzen, zuletzt im Rahmen der zä- 
hen und langjährigen Verhandlungen der Uruguay-Run- 
de. Die Weltbank prognostizierte im Falle der Durchset- 
zung der beschlossenen Handelsliberalisierungen Wohl- 
standssteigerungen zwischen 100 und 200 Mrd. US-Dol- 
lar pro Jahr - das ist lächerlich wenig, denn: Bei einem 
Welt-Bruttoinlandprodukt von etwa 30 Billionen (!) US- 
Dollar, könnte der ,,Freihandelsgewinn" einem winzigen 
Rundungsfehler erliegen. 

Oberflächlich betrachtet ist es innerhalb des Handels- 
regimes gelungen, die offziellen Zollquoten von immer- 
hin durchschnittlich 40% (1 947) auf gegenwärtige 4.5% 
(1990) zu senken, ausgenommen die für die Entwick- 
lungsländer existentiellen Tex- 
til- und Agrarbereiche; an Eigentum ist nicht nur ein rechtliches 
Stelle der offiziellen Handels- Konstrukt, sondern schafft auch soziale 
beschränkungen traten über- 
kompensierend die nicht Beziehungen und existentielle Abhängig- 
GATT-konformen nicht-tarifä- keiten und Herrschaftsverhältnisse zwi- 

dieiem Ritual geübten ~e~räseitantlnnen der marginali- ren efrei- schen den Eigentümern und Nichteigen- 
sierten Fraktionen des Weitka~itais erneut auf der W O -  willige" Selbstbeschränkungs- 

Handelskonferenz in Singapur ertragen. Nur die aus der 
Verschuldung ihrer Volkswirtschaften resultierenden 
Zinszahlungen fungieren in der Regel als ,,Transmissions- 
riemen" zwischen den Entwicklungs- und Industrielän- 
dern. Vielen Entwicklungsländern werden bei fehlender 
.,Kreditbonitätn nolens volens sogenannte Strukturan- 
passungsprogramme (Deregulierung, Privatisierung, Ex- 
portorientierung etc.) oktroyiert, um den monetären 
Zwangsverpflichtungen nachzukommen. 

Aber trotz ihrer Marginalisierung wurden die Ent- 
wicklungsländer auf der Ministerkonferenz der Welthan- 
delsorganisation W) in Singapur zur Unterzeichnung 
und Unterstützung des Technologieabkommens (ITA) 
wegen des herrschenden Konsensprinzips benötigt - als 
,,Belohnungn haben die Industrieländer immerhin Markt- 
zugangserleichterungen in Aussicht gestellt. Der burun- 
dische Industrie- und Handelsminister Frederic Nzabam- 
pema wurde auf einer Pressekonferenz, auf der ich an- 
wesend war, gefragt, welche Vorteile sein ostafrikani- 
scher Binnenstaat aufgrund einer WO-Mitgliedschaft 
hätte. Er konnte darauf keine Antwort geben, blieb 
stumm und verließ irritiert den Saal, denn: Burundi leidet 
unter dem Welthandelsregime, hat aber Angst vor einer 
totalen Marginalisierung und hofft, einige Brotkrumen, 

abkommen, Marktabspra- tümern. 
chen, Subventionen, restrikti- 
ve Anwendung der Antidumping-Politik, Kontingentie- 
rung, nationale Norm-, Prüf- und Testzertifizierungl, 
Verfahren bei der öffentlichen Auftragsvergabe und u.U. 
die auf der WTO-Ministerkonferenz in Singapur disku- 
tierten Sozial- und Umweltklauseln etc. 

Darüber hinaus findet eine für Entwicklungsländer fa- 
tale ,,Zolleskalation" statt, d. h. die Zunahme des Zollsat- 
zes mit dem Verarbeitungsgrad eines Produktes. Auf der 
Konferenz wurde dieses Thema von den ,,Freihandelsna- 
tionen" totgeschwiegen. 

Eigentumsrechte ausgeweitet 
Wertschöpfung, Profite und Wohlstandvermehrung sind 
eng mit der Eigentumsfrage verknüpft. Daher werden g e  
genwärtig alle Wirtschaftsbereiche, die sich der Eigentums- 
verrechtlichung bisher entzogen haben, kapitalisiert, wie 
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zum Beispiel das innerhalb der WTO umgesetzte ,,intellek- 
tuelle Eigentumsrecht", um zur Wohlstandsmehrung derje- 
nigen beizutragen, die über diese kapitalintensiven Techno- 
logien verfügen (i.d.R. die Industrieländer). 

Eigentum ist nicht nur ein rechtliches Konstrukt, son- 
dern schafft auch soziale Beziehungen und existentielle 
Abhängigkeiten und Herrschaftsverhältnisse zwischen 
den Eigentümern und Nichteigentümern. Bei der Entste- 
hung und Garantie des absoluten Herrschaftsrechts von 
Ideen oder immateriellen Gütern kommt dem Staat eine 
wichtige Funktion. bei, der sich nämlich verpflichtet, Ei- 
gentumsrechte mit  Hilfe der Diplomatie oder des Gewalt- 
monopols (ultima ratio), u.a. im ,,legitimenu Rahmen des 
neuen WO-Streitschlichtungsverfahren, auch im Aus- 
land durchzusetzen. Bei der derzeitigen Deregulations- 
und Privatisierungspolitik der BRD und anderer Staaten 
werden Regulationskompetenzen an private Akteure 
(Unternehmen) und an die Marktlogik abgetreten und 
gleichzeitig wird die Rolle des Staates als Garant von Ei- 
gentumsrechten gestärkt. 

Aufgrund der staatlichen Zusicherung der Eigen- 
tumsgarantie u.a. im Rahmen der W O  (teilweise auch 
durch die Weltorganisation für geistiges Eigentum, 
WIPO), können bisher von Eigentumsansprüchen ausge- 
schlossene ,,Trade Related Aspects o f  lntellectual Proper- 
ty Rights"-Produkte (TRIPS) und ,,Trade Related Invest- 
ment MeasuresV-Investitionen (TRIMS) im Wirtschaftssy- 
stems verwertet werden. Eine weitere neue Qualität der 
Globalisierung besteht also in der zumeist von den Indu- 
strieländern ausgehenden geographischen Ausweitung 
von Eigentumsverrechtlichungen und -ansprüchen, die 
das Enteignungsrecht von Staaten (Territorialprinzip) 
konterkariert und damit die nationalstaatliche Regulie- 
rung aufbricht, ohne daß eine globale Formation oder 
Institution entstünde, bei der die gesellschaftlichen Kon- 
flikte direkt ausgetragen werden könnten. 

Globale Regulation ohne  Hegemonialmacht? 
Auf der Weltbühne fordert nämlich die geschwächte He- 
gemonialmacht USA eifrig ,,Wohlstand durch Freihan- 
del" -w ie  zuletzt in Singapur -, bereitet sich aber hinter 

den Kulissen auf eine einseiti- 

lndes war die in Sinaa~ur beschlossene ge Wirtschaftspolitik Die 
d 0 

weltwirtschaftliche Internatio- 
WO-Deklaration zu den ,,Core Labour nalisierung steht in einem di- 
Standards" eine Enttäuschung: Niedrige rekten Spannungsverhältnis 

zur Rolle des Hegemons, da 
Arbeitskosten und schlechte Arbeitsbe- die de facto Triadisierung eine 

dingungen werden fortan als ,,kompara- oligopolistische Hegemoniai- - - 

tiver Kostenvorteil" legitimiert. struktur staatlicher Macht 
nach sich zieht und somit den 
Einfluß der ehemals einzigen 

Wirtschaftsvormacht USA zurückdrängt. Aber wegen 
des grundsätzlichen systemischen Hegemonieverlustes 
müßten die Staaten als Akteure eigentlich aufgewertet 
werden, statt dessen ziehen sie sich aus der Wirtschafts- 
politik zunehmend zurück. Dies scheint auf den ersten 
Blick paradox, aber aufgrund der raschen Zunahme der 
lnteraktionsdichte auf allen Ebenen der internationalen 
Beziehungen in den letzten Jahrzehnten haben auch im 
Feld der Weltwirtschaftsbeziehungen immer mehr Ak- 
teure (besonders Transnationale Konzerne, TNK) indivi- 
duell immer weniger Gestaltungsmacht. 

Ein Indiz für die ,,Krise der Regulation" und die relati- 
vierte Machtstellung der USA im Konzert aller Wirt- 
schaftsakteure sind neue protektionistische Tendenzen 
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im umkehrten Verhältnis zur Steigerung der Wettbe- 
werbsfähigkeit der Entwicklungsländer sowie zuneh- 
mende bilaterale Abkommen der USA mi t  der EG sowie 
mi t  Textillieferländern, denen ,,freiwilligem Exportbe- 
schränkungen (Voluntary Export Restrictions) aufge- 
zwungen werden.Entwicklungsländer stehen vor Han- 
delsbarrieren, deren Kosten auf das Doppelte der gesam- 
ten Entwicklungshilfe geschätzt werden. Darüber hinaus 
behalten sich die USA seit 1989 mittels der merkantilisti- 
schen Super-301 -Klausel im US-Handelsgesetz Vergel- 
tungsmaßnahmen vor, sollten US-Wirtschaftsinteressen 
durch Konkurrenzprodukte aus dem Ausland stark ver- 
letzt werden - dies schließt natürliche Wettbewerbsvor- 
teile anderer Länder mi t  ein. Auch das gegen Kuba ver- 
hängte ,,Helms-Burton"-Gesetz offenbart den imperialen 
Größenwahn der US-Administration. Der Bi- und Unila- 
teralismus (,,ökonomischer Nationalismus") treten an die 
Stelle des multilateralen Anspruchs. Und der von den 
Wirtschaftsmächten bisher offen geforderte Freihandel 
verwandelt sich somit immer unverhohlener zu neuen 
Formen des Merkantilismus, obwohl bisher ein protek- 
tionistischer Domino-Effekt ausblieb. 

Sozialdumping oder  sozialer Protektionismus? 
Freihandel oder Protektionismus? Mit den beiden Prämissen 
- der Existenz des Nationalstaats und des Weltmarktes - 
sind Freihandel und Protektionismus zwei Seiten einer Me- 
daille: Im Falle des totalen Freihandels verliert der nationale 
Wirtschaftsraum an Bedeutung und im Falle totaler Protek- 
tion gibt es keinen Weltmarkt (AltvaterfMahnkopf, S. 383). 
Damit bewegt sich eine Regulation der Weltwirtschaft, dies 
gilt auch für die auf der WO-Konferenz diskutierten Sozial- 
klauseln, zwischen diesen beiden Extremen und markiert 
gleichzeitig die Grenze für die Ausweitung des internatio- 
nalen Handels und damit der Globalisierung. 

Die Gewerkschaften schienen bei oberflächlicher Be- 
trachtung in der Frage der sozialen Mindeststandards das 
Zepter an die US-Regierung abgegeben zu haben. Andrew 
Stohler, US-Repräsentant bei der M O ,  hatte sich schon im 
Vorfeld der Konferenz, auf der Tagung des Internationalen 
Bundes Freier Gewerkschaften (IBFG), für die umstrittene 
Sozialklausel im globalen Handel ausgesprochen. 

Der ,,Arbeitskampfenthusiasmus" der Clinton-Admi- 
nistration darf aber nicht falsch interpretiert werden: Da- 
hinter stecken tiefsitzende Ängste, im Hobbes'schen glo- 
balen Wirtschaftskrieg nicht mehr die Rolle des Leviathan 
spielen zu können. Der Druck der US-Wirtschafts- und 
Gewerkschaftsverbände, die angesichts der ausländi- 
schen Konkurrenz zittrige Knie bekommen, verlangen 
zunehmend mehr staatlichen Schutz, da die nächsten 
Handelsliberalisierungsmaßnahmen den Textil- und 
Agrarbereich nicht mehr ungeschoren davonkommen 
lassen werden. Damit hätten die neoliberalen Regierun- 
gen im Norden zwei Fliegen mit einer Klappe geschlagen: 
Erstens könnten die nationalen Haushalte durch die 
Streichung von Subventionen entlastet werden, und 
zweitens hätte man ein ,,Bonbon" für die Entwicklungs- 
länder als ,,Entschädigungu für deren exportorientiertes 
Verelendungswachstum. Die Sozialklausel fungiert für 
die USA also als Druckmittel für weitere Marktzugänge in 
den südostasiatischen Tigerstaaten im Bereich der Tele- 
kommunikation, aber auch als Zeichen guten Willens für 
die US-Agrar- und Textilindustrie, diese Wirtschaftsberei- 
che zu protegieren. 

Die merkantilistischen Beweggründe der US-Forde- 
rung nach Sozialklauseln bringen den IBFG indes nicht 

von der Überzeugung ab, soziale Mindeststandards in  
das MO-Abkommen zu verankern. Da die aus dem un- 
gebändigten ,,Casino-Kapitalismus" resultierende Wett- 
bewerbsspirale Ursache für die inhumanen Arbeitsbedin- 
gungen sei, müßte das schwächste Glied in der Wert- 
schöpfungskette - rechtlose und ausgebeutete Arbeits- 
kräfte - geschützt werden. In  diesem Punkt besteht bei 
den freien Gewerkschaften aus Nord und Süd Einigkeit. 
Definitionsgrundlage der Sozialklausel liefern die Kon- 
ventionen der Internationalen Arbeitsorganisation (110) 
über soziale Mindeststandards - wie das Verbot der Kin- 
der- und Zwangsarbeit oder die Zulassung von Gewerk- 
schaften und die Freiheit von Tarifverträgen. Die Gewerk- 
schaften legen großen Wert darauf, daß die Sozialklausel 
nicht als neoprotektionistisches Instrument mißbraucht 
werden kann. 

lndes war die in  Singapur beschlossene WO-Dekla- 
ration zu den ,,Core Labour Standards" eine Enttäu- 
schung: Niedrige Arbeitskosten und schlechte Arbeitsbe- 
dingungen werden fortan als ,,komparativer Kostenvor- 
teil" legitimiert. Das ist ein Rückschritt in Fragen sozialer 
Menschenrechte, da fortan Unternehmen und multina- 
tionale Konzerne im Falle von inhumanen Arbeitsbedin- 
gungen auf die offizielle WO-Deklaration verweisen 
können. 

W O  intensiviert  Standortkonkurrenz 
Die gegenwärtige Globalisierung ist nicht lediglich die sy- 

i stemlogische Weiterentwicklung des Kapitalismus, son- 
T .- dern ist Produkt " ... bestimmter Akteure, findet in be- 

stimmten sozialen Umfeldern statt und impliziert spezifi- 
sche Kräfteverhältnisse ...". (Hans Peter Krebs, 1996, 5. 
27). Die ,,neue" Phase der Globalisierung unterscheidet 
sich qualitativ von den historischen durch die Auflösung 
der bisherigen Einbettung der Ökonomie in sozialen Zu- 
sammenhängen. Dies ist gleichzeitig die Ursache für die 
Krise des fordistischen Wirtschaftssystems und die Weg- 
marke zu einem diffusen, kaum zu prognostizierenden 
Postfordismus. Es ist eine Wettbewerbssituation zwi- 
schen Nationen und Regionen (i.d.R. Währungsgebiete) 
eingeläutet und damit verbunden werden neue, den glo- 

bal agierenden Unternehmen (TNKs) angepaßte, ,,Effizi- 
enz''-Kriterien für die Nationalstaaten geschaffen (Altva- 
ter/Mahnkopf, 1996). Diese mikroökonomischen Kriteri- 
en konnte in Singapur der deuttsche Wirtschaftsminister 
Rexrodt genauso herunterbeten wie die Handelsministe- 
rlnnen der ASEAN-Staaten. Die dadurch erwirkte zuneh- 
mende Konformität der Märkte in den kapitalistischen- 
Zentren verstärkt wiederum den lnternationalisierungs- 
und Verflechtungsprozeß der Ökonomien durch die 
Möglichkeit einer breiteren Streuung der Produktion. 

Darüber hinaus produziert der heutige Globalisie- 
rungsprozeß soziale und ökologische, lokale sowie regio- 
nale gesellschaftliche Gegenbewegungen, trotz einer ge- 
nerellen zunehmenden Entpolitisierung der Gesellschaf- 
ten in den Industrie- und Entwicklungsländern. Auch die 
Menschen in den Industrieländern sehen sich dem Diktat 
des ,,Sachzwang Weltmarkt" (Altvater) ausgeliefert. Die 
Bevölkerungen der Entwicklungsländer kennen diese 
Form der Abhängigkeit schon etwas länger (u.a. durch 
die oktroyierten IWF-Auflagen zur ,,Sanierung8' der na- 
tionalen Wirtschaft), dies sind aber dort keine Schein- 
Sachzwänge - wie of t  heute in den Industrieländern - 
sondern wirtschaftliche und politische Realitäten. 

Die auf der Konferenz anwesenden Gewerkschaften 
sowie die über 200 Nicht-Regierungsorganisationen 
führten ein Paria-Dasein. Sie waren, wie auch die Vertre- 
terlnnen der Entwicklungsländer, von den Verhandlun- 
gen, o f t  auch von Informationen. ausgeschlossen. Die 
2.500 Konferenzdelegierten sind selten mit  den NGOs in 
Kontakt gekommen, was sicherlich auch an den weit 
über 2.000 Sicherheitskräften gelegen hat, die in Singa- 
pur für einen ,,reibungslosen" Ablauf der Ministerkonfe- 
renz zu sorgen hatten. 

Regionalisierung - lnst rument  gegen Globali- 
sierung? 
Die in Art. XXlV des WO-Vertrags geregelten regionalen 
Integrationen sind nicht nur als Vorstufe der Globalisie- 
rung, sondern auch als Schutz- und Regelungsinstru- 
ment gegen einen intensivierten ,,Standort"-Wettbewerb 
zu sehen, einem Prozeß der ,,Entsolidarisierung1', der so- 
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zum Beispiel das innerhalb der WTO umgesetzte ,,intellek- 
tuelle Eigentumsrecht", um zur Wohlstandsmehrung derje- 
nigen beizutragen, die über diese kapitalintensiven Techno- 
logien verfügen (i.d.R. die Industrieländer). 

Eigentum ist nicht nur ein rechtliches Konstrukt, son- 
dern schafft auch soziale Beziehungen und existentielle 
Abhängigkeiten und Herrschaftsverhältnisse zwischen 
den Eigentümern und Nichteigentümern. Bei der Entste- 
hung und Garantie des absoluten Herrschaftsrechts von 
Ideen oder immateriellen Gütern kommt dem Staat eine 
wichtige Funktion. bei, der sich nämlich verpflichtet, Ei- 
gentumsrechte mit  Hilfe der Diplomatie oder des Gewalt- 
monopols (ultima ratio), u.a. im ,,legitimenu Rahmen des 
neuen WO-Streitschlichtungsverfahren, auch im Aus- 
land durchzusetzen. Bei der derzeitigen Deregulations- 
und Privatisierungspolitik der BRD und anderer Staaten 
werden Regulationskompetenzen an private Akteure 
(Unternehmen) und an die Marktlogik abgetreten und 
gleichzeitig wird die Rolle des Staates als Garant von Ei- 
gentumsrechten gestärkt. 

Aufgrund der staatlichen Zusicherung der Eigen- 
tumsgarantie u.a. im Rahmen der W O  (teilweise auch 
durch die Weltorganisation für geistiges Eigentum, 
WIPO), können bisher von Eigentumsansprüchen ausge- 
schlossene ,,Trade Related Aspects o f  lntellectual Proper- 
ty Rights"-Produkte (TRIPS) und ,,Trade Related Invest- 
ment MeasuresV-Investitionen (TRIMS) im Wirtschaftssy- 
stems verwertet werden. Eine weitere neue Qualität der 
Globalisierung besteht also in der zumeist von den Indu- 
strieländern ausgehenden geographischen Ausweitung 
von Eigentumsverrechtlichungen und -ansprüchen, die 
das Enteignungsrecht von Staaten (Territorialprinzip) 
konterkariert und damit die nationalstaatliche Regulie- 
rung aufbricht, ohne daß eine globale Formation oder 
Institution entstünde, bei der die gesellschaftlichen Kon- 
flikte direkt ausgetragen werden könnten. 

Globale Regulation ohne  Hegemonialmacht? 
Auf der Weltbühne fordert nämlich die geschwächte He- 
gemonialmacht USA eifrig ,,Wohlstand durch Freihan- 
del" -w ie  zuletzt in Singapur -, bereitet sich aber hinter 

den Kulissen auf eine einseiti- 

lndes war die in Sinaa~ur beschlossene ge Wirtschaftspolitik Die 
d 0 

weltwirtschaftliche Internatio- 
WO-Deklaration zu den ,,Core Labour nalisierung steht in einem di- 
Standards" eine Enttäuschung: Niedrige rekten Spannungsverhältnis 

zur Rolle des Hegemons, da 
Arbeitskosten und schlechte Arbeitsbe- die de facto Triadisierung eine 

dingungen werden fortan als ,,kompara- oligopolistische Hegemoniai- - - 

tiver Kostenvorteil" legitimiert. struktur staatlicher Macht 
nach sich zieht und somit den 
Einfluß der ehemals einzigen 

Wirtschaftsvormacht USA zurückdrängt. Aber wegen 
des grundsätzlichen systemischen Hegemonieverlustes 
müßten die Staaten als Akteure eigentlich aufgewertet 
werden, statt dessen ziehen sie sich aus der Wirtschafts- 
politik zunehmend zurück. Dies scheint auf den ersten 
Blick paradox, aber aufgrund der raschen Zunahme der 
lnteraktionsdichte auf allen Ebenen der internationalen 
Beziehungen in den letzten Jahrzehnten haben auch im 
Feld der Weltwirtschaftsbeziehungen immer mehr Ak- 
teure (besonders Transnationale Konzerne, TNK) indivi- 
duell immer weniger Gestaltungsmacht. 

Ein Indiz für die ,,Krise der Regulation" und die relati- 
vierte Machtstellung der USA im Konzert aller Wirt- 
schaftsakteure sind neue protektionistische Tendenzen 
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im umkehrten Verhältnis zur Steigerung der Wettbe- 
werbsfähigkeit der Entwicklungsländer sowie zuneh- 
mende bilaterale Abkommen der USA mi t  der EG sowie 
mi t  Textillieferländern, denen ,,freiwilligem Exportbe- 
schränkungen (Voluntary Export Restrictions) aufge- 
zwungen werden.Entwicklungsländer stehen vor Han- 
delsbarrieren, deren Kosten auf das Doppelte der gesam- 
ten Entwicklungshilfe geschätzt werden. Darüber hinaus 
behalten sich die USA seit 1989 mittels der merkantilisti- 
schen Super-301 -Klausel im US-Handelsgesetz Vergel- 
tungsmaßnahmen vor, sollten US-Wirtschaftsinteressen 
durch Konkurrenzprodukte aus dem Ausland stark ver- 
letzt werden - dies schließt natürliche Wettbewerbsvor- 
teile anderer Länder mi t  ein. Auch das gegen Kuba ver- 
hängte ,,Helms-Burton"-Gesetz offenbart den imperialen 
Größenwahn der US-Administration. Der Bi- und Unila- 
teralismus (,,ökonomischer Nationalismus") treten an die 
Stelle des multilateralen Anspruchs. Und der von den 
Wirtschaftsmächten bisher offen geforderte Freihandel 
verwandelt sich somit immer unverhohlener zu neuen 
Formen des Merkantilismus, obwohl bisher ein protek- 
tionistischer Domino-Effekt ausblieb. 

Sozialdumping oder  sozialer Protektionismus? 
Freihandel oder Protektionismus? Mit den beiden Prämissen 
- der Existenz des Nationalstaats und des Weltmarktes - 
sind Freihandel und Protektionismus zwei Seiten einer Me- 
daille: Im Falle des totalen Freihandels verliert der nationale 
Wirtschaftsraum an Bedeutung und im Falle totaler Protek- 
tion gibt es keinen Weltmarkt (AltvaterfMahnkopf, S. 383). 
Damit bewegt sich eine Regulation der Weltwirtschaft, dies 
gilt auch für die auf der WO-Konferenz diskutierten Sozial- 
klauseln, zwischen diesen beiden Extremen und markiert 
gleichzeitig die Grenze für die Ausweitung des internatio- 
nalen Handels und damit der Globalisierung. 

Die Gewerkschaften schienen bei oberflächlicher Be- 
trachtung in der Frage der sozialen Mindeststandards das 
Zepter an die US-Regierung abgegeben zu haben. Andrew 
Stohler, US-Repräsentant bei der M O ,  hatte sich schon im 
Vorfeld der Konferenz, auf der Tagung des Internationalen 
Bundes Freier Gewerkschaften (IBFG), für die umstrittene 
Sozialklausel im globalen Handel ausgesprochen. 

Der ,,Arbeitskampfenthusiasmus" der Clinton-Admi- 
nistration darf aber nicht falsch interpretiert werden: Da- 
hinter stecken tiefsitzende Ängste, im Hobbes'schen glo- 
balen Wirtschaftskrieg nicht mehr die Rolle des Leviathan 
spielen zu können. Der Druck der US-Wirtschafts- und 
Gewerkschaftsverbände, die angesichts der ausländi- 
schen Konkurrenz zittrige Knie bekommen, verlangen 
zunehmend mehr staatlichen Schutz, da die nächsten 
Handelsliberalisierungsmaßnahmen den Textil- und 
Agrarbereich nicht mehr ungeschoren davonkommen 
lassen werden. Damit hätten die neoliberalen Regierun- 
gen im Norden zwei Fliegen mit einer Klappe geschlagen: 
Erstens könnten die nationalen Haushalte durch die 
Streichung von Subventionen entlastet werden, und 
zweitens hätte man ein ,,Bonbon" für die Entwicklungs- 
länder als ,,Entschädigungu für deren exportorientiertes 
Verelendungswachstum. Die Sozialklausel fungiert für 
die USA also als Druckmittel für weitere Marktzugänge in 
den südostasiatischen Tigerstaaten im Bereich der Tele- 
kommunikation, aber auch als Zeichen guten Willens für 
die US-Agrar- und Textilindustrie, diese Wirtschaftsberei- 
che zu protegieren. 

Die merkantilistischen Beweggründe der US-Forde- 
rung nach Sozialklauseln bringen den IBFG indes nicht 

von der Überzeugung ab, soziale Mindeststandards in  
das MO-Abkommen zu verankern. Da die aus dem un- 
gebändigten ,,Casino-Kapitalismus" resultierende Wett- 
bewerbsspirale Ursache für die inhumanen Arbeitsbedin- 
gungen sei, müßte das schwächste Glied in der Wert- 
schöpfungskette - rechtlose und ausgebeutete Arbeits- 
kräfte - geschützt werden. In  diesem Punkt besteht bei 
den freien Gewerkschaften aus Nord und Süd Einigkeit. 
Definitionsgrundlage der Sozialklausel liefern die Kon- 
ventionen der Internationalen Arbeitsorganisation (110) 
über soziale Mindeststandards - wie das Verbot der Kin- 
der- und Zwangsarbeit oder die Zulassung von Gewerk- 
schaften und die Freiheit von Tarifverträgen. Die Gewerk- 
schaften legen großen Wert darauf, daß die Sozialklausel 
nicht als neoprotektionistisches Instrument mißbraucht 
werden kann. 

lndes war die in  Singapur beschlossene WO-Dekla- 
ration zu den ,,Core Labour Standards" eine Enttäu- 
schung: Niedrige Arbeitskosten und schlechte Arbeitsbe- 
dingungen werden fortan als ,,komparativer Kostenvor- 
teil" legitimiert. Das ist ein Rückschritt in Fragen sozialer 
Menschenrechte, da fortan Unternehmen und multina- 
tionale Konzerne im Falle von inhumanen Arbeitsbedin- 
gungen auf die offizielle WO-Deklaration verweisen 
können. 

W O  intensiviert  Standortkonkurrenz 
Die gegenwärtige Globalisierung ist nicht lediglich die sy- 

i stemlogische Weiterentwicklung des Kapitalismus, son- 
T .- dern ist Produkt " ... bestimmter Akteure, findet in be- 

stimmten sozialen Umfeldern statt und impliziert spezifi- 
sche Kräfteverhältnisse ...". (Hans Peter Krebs, 1996, 5. 
27). Die ,,neue" Phase der Globalisierung unterscheidet 
sich qualitativ von den historischen durch die Auflösung 
der bisherigen Einbettung der Ökonomie in sozialen Zu- 
sammenhängen. Dies ist gleichzeitig die Ursache für die 
Krise des fordistischen Wirtschaftssystems und die Weg- 
marke zu einem diffusen, kaum zu prognostizierenden 
Postfordismus. Es ist eine Wettbewerbssituation zwi- 
schen Nationen und Regionen (i.d.R. Währungsgebiete) 
eingeläutet und damit verbunden werden neue, den glo- 

bal agierenden Unternehmen (TNKs) angepaßte, ,,Effizi- 
enz''-Kriterien für die Nationalstaaten geschaffen (Altva- 
ter/Mahnkopf, 1996). Diese mikroökonomischen Kriteri- 
en konnte in Singapur der deuttsche Wirtschaftsminister 
Rexrodt genauso herunterbeten wie die Handelsministe- 
rlnnen der ASEAN-Staaten. Die dadurch erwirkte zuneh- 
mende Konformität der Märkte in den kapitalistischen- 
Zentren verstärkt wiederum den lnternationalisierungs- 
und Verflechtungsprozeß der Ökonomien durch die 
Möglichkeit einer breiteren Streuung der Produktion. 

Darüber hinaus produziert der heutige Globalisie- 
rungsprozeß soziale und ökologische, lokale sowie regio- 
nale gesellschaftliche Gegenbewegungen, trotz einer ge- 
nerellen zunehmenden Entpolitisierung der Gesellschaf- 
ten in den Industrie- und Entwicklungsländern. Auch die 
Menschen in den Industrieländern sehen sich dem Diktat 
des ,,Sachzwang Weltmarkt" (Altvater) ausgeliefert. Die 
Bevölkerungen der Entwicklungsländer kennen diese 
Form der Abhängigkeit schon etwas länger (u.a. durch 
die oktroyierten IWF-Auflagen zur ,,Sanierung8' der na- 
tionalen Wirtschaft), dies sind aber dort keine Schein- 
Sachzwänge - wie of t  heute in den Industrieländern - 
sondern wirtschaftliche und politische Realitäten. 

Die auf der Konferenz anwesenden Gewerkschaften 
sowie die über 200 Nicht-Regierungsorganisationen 
führten ein Paria-Dasein. Sie waren, wie auch die Vertre- 
terlnnen der Entwicklungsländer, von den Verhandlun- 
gen, o f t  auch von Informationen. ausgeschlossen. Die 
2.500 Konferenzdelegierten sind selten mit  den NGOs in 
Kontakt gekommen, was sicherlich auch an den weit 
über 2.000 Sicherheitskräften gelegen hat, die in Singa- 
pur für einen ,,reibungslosen" Ablauf der Ministerkonfe- 
renz zu sorgen hatten. 

Regionalisierung - lnst rument  gegen Globali- 
sierung? 
Die in Art. XXlV des WO-Vertrags geregelten regionalen 
Integrationen sind nicht nur als Vorstufe der Globalisie- 
rung, sondern auch als Schutz- und Regelungsinstru- 
ment gegen einen intensivierten ,,Standort"-Wettbewerb 
zu sehen, einem Prozeß der ,,Entsolidarisierung1', der so- 
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ziale Errungenschaften in den Industrie- und Entwick- 
lungsländern als Kostenfaktor aburteilt. Die soziale 
Sprengkraft der Globalisierung, so wurde anhand der 
heftig umstrittenen Sozialklausel deutlich, ist Thema in 
allen Weltregionen. Die Politik scheint dem Primat der 
(Mikro-)Ökonomie machtlos ausgeliefert zu sein. 

Dabei gewährleisten aber gerade die funktions- 
tüchtigen national organisierten Sozialsysteme eine 
Abfederung der durch die veränderten ökonomischen 
Strukturen bewirkten gesellschaftlichen Anpassungs- 
lasten aufgrund der starken Orientierung am Konsens 
(Korporatismus/Konzertierung) und werden damit 
zum Ausgangspunkt und Grundlage des derzeitigen 
Schubs wirtschaftlicher Globalisierung (LeibfriedIRie- 
ger). Die Sozialsysteme sind Garant gesellschaftlicher 
Stabilität in Zeiten wirtschaftlichen Wandels, die Ko- 
sten der internationalen Koordination der Weltwirt- 
schaft werden also gewissermaßen von den Wohl- 
fahrtsstaaten ,,internalisiertn, wirtschaftliche Krisen 
und deren soziale Folgen müssen ,,nicht mehr mit 
wirtschaftlichem Nationalismus beantwortet werden, 
wie es zwischen den beiden Weltkriegen üblich war" 
(ebd., 5. 221). Nicht zufällig findet die wirtschaftliche 
Integration der nationalen Ökonomien hauptsächlich 
zwischen Wohlfahrtsstaaten statt. 

Keynesianismus, 
Regionalismus 
und Regulation 
von Hermann Bömer* 

E s ist leider zur Mode geworden, die Globalis- 
musthese des Neoliberalismus (,,Alle nationalen 
Standorte müssen sich dem Weltmarkt strikt und 

beinahe bedingungslos anpassen.") und der Regulati- 
onstheorie in ihrer eher entpolitisierten Variante (,,Wir 
möchten ja gerne regulieren, können es aber nicht mehr 
oder nur noch in wenigen Bereichen, z.B. auf der Ebene 
regionaler Industriepolitik.") gegen den angeblich dog- 
matischen Keynesianismus und seine letzten Bastionen, 
das DIW und die Memorandumgruppe, die dabei noch 
in einen Topf geworfen werden, zu wenden. 

Die Thesen von der neuen Qualität der Globalisierung 
der Wirtschaft bzw. der Unternehmen, von der durch.die 
Globalisierung induzierten vermeintlichen neuen Unfä- 
higkeit der Nationalstaaten, ihre jeweiligen Volkswirt- 
schaften im Sinne von Vollbeschäftigungspolitik zu regu- 

* Dr. Hermann Bömer, lehrt Politische Ökonomie am Fachbereich Raumplanung der 
Universität Dortmund, und arbeitet in der Arbeitsgruppe Alternative Wirtschafrpolitik 
(Memorandum-Gruppe) mit. 
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Deshalb ist es für die Zukunft entscheidend, die na- 
tionalstaatliche Regulationsebene stärker zu nutzen und 
nicht auschließlich auf die schwach ausgeprägte supra- 
nationalen Regulationsebene zu schielen. Wenn die Glo- 
balisierungsideologie es schaffen sollte, eine regulative 
staatsinterventionistische Politik auf nationalstaatlicher 
Ebene durch den sogenannten ,,Sachzwang Weltmark" 
wegzureden, dann ist auf unabsehbare Zeit die neoklas- 
sische angebotsorientierte Wirtschaftspolitik mit allen 
sozialen Konsequenzen alternativlos festgeschrieben. 
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lieren, sowie von der wachsenden Bedeutung der subna- 
tionalstaatlichen Regionen bei der Regulierung der sozia- 
len und wettbewerblich-innovativen Strukturen, die die 
systemische Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen auf 
den Weltmärkten garantieren könne, konvergieren 
manchmal in seltsamer Eintracht. 

Möglichkeiten keynesianischer Politik 
1) Jan Priewe hat zwei Ansätze, die er vormals selbst in 
prominenten Publikationen vertreten hat, über Bord ge- 
worfen: die Werttheorie hat er im durch den Monetär- 
keynesianismus Hajo Rieses ersetzt (Priewe, 1995 und 
1988.1, und von der Memorandum-Gruppe hat er sich 
verabschiedet, seitdem die Standortkonkurrenzthese 
auch bei einigen linken Ökonomen kaum noch aneckt. In 
einem ansonsten sehr anregenden Blätter-Beitrag nun 
,,postkeynesianischer" Provenienz vermerkt er z.B., daß 
die für die ,,konjunkturellen Schwankungen, aber auch 
für den Wachstumsprozeß maßgebliche Nachfragekom- 
ponente ... die privaten Investitionen (sind). Sie wirken 
zugleich nachfrage- wie auch angebotssteigernd, soweit 
es sich um Erweiterungsinvestitionen handelt. Wenn es 
also längere Phasen an lnvestitionsdynamik mangelt, 
dann kommt es zu einer Nachfrage- und Angebotslücke 
zugleich; sie macht sich nicht nur in einer Unterausla- 
stung der Kapazitäten bemerkbar, sondern auch in ei- 
nem Mangel an Arbeitsplätzen (für Vollbeschäftigung zu 
kleine Sachkapitalkapazitäten)" (Priewe, 1996, 5.429). 

Soweit so gut. Wo liegt das Problem? Hat der Eini- 
gungsboom 1990ff. nicht für Westdeutschland wie ein 
klassisches staatliches ~achfrageprogramm gewirkt, mit 
dem in Westdeutschland ca. eine Million neue Arbeitsplätze 
in kürzester Zeit geschaffen wurden? Wurden nicht als Fol- 
ge dieses Nachfrageschubs völlig problemlos und blitz- 
schnell Erweiterungsinvestitionen auch in der westdeut- 
schen Industrie getätigt, also eine lnvestitionswelle initiiert, 
die dann allerdings schnell von der Bundesbank durch die 
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D ie Deklaration der Welthandelsorganisation 
(WO), die am Freitag, dem 13. Dezember 

1996, im hypermodernen Konferenzsaai der 
modernsten Shopping Mall Singapurs verabschiedet 
wurde, verwandelte das Ende der Konferenz in einen 
schwarzen Tag für die meisten Entwicklungsländer, die 
Gewerkschaften sowie die Nicht-Regierungsorganisatio- 
nen (NGOs) weltweit. Die Sozialklauseln wurden abge- 
schmettert, die ökologischen Reformversuche sind ge- 
scheitert, und die saftigen Filetstücke des Welthandels 
gingen fast ausschließlich an die Industrieländer. Damit 
offenbarte die Welthandelsorganisation erneut ihre Wir- 
kung als kapitalistisches Kooperationsregime, das durch 
minimale Zugeständnisse der Starken an die Schwachen 
das Wirtschaftssystem festigt und den Wohlstand der 
Mächtigen überproportional vermehrt, mit der imma- 
nenten Tendenz zur globalen Apartheid. 

Informations- und Technologieabkommen 
In Singapur beschlossen die Triadenmächte USA (und Ka- 
nada), die Europäische Union und Japan die umfang- 
reichsten Handelsliberalisierungsmaßnahmen seit Been- 
digung der Uruguay-Runde vor rund drei Jahren, näm- 
lich das neue Informations- und Technologieabkommen 
(ITA), das ein jährliches Handelsvolumen von rund 500 
Mrd. US$ umfaßt. Die sogenannten Entwicklungsländer 
blieben von den Verhandlungen völlig ausgeschlossen, 
weil ihre Ökonomien erst gar nicht über diese Produkti- 
onsbereiche verfügen. Die Vertreterlnnen dieser Länder 
hofften indes vergeblich auf klare Aussagen zu Marktzu- 
gangserleichterungen in den von den Industrieländern 
protegierten Agrar- und Textilbereichen. Immerhin sub- 
ventionieren die USA und die EU ihre Agrarprodukte mit- 
jährlich rund 182 Mrd. US-Dollars und zerstören mit ih- 
ren Dumping-Preisen die fragilen Agrarwirtschaften der 
südlichen Länder. 

Der gegenwärtige Prozeß der ökonomischen Globali- 
sierung, der postfordistischen ,,Desorganisation des Ka- 
pitalismus", weist eine immanente Tendenz zur sozialen 
Unqleichheit und Ausschließunq auf. Dies mußten die in 
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kapitalistischer 
Globalisierung 

Entwicklungsländer weiter marginalisiert 
Rainer Zugehör* 

die den Industrieländern vom Tisch fallen, auffangen zu 
können. 

Neue Formen des Protektionirnus 
In fast fünf Jahrzehnten versuchte das G A l l  in mittler- 
weile acht Handelsrunden die Freihandelstheorie mittels 
der Kardinalprinzipien der Liberalisierung und der Nicht- 
diskriminierung umzusetzen, zuletzt im Rahmen der zä- 
hen und langjährigen Verhandlungen der Uruguay-Run- 
de. Die Weltbank prognostizierte im Falle der Durchset- 
zung der beschlossenen Handelsliberalisierungen Wohl- 
standssteigerungen zwischen 100 und 200 Mrd. US-Dol- 
lar pro Jahr - das ist lächerlich wenig, denn: Bei einem 
Welt-Bruttoinlandprodukt von etwa 30 Billionen (!) US- 
Dollar, könnte der ,,Freihandelsgewinn" einem winzigen 
Rundungsfehler erliegen. 

Oberflächlich betrachtet ist es innerhalb des Handels- 
regimes gelungen, die offziellen Zollquoten von immer- 
hin durchschnittlich 40% (1 947) auf gegenwärtige 4.5% 
(1990) zu senken, ausgenommen die für die Entwick- 
lungsländer existentiellen Tex- 
til- und Agrarbereiche; an Eigentum ist nicht nur ein rechtliches 
Stelle der offiziellen Handels- Konstrukt, sondern schafft auch soziale 
beschränkungen traten über- 
kompensierend die nicht Beziehungen und existentielle Abhängig- 
GATT-konformen nicht-tarifä- keiten und Herrschaftsverhältnisse zwi- 

dieiem Ritual geübten ~e~räseitantlnnen der marginali- ren efrei- schen den Eigentümern und Nichteigen- 
sierten Fraktionen des Weitka~itais erneut auf der W O -  willige" Selbstbeschränkungs- 

Handelskonferenz in Singapur ertragen. Nur die aus der 
Verschuldung ihrer Volkswirtschaften resultierenden 
Zinszahlungen fungieren in der Regel als ,,Transmissions- 
riemen" zwischen den Entwicklungs- und Industrielän- 
dern. Vielen Entwicklungsländern werden bei fehlender 
.,Kreditbonitätn nolens volens sogenannte Strukturan- 
passungsprogramme (Deregulierung, Privatisierung, Ex- 
portorientierung etc.) oktroyiert, um den monetären 
Zwangsverpflichtungen nachzukommen. 

Aber trotz ihrer Marginalisierung wurden die Ent- 
wicklungsländer auf der Ministerkonferenz der Welthan- 
delsorganisation W) in Singapur zur Unterzeichnung 
und Unterstützung des Technologieabkommens (ITA) 
wegen des herrschenden Konsensprinzips benötigt - als 
,,Belohnungn haben die Industrieländer immerhin Markt- 
zugangserleichterungen in Aussicht gestellt. Der burun- 
dische Industrie- und Handelsminister Frederic Nzabam- 
pema wurde auf einer Pressekonferenz, auf der ich an- 
wesend war, gefragt, welche Vorteile sein ostafrikani- 
scher Binnenstaat aufgrund einer WO-Mitgliedschaft 
hätte. Er konnte darauf keine Antwort geben, blieb 
stumm und verließ irritiert den Saal, denn: Burundi leidet 
unter dem Welthandelsregime, hat aber Angst vor einer 
totalen Marginalisierung und hofft, einige Brotkrumen, 

abkommen, Marktabspra- tümern. 
chen, Subventionen, restrikti- 
ve Anwendung der Antidumping-Politik, Kontingentie- 
rung, nationale Norm-, Prüf- und Testzertifizierungl, 
Verfahren bei der öffentlichen Auftragsvergabe und u.U. 
die auf der WTO-Ministerkonferenz in Singapur disku- 
tierten Sozial- und Umweltklauseln etc. 

Darüber hinaus findet eine für Entwicklungsländer fa- 
tale ,,Zolleskalation" statt, d. h. die Zunahme des Zollsat- 
zes mit dem Verarbeitungsgrad eines Produktes. Auf der 
Konferenz wurde dieses Thema von den ,,Freihandelsna- 
tionen" totgeschwiegen. 

Eigentumsrechte ausgeweitet 
Wertschöpfung, Profite und Wohlstandvermehrung sind 
eng mit der Eigentumsfrage verknüpft. Daher werden g e  
genwärtig alle Wirtschaftsbereiche, die sich der Eigentums- 
verrechtlichung bisher entzogen haben, kapitalisiert, wie 

* Rainer Zugehör, freier Journalist; lebt in Born, berichtete u.afür Neues Deutschland von 
der WO-Konferenz in Singapur, Mitglied im Nord-Süd-Forum der SPD. 

spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 94, 1997 



und Siedlungsdichte erhebliche infrastrukturelle Vor- 
teile. Dies bedeutet auch, daß die Nichtbeachtung 
ökologischen Wirtschaftens (zunächst) weniger Ko- 
sten verursacht, als es in der Mehrzahl der anderen 
Länder der Fall ist. 

Ausblick 
Es sind erste Einblicke, die wir auf unserer Reise erhielten 
und die thematisierten Prognoseschwierigkeiten schrän- 
ken das Sehfeld zusätzlich ein. Gespräche mit Freunden, 
Kommilitonen und Botschaftsangehörigen der ,,Tigerre- 
gion" erweiterten den Horizont, ließen jedoch Fixpunkte 
eher kleiner werden. Es bleibt allein der Versuch eines 
Ausblicks. 

Wir haben bisher gesehen: Erstens, die Entwicklungs- 
linien laufen in den ,,Tigerstaatenn durchaus nicht paral- 
lel. Zweitens, es bestehen soziale und bildungspolitische 

sowie ökologische und infra- 
strukturelle Wachstumsbrem- 

Gerade die jungen ,,Tigeru sind an einem „,, Joseph Schumpeter stellte 
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ten und Exilanten, die bis vor kurzem noch als Hand- 
langer des Kapitalismus beschimpft wurden, umwor- 
ben. Um die Zusammengehörigkeit aller Chinesen zu 
dokumentieren, wird den Auswanderern derzeit ein 
Museum gebaut. 

Die ökonomische Chance und der Umdenkprozeß 
in China werden von den Migrationschinesen auf- 
merksam verfolgt. Ming Hu, gewählter Vorsitzender 
von Thai CC, der chinesischen Handelskammer in Thai- 
land, und Besitzer von 40  Betrieben nicht nur in Thai- 
land, stellt in einem Fernsehinterview fest: ,,Deng 
Xiaoping öffnet China, wir bringen das Geld." In die- 
ser Situation haben die vergleichsweise ungebunde- 
nen Migrationschinesen die Möglichkeit, Regierungen 
gegeneinander auszuspielen. Wieder sind es die ,,jun- 
gen Tiger" - und eben nicht Korea, in dem die Chine- 
sen keinen Einfluß haben, und natürlich nicht Hong- 
kong und Taiwan - deren politische Führer unter 
Druck geraten können, und die m i t  Investitions- und 
Kapitalverlagerungen zu rechnen haben. 

Punkt anqelanqt, wo sie weg von der bil- einmal fest, die Schnelligkeit Es sind Chinesen, von denen wi r  häufig hörten: - - - 
eines Fahrzeuges hänge letzt- ,,Erfolg kommt durch Härte gegen sich selbst". China 

ligen Massenproduktion hin zur lich nicht von der Stärke des war - und auch die Miarationschinesen waren - sich 
tion hochwertigerer Güter umsteigen Motors ab, sondern von der 

Qualität seiner Bremsen. Daß müssen. 
die ,,Tigerw weit springen kön- 
nen, haben sie bewiesen. Ein 

Beantwortung der Frage, ob sie hart aufschlagen oder 
weich landen werden, muß neben sozialen und ökono- 
mischen Faktoren auch die besondere historische und 
ökonomisch-kulturelle Rolle der (Migrations-)Chinesen 
mit einzubeziehen. 

Es ist eine offene und wichtige Frage, inwieweit die 
Chinesen, die außerhalb der Volksrepublik leben, natio- 
nalstaatliche soziale Interessen ihrer Wahlheimaten mit- 
tragen werden. Einige hundert chinesische Wirtschafts- 
bosse außerhalb Chinas treiben untereinander und über 

- 
immer selbst genug. Offene oder gar militärische Aus- 
einandersetzungen u m  Wirtschaftsräume und Kapital- 
s t röne wird es vermutlich nicht geben, auch wenn in  
der Region derzeit größere Summen für Waffen aus- 
gegeben werden, als in der NATO und allen anderen 
Ländern zusammen. Es sind immer auch zunächst ver- 
deckte und schleichende Bewegungen, die in  dieser 
Region Realitäten schaffen. Mir scheint es, als setzten 
die ,,älteren Tiger" des Nordens, also Hongkong, Tai- 
wan und Korea, aber auch China, zum Sprung an. Ob 
sie die „Tigeru im Süden mitreißen können, oder ob 
nur der ,,ältere Tiger" Singapur weiterspringen wird, 
bleibt a b z ~ w a r t e n . ~  SPW 

die nationalstaalichen Grenzen hinweg einen regen Wirt- ' Einen Einblick in Basisentwicklungen vermittelt der OECD-Be- 

schaftlichen Austausch, Dabei haben sie sich bislang bei- richt: Migration and the Labour Market in Asia. Prospects to  
the Year 2000, Februar 1996. 

nahe gänzlich aus dem politischen Geschehen herausge- D„ „,;„ und arößte aewerkschaftliche Dachverband FKTU - - 
halten Ihre derzeit unangefochtene Starke lag und liegt (1,2 MIII ~ i t ~ l i e d e r )  ist Offiziell anerkannt, bestand schon vor 
im Bereich von Wirtschaft und Handel. Zudem haben dem Sturz der Militarregierung und gilt als moderat 1987 hat- . . - - - - . - - 

sich ~ i ~ ~ ~ t i ~ ~ ~ ~ h i ~ ~ ~ ~ ~  nur zum -reil in das kulturelle ten in Korea große streik5 zu i n e r  ~e rbesserun~  der Arbeitsbe- 
dingungen geführt. Die damals vom Staat kontrollierte FKTU ben assimiliert. Die Sprache und Kultur der Chinesen ist wurde von den Streikenden in die Defensive gezwungen und 

überall in den Metropolen präsent. Zunehmend finden trua schließlich mit dazu bei, das Militärreoime zu stürzen. Bei- 
sich darüber hinaus Anzeichen eines neuen und auf die de Verbände riefen zum Streik auf. 

alte Heimat gerichteten Nationalbewußtseins. Kulturell 
ist bemerkenswert, daß etwa in Thailand mittlerweile 
wieder die chinesischen Namen getragen werden, wäh- 
rend die Migranten nach ihrer Einwanderung zunächst 
thailändische Namen angenommen hatten. Ökonomi- 
scher Ausdruck dessen sind beispielsweise die hohen In- 
vestitionen in der Volksrepublik China. 

M i t  der von Deng Xiaoping eingeleiteten Entwick- 
lung Chinas zu einer, wie er es nannte, ,,sozialistischen 
Marktwirtschaft", öffnete sich ein gigantischer Wirt- 
schaftsraum. Bei allen Widersprüchlichkeiten im Reich, 
die durch wirtschaftliche Liberalisierung und politische 
Zwangsherrschaft, kulturelle Starrheit und eine sich 
vergrößernde Kluft zwischen Arm und Reich gekenn- 
zeichnet sind, gelang es erstmalig in der Geschichte 
Chinas, die minimale Grundversorgung der Bevölke- 
rung mi t  Nahrungsmitteln zu sichern. M i t  der wirt-  
schaftlichen Öffnung nach Westen wurden Sonder- 
wirtschaftszonen geschaffen, die beispiellose Wachs- 
tumsraten aufweisen. Mittlerweile werden die Migran- 

Zur Beantwortung dieser Frage ist vor allem die Entwicklung 
innerhalb der ASEAN und hier insbesondere die lndustrial Co- 
operation (AICO), die sich auf die Entwicklung und Finanzie- 
rung gemeinsamer Infrastrukturen konzentriert, zu betrachten. 
Malaysia, lndonesien und die Philippinen verfolgen dabei 
schon jetzt eigene gemeinsame Interessen. Hier finden sich 
wahrscheinlich am schnellsten Indikatoren für die Entwicklung 
der Arbeitsteilung innerhalb der Region. Darüber hinaus sind 
Entwicklungen im Zusammenhang der Diskussion um eine 
mögliche ,,Super-Zentralbank" (eine asiatisch-pazifische Vari- 
ante der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich) interes- 
sant. Sie soll ein Auffangnetz für plötzlich in Schwierigkeiten 
geratene Mitgliedsstaaten knüpfen. 
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Hochzinspolitik sowie durch das Umschalten der Bundesre- 
gierung auf den Konsolidierungskurs ab 1992 abgewürgt 
wurde? Daß die Finanzierung der Einigung - hauptsächlich 
durch Umverteilung in der Klasse (Sozialbeiträge) sowie 
durch Defizitfinanzierung statt durch Steuererhöhungen - 
zu kritisieren ist, ist unbestritten. Aber der Einigungsboom 
hat gezetgt, daß Nachfragepolitik nach wie vor wirksam ist. 
Es ist dann eine Frage der politischen Kräfteverhältnisse, wie 
sie finanziert wird und in welche Programme sie fließt: in 
Aufrüstungsprogramme wie in den USA in den 8Oer Jah- 
ren, in strukturerneuernde ökologische Umbauprogramme, 
die 1990 leider nicht avisiertwurden, oder aber in das spezi- 

I fische Programm zur Eroberung der ostdeutschen Märkte 
durch westdeutsche Unternehmen, das in Kombination mit 

1 der ungehinderten Zerstörung der ostdeutschen Industrie 
4 realisiert wurde. Zwar hat auch das Ausland davon erheb- 

lich mitprofitiert (was zu einem Umschlag des Leistungsbi- 
lanzüberschusses von Ca. 100 Mrd. DM 1989 in ein Defizit 
von ca. 50 Mrd. DM 1992 geführt hat), aber warum eigent- 
lich nicht, nachdem die BRD in den 80er Jahren permanent 
Krisenexport betrieben hat? 

Koord inat ion und Regionalisierung v o n  Nach- 
frage- und Angebotspol i t ik  
Natürlich stimmt es, daß die ,,Globalisierung (bei Elmar 
Altvater der ,,Sachzwang Weltmarkt", H.B.) ... die staatli- 
che Intervention im Alleingang ob- 
jektiv schwerer macht" - ( ~ i e w e ,  
1996, 5.427). Wenn etwas schwerer 
wird, heißt dies aber noch lange 
nicht, daß es unmöglich wird, vor al- 
lem nicht für Volkswirtschaften mit 
hegemonialem Einfluß wie den USA, 
Japan oder auch der BRD in Westeu- 
ropa. Das Negativbeispiel Frankreich 
1981182 zieht nicht, weil sich Frank- 
reichs Wirtschafts- und Währungs- 
politik auch bereits damals schon im 
Schlepptau der BRD und der Bundes- 
bank befand. Qualifizierte Nachfra- 
gesteuerung muß in Westeuropa 
heute natürlich besser koordiniert 
werden, und das monetaristische 
geldpolitische Diktat der Bundes- 
bank, das dazu auch noch weitge- 
hend im Vertrag von Maastricht fest- 
geschrieben worden ist, muß gebro- 
chen werden, wenn ein alternativer 
Regulationsinhalt politisch durchge- 
setzt werden soll. Für beides fehlt es 
nach meiner Meinung nicht an ob- 
jektiven regulativen Möglichkeiten, 
sondern am politischen Willen der an 
der Macht befindlichen Regierungen. 

Staatliche makroökonomische In- 
tervention war natürlich auch schon 
unter dem Regime von Bretton 
Woods nicht einfach, und nur bei 
ganz naiven Vertretern ist Keynes nur 
als Nachfragetheoretiker rezipiert 
worden: waren die keynesianisch in- 
spirierten großen staatlichen Infra- 
stukturprogramme wie der Aufbau 
des Autobahnnetzes, der Ausbau der 
Hochschulen und Forschungseinrich- 
tungen sowie die massiven Förder- 

Programme für den sozialen Wohnungsbau usw. nicht 
zugleich eine massive infrastrukturelle Angebotspoltik 
für die flächendeckende Verallgemeinerung von Infra- 
struktur-Einrichtungen und Lebensqualitäten (,,weiche 
Standortfaktoren") und damit zugleich Instrument zur 
tendenziellen Herstellung gleichwertigeder) Innovations- 
, Produktions- und Lebensbedingungen in allen Teilräu- 
men der BRD, wie es die Verfassung verlangt? 

Natürlich muß makroökonomische Nachfrage- und 
Angebotspolitik unter den heutigen postfordistischen 
Bedingungen tendenziell an- 
ders betrieben werden: z.B. 
sind neben der oben bereits Der Einigungsboom hat gezeigt, daß 
benannten Notwendigkeit der Nachfragepolitik nach wie vor wirksam 
internationalen, speziell der ist. Es ist eine Frage der politischen Kräf- 
innereuropäischen Koordina- 
tion der Angebots- und Nach- teverhältnisse, wie sie finanziert wird und 
fragesteuerung die Infrastruk- in welche programme sie fließt. 
turen stärker unter Berück- 
sichtigung der regionalen Be- 
sonderheiten zu entwickeln. Daher ist z.B. die in NRW 
betriebene Regionalisierung der Strukturpolitik sicherlich 
vernünftig. Schaut man genauer hin, wird aber nicht die 
Strukturpolitik schlechthin regionalisiert, sondern ledig- 
lich die Erstellung der Prioritätenliste der von Land, Bund 
und EU zu fördernden Investitionen. Die Auswahl der 
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Projekte erfolgt durch das Land, die Finanzierung aber 
über die vertikale Finanzverflechtung EU/Bund/Land 
NRWIGemeinden. Und werden die Finanzmittel auf den 
oberen Ebenen gekürzt, so wird die ,,Regionalisierung" 
zwar um so notwendiger, zugleich aber wird sie stump- 
fer, weil insgesamt viel weniger Projekte realisiert - weil 
nicht finanziert - werden können. 

Mängel  industrie- und regionalökonomischer 
Ansätze 
2) Ein anderes Beispiel unpräziser Argumentation mi t  
problematischen Folgen: Wenn Klaus Dörre (1 995, S. 
150) in seinem ansonsten höchst spannenden Beitrag 
im ispw-Jahrbuch 1995196 schreibt: ,,Auf die sich seit 
Beginn der 90er Jahre abzeichnende dreifache Heraus- 
forderung - Triade-Konkurrenz und Aufholen von zu 
Hochwertproduktion fähigen Schwellenländern, EU- 
Binnenmarkt und wirtschaftliche Öffnung Osteuropas 
mi t  Löhnen 'a' la Honkong just in time vor der Haus- 
tür' - waren weder Unternehmen noch Gewerkschaf- 
ten vorbereitet", dann vergißt er eine wichtige gene- 
relle Bestimmung: dieser Herausforderung ist deshalb 
so schwer zu begegnen, weil sie unter der politischen 
Hegemonie des Neoliberalismus erfolgt. Wären andere 
politische Kräfte mi t  anderen wirtschafts-, sozial- und 
umweltpolitischen Konzepten an der Regierungs- 
macht, gäbe es wirklich andere Möglichkeiten, ihr zu 

begegnen. 
Müßte es nicht zu denken geben, daß die ES ist ein immer wieder 

auftretender Mangel regulati- Ablehnung des ,,Bündnisses für Arbeit" onnheoretisch inspirierter 

auf der nationalstaatlichen Ebene sehr mesoökonomischer industrie- 

gut mit der Befürwortung des Bündnis- und auch regionalpolitischer 
Analysen, daß sie die Themati- 

Sen auf betrieblicher Ebene harmoniert? ,ier„g der Variierbarkeit ma- 
kroökonomischer Politik un- 

terschlagen, vergessen oder anderen Experten zuweisen, 
so z.B. GöII und Schuster, die im selben Buch den Primat 
der Politik in ihrer Analyse hervorragend herausgearbei- 
tet haben. Dörre aber ignoriert bzw. leugnet in seinem 
Beitrag diese Gestaltbarkeit von Wirtschafts- und Sozial- 
politik auf der nationalstaatlichen und europäischen Ebe- 
ne und kommt daher zu minimalistischen Vorschlägen, 
die allesamt mit  der Bekämpfung der Massenarbeitslosig- 
keit wenig zu tun haben: zu (1) gestaltender Industriepo- 
litik und kooperativemwettbewerb; zum (2) betriebli- 
chen ,,Deals': ,,Produktionsintelligenz gegen Beteiligung" 
(wobei er selbst zugibt, daß dies in der Krise zu einem be- 
schleunigten Rationalisierungsschub führt), zur (3) ,,Neu- 
verortung im mehrdimensionalen Verteilungskonflikt", 
zu (4) ,,neuen Formen von Sozialstaatlichkeit" (wobei das 
inzwischen obligate ,,BürgergeldV nicht fehlen darf; vgl. 
zur Kritik: Prenger, F.W., 1994) sowie (5) zu ,,transnatio- 
nalen Vertretungsstrukturen". 

Obwohl ich bis auf Punkt (4) all diese Handlungsfel- 
der ebenfalls für elementare Bestandteile linker Politik zur 
Erhaltung und Modernisierung industrieller Kapazitäten 
in der BRD halte, möchte ich jedoch davor warnen, ihre 
makroökonomische arbeitsplatzschaffende Bedeutung 
zu überschätzen. Dörre selbst scheint dies zu ahnen, 
wenn er 2.B. feststellt: ,,Selbst in ihrer humansten, direk- 
te Beschäftigtenbeteiligung fördernden Variante handelt 
es sich bei den neuen Managementkonzepten um Ratio- 
nalisierungsansätze, die zumindest indirekt (?, H.B.) auf 
Personalabbau, häufig auch auf Leistungsverdichtung 
hinauslaufen" (Dörre, 5. 158). 
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Grenzen regionaler und betr iebl icher Polit ik 
Im Beitrag von LöckenerIUnderberg im selben Jahrbuch 
,,Regionalisierung als Perspektive für das 'Produktions- 
modell Deutschland"' wird zurecht festgestellt: ,,Regio- 
nale Struktur- und lndustriepolitik kann letztlich nur auf 
die Angebotsseite einwirken. Die anstehenden Aufgaben 
eines sozialen und ökologischen Umbaus sind jedoch nur 
zu bewältigen, wenn entsprechende regionale (und be- 
triebliche, H.B.) Initiativen perspektivisch an einer Politik 
ausgerichtet werden können, die auf staatlicher oder eu- 
ropäischer Ebene die notwendige Nachfrage für ökolo- 
gisch sinnvolle und nützliche Produkte in  gesellschaftli- 
chen Bedarfsfeldern fördert" (Löckenerlunderberg, 
1995, S. 142). Dazu ist aber nach wievor und mehr denn 
je makroökonomische Nachfragesteuerung, gesamt- 
staatliche Umweltpolitik und gesamtwirtschaftliche Um- 
verteilungspolitik zugunsten der Menschen mi t  niedri- 
gem Einkommen und der öffentlichen Haushalte erfor- 
derlich, worauf z.B. die Arbeitsgruppe Alternative Wirt- 
schaftspolitik immer wieder hinweist, obwohl ihr das den 
Vorwurf des keynesianischen Traditionalismus einbringt. 

3) LöckenerIUnderberg konstatieren darüberhinaus 
nach einer detaillierten Analyse der vielfach gepriese- 
nen und mi t  Hoffnungen regulationstheoretisch orien- 
tierter Regionalwissenschaftler überhäuften regiona- 
len Strukturpolitik des Landes NRW ernüchternd: ,,Die 
Ebene der industriellen Beziehungen ha t  in  der regio- 
nalisierten Strukturpolitik bisher praktisch keine Rolle 
gespielt" (ebd, 5. 138). Warum wohl? Weil dynami- 
sche lndustriesoziologen sich dieser Aufgabe noch 
nicht ernsthaft genug zugewandt haben? Kann es viel- 
leicht auch daran liegen, daß sich das Privateigentum 
nicht in  den Kernbereich seiner Eigentümertätigkeit 
hinein regieren lassen will, daß z.B. kooperativer Wett- 
bewerb aus Angst vor späterer feindlicher Übernahme 
abgeblockt wird usw.? Wie kann man das Bündnis für 
Arbeit auf der regionalen und betrieblichen Ebene be- 
fürworten, ohne zugleich ein kooperatives Verhalten 
der Unternehmer und der Regierung auf den wichtig- 
sten Entscheidungsebenen einzuklagen und zu er- 
kämpfen? Müßte es nicht zu denken geben, daß die 
Ablehnung des ,,Bündnisses für Arbeit" auf der natio- 
nalstaatlichen Ebene sehr gu t  m i t  der Befürwortung 
des Bündnissen auf betrieblicher Ebene harmoniert (so 
2.B. jüngst der FDP-Generalsekretär Westerwelle)? 

Auf betrieblicher und Unternehmensebene ebenso 
wie in den Regionen sind die gesamtwirtschaftlichen 
Nachfrageaggregate nicht steuerbar, sondern lediglich 
bestimmte Kostenblöcke sowie einige wichtige Teile der 
lnnovationsstrukturen. Für die sich erweiternde Kluft 
zwischen Produktivitäts- und Nachfrageentwicklung 
aber ist die nationalstaatliche und zunehmend auch die 
europäische ~ir tschaftspol i t ik unverzichtbar und zu- 
ständig. 

V o m  Stadien- zum Schichtenmodel l  de r  
Regulation 
4) Für die regulationstheoretische Debatte lautet mein 
Gegenvorschlag daher: vom Stadien- zum Schichtenmo- 
dell der Veränderung der Akkumulations- und Regulati- 
onsregimes. 

Es ist nicht viel gegen die von Dörre empfohlenen Re- 
zepte sowie gegen die regionalisierte Strukturpolitik, ge- 
gen die Schaffung innovativer regionaler Milieus usw. zu 
sagen außer diesem: sie müssen in  eine andere makro- 
ökonomische Politik eingebettet sein, insbesondere 
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chen Arme von Familien, deren Haupternährer sie zu- 
meist vorher waren. Wie in Japan bot  die Beschäfti- 
gungspolitik der Betriebe, insbesondere die hohe Ar- 
beitsplatzsicherheit, soziale Sicherheit. Durch das Fehlen 
staatlichen sozialpolitischen Schutzes bricht unmittelbar 
die ,,soziale Friedensformel" Leistungsverausgabung ge- 
gen Sicherheit. Dies ist ein Grund für die Härte der Aus- 
einandersetzungen und den Symbolgehalt der Arbeits- 
kämpfe in Korea und Thailand. 

Infrastruktur- u n d  ökologische Probleme 
Nicht nur das Bildungs- und Sozialsystem, auch die In- 

I frastruktur hat mit  der rasanten Entwicklung nicht mit- 
halten können. Am 4. August letzten Jahres gingen bei- 
spielsweise in ganz Westmalaysia die Lichter aus. 24 

L Stunden lang standen die Fließbänder still, blieben Fahr- 
stühle hängen und brach der Verkehr zusammen. Auch 
in Taiwan kommt es aufgrund von Stromausfällen immer 
wieder zu Produktionsstops. Die ,,Bangkok Post" berich- 
tet, daß der Dauerstau in Bangkok die städtische Wirt- 
schaftsleistung um 12% verringert. Um den Boom zu ret- 
ten muß Asien jährlich zwischen 200 Milliarden Dollar 
(so die Weltbank) und 280 Milliarden Dollar (so die Asia- 
tische Entwicklungsbank) aufbringen, um Infrastruk- 
turprojekte wie Abwasserkanäle, Kläranlagen, Straßen 
und Gleise zur realisieren. Wie die Japaner in den sech- 
ziger Jahren erkauften die ,,Tigeru ihr industrielles 
Wachstum mi t  verpesteter Luft, vergifteten Flüssen, 
hemmungslosen Landfraß und Abholzung der (Ur-)WäI- 
der. 

Ansatzweise beginnt heute ein Umdenken. Malaysia 
versucht sich an einer kontrollierten Forstwirtschaft. Die 
70% Waldfläche sollen erhalten werden, wobei ein Teil 
der Fläche dauerhaft Tropenholz bereitstellen soll. In 
Thailand ist die Situation schlimmer: Waren 1945 noch 
85% der Fläche mit Wald bedeckt, so sind es heute gera- 
de noch 15%. Seit Jahren bestehen staatliche Auffor- 
stungsprogramme, und mittlerweile stehen immerhin 
11% der Landesfläche unter Naturschutz. Langfristig sol- 
len wieder 40% der Landesfläche mit Wäldern bedeckt 

werden. Aufgeforstet werden jedoch nicht tropische 
Baumarten, die 250 Jahre wachsen müßten, sondern 
schnell wachsender Eukalyptus, der allerdings nur wenig 
Wasser und Boden bindet. 
Wie überall, orientieren sich 
auch hier die Planungen von Es bestehen erhebliche Unterschiede 
lnfrastrukturmaßnahmen und zwischen den ,.altenu und den .,neuen 
die zarten Pflänzchen ,,ökolo- 
qischen" Wirtschaftens an Tigerstaaten". Die Entwicklungschancen - 
kurz- und mittelfristigen Kapi- der ,,älteren Tiger" sind aus mehreren 
ta lverwer tungsinteressen.  Gründen besser als die der ,,jungenu 
Doch verändern sich eben die- 
se Bedingungen der Kapital- 
verwertung und so gelang es im letzten Jahr einem Um- 
weltschützer, die Wahl zum Bürgermeister in Bangkok zu 
gewinnen. 

Das Ende des Wachstums ist in den ,,Tigerstaaten" 
nicht erreicht. Wachstumsraten von 6% und 7% erschei- 
nen, im Vergleich zu Europa und den USA, als durchaus 
komfortabel. Doch sind diese Wachstumsraten, vor dem 
Hintergrund der angesprochenen sozialen und infra- 
strukturellen Problemlagen, dringend notwendig, um die 
erforderliche Umsteuerung vornehmen zu können. Nur 
so können jene Projekte, die ein modernes und zukunft- 
sicherndes Gemeinwesen ausmachen, wie Schulen, Uni- 
versitäten, Schienen, Straßen, Brücken, Krankenhäuser 
und eine staatlich organisierte soziale Mindestsicherung 
bei Alter und Krankheit, finanziert werden. 

Hier bestehen Unterschiede zwischen den ,,altena' 
und den ,,neuen Tigerstaaten". Die Entwicklungschan- 
cen der ,,älteren Tiger" sind vor allem aus drei Grün- 
den besser als die der ,,jungenn: Erstens haben sie in  
der Vergangenheit erheblich höhere Reichtumsreser- 
ven angehäuft als ihre Nachbarstaaten. Insbesondere 
Taiwan und Hongkong sind zudem kaum oder gar 
nicht von Wachstumseinbrüchen betroffen. Zweitens 
haben die ,,alten" vor dem Hintergrund des Mangels 
an natürlichen Ressourcen mehr für die Bildung ihrer 
Bevölkerung getan als die ,,jungen Tiger". Drittens ha- 
ben sie, mit  Ausnahme Koreas, aufgrund ihrer Lage 
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hat asiatischen Unternehmen viele Milliarden Dollar ge- 
kostet. Der Preis einiger Computerchips rutschte bis zu 
90% nach unten und ein neuerer 16-Megabite-Chip, der 
1995 noch 53 Dollar kostete, ist derzeit für ein Fünftel zu 
bekommen. Der Export, nachhaltig vor allem der nach 
Europa, stagniert. 

Betroffen sind hier vor allem Südkorea, deren Elektro- 
nikexport ein Drittel aller Ausfuhren ausmacht, und Sin- 
gapur, deren High-Tech-Produkte fast zwei Drittel aller 
Exporte bestimmen. Südkorea hat darüber hinaus mit 
steigenden Lohnkosten zu kämpfen. Diese rennen der 
Produktivität davon. Die Folge: In den nächsten acht Jah- 
ren wollen allein die fünf größten Unternehmen etwa 60 
Milliarden Dollar im Ausland - das meiste in asiatischen 
Billiglohnländern - investieren. Schon jetzt ist der Misch- 
konzern Daewoo zum größten Einzelinvestor in Vietnam 
aufgestiegen. Die Textilindustrie wandert nach Südchina, 
und die Hyundai-Stahlverarbeitungswerke werden nach 
Nordchina verlagert. 

Singapur versucht erfolgreich, Schlüsselunternehmen 
zum Bleiben zu bewegen, indem die Herstellung von 
High-Tech-Produkten und der Zuzug von ungelernten 
und billigen Gastarbeitern gefördert wird. Dennoch be- 
trug das Wirtschaftswachstum in dem Land, das zwei- 
stellige Wachstumsraten gewöhnt war, im letzten Quar- 
tal 1996 lediglich 3,2%. Die verarbeitende Industrie er- 
lebte gar einen Rückgang um 4,3%. 

Auch Malaysia ist von der Exportschwäche im Bereich 
der Elektronik tangiert. Der Export von Industriegütern 
(vor allem Chips, Klimaanlagen und Autos) stieg 1996 le- 
diglich um 5,8%, ein Jahr zuvor waren es noch fast 23%. 
Versuche, wie die sogenannten ,,Multimedia-Super-Kor- 
ridore", etwa der 750 Quadratkilometer große Streifen 
zwischen Kuala Lumpur und den neuen internationalen 
Flughafen Sepang, sind nicht mehr Garanten zukünftiger 
Wohlstandsmehrung, sondern sie sind riskante Investi- 
tionen. Wie in Singapur sind auch hier die Löhne, die im 
Vergleich zum Poduktivitätsfortschritt dreimal schneller 
gestiegen sind, ein Grund für die geringeren Wachs- 
tumsraten. 

In Thailand sind die Löhne niedriger als in den ande- 
ren ,,TigerstaatenU, jedoch immer noch drei- bis sechs- 

mal so hoch wie in Teilen 
Chinas, in lndonesien und in 

Zur Jahreswende wurde weltweit in den Vietnam. Nach wie vor 
wächst die Fernseh- und 

Medien von Arbeitskämpfen in den Chipindustrie, hingegen 

,,TigerstaatenU berichtet, die von einer werden jeweils Ca. 15% we- 
niger Schuhe,-Textilien und neuen Qualität der Auseinandersetzung 
verarbeitete Lebensmittel 

zeugen könnten. ausgeführt. Insgesamt stie- 
gen die Exporte in Thailand 
1996 lediglich um 0,7%, ein 

Jahr zuvor lag diese Rate noch bei 23,6%. Knapp eine 
halbe Million Arbeitskräfte haben 1996 ihren Job verlo- 
ren. 

In Taiwan ging das Wachstum aller erwirtschafteten 
Güter und Dienstleistungen von 5.9 auf 5.6% in geringe- 
rem Maße zurück. Produktionsverlagerungen ins Aus- 
land zeigen eine geringe Wirkung. Ein Drittel aller taiwa- 
nesischen Computer wird nunmehr in der Volksrepublik 
China zusammengebaut, und derzeit investiert der größ- 
te Elektronikkonzen Acer für mehr als 60 Millionen Dollar 
auf den Philippinen. Schon seit längerem wird die tradi- 
tionelle Produktion von Holz-, Leder- und Textilproduk- 
ten ins Ausland verlagert. 
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Eine Ausnahmestellung kommt dem Stadtstaat 
Hongkong zu. Er ist in noch niedrigerem Umfang von 
Einbußen betroffen. Die achtgrößte Handelsnation hor- 
tet 62 Milliarden Dollar Devisenreserven. Das Finanzmini- 
sterium hat, bei einem leichten Plus von 0.2 Milliarden 
Dollar im 1996er Haushaltsbudget, ein Finanzpolster von 
12 Milliarden Dollar. Auslandsinvestitionen sind hier, 
ähnlich wie in Taiwan, ein Zeichen wirtschaftlichen Stär- 
ke. So stammen von den 250 Milliarden Dollar, die in den 
letzten 15 Jahren in China investiert wurden, 150 Milliar- 
den Dollar aus Hongkong. Unternehmen aus Hongkong 
haben allein in der angrenzenden Provinz Guangdong 
ca. 28.000 Betriebe gegründet, in denen Ca. 5 Millionen 
Menschen beschäftigt sind. 

Mängel  im Bildungs- u n d  Sozialsystem 
In beinahe allen .,Tigerstaatena' ist es mittlerweile zu ei- 
nem Problem geworden, qualifizierte Arbeitskräfte zu 
gewinnen. Hier sind gewaltige Lohnsteigerungen und 
das Prämiensystem ein Ausdruck des Mangels an qualifi- 
zierten Beschäftigten. In Thailand und Malaysia fehlen 
vor allem Manager, Ingenieure und Techniker, selbst Ar- 
chitekten werden von malaiischen Firmen in westlichen 
Medien gesucht. In Taiwan mangelt es insbesondere an 
Designern und Marketingexperten. Das Hochschulsystem 
ist in den meisten Staaten unzureichend. Nach Beobach- 
tungen der UNO studiert die Hälfte aller asiatischen Stu- 
denten im nicht-asiatischen Ausland. Gerade die jungen 
,,Tiger" sind an einem Punkt angelangt, wo sie weg von 
der billigen Massenproduktion hin zur Produktion hoch- 
wertigerer Güter umsteigen müssen. Doch dazu fehlt es 
nicht nur an Führungskräften, sondern insbesondere 
auch an einer qualifizierten Industriearbeiterschaft. Das 
thailändische Institut für Entwicklungsforschung errech- 
nete 1991, daß selbst wenn plötzlich alle Grundschüler 
die Mittelschule besuchen würden, im Jahr 2000 erst le- 
diglich jeder vierte Arbeiter eine vernünftige Ausbildung 
besäße. 

Die jungen ,,TigerstaatenU müssen ihren früheren 
Vorteil geringer Löhne an ihre Nachbarstaaten Indonesi- 
en, die Philippinen und Vietnam weiterreichen. Noch 
partizipieren diese von den Auslandsinvestitionen. Den- 
noch bangt beispielsweise die indonesische Regierung 
derweil selbst um die Zukunft und sucht durch hochflie- 
gende Pläne, wie die Entwicklung eines eigenen Flugzeu- 
ges und durch Anleihen im deutschen Facharbeitersy- 
stem, nach Rettung. In Vietnam ist die Situation dramati- 
scher, da hier das Schulsystem, das der Bevölkerung 
nicht mehr frei zur Verfügung gestellt wird, für sehr viele 
Familien nicht mehr bezahlbar ist. Die Einschulungsrate 
sinkt. Ohnehin verfügen nur 4.3% der rapide wachsen- 
den Bevölkerung, zumeist Männer, über einen Schulab- 
schluß. 

In allen ,,TigerstaatenM ist die soziale Kluft größer ge- 
worden. Städte koppelten die Dörfer von der Entwick- 
lung ab und haben dann mit den sozialen und infrastruk- 
turellen Folgen der Landflucht zu kämpfen. Wanderar- 
beiter verlassen die Dörfer und konkurrieren in den Städ- 
ten mi t  legalen und illegalen Einwandern aus Birma, In- 
donesien, Bangladesch, Pakistan, Sri Lanka und den Phil- 
ippinen um die langsam knapper werdenden Arbeitsplät- 
ze. In keinem Land besteht ein funktionierendes staatli- 
ches Sozialsystem. das bei Krankheit. Arbeitslosigkeit 
oder Alter eingreift. Kommt es. wie in  Thailand oder Ko- 
rea, zu Entlassungen, dann fallen die Erwerbslosen, und 
hier vor allem die Älteren, in die finanziell sehr schwa- 
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dann, wenn man die Ziele Vollbeschäftigung und nach- 
haltiger Politik im Interesse der Erhaltung der Reprodukti- 
onsfähigkeit der Naturgrundlagen des menschlichen Le- 
bens wirklich ernst nimmt. 

Damit ist eine Methodenschwäche vieler Regulati- 
onsstudien angesprochen: obwohl die Regulations- 
theorie nicht zuletzt als Gegenreaktion auf die allzu 
verknöcherte kommunistische Stadientheorie des Ka- 
pitalismus konzipiert wurde (Konkurrenzkapitalismus - 
Imperialismus - Stamokap, und was dann? Heinz Jung 
dagegen hat mi t  seiner These von der Variantenvielfalt 
des staatsmonopolistischen Kapitalismus dieses theo- 

C retische Konzept flexibilisiert und damit über weite 
Strecken mi t  der Regulationstheorie kompatibel ge- 
macht, Jung, 1986). huldigt sie selbst einem kruden 

d Stadiendenken: Fordismus - Postfordismus; Tayloris- 
mus - Posttaylorismus usw., statt sich - um ebenfalls 
ein Bild zu nennen - eines Schichtenmodells zu bedie- 
nen: fordistische Strukturen, die es im übrigen in  vie- 
len teilweise sehr unterschiedlichen Varianten gab und 
gibt (USA - Westeuropa; Unterschiede innerhalb 
Westeuropas auch zu Zeiten der sozialdemokratischen 
Heaemonie). bleiben auch im Postfordismus in  vielen 

reits genannten Ebenen, die supranationalstaatliche EU- 
Ebene und die nationalstaatliche, werden durch diese 
dritte Schicht zusätzlich gefiltert. 

Alle drei Ebenen bzw. Schichten sind heute als not- 
wendige, für sich allein aber niemals als hinreichende Re- 
gulierungs-, Entscheidungs- und Handlungs-IMobilisie- 
rungsebenen zu betrachten, wobei die entscheidenden 
Machtzentren aus der Sicht von Ökonomen i.d.R. dort 
liegen, w o  über Geld, Steuern 
und Verteilung entschieden Für die regulationstheoretische Debatte 
wird. Dies ist aber nach wie 
vor die nationalstaatliche Ebe- lautet mein Gegenvorschlag daher: vom 
ne und Arena, zumindest in Stadien- zum Schichtenmodell der Ver- 
Ländern, die über hinreichend änderung der Akkumulations- und Regu- 
aroße Binnenmärkte sowie 
2 

über hegemonialen Einfluß in iationsregimes. 
ihren jeweiligen übernational- 
staatlichen ~nte~rationsräumen verfügen, sowie die Ebe- 
ne der Tarifparteien, die über die Primärverteilung der 
Einkommen sowie über die Arbeitszeitentwicklung ent- 
scheiden. spw 
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ab, sondern treten an seine Seite, erodieren ihn zwar, mi,nd 
aber nur partiell, werden auf die fordistische Grund- 
schicht aufgelegt, ohne die alten völlig zu verdrängen. 

Der Sozialstaat wird auch von den neoliberalen Politi- 
kern nicht abgeschafft (,,Kapitalismus pur" ist daher eine 
irreführende Kennzeichnung gegenwärtiger Politik), son- 
dern die Steuer- und Sozialquote soll beispielsweise in 
der BRD von ca. 50% (1995) auf 46% im Jahre 2000 zu- 
rückgefahren werden, ohne daß die Massenarbeitslosig- 
keit entscheidend reduziert wird. Dies bedeutet eine Re- 
duzierung der Sozialhaushalte um jährlich ca. 150 Mrd. 
DM bei gegenwärtig'en Volumen von Ca. einer Billion 
DM, also nichtsdestotrotz eine gewaltige Umverteilung, 
falls der politische und gewerkschaftliche Widerstand 
nicht eine moderatere Politik erzwingen kann. Dennoch 
wird es auch nach dem Jahr 2000 einen bundesdeut- 
schen Sozialstaat geben, der im übrigen auch weiterhin 
hauptsächlich auf der nationalstaatlichen Ebene reguliert 
werden wird. 

Überlagerung supranationaler, regionaler und 
nationaler Ebene 
Ein weiteres Beispiel unpräziser Analysen und Terminolo- 
gien: die zunehmende Regulierungskompetenz der EU in 
Fragen der Handels-, Regional und Umweltpolitik ver- 
drängt nicht etwa den Nationalstaat in Westeuropa, 
schon gar nicht den hegemonialen deutschen, sondern 

C überlagert ihn. Die zunehmende Bedeutung schließlich 
der subnationalstaatlichen - regionalen - Ebene in 
Deutschland ist geeignet, wenn auch oftmals nicht wil- 
lig, ihre Politik stärker an die regionalen Besonderheiten 
der jeweiligen Wirtschaftsstrukturen und die neuen Her- 
ausforderungen anzupassen. Diese regionale Ebene ist 
aus meiner Sicht übrigens nicht bzw. nicht in erster Linie 
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Marktradi kaler 
Umbau und SPD 
von Michael Bauer und Richard Roth* 

S ozialabbau, Nicht-Erhöhung des Kindergeldes, 
Zwei-Klassen-Medizin, Abbau des Kündigungs- 
schutzes, Reduzierung der Lohnfortzahlung im 

Krankheitsfall, Erhöhung der Altersgrenzen in der Ren- 
tenversicherung bei gleichzeitiger Senkung des Spitzen- 
steuersatzes und Abschaffung der Vermögenssteuer. 
Das waren 1996 die Pläne der CDUICSU-FDP-Koalition 
für ,,Mehr Wachstum und Beschäftigung", die mi t  Aus- 
nahme der Kindergelderhöhung und der verschobenen 
Senkung des Spitzensteuersatzes durchgesetzt wurden. 

Durch Sozialabbau und fortwährende Steuererleich- 
terungen für Unternehmen, Vermögende und ,,Besser- 
verdienende" lassen sich aber keine neuen Arbeitsplätze 
schaffen. Das haben nicht nur die Jahre seit 1982 bewie- 
sen. Auch am Ende der Weimarer Republik wurde die 
von den Präsidialkabinetten betriebene Sparpolitik als 
Mittel zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und zur Be- 
hebung finanzieller Notstände verkauft. Das Ergebnis 
war fatal. 

Gegenüber dem marktradikalen Umbau in der Bun- 
desrepublik hat die SPD keine klare Alternative vertreten. 
Stattdessen hat auch bei ihr der Neoliberalismus verfan- 
gen, obwohl dessen Verheißungen durch die Entwick- 
lung auf dem Arbeitsmarkt und durch die soziale Lage 
der Bevölkerung Lügen gestraft wurden. 

Die Bundesrepublik nach 14 u n d  mehr Jahren Kohl 
In seiner Regierungserklärung vom 13. Oktober 1982 
hatte Helmut Kohl ausgeführt, daß die Koalition ,,ihre Ar- 
beit in  der schwersten Wirtschaftskrise seit Bestehen der 

Sozialabbau, Nicht-Erhöhung 
des Kindergeldes, Zwei-Klas- 

Auch bei der SPD hat der Neoliberalismus sen-~ediz in ,  Abbau des ~ 0 ~ -  

verfangen, obwohl dessen Verheißungen d igung~~chu tze~ ,  Reduzie- - 
rung der Lohnfortzahlung im 

durch die Entwicklung auf dem Arbeits- Krankheitsfall, ErhöhUnq der - 
markt und durch die soziale Lase Lüaen Altersgrenzen in der Renten- - - 
gestraft wurden. versicherung bei gleichzeitiger 

Senkunq des Spitzensteuer- 
satzes ;nd ~ b s i h a f f u n ~  der 

Vermögenssteuer. Das waren 1996 die Pläne der CDUI 
CSU-FDP-Koalition für ,,Mehr Wachstum und Beschäfti- 
gung", die mi t  Ausnahme der Kindergelderhöhung und 
der verschobenen Senkung des Spitzensteuersatzes 
durchgesetzt wurden. 

* Michael Bauer, Musikwissenschafrler, Vorsitzender des Juso-Unterbezirks Fürth; 
Dr. Richard Roth, Diplom-Politologe, Mitglied des geschäiysjZhrenden SPD- 
Kreisvorstands Fürth/Stndr. 
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In den Jahren 1982 bis 1985 stieg die Arbeitslosigkeit 
trotz eines angebotspolitischen Umverteilungeffektes 
von 2 10 Mrd. DM im Jahresdurchschnitt von 1,833 Mio. 
Personen 1982 auf 2,304 Mio. Personen 1985. Der 
Durchbruch auf dem Arbeitsmarkt gelang erst, als die IG 
Metall und die IG Druck und Papier 1984 den Einstieg in 
die 35-Stunden-Woche erstreikten. Durch die Arbeits- 
zeitverkürzung bei vollem Lohnausgleich konnten zwi- 
schen 1985 und 1989 mindestens 400.000 Arbeitsplätze 
geschaffen oder gesichert werden. 

Nach der Maueröffnung versprach der Bundeskanzler 
den Bürgerlnnen der DDR ,,blühende Landschaften". Nie- 
mandem werde es schlechter gehen, vielen aber besser. j 

Den Westdeutschen wurde suggeriert, daß der Aufbau 
Ost ohne Steuererhöhungen zu finanzieren sei. 

Mi t  Ausnahme der Rentnerlnnen geht es in den neu- . 
en Bundesländern heute vielen Menschen schlechter. Die 
offizielle Arbeitslosigkeit stieg bis Ende 1996 auf 
1.1 86.796 Personen (1 5.9%). Gleichzeitig belaufen sich 
die staatlichen Transferleistungen von West nach Ost auf 
jährlich 140 bis 160 Mrd. DM. 

Die Steuer- und Abgabenbelastung der Arbeitnehme- 
rlnnen, die nicht zuletzt mi t  dem von der Treuhandge- 
sellschaft zu verantwortenden Privatisierungsdefizit in  
Höhe von 255 Mrd. DM zusammenhängt, hat seither ei- 
nen Höchststand erreicht. Die Profiteurlnnen der deut- 
schen Einheit wurden dagegen schon vorab von Bela- 
stungen ausgeschlossen, indem z.B. die Vermögenssteu- 
er im ,,Beitrittsgebietn erst gar nicht erhoben wurde. 

Nach 14 Jahren Sozialabbau, Deregulierung und Pri- 
vatisierung sieht die Lage in  der ~ u n d e s r e ~ u b l i k  zur Zeit 
folgendermaßen aus: 

1. Die Arbeitslosigkeit hat ungeheure Ausmaße ange- 
nommen. In Deutschland waren im Januar 1997 
4.658.000 Menschen ohne Arbeit. Fast 30% der Lang- 
zeitarbeitslosen sind junge Menschen unter 25 Jahren. 
Insgesamt fehlen mindestens sieben Millionen Arbeits- 
plätze. 

2. Gleichzeitig ist die Zahl der geleisteten Überstun- 
den enorm hoch. 1995 wurden in Deutschland allein fast 
2 Milliarden bezahlte Überstunden abgeleistet. Das ent- 
sprach 4% der gesamten geleisteten Arbeitsstunden, 
durchschnittlich 62 Jahresstunden pro Arbeitnehmerln. 
Besonders in Klein- und Mittelbetrieben sind Überstun- 
den eine feste Größe der Personalpolitik geworden. 

3. Die geringfügige Beschäftigung weist eine steigen- 
de Tendenz auf. Waren 1990 bundesweit noch rund 2,5 
Mio Personen in  solchen unabgesichterten Arbeitsver- 
hältnissen beschäftigt, waren es 1992 bereits 3.1 4 Mil- 
lionen. 1994 stieg die Anzahl nochmals auf über 3.6 
Mio. Personen. 

4. Die Verbreitung befristeter Arbeitsverträge hat seit 
1991 vor allem bei Arbeitnehmerlnnen unter 25 Jahren 
stark zugenommen: Im Westen stiegen für diese Gruppe 
die Befristungsanteile von 9.7% 1991 über 12.6% 1993 
auf 15.5% irn April 1994. Im Osten ist der Befund noch 
verheerender: Hier stieg der Anteil der unter 25jährigen 
von 13.0% 1991 über 16.0% 1993 auf 18.9% 1994. 

5. Mittlerweile sind fast eine Million Menschen be- 
züglich ihres Haupterwerbs in  der Grauzone der Schein- 
selbständigkeit angesiedelt, bezüglich eines Nebener- 
werbs sind es weitere 1,5 Millionen. 

6. In den Jahren seit der Vereinigung hat sich die Um- 
verteilung von unten nach oben weiter fortgesetzt. Wa- 
ren 1992 noch 73.5% des Volkseinkommens Einkom- 
men aus unselbständiger Arbeit, sank dieser Anteil 1995 
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traditionsbewußt. Chinatowns künden von der gelebten 
kulturellen, sozialen und ökonomischen Geschlossen- 
heit. Hier finden wi r  die ,,heiligenu Familienbünde und 
das wirtschaftliche Patronagesystem. Wir sehen das be- 
schauliche abendliche Zusammensein an den Spielti- 
schen, an denen nicht nur Spielbeträge, sondern Waren 
in Millionenwerten den Besitzer wechseln. Wir wissen, 
daß Geldspiele verboten sind, doch wir erfahren, daß 
sich das Einkommen und die Ausstattung der örtlichen 
Polizei zu nicht geringen Teilen aus den hier erwirtschaf- 
teten Profiten speist. Wir erblicken die chinesischen Tem- 
pel und wir sehen die Schulen, in denen mit uniformier- 
ter Disziplin und unter dem Einsatz prügelnder Drillmei- 
ster die Charakterbildung der Jungen und Mädchen vor- 
genommen wird. Chinesische Kinder werden großzügig, 
zugleich aber auch unnachgiebig hart zu Leistung und 
Konkurrenzdenken erzogen. Die Nachkommen der Ein- 
wanderer haben zu lernen, daß das Schicksal in den eige- 
nen (chinesischen) Händen liegt. Erziehung, Autorität, 
Disziplin, Schlüsselbegriffe eines untergründig wiederer- 
starkenden Konfuzianismus, leben in der Familie, in der 
Schule und im Arbeitsleben fort. Bildung und Ausbil- 
dung ist hier Normalität, auch wenn sonst gerade in den 
,,jungen Tigerstaaten" durch staatliche Bildungsinitiati- 
ven mehr oder minder erfolgreich versucht wird, Grund- 
fertig keiten zu vermitteln. 

Verschärfte soziale Auseinandersetzungen 
Zur Jahreswende wurde weltweit in den Medien von Ar- 
beitskämpfen in den ,,Tigerstaatenn berichtet, die von ei- 
ner neuen Qualität der Auseinandersetzung zeugen 
könnten. Waren Kampfmaßnahmen, die sich bislang auf 
die Erhöhung von Löhnen und die Verbesserung von Ar- 
beitsbedingungen richteten, eingebunden in einen ge- 
samtgesellschaftlichen Konsens einer Erhöhung ökono- 
mischer Leistungsfähigkeit, so deuten sich nunmehr tie- 
fere Konfliktlagen an. 

Verteilungskämpfe werden härter als in der Vergan- 
genheit geführt. In  Thailand brennen jubelnde Arbeiter 
kurz vor Weihnachten ein achtstöckiges Verwaltungsge- 
bäude, eine fünfstöckige Lagerhalle und eine Fabrikhalle 
der .,Sanyo Universal Elektric" nieder, um gegen die Kür- 
zung der jährlichen Prämie von fünf auf drei Monatsge- 
hälter zu protestieren. Diese Prämien, die auch in ande- 
ren Unternehmen und Ländern der ,,TigerregionU gezahlt 
werden, dienen dazu, die knappen Arbeitskräfte zu hal- 
ten. Angesichts sinkender Profite wird in einigen Betrie- 

ben erstmalig von Entlassungen gesprochen, Prämien 
werden vakant. Aufgeschreckt von der symbolträchtigen 
Tat der betroffenen Arbeitnehmer erschien dann auch 
prompt der neue Premierminister Chavalit Yongchaiyudt, 
um vor Ort den Polizeieinsatz und die Löscharbeiten zu 
leiten. 

Deutlicher an den rigiden Verhältnissen rüttelt die 
jüngste Streikwelle in Korea. Südkoreaner sind Streiks ge- 
wohnt. Doch die Arbeitsauseinandersetzungen, anläß- 
lich des eilig und in Abwesenheit der Oppositionspoliti- 
ker im Morgengrauen des 26. Dezember vollzogenen ge- 
setzgeberischen Aktes, erreichten ein ungewohntes Aus- 
maß. Der Unwille richtete sich gegen ein Gesetz, das u.a. 
Massenentlassungen ermöglicht, das in Arbeitskampfzei- 
ten eine Beschäftigung von Streikbrechern erlaubt, eine 
flexiblere 56 Stundenwoche festschreibt und welches die 
Zulassung des gewerkschaftlichen Dachverbandes KCTU 
(ca. 500.000 Mitglieder) auf drei Jahre verschiebt2 

Einfluß haben die Gewerkschaften nur auf die Be- 
schäftigten in drei Dutzend großen privaten Unterneh- 
men und damit auf ein Viertel der Beschäftigten. Eben- 
falls Einfluß besitzen sie im öf- 
fentlichen Bereich, hier betei- 
ligten sich U-Bahn, Eisenbahn In den Händen von 50 Millionen Chine- 
und Hospitale, obgleich hier 
die Streikkassen seit den letz- 

sen außerhalb des Reiches ballt sich eine 

ten Lohnauseinandersetzun- erhebliche finanzielle Kraft, welche die 
gen leer waren. Massenauf- notwendigen (Start-)Investitionen er- 
märsche waren selten (nur 
einmal gelang es, 30.000 möglichte. 
Menschen zu mobilisieren), 
immer wieder sind es kleine 
Gruppen von 1000 bis 3000, die unter Einsatz von Trä- 
nengas und ~nüppeln auseinandergetrieben wurden. Es 
kam zu Festnahmen von Demonstranten und Gewerk- 
schaftsmitgliedern. 

Vor welchem Hintergrund sind solche Auseinander- 
setzungen zu sehen? Spätestens an dieser Stelle ist es 
notwendig, die ,,Tigerstaaten" und an sie grenzende Na- 
tionen kurz im einzelnen zu betrachten, wobei zunächst 
auf ökonomische, dann auf sozial- und bildungspoliti- 
sche und zuletzt auf ökologische und infrastrukturelle In- 
dikatoren eingegangen werden soll. 

Wachstumsschwierigkeiten 
Zu einem Teil hat die Konjunktur die Sprünge der ,,Tigeru 
verlangsamt. Der Preisverfall bei elektronischen Bauteilen 

1 Das Wachstum der ,,Tigern - Veränderungen des Bruttoinlandsproduktes in % 
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Foto: 0. Ziegler, Lichtblick (Bochurn) 

Sinn der Vermittlungsstelle und nutzen deren kommuni- 
kative Fähigkeit. Dabei erfahren wir auch, die große 
Mehrzahl der Taxifahrer kann nicht lesen. Offenbar er- 
reicht die in Thailand viel gepriesene Bildungspolitik, die 
seit 1921 eine vierjährige und seit Anfang der achtziger 
Jahre eine sechsjährige Pflichtschulzeit vorsieht, be- 
stimmte Bevölkerungsschichten nicht. 

Aus der klimatisierten Ankunftshalle rein in das klima- 
tisierte Taxi und mit diesem hinein in den nächsten Stau. 
Bangkok, ein Ballungsgebiet mit  Ca. 9 Mill. Einwohnern, 

hat bei einem Fahrzeugauf- 
kommen von Ca. 3 Million 

Verschlafene Tropennester wandelten Fahrzeugen, eine straßenflä- 

sich zu Drehscheiben des Welthandels. ~ h e  von lediglich 8%. In 
anderen Metropolen. sind es 

Aus Sümpfen und Dschungel wuchsen rund 25%. langsamen 

die Skylines neuer Metropolen. Alle acht Stop- and Go-Verkehr, fah- 
ren wir vorbei an Holzhütten 

Jahre verdoppelte sich die ökonomische und schaukeln- - 
Stärke ... den Schiffen, die sich auf 

den Klongs tummeln, es 
geht vorüber an ruhigen 

buddhistischen Tempeln mit  ihren stolz emporragenden 
Wats und weiter führt der Weg entlang der Glaspaläste 
multinationaler Konzerne und der Ladenzeilen, die über- 
raschend häufig chinesische Eigentümernamen tragen. 

Auf der Fahrt tauschen wir unsere Ersteindrücke aus: 
Muß das Wirtschaftswachstum, vor dem Hintergrund 
ökologischer Probleme, geringer Qualifikationen und 
sichtbarer lnfrastrukturprobleme nicht an seine Grenzen 
stoßen? Liegt hierin eine Ursache für die gedämpften 
OECD-Wirtschaftsprognosen der meisten ,,Tigerstaa- 
ten"? Warum sehen wir so viele chinesische Geschäfte? 
Wir nehmen uns vor, die Augen offen zu halten. 

Prognoseschwierigkeiten 
Prognosen liegen selten richtig. Im Falle der .,Tiger- 
Staaten" liegen die Probleme ihrer Erstellung vor allem: 
a) in der Entwicklungsdynamik des schnell wachsenden 
Wirtschaftsraums, b) den erheblichen zeitlichen und 
räumlichen Differenzierungen der soziokulturellen Ent- 
wicklungen (2.B. sichtbar als Stadt-Land-Gegensatz) und 
C) den sehr unterschiedlichen ökonomischen und kul- 
turellen Bedingungen der einzelnen Staaten Südost- 
asiens.' Vor diesem Hintergrund überrascht es nicht, daß 
Einschätzungen in den Medien über die Sprungkraft und 
Ausdauer der ,,Tiger" erheblich auseinanderfallen. 

Es sind gerade die politischen und wirtschaftlichen 
Führer der Länder, die einen erheblichen Optimismus 
ausstrahlen und die sich als Träger eines historischen Pro- 
jektes sehen. So stellte beispielsweise der koreanische 
Präsident Kim Young-Sam in seiner Neujahresansprache 
wortreich heraus: ,,Korea ist ein prosperierender Staat, 
der sehr erfolgreich den Anschluß an die Weltwirtschaft 
sucht". Nur mi t  einem Satz ging er zum Jahreswechsel 
auf die Unruhen anläßlich der neuen Arbeitsgesetze im 
eigenen Lande ein: Man habe sich ein Beispiel an wirt- 
schaftlich erfolgreichen Staaten wie Deutschland und 
Frankreich zu nehmen, dort gebe es keine Streiks und so 
könne es auch in Korea keine Streiks geben! 

Neben den veränderten Wirtschaftsdaten sind es je- 
doch gerade solche Unruhen in Korea, Malaysia, Thai- 
land, den Philippinen u.a., die uns aktuell den Blick nach 
Südostasien richten lassen. Nach wie vor Übersteigen die 
Wachstumsraten die des .,Westensu (siehe Abbildung). 
Doch das Wachstum verlangsamt sich, die negativen Im- 

port-Export-Zahlungsbilanzen insbesondere der ,,jungen 
Tiger" wie Malaysia und Thailand lassen Alarmglocken 
läuten und es mehren sich die Stimmen, die Wachstums- 
grenzen zeichnen. 

Im Sog des japanischen Wirtschaftswachstums und 
gestützt durch ein finanzstarkes migrationschinesisches 
Patronagesystem blicken wir auf einen einmaligen Wirt- 
schaftsboom der ,,jungen" und ,,älteren Tigerstaaten". 
Verschlafene Tropennester wandelten sich zu Drehschei- 
ben des Welthandels. Aus Sümpfen und Dschungel 
wuchsen die Skylines neuer Metropolen. Alle acht ~ a h r e  
verdoppelte sich die ökonomische Stärke von Südkorea, 
Taiwan, Singapur und Hongkong, und auch die ,,jungen 
Tiger" Thailand, Malaysia, lndonesien - seit einiger Zeit 
Vietnam und die Philippinen - zogen kraftvoll nach. Das 
21. Jahrhundert, so verkünden die ,,Tiger", wird ein pazi- 
fisches Jahrhundert werden. Auf der Basis niedriger Löh- 
ne und langer Arbeitszeiten konnten billige Produkte ge- 
fertigt werden, die Exportmärkte in Amerika, Europa und 
Japan fanden. Neben den Export von Forst- und Agrar- 
produkten trat die Produktion und die Ausfuhr von 
Schuhwaren und Textilien und seit den 70er Jahren zu- 
nehmend von Elektronikprodukten. 

Die Rolle der Auslands-Chinesen 
In der Analyse dieser Entwicklung wird dabei im allge- 
meinen die Rolle der Chinesen außerhalb Chinas Überse- 
hen. In den Händen von 50 Millionen Chinesen außer- 
halb des Reiches ballt sich eine erhebliche finanzielle 
Kraft, welche die notwendigen (Start-)Investitionen er- 
möglichte. Vor allem im 15., im 19. und im 20. Jahrhun- 
dert von Hungersnöten und politischen Verhältnissen 
getrieben, suchten sie nach neuen Heimaten. In Thailand 
besitzt die 10%ige Minderheit der Chinesen 90% des 
ökonomischen Kapitals. 20 Millionen Taiwan-Chinesen 
häuften die drittgrößten Devisenreserven der Welt an. 
Hongkongs Chinesen sind in naher Zukunft reicher als Ja- 
Pan. Die bevorstehende Machtübernahme durch China 
reizt hier das ökonomische Klima zusätzlich an. Und 
selbst in Malaysia, in denen sie vor allem Ende der 60er 
Jahre Opfer ethnischer Auseinandersetzungen waren, 
behielten sie ihre wirtschaftliche Vormachtstellung. 31% 
Chinesen besitzen hier immer noch gut 70% der wirt- 
schaftlichen Ressourcen, auch wenn großangelegte ge- 
setzliche Privilegien und Existenzgründungsmaßnahmen 
die wirtschaftliche Stellung der Malaien und der restli- 
chen Urbevölkerung, die 58% der Bevölkerung ausma- 
chen und die die Mehrheit in der Regierung stellen, er- 
heblich förderten. 

Auch in Singapur, das sich selbst als ein multikulturel- 
les Gemeinwesen begreift, besteht eine ethnisch-soziale 
Grenze zwischen den wirtschaftlich erfolgreichen Chine- 
sen und dem Rest der Bevölkerung, die vor allem gegen- 
über den Malaien klar konturiert ist. 

Ausgehend von - zum Teil mit  ,,westlichemu Kapital 
geförderten - Metropolen, wurden die chinesischen Ein- 
wanderungswellen zum Transformator ökonomischer 
Leistungsfähigkeit. Dabei mußten sich die Migrationschi- 
nesen selbst genug sein. Getrieben und auf der Flucht 
war für sie Geld und sozialer Zusammenhalt dieversiche- 
rung zum Aufbau neuer Heimaten. Chinesen außerhalb 
Chinas strebten und streben nach Sicherheit. Marktbe- 
ziehungen werden, wenn sie überhaupt den familiären 
Rahmen verlassen, beinahe ausnahmslos mit  Chinesen 
aufgenommen. Die Chinesen verbindet 8000 Jahre kul- 
turelles Erbe und auch die Migrationschinesen bleiben 

auf 71,6%. Entsprechend stieg der 
Anteil der Einkommen aus Unter- 
nehmertätigkeit und Vermögen von 
26.5% auf 28.4%. 

7. Zusätzlich veränderte sich die 
Verteilung des Steueraufkommens. 
Während der Anteil der Lohnsteuer- 
einnahmen mi t  36.7% 1985 und 
36.9% 1995 relativ konstant blieb, 
wurde der Anteil der veranlagten 
Einkommenssteuer, der Körper- 
schaftssteuer und der Kapitaler- 
tragssteuern im gleichen Zeitraum 
von 1 6,6% auf 8.1 % halbiert. 

8. Außerdem waren steigende 
Unternehmensgewinne zu verzeich- 
nen. Die Netto-Unternehmensge- 
winne verdreifachten sich von 64,57 
Mrd. DM 1982 (durchschnittliche 
Steuerbelastung 29.3%) auf 21 8,20 
Mrd. 1995 (Belastung 16.9%). Die 
Nettokapitalrendite hat sich zwi- 
schen 1982 (4.9%) und 1995 
(1 1,9%) mehr als verdoppelt. 

9. Zugleich hat sich die Verschul- 
dung der öffentlichen Haushalte 
von rund 600 Mrd. DM 1982 auf 
rund 2.000 Mrd. DM 1995 mehr als 
verdreifacht. Eine verschärfte Spar- 
politik, vor allem bei den Sozialaus- 
gaben, ist die Folge. 

1 0. Die Anzahl der Empfängerln- 
nen von Sozialhilfe zum Lebensun- 
terhalt nahm zu. Allein in Bayern hat 
sie sich von 159.641 Personen 1982 
auf 364.100 Personen 1993 mehr 
als verdoppelt. 

Der für die Entwicklung seit 
1982 verantwortliche Bundeskanz- 
ler Kohl hätte nach den Aussaqen 
von Franz-Josef Strauß in der ,hienerwald-~ede" von 
1976 eigentlich niemals Kanzler werden dürfen, weil er 
völlig unfähig sei und ihm die charakterlichen, geistigen 
und politischen Voraussetzungen für dieses Amt fehlten. 
Sollte ,.RekordkanzlerU Helmut Kohl auch über das Wahl- 
jahr 1998 hinaus Regierungschef bleiben, drohen in der 
Bundesrepublik noch gewaltigere Verwerfungen. Die 
Grundzüge lassen sich bereits heute an folgenden Eck- 
punkten festmachen: 

Die Umverteilung von unten nach oben wird sich 
fortsetzen. Dies zeigen die im Januar 1997 veröffentlich- 
ten Pläne zur Steuerreform. Gerupft werden sollen damit 
wieder einmal die Arbeitnehmerlnnen und .die Mittel- 
schichten. 

Daneben wird in  Zukunft auch die jüngere Generati- 
on noch weniger zu Lachen haben. Den Zahnersatz dür- 
fen die seit 1979 Geborenen aus eigener Tasche bzw. 
aus der Tasche ihrer Eltern bezahlen. Gleichzeitig wird 
jungen Menschen durch den zunehmenden Abbau von 
Ausbildungsplätzen berufliche und soziale Integration 
verweigert. Obwohl junge Menschen unter 25 Jahren 
schon heute zu den Problemgruppen auf dem Arbeits- 
markt gehören und vielfach der Sozialhilfe anheimfallen, 
wird ihre Sozialhilfeabhängigkeit bei einer Umsetzung 
der CDUICSU-FDP-Koalition erwogenen Änderung der 
Voraussetzungen für ABM weiter steigen. 

Auch die ältere Generation wird durch die bereits be- 
schlossenen Regelungen zur Erhöhung der Altersgren- 
zen, der beabsichtigten Rentenbesteuerung und einer 
Absenkung des durchschnittlichen Modellrentenniveaus 
von 70 auf 63% des Nettolohnes gewaltig geschoren 
und bei laufendem Einkomen millionenfachauf das Sozi- 
alhilfeniveau herabgedrückt werden. 

Tatsächliche und vermeintliche Ursachen v o n  
Arbeitslosigkeit und Sozialabbau 
Glaubt man den Aussagen der Bundesregierung und an- 
derer neoliberaler Kreise, dann ist diese Entwicklung eine 
zwingende Konsequenz der immer mehr um sich grei- 
fenden ,,Globalisierung" der Märkte. 

Zu den Ursachen von Arbeitslosigkeit und Sozialab- 
bau gehörten für den Neoliberalismus seit 1975 die star- 
ren und unflexiblen Arbeitsverhältnisse, zu hohe Löhne 
und überbordende Sozialleistungen. Zu seinem Reper- 
toire zählte von Anfang an auch das Gerede von den ar- 
men Unternehmerinnen. Relativ neu dagegen ist das Ge- 
jammer über den Standort Deutschland und über die 
Globalisierung der Wirtschaft. 

Zwischen 1973 und 1993 stieg die Weltexportquote 
zwar von 12% auf 17%. Dieser Anstieg bedeutete aller- 
dings nicht viel mehr als die Rückkehr zur Außenhandels- 
verflechtung vor dem Ersten Weltkrieg, zumal nach dem 
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,,Zusammenbruch des Sozialismus" auch diese, zwi- 
schenzeitlich relativ abgeschotteten Länder wieder voll 
dem kapitalistischen Weltmarkt zur Verfügung stehen. 

Trotz Globalisierungs- und Standortdebatte hat die 
Bundesrepublik derzeit ein positives Wirtschaftswachs- 
tum und einen hohen Überschuß im Waren- und Kapital- 
export - wahrlich kein Zeichen von ökonomischer 
Schwäche. Dank niedriger Lohnstückkosten hat die deut- 
sche Industrie eine äußerst günstige Wettbewerbspositi- 
on auf dem Weltmarkt. Sie wird allenfalls durch Verände- 
rungen der Währungsparitäten negativ beeinträchtigt. 

Gemessen an verschiedenen Indikatoren geht es bun- 
desdeutschen Unternehmen einfach blendend. Dies zei- 
gen nicht nur der gestiegene Anteil der Unternehmerge- 
winne am Volkseinkommen und deren gleichzeitig ge- 

sunkene Steuerbelastung. 
Auch nach der Einkommens- 

Anstatt entschieden darauf ZU drängen, statistik stieg das verfügbare 

mit der Währungsunion die Sozialunion HaushaltsinkOmmen 
Selbständigen außerhalb der 

und die politische Union durchzusetzen, ~ ~ ~ d ~ i ~ ~ ~ h ~ f ~  zwischen 

reden Teile der SPD entweder den Neoli- 1982 und 1991 von 18016% 
auf 256,6% des durchschnitt- 

beralen nach dem Munde oder verfallen lich verfügbaren Haushalts- 
in dumpfen Euro-Skeptizismus. einkommens, während die 

verfügbaren Haushaltsein- 
kommen von Pensionärlnnen, 

Beamtlnnen, Angestellten, Rentnerlnnen, Arbeiterlnnen, 
Landwirtlnnen, Arbeitsloslnnen und Sozialhilfeempfän- 
gerlnnen stagnierten oder abnahmen. 

Allerdings sanken die verfügbaren Haushaltseinkom- 
men der Selbständigen außerhalb der Landwirtschaft mit  
Auslaufen des ,,EinheitsboomsM zwischen 1991 und 
1993 von 256,6% auf 242% des durchschnittlich verfüg- 
baren Haushaltseinkommens. In dieser Abnahme liegt 
eine der Ursachen dafür, daß die Unternehmerlnnenver- 
bände Bundeskanzler Kohl nach der Bundestagswahl 
1994 sogleich massive Forderungen nach Tariflohnsen- 
kungen, Steuererleichterungen, Abgabenentlastungen 
im Sozialbereich und Arbeitszeitverlängerungen vorleg- 
ten. Daneben wurde die Globalisierungsdebatte intensi- 
viert. 

Die Zusammenhänge zwischen der Globalisierungs- 
debatte und den seit 1982 exorbitant gestiegenen und 
plötzlich leicht sinkenden Unternehmerlnneneinkommen 
sind systematisch. Karl Marx hatte schon im dritten Band 
des Kapitals auf folgende Punkte hingewiesen, die dem 
Gesetz vom tendenziellen Fall der Profitrate entgegen- 
wirkten: 

Der auswärtige Handel (oder die ..Globalisierung"); 
Die relative Überbe~ö lke run~  (oder die Arbeitslosig- 

keit); 
Das Herunterdrücken des Arbeitslohnes unter seinen 

Wert (oder die von interessierten Kreisen allseits gefor- 
derten Lohn kürzungen); 

Die Erhöhung des Ausbeutungsgrades der Arbeit 
(oder die Produktivitätssteigerung und Verlängerung der 
Arbeitszeit). 

Auch der systematische Zusammenhang zwischen 
steigenden Gewinnen und zunehmendem Reichtum ei- 
nerseits sowie wachsender Arbeitslosigkeit und Sozialhil- 
feabhängigkeit andererseits wurde bereits von Marx be- 
schrieben: ,,Je größer der gesellschaftliche Reichtum, das 
funktionierende Kapital, Umfang und Energie seines 
Wachstums [...I, desto größer die industrielle Reservear- 
mee [...I. Je größer [...I die industrielle Rese~earmee, de- 

sto größer der offizielle Pauperismus." (Marx, Kapital Bd. 
1 (MEW 23). 5. 637f.) 

Wenngleich es sich dabei u m  seit langem bekannte 
Phänomene handelt, die der Eigenlogik der kapitalisti- 
schen Wirtschaftsweise angehören, hat die SPD auf die 
von der Koalition betriebene Umverteilungspolitik von 
unten nach oben nur halbherzig reagiert. 

SPD - ,,Lose verkoppelte Anarchie" statt konse- 
quente Interessen- und Basisvertretung 
In ihrer bundespolitischen Oppositionszeit seit 1982 hat 
die SPD mit den Beschlüssen des Kölner Parteitages 1983 
nur in einem einzigen Politikfeld, der ,,Nachrüstung", 
entscheidende Konsequenzen gezogen und mit ihrem 
Nein eine klare politische Trennungslinie zur CDUICSU- 
FDP-Koalition gezogen. Der neoliberale Sozialabbau wur- 
de dagegen in zentralen Bereichen unterstützt. 

Beispiel I: Beim ,,Rentenkompromiß" 1989 stimmten 
sowohl der Verhandlungsführer der SPD als auch die 
Bundestagsfraktion entgegen den Beschlüssen des Mün- 
steraner Parteitages 1988 einer Anhebung der Alters- 
grenzen und bei vorzeitiger Inanspruchnahme versiche- 
rungstechnischen Abschlägen in Höhe von 10.6% des 
Rentenzahlbetrages zu. Die der Koalition abgetrotzte 
zeitliche Verzögerung der Maßnahmen bis zum Jahr 
201 2 wurde als großer Erfolg gefeiert. 

Nach dem ,,Wachstums- und Beschäftigungsförde- 
rungsgesetz" 1996 wird die Anhebung der Altersgren- 
zen von der CDUICSU-FDP-Koalition vorgezogen und - 
wie bereits in  den Koalitionsplänen von 1988 vorgesehen 
- mit den Jahren 1999, 2002 und 2005 abgeschlossen 
sein. Gleichzeitig werden die versicherungstechnischen 
Abschläge bei vorzeitiger Inanspruchnahme dann nicht 
mehr nur 10.6%. sondern 18% betragen. Die SPD-Bun- 
destagsfraktion hat dieser Operation 1996 nicht mehr 
zugestimmt. 

Beispiel 2: Beim ,,Pflegekompromiß" 1994 stimmten 
Rudolf Scharping und Rudolf Dreßler den Kompensati- 
onsregelungen, nämlich Streichung eines Feiertages oder 
alleinige Finanzierung der Pflegeversicherung durch die 
Versicherten, zu. Dies widersprach den vorher getroffe- 
nen Aussagen und Festlegungen der SPD, nach denen 
die Beiträge je zur Hälfte von den Versicherten und den 
Arbeitgebern ohne Kompensation der Arbeitgeberbeiträ- 
ge aufgebracht werden sollten. Im Ergebnis hat die SPD- 
Führung damit die Lasten der Pflegeversicherung über- 
wiegend den Arbeitnehmerlnnen aufgebürdet. 

Daß Kanzlerkandidat Scharping bei der Bundestags- 
wahl 1994 keinen Durchbruch erzielen konnte, braucht 
insoweit nicht zu verwundern. Auf die mangelnde Inter- 
essen- und Basisvertretung durch die SPD reagieren die 
Wählerlnnen seit Jahren ohnehin m i t  zunehmender Apa- 
thie und schwindender Wahlbeteiligung. 

Beispiel 3: In der Debatte zur Europäischen Wäh- 
rungsunion hat sich offenbar in der SPD noch nicht all- 
seits herumgesprochen, daß diese mittlerweile von der 
CDUICSU-FDP-Koalition als Hebel für ~ozialbabbau und 
Dereguiierung mißbraucht wird. 

Die Skepsis der Bevölkerung gegenüber der Wäh- 
rungsunion ist berechtigt. Bereits durch die an blank libe- 
ralistischen Kriterien orientierte Realisierung des europäi- 
schen Binnenmarktes 1992 ergaben sich 2.B. in der Bau- 
industrie erhebliche Verdrängungseffekte, weil regulär 
beschäftigte Arbeitnehmerlnnen durch billigere Arbeiter- 
nehmerlnnen aus anderen EU-Staaten ersetzt werden 
konnten. 

Volkswirtschaft. Im Interesse der wirtschaftlichen Lei- 
stungsfähigkeit unserer Staaten sollten die notwendigen 
Vorkehrungen getroffen werden, u m  Sozialdumping 
und Ausbeutung zu verhindern. Gefordert werden rnuß 
die Beachtung grundlegender Menschenrechte und die 
Einhaltung elementarer Schutzvorschriften für die Ar- 
beitnehmer. 

Wir wollen weltweite soziale Mindeststandards. Dazu 
gehören die Vereinigungsfreiheit, die Tarifautonomie, 
das Verbot der Zwangsarbeit, die Beseitigung aller aus- 
beuterischen Formen der Kinderarbeit und die Nichtdis- 
kriminierung bei Einstellung und Beschäftigung der Ar- 
beitnehmer. Die WTO und die Internationale Arbeitsor- 
ganisation ILO sind aufgerufen, in diesem Sinne tätig zu 
werden. 

Innerhalb der EU muß die Sozialunion verwirklicht 
werden. Genauso wie die Währungsunion gehört auch 
die Sozialunion dazu, wenn der Europäische Binnen- 
markt vollendet werden soll. 

7. Konzertierte Offensive gegen globale Umwelt- 
Zerstörung 
Umweltdumping ist ökonomisch kurzsichtig und mora- 
lisch unvertretbar. Jeder Staat hat die Verantwortung ge- 
genüber kommenden Generationen, für die Erhaltung 
der natürlichen Lebensgrundlagen zu sorgen. 

Globale Umweltgefahren können am besten durch 
globale Anstrengungen bekämpft werden. Deshalb plä- 
dieren wir für eine internationale Offensive zur Bekämp- 
fung der globalen Umweltzerstörung. Die Industrielän- 
der sollten gemeinsam eine ökologische Steuerreform 
einleiten. Das bedeutet eine umweltorientierte Um- 
schichtung innerhalb des Steuer- und Abgabesystems. 
Eine Erhöhung der Steuer- und Abgabenbelastung ins- 
gesamt ist damit nicht verbunden. 

Die dabei vorgesehene Entlastung des Faktors Arbeit 
bringt mehr Beschäftigung. Und die stärkere Belastung 
des umweltschädlichen Energieverbrauchs schafft markt- 
wirtschaftliche Anreize zur Entwicklung neuer Technolo- 

Ankunft in der ,,Tigerregionn 

B angkok, 32 Grad Celsius, diffuses Sonnenlicht 
durchdringt eine braune Dunstglocke. Beim Betre- 
ten der großen Flugballe begrüßt uns eine Sony- 

Werbung mit einem grell erleuchtetem ,,Merry X-Mass 
and a Happy New Year", daneben die Leuchttafeln von 
Reebok; Sanyo und Singha-Beer. Das ,,newly industriali- 
sed country" Thailand präsentiert offensiv seine Entwick- 

gien für Energieeinsparung und Umweltschutz. Die öko- 
logische Steuerreform ist ein Programm für neue und si- 
chere Arbeitsplätze. Es bedeutet ein schwerwiegendes 
Versagen der Politik, daß dieser marktwirtschaftliche 
Umweltschutz international nicht stärker vorankommt. 

Nationale Politik bleibt in der Pflicht 
Dieses Konzept der internationalen Zusammenarbeit er- 
setzt nicht die nationale Wirtschaftspolitik. Die Aufgabe, 
das eigene Haus in Ordnung zu bringen, wird einem von 
keiner supranationalen Organisation abgenommen. Hier 
ist die nationale Politik selbst in der Pflicht. 

Wir brauchen eine umfassende Modernisierung von 
Wirtschaft, Staat und Gesellschaft. Vor allem aber erfor- 
dert der Strukturwandel, daß die Schaffung neuer zu- 
kunftssicherer Arbeitsplätze in 
den Mittel~unktder~-olitikge- Dieses Konzept der internationalen Zu- 
stellt wird. Der Schlüssel dazu 
heißt: Innovation und Qualifi- sammenarbeit ersetzt nicht die nationale 
kation, Forschung und Ent- Wirtschaftspolitik. Die Aufgabe, das eige- 
wicklung, Bildung und Wis- 
senschaft. 

ne Haus in Ordnung zu bringen, wird ei- 

Nationale Politik allein ist nem von keiner supranationalen Organi- 
zum Scheitern verurteilt. sation abgenommen. 
wenn nicht gleichzeitig er- 
kannt wird, daß Wirtschafts- 
politik heute auch eine globale Dimension erhalten rnuß. 
Beides rnuß Hand in Hand gehen. Nationale Aufgabener- 
füllung und internationale Koordination. Wenn die neu- 
en großen Chancen der Globalisierung genutzt werden 
sollen, dann brauchen wir Neues Denken in der Wirt- 
schaftspolitik. Wir brauchen eine bessere internationale 
Zusammenarbeit. Damit können wir den verhängnisvol- 
len realwirtschaftlichen Abwertungswettlauf der Natio- 
nalstaaten verhindern. 

Ich bin überzeugt: Im Zeitalter der Globalisierung ist 
unser sozialdemokratisches Konzept der Modernisie- 
rung, der sozialen Gerechtigkeit und der internationalen 
Zusammenarbeit die einzig erfolgversprechende Politik. 

s p w  

Tigersprung oder 
Katzenjammer? 

Ein Essay zu Südostasien 

von Olaf Struck-Möbbeck* 
lung vom Agrar- zum Industriestaat. Nach Paßkontrolle 
und Zollformalitäten dringen wir durch das geschäftige 
Treiben in der modernen Halle zum Taxistand. Wir hatten 
uns auf längere Preisverhandlungen eingestellt, doch Ta- 
xen werden zentral zugewiesen. Im Handeln ungeübte 

nimmt und uns Europäern zeigt, wie man den Verkehrs- 
Reisende entgehen auf diese Weise ,,teuren Stadtrund- 

fluß des Großstadtdschungels bewältigt. Der Fahrer 
fahrten". Allerdings hat die Vermittlung, wie sich schnell 

fängt an, unseren heworgekramten Stadtplan ziellos hin- 
herausstellt, noch einen weiteren Grund. Wir wissen, die 

und herzudrehen. Jetzt verstehen wir den wirklichen meisten Taxifahrer verstehen kein Englisch und so haben 
wir den Namen und die Anschrift des Hotels in thailändi- 
scher Schrift parat. Ich deute auf das Papier und spreche 
den Namen des Hotels aus. Fehlanzeige, die von mir er- 
wartete Reaktion blieb aus. Kein wissend blickender Kapi- * Dr. O[af ~truck-~öbbeck,  wissenschaftlicher Mitarbeiter um Sondegorschungsbereich 
tän der Straße, der souverän die Sache in die Hand 186 der Universität Bremen. 
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nannten Triade: Auf die europäischen Staaten und die 
außereuropäischen Staaten der G-7, also die USA, Kana- 
da und Japan. 

Die sogenannte Globalisierung liegt nicht außerhalb 
unseres politischen Einflußbereichs. Wir müssen die poli- 
tischen Handlungsmöglichkeiten für eine bessere inter- 
nationale Zusammenarbeit nutzen. Dann sind die beste- 
henden und absehbaren Probleme der Globalisierung 
beherrschbar. 

Welches sind nun die Politikfelder, auf die sich die in- 
ternationale Zusammenarbeit konzentrieren muß? Ich 
nenne vor allem sieben wirtschaftspolitische Aufgaben: 
1. eine Stabilisierung der Wechselkurse, 
2. eine stabilitätsorientierte und zugleich wachstums- 
orientierte Zinspolitik, 
3. eine konjunkturgerechte und beschäftigungsorien- 
tierte Budgetpolitik, 
4. eine harmonisierte Steuerpolitik, 
5. eine gemeinsame Technologiepolitik 
6. eine internationale Sozialcharta, 
7. eine konzertierte Offensive gegen globale Umwelt- 
Zerstörung. 

1. Stabil isierung der  Wechselkurse 
Die hohe Volatilität der Währungsrelationen behindert 
die internationale Arbeitsteilung und verursacht enorme 
Wohlstandsverluste. Deshalb muß alles daran gesetzt 

werden, die Wechselkurse zu 

Ebenso wie im nationalen Rahmen, so stabilisieren. Dazu gehört zum 
einen die bessere Zusammen- - ~ 

muß auch für die internationalen Wirt- arbeit der Regierungen und 

schaftsbeziehungen gelten: der Markt der Zentralbanken EurOpasl 
Japans und der USA. Zum an- 

braucht einen politisch gesetzten Ord- deren gehört dazu die ver- 
nungsrahmen. Wir plädieren dafür, die ~ i r k l i ~ h ~ n g  der Europäischen 

Währungsunion. 
soziale und ökologische Marktwirtschaft Wir Sozialdemokraten sa- 

zur Geschäftsarundlaae für eine neue gen in klares Ja zur gemeinsa- - " 

Weltwirtschaftsordnung zu machen. 
men Europäischen Währung. 
Eine stabile Europa-Währung 
wird Wachstum und Beschäfti- 

gung fördern, erst mit ihr können die Vorteile des europäi- 
schen Binnenmarktes voll genutzt werden. Es muß alles un- 
ternommen werden, damit das Zieldatum der Währungs- 
union, der 1. Januar 1999, bei Beachtung der Stabilitätskri- 
terien, erreicht wird. 

Die geplante Währungsunion zeigt: Für die von mir 
angemahnte internationale Zusammenarbeit gibt es be- 
reits ganz konkrete Ansätze. Mi t  einer starken europäi- 
schen Gemeinschaftswährung als gleichwertigem Part- 
ner von Dollar und Yen ergibt sich eine gute Chance für 
ein neues und stabiles Weltwährungssystem. 

2. Stabi l i tätsorient ierte und zugleich wachstums- 
or ient ier te  Zinspolit ik 
Niedrige Realzinsen sind eine wesentliche Voraussetzung 
für mehr lnvestitionen und für mehr Beschäftigung. Des- 
halb müssen in enger Zusammenarbeit zwischen der 
amerikanischen, der japanischen und den europäischen 
Zentralbanken alle Spielräume genutzt werden, um die 
hohen Realzinsen zu senken. 

3. Konjunkturgerechte und beschäftigungsorien- 
t i e r te  Budgetpol i t ik  
In  den meisten Staaten ist die hohe Verschuldung zu ei- 
ner drückenden Last geworden. Die steigende Zinsbela- 
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stung der öffentlichen Hand schnürt die Handlungsfä- 
higkeit der Staaten immer weiter ein. 

Um wachstumsfördernde Zinssenkungen zu erleich- 
tern und Bürgern und Wirtschaft die Sorge vor weiteren 
Steuererhöhungen zu nehmen, ist eine glaubwürdige 
Konsolidierungspolitik notwendig. Das heißt, es müssen 
alle Anstrengungen unternommen werden, um die 
strukturellen Staatsdefizite abzubauen. Notwendig ist 
aber auch eine konjunkturgerechte Einpassung dieser 
Politik: eine prozyklische Verschärfung der Wachstums- 
schwäche muß verhindert werden. Es kommt vor allem 
darauf an, durch Umschichtung der öffentlichen Haus- 
halte hin zu mehr lnvestitionen die Voraussetzungen für 
eine neue Wachstumsdynamik zu verbessern. 

4. Harmonisierte Steuerpolit ik 
In einem Bericht vom April 1996 hat die EU-Kommission 
sehr eindrucksvoll die Fehlentwicklungen analysiert, zu 
denen der internationale Steuersenkungswettlauf im Be- 
reich der Unternehmenssteuern führt: zu einer immer 
stärkeren Verschiebung der Steuer-. und Abgabenlast 
auf den Faktor Arbeit, zu einer Schwächung der Massen- 
kaufkraft und damit der Binnennachfrage, zu einem An- 
stieg der Arbeitslosigkeit, zu höherer Staatsverschul- 
dung, zu hohen Realzinsen, zu weniger lnvestitionen 
und damit zu noch mehr Arbeitslosigkeit und noch hö- 
herer Staatsverschuldung. 

Im Bereich der Steuerpolitik gibt es zukunftsweisende 
Ansätze für eine bessere internationale Zusammenarbeit. 
Sie finden sich in  dem Bericht der EU-Kommission: Ziel 
der Kommission ist es, die durch den internationalen 
Steuersenkungswettlauf verursachten ökonomischen 
und sozialen Verwerfungen einzudämmen. Deshalb plä- 
diert die EU-Kommission für eine Steuer-Union. Bei der 
Unternehmensbesteuerung, der Besteuerung von Kapi- 
talerträgen und bei den Umweltsteuern schlägt sie die 
gemeinsame Einführung effektiver Mindeststeuersätze 
vor. 

Ich halte das für den richtigen Ansatz. Diese Min- 
destssteuersätze müssen so festgelegt werden, daß sie 
wie ein ,,SicherheitsnetzM dafür sorgen, daß die Unter- 
nehmen einen angemessenen Beitrag zur Finanzierung 
der öffentlichen Leistungen beisteuern. 

Die EU-Kommission ist sich dessen bewußt, daß eine 
europäische Steuerharmonisierung allein nicht ausreicht, 
um die Probleme der Globalisierung in den Griff zu be- 
kommen. Deshalb plädiert sie für ein ,,koordiniertes Vor- 
gehen der Mitgliedsstaaten im Rahmen der OECD." 

5. Gemeinsame Technologiepolit ik 
Neue Technologien schaffen neue Wachstumsmärkte 
und neue Arbeitsplätze. Damit erleichtern sie den Struk- 
turwandel. 

Oftmals übersteigt der notwendige Aufwand für For- 
schung und Entwicklung die Leistungsfähigkeit einzelner 
Staaten. Ich denke zum Beispiel an die Luft- und Raum- 
fahrt. Deshalb sollten die technologischen Kapazitäten 
der einzelnen Staaten, der Forschungseinrichtungen und 
der Unternehmen stärker als bisher verzahnt werden. 
Durch internationale Zusammenarbeit kann die Entwick- 
lung neuer Technologien vorangebracht und der Wohl- 
stand der Nationen gemehrt werden. 

6. lnternat ionale Sozialcharta 
Ein funktionsfähiger Sozialstaat gehört zu den elementa- 
ren Voraussetzungen für den Erfolg einer modernen 
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Anstatt Problemlösungsperspektiven anzubieten und nicht noch weiter verstärken. Sonst droht der europäi- 
entschieden darauf zu drängen, mit  der Währungsunion sche Gedanke zu scheitern. 
die Sozialunion und die politische Union durchzusetzen, Als Gegengewicht zur Internationalisierung der Wirt- 

reden Teile der SPD entweder den Neoliberalen nach schaft muß eine effektive lnternationalisierung der lnter- 
dem Munde oder verfallen in dumpfen Euro-Skeptizis- essenvertretung der Arbeitnehmerlnnen erreicht wer- 

mus. den, damit sie von den trans- 

Im Vorfeld der Bundestagswahl 1994 wurde die SPD 
als ,,lose verkoppelte Anarchie" beschrieben, in der die 
meisten bloß ihren unmittelbaren, persönlichen Neigun- 
gen und Interessen folgen. Dies zeigte sich 1995 auch 
bei den nicht enden wollenden Attacken von Gerhard 
Schröder und Heide Simonis gegen Rudolf Scharping 

C und von Albert Schmid gegen Renate Schmidt. Die per- 
manenten Angriffe wurden zunehmend als profilneuro- 
tisch und parteischädigend empfunden. Sie führten 
schließlich dazu, daß Oskar Lafontaine auf dem Mann- 
heimer Parteitag 1995 zum neuen SPD-Bundesvorsitzen- 
den gewählt wurde. Er kündigte sogleich an, daß sich 
der politische Gegner nunmehr ,,warm anziehen" müsse. 
Doch daraus wurde zunächst recht wenig. 

Eine Wende zur Interessen- und Basisvertretung trat 
erst ein, als die Gewerkschaften 1996 zu Demonstratio- 
nen gegen den Sozialabbau der Regierung Kohl aufrie- 
fen, an denen sich am 15. Juni in Bonn 350.000 Men- 
schen und am 11. September in fünf bundesdeutschen 

nationalen Konzernen und 
den Regierungen der einzel- Glaubwürdig wird die SPD nur dann sein, 
nen Länder nicht ständig ge- 
geneinander ausaespielt wer- wenn eine klare Koalitionsaussage für - - .  
den können. Rot-Grün als einziges wirkliches Reform- 

wenn ein bündnis den Gerüchten um eine große 
schafts- und sozialpolitisches 
Leitbild den wähleilnnen po- Koalition baldmöglichst ein Ende setzt. 
sitiv vermittelt werden kann, 
dann wird die SPD das zu lei- 
sten vermögen, was ihre ureigenste Aufgabe ist: für eine 
bessere Gesellschaft zu kämpfen, und zwar an der Regie- 
rung. 

Dafür ist allerdings die Wiedergewinnung der Kam- 
pagnenfähigkeit nach innen und außen dringend not- 
wendig, um die derzeitige neoliberale Diskurshegemonie 
aufzubrechen und die gesellschaftliche Meinungsführer- 
schaft zu gewinnen. Glaubwürdig wird die SPD nur dann 
sein, wenn eine klare Koalitionsaussage für Rot-Grün als 

Großstädten weitere 250.000 Menschen beteiligten. Am einziges wirkliches Reformbündnis den Gerüchten um 
1. Oktober kam es zu spontanen Arbeitsniederlegungen eine große Koalition baldmöglichst ein Ende setzt. Die 
von 140.000 Arbeiterlnnen in der Automobilindustrie ,,Enkel" sollten sich fragen, ob das bisherige Taktieren 
gegen eine Umsetzung der gesetzlich beschlossenen nicht die seit Jahren zunehmende Wahlenthaltung und 
Kürzung der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall. In Nürn- den wachsenden Mitgliederschwund nährt. spw 

berg wurde die Stimmung von den Streikenden auf fol- 
genden Nenner gebracht: ,,Wir haben jahrelang zuviel 
geschluckt - jetzt reicht es!" 

Klare Aussagen und Handlungsstrategien f ü r  d ie  
Zukun f i  
Nach repräsentativen Umfragen hielten 1996 drei Viertel 
der Bevölkerung das .,Sparpaketn der Koalition für sozial 
unausgewogen. Wenn die SPD bei der Bundestagswahl 
1998 eine regierungsfähige Mehrheit erreichen will, muß 
sie den größten Teil dieser Menschen auf ihre Seite brin- 
gen. 

Dazu braucht sie klare inhaltliche Aussagen und 
Handlungstrategien, die an den sozialen Verwerfungen 
anknüpfen, den Neoliberalismus bekämpfen und der 
,,Globalisierungsfalle" ein schnelles Ende bereiten. Der 
strategische Gegenentwurf muß folgende Eckpunkte 
umfassen: 

Eine Urnverteilung von oben nach unten durch eine 
entsprechende Steuer-, Sozial- und Gesellscha~spolitik. 
Das ist angesichts der hohen Gewinne und steigenden 
privaten Vermögen nicht nur möglich, sondern zwin- 

< gend geboten. 

Die Wiedergewinnung der Vollbeschäftigung durch 
Verkürzung der Arbeitszeit und den Abbau von Über- 
stunden. Die SPD war hier schon einmal weiter, als sie im 
Berliner Grundsatzprogramm 1989 eine Regelarbeitszeit 
von 30 Wochenstunden mi t  differenzierten Lohnerhö- 
hungen beschloß. Letzteres bedeutet auch eine Stärkung 
der Massenkaufkraft und der Binnennachfrage 

Der Eintritt in die letzte Stufe der europäischen Wäh- 
rungsunion muß von einer demokratisch fundierten poli- 
tischen Union und dem Ausbau der sozialen Dimension 
abhängig gemacht werden. Die mit  der Einführung des 
europäischen Binnenmarktes eingetretenen Nachteile für 
die Arbeitnehmerlnnen und den Sozialstaat dürfen sich 
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Gesellschaftliche Entwicklungen und Umbrüche machen sich zuerst in den 
Städten bemerkbar und setzen sich dort zuerst durch. Wie in einem Brenn- 
glas sind hier die Entwicklungstendenzen der Gesellschaften zu beob- 
achten. Die Themen sind: Die verbaute Zukunft der großen Städte; Mobilität von 

Frauen; Armut in den Städten; Stadterneuerung; Metropolenkonkurrenz; 
Internationale Bauausstellung Emscher-Park; Bodenmarkt und Stadtent- 
wicklung; kommunale Finanzen; Wohnen; Ökologische Stadt der Zukunft 
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Iässigt. Das ist eine verhängnisvolle Abwärtsspirale, an 
deren Ende es keine Gewinner geben wird, sondern nur 

nalisierung der Politik liegen. Sie liegt aber auch nicht in 
der Errichtung protektionistischer Barrieren. Zwei, die sich Kom- mit ein paar Unverbesserlichen, schen Dechiffrierschlüssel zur Ge- 

DKPlern, Stamokap-Asos und ande- schichte. ,,Zwischentöne sind nur Verlierer. 
Dieser realwirtschaftliche Abwertungswettlauf der Neues Denken: Internationale Kooperation 

Wenn die ökonomischen, sozialen und kulturellen Grundla- 
gen unserer Gesellschaft nicht weiter erodieren sollen, dann 
brauchen wir in der Wirtschaftspolitik ein Neues Denken. 
Wir müssen der Internationalisierung der Wirtschaft eine 
neue politische Antwort entgegensetzen. Und diese neue 
politische Antwort heißt: Internationale Zusammenarbeit. 

Mein Plädoyer für internationale Zusammenarbeit ist 
keine Utopie: Auch der Europäische Binnenmarkt er- 
schien vor wenigen Jahren als unerfüllbare Vision. Heute 
ist er Realität. Ebenso wie im nationalen Rahmen, so muß 
auch für die internationalen Wirtschaftsbeziehungen 
gelten: der Markt braucht einen politisch gesetzten Ord- 
nungsrahmen. 

Die soziale und ökologische Marktwirtschaft ist das 
politische Koordinatensystem der europäischen Union. 
Wir plädieren dafür, dieses 

r 
ren, die noch Originale aus ,,Nackt Krampf im Klassenkamof" tönte er r . - munisten nannten, unter Wölfen" persönlich gekannt 1968'falsch und flach. und - analog 
hatten. Sie werden seine Ausdauer zum anderen linkssektiererischen 

Nationalstaaten ist ökonomisch und politisch gesehen 
ein Irrweg. Denn dieser Dumpingwettlauf verzerrt und 
stört den internationalen Leistungswettbewerb der 
Unternehmen. Er verhindert eine optimale Allokation 
der Ressourcen. Und er untergräbt die ökonomischen, 
sozialen und ökologischen Grundlagen unserer Gesell- 

feiern Geburtstaq loben. Ob es aber wirklich eine Formulierungstalent Hermann 
Nachwelt gibt, die ihn, den Nager Gremliza - befeixte er höhnisch den 

Degenhardt 651Biermann 60 
und Beisser, als bedeutenden Künst- ,,historischen Kompro-Mies", wenig 
ler herausfinden wird, ist das Risiko, um die mühevolle Radikalität wis- 

von Diether Dehm* das diese, die ,,unentbehrlich" sind send, die diese Herausarbeitung der 
lnteressenkongruenz der allermei- 
sten Arbeitenden - Lohnabhängigen 
und Selbständigen - im Parteien- 
bündnis bedeutet. Gegen die weni- 
gen aber hochpotenten Groß-Kapi- 
talverwerter, die die Grundlagen des 
menschlichen Arbeitens und sonsti- 
gen Lebens immer atemberauben- 
der vermarkten. 

Wenn er auch damals vielleicht 
nicht so vermessen war, sich klüger 
zu wähnen als alle Gramscis, 
Togliattis und Berlinguers, so fiel 
dem Kleinbürger Degenhardt ein an- 
timonopolistischer Abschied von der 
links liebgewordenen Kultur-Arro- 
ganz und Überregulationsschikanen 
gegen das Kleinbürgertum mindest 
so schwer, wie dem Kleinbürger 
Brecht. Hier noch lohnte sich Bier- 
manns Vorsprung. Der hatte seinen 
Bloch von Havemann gelernt: 
,,Kampflos, Genossen, habt Ihr das 
Kleinbürgertum dem Faschismus 
überlassen." (Was nicht ganz 
stimmte: die Genossen seit Levi bis 
Fischer/Maslow und Thälmann hat- 
ten den Nazis die Hasen gehörig mit 
in die Küche getrieben. Brechts Plati- 
tüden gegen Thomas Mann, Leo 
Tolstoi und Lukacs in  der ,,Linkskur- 
ve" spiegeln das KP-Sektierertum li- 
terarisch.) 

Die Groß-Kapitalverwerter, deren 
Hausbanken trotz ,,Adolf-Hitler- 
Spenden" 1933 und davor sowie 
Mehrwert durch das Cyclon B der IG 
Farben sämtliche Kriegsverbrecher- 
Prozesse unangetastet überstanden 
hatten und so in  der BRD ihre eige- 
nen Rechtsnachfolger wurden, als 
Hauptfeinde von Arbeiterschaft und 
Kleinbürgertum auszudeuten, war 
zwar tibetanische Pflichtübung der 
Stamokap-Theorie, wurde jedoch 
von der linkssektiererischen Enteig- 
nungspraxis stalinistischer und post- 
stalinistischer Staats- und Parteifor- 
mationen zur bloßen Bündnis-Gestik 
degradiert: eine echte Volksfront hat 
es bis heute nie gegeben! (Sozialde- 
mokratische Praxis war gegen die 
Mittelschichten nur weniger rabiat: 
zu den Chefs undIoder Betriebsrats- 
fürsten von Konzernen und Groß- 
banken fühlten sich SPD-Obere auch 

schaft. 
Diese traditionelle Wirtschaftspolitik weist einen 

D merkwürdigen Widerspruch auf: Während sich die Wirt- 
schaft immer stärker internationalisiert, fällt die Politik 
zurück in  altes nationalstaatliches Denken. Auf die Glo- 
balisierung der Märkte reagiert sie mit  der Renationalisie- 
rung der Politik. 

Diese Politik stellt damit letztlich auch die kulturellen 
Grundlagen und Werte der modernen Gesellschaft in 
Frage: Ein Staat, dem immer mehr die finanziellen Res- 

(im Brechtgedicht), eingehen müs- 
sen. 
Wenn Leonhard Franks These zu- 
trifft, daß Hysterie das für den 
Künstler ist, was dem Schuster sein 
Leder, hätte Degenhardt schon hier 
die schlechteren Ausgangskarten 

Besprechung zu: Wolf Biermann: 
,,Süßes Leben -saures Leben", 1996 
Zweitausendeins; und Franz Josef 
Degenhardt: ,,Weiter im Text", 7 996 
Polydor. 

gehabt. Hinzu kommt, daß Bier- 
mann früh - während sich Degen- 
hardt nur selfmade in der Juristen- der Marktwiß Die traditionelle Wirtschaftspolitik weist 

schaft mit  sozialer und 
ökologischer Verantwor- einen merkwürdigen Widerspruch auf: 

sourcen entzogen werden, ist nicht mehr in der Lage, 
elementare Daseinsvorsorge für seine Bürger zu leisten. 
Die andere Seite öffentlicher Armut heißt: Gewalt und 
Kriminalität, Drogen und Ausländerhaß und schließlich - 

Freizeit an Villon und Brassens üben 
konnte - im Umfeld des innovativ- 
sten Welttheaters, beim Brecht- En- tung Jetzt auch zur Ge- Während sich die Wirtschaft immer stär- 

schäftsgrundlage für eine 
neue Weltwirtschaftsord. ker internationalisiert, fällt die Politik zu- 
nung zu machen. Damit rück in altes nationalstaatliches Denken. 
können die besten Voraus- 
setzungen geschaffen wer- 
den für den Leistungs- und ldeenwettbewerb der Unter- 
nehmen und für einen fairen Handel, der allen Beteilig- 
ten nutzt. 

Dafür brauchen wir internationale Vereinbarungen. 
lnternationale Einrichtungen dafür sind vorhanden: Ich 
nenne die Europäische Union, die OECD, den Internatio- 
nalen Währungsfonds und die neue Welthandelsorgani- 
sation WTO. 

Auch die ökonomischen Voraussetzungen sind gege- 
ben. Denn die internationalen Handels- und Investitions- 
ströme, die den Kernbereich der Globalisierung ausma- 
chen, konzentrieren sich vor allem innerhalb der soge- 

D er eine strebt nun, nach den 
offiziellen Feierlichkeiten 

zum 20. Jubiläumsjahr seiner 
Ausbürgerung und den Medienova- 
tionen zu seinem 60.. einer feinen 
letzten Vorstellung entgegen. In der 
ersten Reihe Arm in Arm die schwar- 
zen Witwen Kohl und Brandt, der 
Zentralratsvorsitzende Michel Fried- 
mann, Sohn Kirch nebst seinen ge- 
schäftsführenden Mitgesellschaftern 
Markwort und Aust, BND-Ehrenprä- 
sident Gauck, dahinter was sonst an 
Politkaste von rechts bis halblinks 
einst Rang und Namen vertrat. Die 
haben ihn gerade - bevor sein Sarg 
ganz abgesenkt sein wird - zum 
Jahrtausend-Wende-Lyriker ,,aller 
Deutschen'' hoc.hgelobt. Auf eine 
angemessenere Nachwelt und ande- 
re Hommagen hatte Biermann nicht 
länger warten wollen. Nun tun's die 
eben auch. Daß sie ihn bei seinem 
Begräbnis als ihren ,,geistigen Weg- 
gefährten" einverleiben dürften, 
macht ihm die Sache vielleicht heute 
schon etwas mulmig. Das nimmt er 
dann aber in Kauf. Billigend, weil: 
ganz falsch isses ja auch nicht. Be- 
sonders mi t  seiner letzten CD. 

semble, bei Weckwerth, Weigel, politischer Extremismus. 
Der realwirtschaftliche Abwertungswettlauf der Na- Besson, Dessau, Bunge, professio- 

nell ausgebildet und staatlich geför- 
dert wurde. Dort, wo damals rigoros 

tionalstaaten ist keineswegs die zwangsläufige Folge der 
Globalisierung. Er ist das Ergebnis falscher politischer 
Weichenstellungen, und diese Weichenstellungen kön- 
nen korrigiert werden. 

an neuen Techniken gearbeitet wur- 
de, die Kapitalverwertung als Bewe- 
gungen der Seele ästhetisch ange- Die konservative Standortdiskussion ist Interessenpo- 

litik: Die Angst der Menschen vor Arbeitslosigkeit und so- 
zialem Abstieg wird instrumentalisiert für eine Umvertei- 

messen in Theater und Songs zu fas- 
sen. (,,Brecht hat bis zum Schluß 
weitgehend die Auffassung beibe- 
halten, in der Form eines Jambus sei 

lungspolitik zu Lasten der großen Mehrheit der Bevölke- 
rung. Damit erweist sich die konservative Standortpolitik 
als reine Ideologie. Eine Politik für die Mehrheit der Be- 

Seine Beerdigung 
dürfte sich Franz-lose f 
Degenhardt allenfalls 

ausmalen m i t  ein paar 
Unverbesserlichen, 

DKPlern, Stamokap- 
Asos und anderen, die 

noch Originale aus 
,,Nackt unter Wölfen" 

persönlich gekannt 
hatten. Sie werden 

seine Ausdauer loben. 

nicht über Geld zu sprechen. Und 
schon zur Dramatisierung einer sim- 
plen Pressenotiz reicht die dramati- 

völkerung ist sie jedenfalls nicht. 
Mi t  dem gegenwärtigen realwirtschaftlichen Abwer- 

tungswettlauf der Nationalstaaten sind die Herausforde- sche Technik von Hebbel und lbsen 
bei weitem nicht aus." Hans Mayer) 

Zusätzlich, und quasi qua Mut- 
rungen der Globalisierung nicht zu meistern. Die Ant- 
wort auf die Globalisierung kann nicht in einer Renatio- 

termilch, hatte Emma Biermanns 
Sohn Karl-Wolf durch Bücher, Fami- 
liengespräche, Universität, unmittel- 
bares Zuhören bei bedeutenden Wi- 
derstandskämpfern wie Eisler, Ha- 
vemann usw. den zunächst leichte- 
ren und frühen Zugang zur höchst- 
entwickelten zivilisatorischen Philo- 
sophie, zum Marxismus. Also alle 
Voraussetzung, mitzugestalten an 
einem postnaturalistischen, einem 
dialektischen Realismus, an frischen 
Brechungen in Persiflage und Hym- 
ne. Und an Balladen, die ökonomi- 

Was bleibt und wer wird 
trauern? 
Seine Beerdigung dürfte sich Franz- 
Josef Degenhardt - gefolgert aus 
den Magermeldungen zu seinem 
65. kürzlich - allenfalls ausmalen 

sche Basisverhältnisse durchs seeli- 
sche Material schimmernd erkenn- 
bar machen. Also an einer qualitativ 
weiterentwickelten Literatur der 
Aufklärung. 

,,... nur Krampf im Klassen- 
kampf! " 
Dagegen gela'ngte Degenhardt nicht 
so spielerisch leicht (,,Wir nannten 
uns zum Spaß Kommunisten", sagte 
Biermann kürzlich) an die marxisti- 

* Dr. Diether Dehm, Songautor, Bundesvorsitzender der AG Selbstän- 
dige/Unternehmer in der SPD, Mitherausgeber der spw Foto: 0.  Ziegler, Lichtblick (Bochum) 
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auch klären müssen, ob und durch welche Formen von 
Klassenauseinandersetzungen es den abhängig Be- 
schäftigten gelingen kann, sich in diese sich verän- 
dernde Gesellschaftsstruktur einzuschreiben, wie es 
die westeuropäische Arbeiterklasse mi t  dem - gegen- 
wärtig durch den Globalismusdiskurs wieder in Frage 
gestellten bzw. vom Kapital aufgekündigten - ,,Klas- 
senkompromiß: Sozialstaat" geschafft hat. 

Nationale u n d  internat ionale Polit ik verbinden 
Asien ist ebenfalls Schauplatz in dem Bericht, den Rai- 
nerzugehör von der Welthandelskonferenz im Dezem- 

ber vergangenen Jahres aus 
Singapur gibt. Wer - wie die Die "Identität" zwischen konservativer 
,,wohlmeinende Strömung,, 

"Elite" und "Volk" darüber, daß Globali- in der SPD um Lafontaine - 

sierung Politik unmöglich macht, kann geglaubt hatte, in der neu 
geschaffenen Welthandels- 

nur durchbrochen werden, wenn politi- organisation ein Instrument 

sche Gestaltungsfähigkeit erlebbar und sozialer und 
Regulierung (und dann auch 

letztlich eben auch mit "politischer noch zugunsten der ,,Ent- 

Macht" ausgestattet wird. wicklungsländer") zu haben, 
rnuß bitter enttäuscht sein. 
Unter der Perspektive der 

Globalisierung wird auch hier die Zwiespältigkeit der 
aktuellen lnternationalisierung deutlich: während sich 

Globalisierung und 
internationale 
Zusammenarbeit 
von Oskar Lafontaine* 

D ie Weltwirtschaft war seit jeher dem Wandel un- 
terworfen. Aber das Tempo, mit  dem sich die 
Wirtschaft in den letzten Jahren verändert und 

internationalisiert hat, ist so groß, daß viele darin eine 
neue Qualität sehen. Das Stichwort dafür heißt: Globali- 
sierung. 

Durch die lnternationalisierung der Wirtschaft hat 
sich die weltweite Mobilität von Waren und Dienstlei- 
stungen sowie von Wissen und Kapital deutlich erhöht. 
Die weltweite internationale Arbeitsteilung bietet die 
Chance, den Wohlstand der Völker zu mehren und je- 
dem seinen gerechten Anteil am ökonomischen und 
technischen Fortschritt zu geben. Die Frage heißt: wel- 

* Oskar Lafontaine ist Vorsitzender der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 
und Ministerpräsident des Saarlandes 

GLOBALISIERUNG UND POLITIK 

die kapitalistische Profitlogik ungehindert über den 
Globus Bahn bricht, konzentriert sich der Löwenanteil 
des Handels und der Wertschöpfung auf eine kleine 
Zahl von Staaten. Die vorhandenen internationalen 
und supranationalen Institutionen sind o f t  nicht mehr 
als Erfüllungshilfen der wirtschaftlich Mächtigen. 

Hier rnuß gemeinsam mi t  Rainer Zugehör gefolgert 
werden, daß es für die Zukunft entscheidend sein 
wird, die nationalen Regulierungsebenen und -mög- 
lichkeiten entschiedener und gerade auch in Hinblick 
auf die übernationalen Anforderungen zu nutzen. 
Und dazu müssen auch die realen Handlungsmöglich- 
keiten übernationaler Instanzen ausgelotet werden, 
womit sich der Kreis zu Hermann Bömer wieder 
schließt. SPW 

' Vgl. etwa in spw die Beiträge im Schwerpunkt ,,New Deal für Ar- 
beit" in Heft 1/97, das Papier der AG Finanzen des Frankfurter 
Kreises in Hefi 6/96 und die Erklärung zur diesjährigen Frühjahrs- 
tagung auf S. 10-1 1 in diesem Heft. 

che Schlußfolgerungen muß die Politik aus der Globali- 
sierung der Märkte ziehen? 

In einer Marktwirtschaft - auch wenn sie globalisiert 
ist - werden Wohlstand und technischer Fortschritt, 
Wachstum und Beschäftigung nicht durch den Staat vor- 
angebracht, sondern vor allem durch den Markt, genau- 
er gesagt: durch den Wettbewerb der privaten Unter- 
nehmen. Wir sind für den Leistungs- und Ideenwettbe- 
werb der Unternehmen. Auf nationaler wie internationa- 
ler Ebene sollte alles unternommen werden, um einen 
funktionsfähigen Wettbewerb sicherzustellen. 

Neben diesem Wettbewerb gibt es in der traditionel- 
len Wirtschaftspolitik, die mit den Namen Margret That- 
cher, Ronald Reagan und Helmut Kohl verbunden ist, 
den sogenannten ,,StandortwettbewerbU der National- 
staaten. Bei diesem Wettbewerb versuchen die Staaten, 
Kapital und Arbeitsplätze im eigenen Lande zu halten 
oder ins eigene Land zu holen. 

Dabei spricht unter ökonomischen Gesichtspunkten 
nichts gegen einen Leistungswettbewerb um die interna- 
tional effizienteste Staatsverwaltung, um das beste Bil- 
dungssystem, die innovativste ~orschungslandschaft 
oder um die leistungsfähigste öffentliche Infrastruktur; 
denn all das schafft mehr Wohlstand und verbessert die 
Lebensbedingungen der Menschen. 

Gefahren des ,,realwirtschaftlichen Abwertungs- 
wett laufs" der Staaten 
Problematisch dagegen ist das, was ich den realwirt- 
schaftlichen Abwertungswettlauf der Nationalstaaten 
nenne. Dabei werden Reallöhne, Unternehmenssteuern 
und Sozialstandards immer weiter nach unten getrieben 
und der Umweltschutz wird in sträflicher Weise vernach- 

POPULÄRE MUSIK 

stets mehr hingezogen, als zum 
,,spießigen" Kleinbürgertum, der 
wehrlosen Hauptquelle der Einkom- 
menssteuerzahler. ,,Proletkult" war 
auch eine der verdrängten Gemein- 
samkeiten von SPD und KPD!) Es 
blieb in der gesamtdeutschen Linken 
bei Scharmützeln mi t  dem Kleinbür- 
gertum statt antimonopolitischer 
Strategie; gegen das Kleinbürger- 
tum sektiererisch, opportunistisch 

g gegen das Großkapital! Degenhardt 

hat sich dem parteipolitisch kaum 
versagt. Seine Balladen hingegen 
malen liebevolle Skizzen von klein- 
bürgerlichen Existenzen und Wider- 
sprüchen: vom Bauernführer Joss 
Friz, zur roten Kneipenbesitzerin 
Mutter Mathilde bis Schulten-Rudi, 
dem KP-Taubenzüchter. Diese Lieder 
sind objektiv Baumaterial des histori- 
schen Kompromisses, des antimo- 
nopolistischen Bündnisses, einer 
noch nie wirklich gebornen und 
nimmertoten Volksfront-Strategie. 

Kauziger Protest ... 
Degenhardts politischer Standort 
wurde stets in der Negation, der Per- 
siflage, deutlicher. Zunächst stiftete 
sein absonderlich kauziger Sarkas- 
mus den Begriff: Protestsong. Ge- 
spenstische Ausmalungen finden 
sich auf allen seinen 25 LPs. In deren 
Zentrum: Kaputtgemachte versus 
kalte Profitrechner, Yuppies und an- 
dere Kapitalverwerter. 

Heute wächst zusammen, was 
zusammengehört, als hätte er's früh 
geahnt: Liberale und Faschisten, 
eine neue Bündnisformation auf der 
Basis rigorosester Deregulation, Ge- 
werkschaftsfeindlichkeit, Privatisie- 
rung und so Ent-Zivilisation - der 
freiheitliche Rep Haider, der marktli- 
berale Berlusconi mi t  MSI-Fini. In 
Degenhardt-Songs (z.B. ,,Wildleder- 
Mantelmann", der Ballade von je- 
nem Yuppie, der von Großstädten 
auf dem Meeresgrund schwärmt) ist 
das Bündnis Faschisten & Liberale 
für Deutschland vorzuschmecken, 
dem nur mi t  historischem Kompro- 
miß beizukommen sein wird. 
(Wer sagt, daß Stoiber nie Kanzler 
wird?) 

,,Weiter im Text" heißt Degen- 
hardts neueste CD. Ein epischer 
Lied-Monolog bringt am Anfang 
gleich einen Hauch prebellizistisch- 

mitten irn piefigen prassenden 
Westeuropal aber diese Normalität1 
diese Harmlosigkeit ..." 

Degenhardts parteiliche Propa- 
ganda blieb o f t  gesungener Essay, 
strategisch zudem meist kurz gegrif- 
fen. Seine skurril-kauzigen Figuren- 
gewächse, auf denen er die deut- 
sche Nachkriegsgesellschaft spie- 
gelt, seine beißend sarkastischen 
Balladen sind dagegen seit ,,Väter- 
chen Franz", ,,Dem alten Notabula- 
mus" und ,,Wenn der Senator er- 
zählt" unübertroffen: 

,,Wer hätt' denn gedacht: es 
sind die War-Lords/ längst schon 
wieder über den Fluß/ und endlich 
erlöste Friedensfreunde/ bieten ih- 
nen den Schulterschluß/ ... Die toten 
Ahnen, die bleichen Gerippe/ krie- 
chen aus ihren Gräbern hervor/ ge- 
stützt von jungen, strahlenden Hel- 
den/ körpergestylt und Handies am 
Ohr .../ beim Börsen-Gekreisch, den 
leisen Geschäften ..." (aus dem neu- 
en Lied: ,,Geht's nicht auch so?") 

Einen Text des Jahres 1 155 hat er 
sich vorgenommen und zu einem 
aktuellen Liebeslied gemacht: ,,Herr- 
gott  nochmal, komm bloß zurück/ 
ich brauche Dich, mein Unglück." 

Auch Stilleben enthält die CD, 
vergiftet wie dieses: ,,Milchkannen- 
Scheppern und Hausflur-Geflüster/ 
und Tratschen und Fluchen über 
den Zaun/ und Spatzengeschilpe 
und Pferdegetrappelf und Lachen 
und Weinen und Lachen der Fraun/ 
und Mauersegler schrill'n in den 

Abend/ in die lauretanische Litanei/ 
aus Sankt Marien klirren Fanfaren/ 
ein Zug der HJ zieht da extra vorbei/ 
die Mädchen im Hof leiern Abzähl- 
reime/ Marikka Röck plärrt im Radio/ 
aus Viehwaggons diese Rufe und 
Schreie/ und Tauben gurrn, eine Tür 
schlägt zu ..." 

... und eloquentes Schweigen 
Seine früheren Protest-Themen tippt 
auch Wolf Biermann auf der CD ,,Sü- 
ßes Leben - saures Leben" an. Bei- 
spiel AKW: ,,es glänzte im letzten 
Licht./ die goldene Kuppel von Brok- 
dorf/ da küsste sie mein Gesicht ..." 
Mehr nicht! Nur Schweigen: ,,sie 
schwieg ... ich schwieg ihr was über 
die Welt". Was will uns der Dichter 
damit schweigen? - in den Zeiten 
des Castors. 

Beispiel Portugal: ,,Dunkeläugi- 
ge, schlanke Fraunl mit  ihren weit- 
geschwungenen, schmalen, schwar- 
zen Augenbraun" Und noch etwas 
Kolonialismus-PR: ,,Columbus segel- 
te bis nahe ran/ an den großen Tel- 
lerrand/ mit seinen salzgegerbten, 
weiberlosen Männern ... kein 
Schwanz an Bord hat noch geglaubt 
an Wiederkehr." (Dabei war das per- 
sönliche Risiko Columbus' allenfalls 
ein kurzzeitiges Zwischenfinanzie- 
rungsloch vor dem Absegeln.) Einst 
trat Biermann mi t  ,,Grandola" auf. 
Was ist aus Jose Afonso geworden? 
Und was aus Wolf Biermann! 

Beispiel Frieden: der Lieder-Ma- 
cher von Agit-Prop-songs wie ,,Sol- 

. .* WOLF BZERMAN 

bleierner Zeit, wie sie dem 7;iiih~r- I 1 , , - - - - - 
berg" zugeschrieben wird: ,,bis er 
dann rotweinvoll lachelnd einschlaft 
im Sessel vorm Fernsehschirm .../ . 
wenn es das nochmal gabel ... wirk- 
liche Barbarei so wie in Rußland .. - 

Biermann hatte alle 
Voraussetzung, 
mitzugestalten an 
einem postnaturalisti- 
schen, einem dialek- 
tischen Realismus, an 
frischen Brechungen 
in Persiflage und 
Hymne. Und an 
Balladen, die ökono- 
mische Basisverhält- 
nisse durchs seelische 
Material schimmernd 
erkennbar machen. 
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Gespenstische 
Ausmalungen finden 

sich au f  allen 25 
Degenhardt-LPs. In 

deren Zentrum: 
Kaputtgemachte 

versus kalte Profit- 
rechner, Yuppies 

und andere Kapital- 
verwerter. 

Da Biermann nur 
noch seinen ästheti- 

schen Techniken 
vertrauend u m  die 

Herrschenden 
herumschwänzelt, 

g ib t  es für ihn nichts 
mehr, wofür 

kraftvoll zu agitieren 
wäre. Übrig bleibt 
o f t  nur Gekreisch. 

dat, Soldat" sieht in Jerusalem 
,,Handgranatäpfelchen spitz unterm 
Shirt ... zwei und zwei ... anders die 
Butterbeerenbrüste der Frau/ wenn 
sie mit  Knarre im Wägelchen früh/ 
Kindelach in die Krippe karrt ..." 

Einst besang er Che Guevara, 
den Jesus Christus, jetzt mit  der 
Knarre: eine israelische Siedlerin. So 
als ob Mütter in  Bagdad nicht 
gleichviel Anteilnahme brauchen 
wie in Jerusalem. 

Beispiel Klimakatastrophe: 
,,Schweinepriester reden Bändel 
prophezein das Weltenende ..." 
(Hellau&Bumbaaf !) 

Beispiel Heiner Müller: ,,Gloster 
Gysi will dem Volk den König Ri- 
chard machen." Da klappert nichts 
ungewollt von der falschen Seite - 
nein, dieser Beifall geschieht Bier- 
mann rechts. 

Dabei zeigt das Lied ,,Legende 
vom Selbstmord der lnge Müller im 
Jahre 1966" aber auch seine Kraft zu 
schönen lyrischen Bildern: ,,Du, ich 
weiß noch alles/ Fleisch und Blut 
und Haare und Gebeine1 ach, aus 
Steinen kann man/ Häuser machen - 
und/ aus Häusern Steine". 

Beispiel Stasi: ,,Petschaft'' heißt 
das Lied dazu. Die Normannen-Stra- 
ßen-Sturm-Abteilung von CIA und 
Burda haben da gerade ihren Teil 
der ,,friedlichen Revolution" erledigt. 
Da droht einem jungverliebten Bür- 
gerbewegungsheldenpaar die Stasi 
schon wieder, diesmal aus dem Un- 
tergrund: ,,Unsere Stunde wird bald 
wieder kommen/ und Euer Stünd- 

tierten SED-Führer), sein ,,drüben" 
extraordinärer, optimal vermarktba- 
rer Dissidentenstatus, mit heimli- 
chem Info-Kanal live aus dem SED- 
Politbüro und als Schützling - gele- 
gentlich rühmte er sich im kleinen 
Frankfurter Kreise auch mehr - von 
Margot Honnecker. Das alles ist ihm 
abhanden gekommen. Und das hat 
ihn sehr böse gemacht. Auf die, die 
das nicht verhindert haben. Sie hätte 
sich vor dem Liedermeister wohl tief 
verneigen sollen, die DDR, einmal, 
zweimal und vielleicht mehr. Aber 
nicht so lapidar zusammenbrechen! 
So ein-für-alle-Mal. 

Degenhardt hat ganz früher 
auch den Realsozialismus besungen, 
aber das dann sein gelassen. In der 
Negation des Bestehenden fand De- 
genhardt größere Spielfreude. Just 
dort, wo der andere Liedermacher 
heute nicht mal mehr weiß, woge- 
gen er, außer Stasi-forever-young, 
noch singen soll. (Gerade weil Bier- 
mann - neben Süverkrüp - die kraft- 
vollsten Agitprop-Songs der letzten 
30 Jahre schrieb - .,So oder so - die 
Erde wird rot", ,,Gorleben soll le- 
ben" mit  Heinz Brandt, lange davor 
,,Ermutigung", das Fragment ,,Die 
Ballade vom sozialistischen Gang" 
oder ,,Warte nicht auf bessre Zei- 
ten", scheitert er j'etzt daran, aus 
lauter Frieden mit den Kriegs- und 
Krisenmachern seine eigenen letzten 
Spuren verwischen zu wollen.) 

Im windstillen Ort vor größeren 
Stürmen, wo Künstler nicht zualler- 

POPULÄRE MUSIK 

erst auf breite Akzeptanz oder offizi- 
ellen Begräbnisrummel rechnen soll- 
ten, hat sich Degenhardt seinen 
Hauptfeind behalten. Was hätte da 
mit Biermanns Kennntissen alles an- 
gefangen werden können? Degen- 
hardt scheiterte o f t  im ,,Positiven", 
in der Pro-Propaganda. Bei Bier- 
mann blieb die ,,Negationu, Persifla- 
ge, Sarkasmus und Ironie, eher das 
schwächer ausgebildete. („Oh Sind- 
ermann, Du blinder Mann" war ge- 
wiss kein satirischer Meisterreim.) 
Biermann war in Wirklichkeit nie 
subversiv; seine ästhetischen Techni- 
ken, die förmliche Seele, waren im- 
mer besser im ,,Pro". Da er aber nur 
noch seinen ästhetischen Techniken 
vertrauend u m  die Herrschenden 
herumschwänzelt, gibt es für ihn 
nichts mehr, wofür kraftvoll zu agi- 
tieren wäre. Übrig bleibt o f t  nur Ge- 
kreisch. Degenhardt liefert die stär- 
keren, weil subversiv gebliebenen 
Lieder. Zur Zeit. Zu dieser Zeit. Für 
eine bessere. SPW 

lein, junges Glück, das kommet 
auch." Biermann, der Opfer-Posen- 
Junkie, hat im Entzug immer noch 
nicht genug Freunde an die Herr- 
sihenden verfüttert; in Biermann 
lebt die Stasi ,ewig fort. (Gefährlich, 
selbst wenn Gauck auch weiterhin 
auf Personenschutz verzichtet.) 

Der Verlust de r  Feinde 
,,Blaues Tüchlein" heißt Biermanns 
Übertragung eines hebräischen 
Lieds, die sein gutes Handwerkszeug 
aufscheinen lässt. Eben auch, weil 
sie abseits erklingt von all seinen 
momentanen politischen Vorsätzen, 
sich bei der beherrschenden Politka- 
ste verfügbar zu zeigen. 

Der politische Biermann hatte 
stets die DDR besungen. Sie war sei- 
ne große Liebe. Ihre zurückgebliebe- 
ne Gemütlichkeit (ein Freund vom 
hektischem Konsumismus und der 
.,Zeitpiraterie" (Altvater) war Bier- 
mann nie), ihre historischen Optio- 
nen (wenn auch abseits der untalen- 

GLOBALISIERUNG UND POLITIK 

Für seine Diskussion dieses Zusammenhanges be- 
dient er sich einer Reihe von Aufsätzen, die u.a. in der 
spw und dem ispw-Jahrbuch 1995/96 erschienen sind. 
Dabei kritisiert er auch eine entpolitisierte Variante der 
Regulationstheorie, die sich v.a. auf die Darstellung 
der angeblich nicht mehr gegebenen Regulierungsfä- 
higkeit der Nationalstaaten konzentriert. Auf der theo- 
retischen Ebene schlägt er vor, von einem Stadien- zu 
einem Schichtenmodell der Veränderung der Akkumu- 
lations- und Regulationsregimes zu kommen, da an- 
sonsten die Vielschichtigkeit der Analysefähigkeit ver- 
lorengehe. 

r Seine politische Schlußfolgerung ist, daß weder die 
regionale, noch eine übernationale oder die nationale 
Ebene jeweils für sich genommen als hinreichend für Re- 
formpolitik zu betrachten seien, sondern es eines abge- 
stimmten Handelns bedürfe. Zuzustimmen ist ihm aus- 
drücklich dabei: Die - für Ökonomen - entscheidende 
Ebene bleibt diejenige, w o  über Steuern, Geld und Ver- 
teilung entschieden wird - und dies ist zunächst noch 
immer der Nationalstaat. 

Eine ganz zentraler und u.E. in den Debatten bisher 
unzureichend beachteter Punkt ist dabei, daß die Frage 
der wirtschaftspolitischen Handlungsmöglichkeiten der 
Nationalstaaten nicht abstrakt, sondern ganz konkret be- 
antwortet werden muß. Ein Land wie Deutschland mit 
einer hoch entwickelten Wirtschaft, einem großen Bin- 
nenmarkt und einer starken außenwirtschaftlichen und 
politischen Position, das in der EU eine dominierende 
Rolle spielt, hat natürlich ganz andere Möglichkeiten als 
ein kleines Land oder gar als ein Land der ,,Dritten Welt", 
das bloßer Spielball auf dem Weltmarkt ist. Es ist ökono- 
misch und politisch möglich, hierzulande einen Kurs- 
wechsel zu einer sozial und ökologisch orientierten Poli- 
tik vorzunehmen, und es wäre ein wichtiger Beitrag, 
auch im internationalen Maßstab Kursänderungen 
durchzusetzen. Es ist eine Frage der politischen Kräfte- 
verhältnisse, und dabei spielt die Sozialdemokratie nach 
wie vor eine ausschlaggebende Rolle. 

SPD-Plädoyer fü r  In ternat ionale Zusammenarbeit 
Nach einer Phase der Konzeptions- und Hilflosigkeit der 
SPD gegenüber dem neoliberalen Standort- und Globa- 
lismusdiskurs unter Rudolf Scharping hat sich seit der 
Wahl Lafontaines zumindest dahingehend ein Paradig- 
menwechsel vollzogen, daß die Notwendigkeit einer so- 
zialdemokratischen Alternative dazu hervorgehoben und 
politischem Handeln wieder eine eigenständige Gestal- 
tungsfähigkeit zugesprochen wird. 

Dabei plädiert Oskar Lafontaine insbesondere für 
eine Politik der Internationalen Zusammenarbeit. In 
seinem Beitrag in der vorliegenden spw skizziert er die * 
Risiken des neoliberal-konservativen Standortdiskurses 
und brandmarkt ihn als ,,realwirtschaftlichen Abwer- 
tungswettlauf". Vor diesem Hintergrund benennt er 
sieben Aktionsfelder internationaler Kooperation, die 
einen auf Beschäftigung, ökologische Modernisierung 
und finanzwirtschaftliche Stabilisierung abzielenden 
Reformkurs mit  marktwirtschaftlichen Methoden ver- 
spricht. 

Inwieweit damit wirklich eine wirtschaftspolitische 
Alternativposition der SPD vorliegt, Iäßt sich nach Lektüre 
der Oppositionsbilanz der SPD von Michael Bauer und Ri- 
chard Roth in Zweifel ziehen. Für sie haben sich große 
Teile der Sozialdemokratie dem marktradikalen Umbau 
der Gesellschaft bereits gebeugt - und wer vermag es zu 

vermeiden, dabei sogleich an Clement, Schröder, Beck 
oder Klose zu denken. Es wird eine zentrale Aufgabe der 
Linken in der SPD sein, dafür zu sorgen, daß diese Kräfte 
zurückgedrängt werden und eine rot-grüne Reformalter- 
native nicht vereiteln können. Wie Oskar Lafontaine so 
richtig betont: es geht schließlich um einen Politikwech- 
sel, nicht nur um einen Personalwechsel. 

Allerdings werden die dezidiert nationalstaatlichen 
,,Hausaufgaben", von denen Lafontaine in seinem Bei- 
trag spricht, auch bei ihm selbst u.E. zu wenig bestimmt. 
Hierzu liegen aus der Diskussion der Linken bereits wei- 
tergehende und profiliertere Positionen vor, auf die wir 
an dieser Stelle nur hinweisen wollen.' 

Jedoch: Papier ist geduldig. Und so lange sich keine 
gesellschaftlichen Kräfte finden, die derartigen Vorstel- 
lungen eine Gestaltungs- 
macht einflössen, werden sie Neoliberalismus ist keine quasi-automati- 
dem Vergessen anheimfallen 
wie so viele gutgemeinte Pro- sche Konsequenz der Globalisierung, 
gramme ihnen. Deshalb sondern ein politisches Projekt der herr- 
rnuß rungs- die und Linke Standortgerede dem Globalisie- 

schenden kapitalistischen Klassen, diese 
nach weisende Erklä- Globalisierung und damit eine massive 
rungs- und Handlungsmuster 
entgegensetzen, wenn sie er- Umverteilung durchzusetzen. 
folgreich den in dieser Zeit- 
schrift immer wieder geforderten ,,Umbaublock" formie- 
ren will. 

,,Hinter der Herausforderung eines Umbaublocks 
steht (..J die Aufgabe, die konservativ programmierte 
Einheit von Volk und Elite aufzubrechen und eine al- 
ternative vertikale gesellschaftliche Integration unter 
der Regie des sozialen und ökologischen Umbauge- 
dankens aufzubauen", so formulierte spw-Mitheraus- 
geber Thomas Westphal im Heft 1/97 (S. 21/22). Ihm 
ist auch hinsichtlich unseres diesmaligen Heftschwer- 
punktes ausdrücklich zuzustimmen: Die ,,Identitätu 
zwischen konservativer ,,Eliteu und ,,Volkv darüber, 
daß Globalisierung Politik unmöglich macht, kann nur 
durchbrochen werden, wenn politische Gestaltungsfä- 
higkeit erlebbar und letztlich eben auch mi t  ,,politi. 
scher Macht" ausgestattet wird. 

Tiger-Länder i m  Umbruch 
Der Tendenz zum Abbau sozialstaatlicher Leistungen 
in Westeuropa steht eine Gegenentwicklung bei den 
,,asiatischen Tigern" gegenüber, wie wir in dem Be- 
richt von Olaf Struck-Möbbeck lesen. Man ist geneigt, 
Ähnlichkeiten zur Entwicklung in Westeuropa zur letz- 
ten Jahrhundertwende zu sehen: Nach Jahren kaum 
gebremster kapitalistischer Entwicklung mi t  ihren so- 
zialen und ökologischen Folgen sowie Verwerfungen, 
sehen sich die ,,Tigerländerf' einer Krisensituation ge- 
genüber, die sich im -zumindest relativen - Rückgang 
von Wachstums- und Gewinnraten sowie steigenden 
sozialen Spannungen ausdrückt. In Südkorea haben 
wir zur Jahreswende bis dato in  dieser Form unbe- 
kannte Klassenkämpfe erlebt. 

Die ,,Tiger1' sind zu schnell gewachsen, die kapitali- 
stische Entwicklung stößt an die gesellschaftlichen 
Grenzen, die auch und gerade durch eine fehlende so- 
ziale Infrastruktur gegeben sind. Nur durch zusätzliche 
Investitionen z.B. in das Bildungs-, Kommunikations- 
und soziale Sicherungsystem scheint es möglich, diese 
Schranken zu durchbrechen und eine neue Phase kapi- 
talistischer Entwicklung einzuläuten. Dabei wird sich 

42 spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft. Heft 94. 1997 



GLOBALISIERUNG UND POLITIK POPUIÄRE MUSIK 

Globalisierung und Politik 
Einleitung zum Schwerpunkt 

von Reinhold Riinker und Ralf Krämer* 

I n Zeiten zunehmender lnternationalisierung von 
Märkten und Informationen werde Politik- insbeson- 
dere nationalstaatliche - unmöglich; so lautet ein im- 

mer wiederkehrendes Credo nicht nur von den bekann- 
ten Stammtischen. Wie ein böser Geist scheint sich die 
,,Globalisierung" der Ökonomie bemächtigt zu haben 
und niemand sei da, diese dunkle Macht zu bremsen und 
Ordnung in die Wirrnis zu bringen. 

Globalisierung und Ideologie 
Daß Wirrnis herrscht, soll an dieser Stelle nicht bestritten 
werden. Nur stellt sich die Frage, w o  sie zu finden ist: Be- 
trachtet man die Fakten, erscheint ,,Globalisierung" - so- 
wohl in ihrer empirischen als auch das politische Handeln 
betreffenden Dimension -eher als ein ideologisches und 
politisches Problem denn als ein ökonomisches. 

In der linken Debatte der letzten Monate ist in einer 
ganzen Reihe von Beiträgen herausgearbeitet worden, 
daß weder das Ausmaß der internationalen Verflechtung 
im Außenhandel noch bei den Direktinvestitionen der 
Unternehmen es rechtfertigen, hier von einer neuen 
Qualität zu sprechen. Schon gar nicht kann von einer 
,,Bedrohungn der entwickelten Wirtschaftsstandorte 
durch Billiglohnländer die Rede sein, vielmehr spielt sich 
die lnternationalisierung ganz überwiegend innerhalb 

und zwischen den ökonomi- 
schen Zentren der ,,Triadeu 

Betrachtet man die Fakten, erscheint EU, ~ ~ ~ d ~ ~ ~ ~ i k ~  und JaPan/ 

,,Globalisierung" - sowohl in seiner empi- osfasien ab. Und überhaupt 
nicht kann von einer allgemei- 

rischen als auch das politische Handeln nen Schwäche der deutschen 

betreffenden Dimension - eher als ein Wirtschaft in diesem Prozeß . - .  - - ~ ~ 

gesprochen werden, vielmehr 
ideologisches und politisches Problem beleqen die steigenden 
denn als ein ökonomisches. delsbilanzüberschüsse und 

auch der Überschuß deut- 
scher Direktinvestitionen im 

Ausland gegenüber ausländischen Investitionen in 
Deutschland ihre Stärke und ungebrochene Wettbe- 
werbsfähigkeit auf dem Weltmarkt. Für bestimmte Bran- 
chen und einzelne Unternehmen mag sich das anders 
darstellen, aber insgesamt betrachtet sind die Arbeits- 
platzverluste nicht durch internationale Konkurrenz und 
schon gar nicht durch ein zu hohes Lohnkosten- und So- 
zialniveau bedingt, sondern durch binnenwirtschaftliche 
Nachfrageschwäche und ständige Produktivitätssteige- 
rungen, die weder durch ausreichendes Wachstum noch 
durch entsprechende Arbeitszeitverkürzungen aufgefan- 
gen werden. 

* Reinhold Rünker, Historiker und z.Z. Landesgeschäftführer der Jusos NRW, lebt in Köln; 
Ralf Krämer, Dortmund, Sozialwissenschafller. Beide sind Mitglieder der spw-Redaktion. 

Eine historisch neue Qualität von Globalisierung hat 
sich allerdings im Bereich des Geldkapitals bzw. der Fi- 
nanzmärkte entwickelt, deren explosionsartiges Wachs- 
tum sich von der Entwicklung der Produktion und des 
Austausches weitgehend abgekoppelt zu haben scheint. 
Zwar ist auch diese Abkopplung nur relativ und giganti- 
sche Zahlen von Finanzumsätzen dürfen nicht verwech- 
selt werden mit den Summen des dabei eingesetzten 
und ggf. realwirtschaftlich wirksamen Kapitals, weil das 
Besondere ja gerade in der enormen Umschlagsge- 
schwindigkeit, o f t  mehrmals täglich, besteht, wogegen 
realwirtschaftliche Transaktionen vielfach langsamer ver- 
laufen. Aber diese Finanztransaktionen bringen erhebli- 
che Schwankungen und Unsicherheiten in die internatio- 
nalen Wirtschaftsbeziehungen und haben die Fähigkeit 
der Nationalstaaten zur Gestaltung ihrer Wirtschaftspoli- 
tik und insbesondere ihrer Wechselkurse eingeschränkt. 
Aber auch hier darf nicht dem falschen Eindruck aufge- 
sessen werden, den interessierte Kreise zu vermitteln ver- 
suchen, es handele sich dabei um einen quasi naturge- 
setzlichen ökonomischen Prozeß, dem sich zu unterwer- 
fen die Staaten bei Strafe ihres Unter- oder Niedergangs 
gezwungen seien. 

Kapitalistischer Globalismus als Klassenprojekt 
Zunächst ist von entscheidender politischer Bedeu- 
tung zu erkennen, daß dieser jetzt als Sachzwang dar- 
gestellte Prozeß in Wirklichkeit ein politisch gezielt 
vorangetriebener ist - und zwar national wie interna- 
tional. Kapitalistische Globalisierung ist ein Klassen- 
projekt, Neoliberalismus/Neokonservatismus ist keine 
quasi-automatische Konsequenz der Globalisierung, 
sondern ein - bisher sehr ,,erfolgreiches" - politisches 
Projekt der herrschenden kapitalistischen Klassen in 
den Hauptländern der Triade, diese Globalisierung und 
damit eine massive Umverteilung von Reichtum zu ih- 
ren Gunsten durchzusetzen und ihre gesellschaftliche 
Herrschaft zu sichern. 

Dabei reflektiert es natürlich Struktu~eränderungen 
und Krisenprozesse der kapitalistischen Wirtschaftsent- 
wicklung, die seit den 70er Jahren durchgebrochen sind 
und bisherige Regulierungsformen wie das Weltwäh- 
rungssystem von Bretton Woods untergraben haben. 
Aber der Inhalt der in der Folge durchgesetzten Umstruk- 
turierungen, Deregulierungen und Neuregulierungen ist 
keineswegs geeignet oder darauf gerichtet, den ,,Wohl- 
stand der Völker" zu mehren, sondern einseitig und zu- 
nehmend ohne soziale Rücksichten national und welt- 
weit Eigentumsrechte und wachsende Profit- und Zins- 
ansprüche der Kapitalbesitzenden durchzusetzen (vgl. 
dazu auch den Beitrag von Zugehör zur Welthandelskon- 
ferenz in diesem Heft). 

Reformpolit ische Handlungsmöglichkeiten 
Diese Entwicklung der letzten 20 Jahre hat allerdings 
Fakten gesetzt, die linke Politik nicht einfach ignorie- 
ren kann. Die Frage ist, wie linke Reformpolitik unter 
diesen Bedingungen aussehen und eine andere Ent- 
wicklungsrichtung einleiten kann. Hermann Bömer 
geht in  seinem Artikel auf eine These ein, die in  der De- 
batte der letzten Jahre u m  reformpolitische Spielräu- 
me und Handlungsmöglichkeiten eine große Rolle ge- 
spielt hat: Während einerseits eine nationalstaatliche 
Politik unmöglich werde, wachse andererseits die Be- 
deutung der Regulierung über subnationale, regionale 
und betriebliche Strukturen. 
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enn heute ein vormals 
eher im Verborgenen exi- 
stiertender Musikstil den W 

Durchbruch in die breitere öffent- 
lichkeit gefunden hat, dann ist dies 
Dub. Nicht nur der konsumistische 
Hunger auf immer wieder neue 
Trends oder die bloße Weiterent- 
wicklung einer audiophilen Erlebnis- 
gesellschaft steht hinter dieser Ent- 
wicklung, dazu sind Tradition und 
Gegenwart der Dubmusik zu viel- 
schichtig. Wenn auch der Begriff 
(noch?) nicht in aller Munde ist und 
eher Musikstile wie Techno oder 
House als innovativ diskutiert sind, 
kommt Dub gerade unter progres- 
siv-gesellschaftlicher Perspektive 
eine interessante Bedeutung zu: 
Während Jugend sich scharenweise 
vom politischen Krisenmanagement 
im bürokratischen Dauereinsatz ab- 
wendet, steht nach dem Verlust ge- 
sellschaftlicher Visionen der Dub als 
ziemlich letztes Bollwerkfür eine hu- 
mane Zukunft im eisigen Wind des 
global Sourcing. Was könnte das 
Geheimis sein? 

Sprachrohr der  un te rd rück ten  
Dub transportiert die Werte von Ho- 
nesty und Credibility in einer beson- 
ders authentischen Weise, steht da- 
mit dem realen politisch-gesell- 
schaftlichen Geschehen unserer 
Tage unversöhnlich gegenüber. Viel- 
mehr realisieren die Künstlerinnen 
mit ihren Klangwelten eine Hightech 
Zukunft auf humaner Basis. 

Fangen wir vorn an: Dub entstand 
seit Ende der 60er Jahre auf Jamai- 
ka. DJs wie Lee Perry, Jah Stitch oder 
King Tubby trennten mittels Zwei- 
spur-Technologie Reggae-Songs in 
rhythmische Grundlinie einerseits, 
und Gesang sowie Leadinstrumente 
andererseits. Durch diesen techni- 
schen Kunstgriff konnten beide Spu- 
ren getrennt abgemischt werden. 
Die Künstler veränderten die Song- 
strukturen deutlich; durch den we- 
nig sparsamen Gebrauch von Hall 
und Echos sowie einer besonderen 
Betonung von Bass und Drums be- 
kam die Rhythmusgruppe gegen- 
über ,,normalemM Roots-Reggae 
eine nochmals gesteigerte Bedeu- 
tung. Auch möglich: Der DJ fügte 
den Grundbeats eigene Vocals 
(,,toasting") oder irgendwo aufge- 
nommene Geräusche hinzu. 

Der Singlesaufleger, sein Mikro 
und zwei Kofferplattenspieler wur- 
den so zum sog. ,,SoundsystemU. 
Mi t  dieser Art fahrenden Disco ging 
es dann durch die armen Vororte 
von Kingston, Jamaika, der Heimat 
der Rastafari. Die Songs kündeten 
von einer von der weißen Herrschaft 
befreiten, besseren Zukunft für die 
entwurzelten Nachfahren der Skla- 
ven. 

Vorteil dieser Weise der Musik- 
produktion: Der Produzent (= DJ) 
mußte nur einmal Gage für die In- 
terpreten aufbringen, das Produkt 
und damit die Basis für beliebig viele 
Dub-Mixes waren sein. Gute dreißig 

Dem Guten, 11 . 

Schönen, Wahrenn1 
Wertorientierungen in der Popmusik und 

gesellschaftliche Praxis am Beispiel Dub 

von Georg Schulze * 

Jahre musikalische Entwicklung und 
eine mikroelektronische Revolution 
weiter sind die Voraussetzungen für 
die Entfaltung dieser Logik des ,,Pro- 
fits durch Erfindung" (Kevin Martin, 
nach Christian Storms, Spex 12/96) 
freilich andere. 

,,Dub Infect ion" 
Nun sind die Verwender der Du- 
btechnologie (,,DubbingU) allerorten 
zu finden. Die Mittneunziger Disko- 
favoriten Trip-Hop und Jungle sind 
ohne Dubs nicht denkbar, Fusionen 
mit Blues, Rap und Hip-Hop beste- 
hen ebenso wie in die Welt des 
Techno und die der deutschen Pop- 
intelligenzia post Can und wer weiß 
wohin noch. Reggae findet sich hier 
oftmals nur noch in mikroskopisch 
kleinen Spuren, aber die Technik des 
Dubbing verbreitet sich zur Zeit im- 
mer schneller in alle Bereiche der 
Popmusik. Angesichts der Entwick- 
lungen ist es wohl kaum übertrieben 
zu sagen, daß Dubbing eine grund- Nur noch 75% 
legende Technik in der aktuellen derBevölkeruns 
Musikproduktion geworden ist, de- 
ren Bedeutung noch zunimmt. 

Wirkliche Megaseller mit  Dub-Es- 
senzen sind derzeit zwar nur wenige 
Acts, ganz vorn dabei aber etwa 
Rockers HiFi, deren letzte LP ,,Mish 
Mash" selbst im Jahresrückblick der 
,,Kultparade" des insgesamt eher 
kommerziell orientierten Senders 
1 LIVE (vorm. WDR 1 und inzwischen 
größter expliziter Jugendsender der 
Republik) Platz vier erreichte. Das 
Fachblatt ,,Spex" sprach gar vom 
,,Album der Herbstsaison, auf das 
sich alle Fraktionen werden einigen 
können" (Hans Nieswandt, Heft 91 
96). Nicht schlecht für zwei eher 
vierzig- als dreißigjährige DJs aus Bir- 
mingham, die im Jahr zuvor wirklich 
noch nicht sehr berühmt waren. 

* Georg Schulze lebt in Bochum und ist Mii 

- 
zwischen 73 und 29 
Jahren haben 
Vertrauen in 
politische Parteien 
(FR, 20.7 7.96). 
Offenbar bleibt für 
die meisten ange- 
sichts der herrschen- 
den Verhältnisse nur 
ein kopfschüttelndes 
,,Das g ibt  's doch gar 
nicht" (Der Wolf, 
7 996) - und die 
Abwendung von der 
Politik. 

'glied der spw-Redaktion. 
Dub Warriors 
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Basis von Du6 sind 
menschliche 

Produkte, egalitäre 
Werte und eine 

transparente 
Vermittlung dersel- 
ben durch entspre- 

chenden Einsatz von 
moderner Technolo- 

gie. Dies stellt eine 
vollständig andere 

Ebene dar als 
Techno, dessen 

Produktions- und 
Erfa hrungssphäre 

dagegen durchweg 
synthetischer Natur 

ist - aller lautstarken 
und medienwirk- 

Samen lovemessages 
der Raver zum Trotz. 

Doch sind Shooting Starts in  
dem Geschäft auch nicht gerade sel- 
ten; erstaunlich wird die Angelegen- 
heit dann, wenn versucht wird, das 
Wesen, welches die ,,Dubnology" 
ausmacht, etwas näher zu bestim- 
men. 

Dubnology und Rechnerleistung 
Und hier beginnt schon das Mysteri- 
um Dub, der ,,geheimsten aller Black 
Secret Technologies" (Ralph Chri- 
stoph, Spex 11/96). Von Geheimwis- 
senschaft ist die Rede immer, von 
,,ewigem Widerstand" und ,,Verpfle- 
gungs Vibes für den Freiheitskampf" 
sogar (Hans Nieswandt, Spex 10196). 

Eine heute nahezu unbegrenzte 
Anzahl von zur Verfügung stehen- 
den und zu mixenden Spuren 
korrespondiert mi t  den Möglichkei- 
ten mikroelektronischer Samplings2 
und Klangerzeugung. Insofern 
scheint erst mit  dem Preisverfall von 
Rechnerleistung der letzten Jahre die 
technologische Grundlage für eine 
volle Entfaltung von Dub existent. 
Denn ökonomischer Träger war 
auch bei dieser Innovation im Pop- 
bereich der weniger finanzstarke 
Underground abseits der Major La- 
bels. 

Besonders verdienstvoll etwa das 
Londoner Label „On-U Sound" des 
Produzenten Adrian Sherwood. M i t  
mittlerweile klassischen Acts wie 
Dub Syndicate oder Bim Sherman 
kann On-U wohl als Nucleus für den 
europäischen und insbesondere bri- 
tischen Boom des Dub gelten. Der 
freilich stößt aufgrund kapitalisti- 
scher Gesetzmäßigkeiten auch wie- 
der an künstlerische Entwicklungs- 
grenzen: ,,In a new era for musicians 
where digital media allows for the 
transfer, presewation and transpor- 
tation of sounds and noises in a way 
beyond the wildest dreams of even 
the most recent generations of mu- 
sicians, we feel that the concurrent 
development o f  the 'music buisi- 
ness' has detracted from the free 
transfer o f  ideas now available. As 
musicians get freer, the laws regar- 
ding them and their works seem to  
get m0r.e archaic. To institute a 
change in perspective in this area we 
have assembled for our latest work, 
a soundpool" (Ziontrain, 1996). In 
diesem ,,Soundpool" werden nun 
Sounds gesammelt, von verschien- 
densten Künstlerlnnen. darunter 
auch Menschen aus der Vorhut der 
Dubnologie, produziert und an den 
,.Rechtenr' der Plattenfirmen vorbei 
nutzbar gemacht. 

Was ansonsten sicher.unbezahl- 
bar würde, wird durch solcherart 
Kollektivismus gegen die Profitwirt- 
schaft gleich doppelt political cor- 
rect: Die Scheiben der einschlägigen 
Dublabels liegen im Preis meist deut- 
lich (bis zu 25-30%) unterhalb der 
Produktionen von Sony, Geffen und 
Co. 

Raum u n d  Zeit 
Historisch auf dem Reggae basie- 
rend, trägt Dub typische musikali- 
sche wie inhaltliche Elemente dieses 
Stils in die Gegenwart und Zukunft. 
Mittlerweile werden die Dub-Tracks 
etwa von Lee Perry oder Dub Syndi- 
cate bereits wieder von einer neuen 
Generation von Künstlerlnnen re- 
mixt, so daß hier ein ewiges Weiter- 
leben, eine weitere Überlieferung in  
neuer Form entsteht (vgl. Dub Syn- 
dicate, 1996). 

Und so sind die eindrucksvollsten 
Tracks regelmäßig die, welche stark 
auf dem Off-Beat3 des Reggae und 
seinen dominanten Basslinien basie- 
ren. Über treibenden Riddims4, wel- 
che Hosenbeine schlackern lassen, 
werden in mehreren Schichten ver- 
schiedenste Effects, Samplings, In- 
strumentalparts, Vocals gelegt. Was 
entsteht, ist ein Klangerlebnis, wel- 
ches übliche Hörgenüsse doch et- 
was blaß dastehen Iäßt und über 
das sich sogar Katzen andauernd 
wundern. 

Entstehen durch exzessive Nut- 
zung von Hall- und Stereo-Sounds 
schon virtuelle Räume, so können 
diese (zusätzlich) durch die Verwen- 
dung weltweiter Musikeinflüsse wahr- 
lich grenzüberschreitenden Charakter 
erhalten. Anders gesagt: Wenn der 
britische DJ The Rootsman schon 
kulturell in Kingston und London 
verwurzelt ist, wird dies durch Ein- 
beziehung von Sounds aus Marra- 
kech und Luxor zum endgültig glo- 
balen Act (The Rootsman, 1996). 
Fetzen, aufgefunden im Globalen 
Dorf, mit  entsprechender Technolo- 
giegenutzt zur Kreation von Neuem. 

Neben der Überlieferung musi- 
kalischer Historie, kommt der Zeitdi- 
mension noch eine weitere Facette 
zu. Die Technik des Samplings, die 
Möglichkeit, Sounds und Strukturen 
beliebig zu kombinieren und anzu- 
ordnen, überwindet Zeitmaßstäbe. 
Menschliche Produkte, Instrumen- 
tal- und Vocalparts, als Bausteine für 
Neues; genutzt sozusagen als eine 
Art doppeltes Instrument. 

Akustische Ereignisse werden so 
omnipräsent, Vergangenes wird 
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Jetztzeit und Morgen, und doch ver- 
ändert sich der historische Kontext. 
,,Let me share your vision o f  love and 
freedom - Djamiliah" Katrin Achin- 
gers (Kastrierte Philosophen/KP) 
Hoffnungsäußerung aus dem Früh- 
jahr '96 kommt als Remix-Version 
um den Jahreswechsel nun schon 
daher wie aus einer fremden (Vor) 
Zeit (KP present Non Stop People). - 
Schon aus der Traum? 

Dub zerteilt und fügt neu zu- 
sammen. Zerteilt Menschenwerk 
und schafft etwas ohne Grenze zwi- 
schen realem und virtuellem. Ist die 
o f t  beschworene ewige Wahrheit 
des Dub die, daß es keine Wahrheit 
mehr gibt? 

Spir i tual i tät und Vibes 
Was solcherart beschrieben wohl 
technokratisch daherkommt, erhält 
durch treibende (und spirituell über- 
höhte) Reggae Beats ein außeror- 
dentliches Maß an Wärme. Vibrati- 
ons - auch bei den weißen Acts der 
Neuzeit. 

Reggae, akzeptiert als musikali- 
scher Ausdruck der Rastafaris, ist 
spirituelle Musik. Musik für ein 
Selbstbewußtsein der Unterlegenen. 
Ein Plädoyer für eine Trennung von 
der kranken Gesellschaft, der Gesell- 
schaft Babylons. Anstelle des Fetisch 
Mammon treten Liebe, Einheit, Frie- 
den, Gerechtigkeit als zentrale und 
gemeinschaftsbildende Werte für 
das Zusammenleben von Individuen 
- und insbesondere als solche sehen 
sich die Rastafari selbst. Fundamen- 
tale Glaubwürdigkeit erhält diese 
Orientierung durch die Absenz 
Schwarzer von historischer Groß- 
schuld. Großverbrechen gegen die 
Menschlichkeit, die Sklaverei, der 
Holocaust, wie Großverbrechen ge- 
gen die Umwelt: Bis heute stehen 
Schwarze dabei in ihrer allergrößten 
Zahl auf der geschichtlichen Verlie- 
rerseite. 
Dieses Bewußtsein erfährt nicht zu- 
letzt durch entsprechende Themati- 
sierung in der Musik seine Wendung 
in tiefes Selbst- und auch Sendungs- 
bewußtsein: ,,One love, one heart, 
one destination" (African Head 
Charge, 1993). 

Hegemonie und Befreiungs- 
ki tsch 
Im Dub-Reggae der 90er erfährt das 
sozusagen ,,historische Subjekt des 
Rastafari" nun eine Metamorphose. 
Nicht mehr der Sklavenabkömmling 
allein begehrt auf gegen erfahrenes 
Unrecht, sondern m i t  ihm Men- 

irn linken Spektrum vertreten wor- 
den seien. Hier sei aber angemerkt, 
daß die überwiegende Zahl der For- 
derungen und die dahinter stehende 
Konzeption weder in der SPD noch 
bei den Grünen mehrheitsfähig sind. 
Dies ist nicht nebensächlich, son- 
dern kann für die politische Land- 
schaft - und für die weitere Existenz 
der PDS - von nicht zu unterschät- 
zender Bedeutung sein. 

Sachdiskussion s t a t t  ideologi- 
scher Auseinandersetzung 
Ein wichtiges neues Element hat sich 
in Schwerin gezeigt: Die Diskussionen 
bewegten sich weit weniger entlang 
ideologischer Auseinandersetzungen 
als vielmehr auf dem Boden politi- 
scher Sachfragen. Allerdings steht hier 
der PDS nicht weniger Zündstoff ins 
Haus. So gab es beispielsweise eine 
Auseinandersetzung u m  die (letztlich 
beschlossene) Formulierung: ,,Förder- 
mittel dürfen nur an Unternehmen 
vergeben werden, die nachweislich 
die geltenden tariflichen Bestimmun- 
gen einhalten, die Wahl von Betriebs- 
räten zulassen und nicht fortgesetzt 
gegen gesetzliche Schutzbestimmun- 
gen verstoßen." Ein großer Teil der 
Delegierten meinte, daß damit ein 
großer Teil der ostdeutschen Existenz- 
gründer faktisch keine Mittel erhalten 
würde und damit in ihrem Bestand 
gefährdet seien. 

Schwerin macht aber deutlich, 
daß die gängige Argumentation ge- 
gen eine Zusammenarbeit mit der 
PDS, diese hätte keine gültigen inhalt- 
lichen Positionen; man wisse über- 
haupt nicht, woran man bei dieser 
Partei sei, nicht zutreffend sind. Auch 
ein anderes Klischee hat sich in 
Schwerin nicht bewahrheitet: Es hat 
keinen Grundsatzkonflikt zwischen 
Anhängern einer ,,parlamentarischen 
Demokratie und diktatorischem 
Staatssozialismus" gegeben. Ein 
Kampf zwischen demokratischen Re- 
formern und Altstaiinisten, der die 
PDS zerreißen würde, hat auch nicht 
stattgefunden. Zwar sind der Kom- 
munistischen Plattform auch weiter- 
hin sechs Delegiertenmandate zuge- 
sprochen worden, aber die Rolle die- 
ser Plattform ist überdeutlich zurück- 
gegangen. Das überwiegend konser- 
vative ,,Marxistische Forum" ist keines- 
wegs monolith. Es darf nicht mit der 
kommunistischen Plattform gleichge- 
setzt werden. In der Statutendebatte 
wurde nunmehr eine Doppelmitglied- 
schaft von PDS-Mitgliedern mit der in 
anderen Parteien ausgeschlossen. Es 
dürfen auch nicht mehr Vertreter an- 

derer Parteien auf den Listen der PDS 
kandidieren. Die Listen bleiben aber 
offen. 

Chancen und Probleme 
Bei den Vorstandswahlen haben sich 
nicht nur die ,,ReformkräfteM durchge- 
setzt, wie in den Medien berichtet 
wurde; auch qualitativ ist der PDS- 
Vorstand verstärkt worden, z.B. mit 
Prof. Christa Luft (MdB-Berlin), Prof. 
Dieter Klein (Berlin), Petra Sitte (PDS- 
Fraktionsvorsitzende in Sachsen-An- 
halt). Statt Angela Marquardt, die 
nicht mehr kandidierte, wurde Gabi 
Zimmer (Landesvorsitzende Thürin- 
gens) zur stellv. Bundesvorsitzenden 
gewählt. Wolfgang Gehrcke setzte 
sich knapp gegen Joachim Bischoff als 
Parteivize durch. Letzterer gab für vie- 
le überraschend seine Kandidatur erst 
wenige Stunden vor der Wahl be- 
kannt und wurde dann in den Vor- 
stand gewählt. Außerdem sind aus 
dem Westen im neuen Vorstand ver- 
treten: Pia Maier (Marburg) und Doro- 
thee Menzner (Hannover). Neuer Bun- 
desgeschäftsführer wurde der bisheri- 
ge Schatzmeister Dietmar Bartsch. 

Insgesamt scheint es so, daß die 
PDS jetzt auch sichtbar den Schritt 
von einer weitgehend ideologisch 
determinierten Partei zu einer sozia- 
listischen Reformpartei getan hat. Es 
bleiben aber eine Reihe von Grund- 
problemen für die PDS - auch nach 
dem Schweriner Parteitag - beste- 
hen: Die PDS wird auf absehbare 
Zeit eine Ostpartei bleiben. Ihr politi- 
sches Personal ist weiter eng be- 
grenzt. Die Mitgliedschaft ist extrem 
überaltert. Die Vergangenheitsauf- 
arbeitung bleibt ambivalent. 

Ein weiteres Problem wird in Zu- 
kunft zunehmen: Das staatstragende 
Element der SED, daß in den Anfangs- 
jahren der PDS verdrängt schien, 
könnte in anderer Gestalt wiederauf- 
leben. Die weitgehende Reduktion 
von Politik aufs reine ,,Regieren-wol- 
len" (bzw. allein schon die fahrlässige 
lnkaufnahme eines solchen Bildes in 
der Öffentlichkeit) wäre für die PDS 
negativ. (Gleiches trifft auch auf die 
SPD in östlichen bzw. nord-östlichen 
Bundesländern zu.) Die PDS darf sich 
nicht in reine ,,Machttaktik" einlassen. 
Sie muß ihr Profil als Oppositionskraft 
weiter schärfen. Ob es allerdings ein 
Makel für die PDS ist, ein ,,veraltetes 
Monothema" (,,soziale Gerechtigkeit 
und soziale Sicherheit") zu besetzen - 
wie Parteienforscher meinen, bleibt 
abzuwarten. Hier kann sich die PDS 
durchaus auf ,,moderne Weise" wei- 
ter profilieren. spw 
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Macro Dub lnfection 

Reformkurs? 
von Horst Dietzel* 

,, Reformkurs der PDS-Spitze bestä- 
tigt", ,,Kein Flügelragout", ,,Reformer 
siegen auf Parteitag", so oder ähnlich 
lauteten die Schlagzeilen zum Schwe- 
riner Parteitag der POS vom Januar. 

Es wurden viele 
konkrete Vorschläge 

aufgenommen, die 
die Linke in  den 

letzten Jahren 
entwickelt hat, und 

die weder i n  der SPD 
noch be i  den Grünen 
mehrheitsfähig sind. 

* Horst Dictzel (Berlin) i 
der PDS. 

T atsächlich is t  der PDS eine deut- 
liche Hinwendung zur Politikge- 
lungen. Dies nicht nur auf ir- 

gendwelchen Politikfeldern, sondern 
zu den gegenwärtig brennenden Pro- 
blemen bei der Bekämpfung der Mas- 
senarbeitslosigkeit und des Sozialab- 
baus sowie einer sozialen und ökolo- 
gischen Steuerreform. Entsprechende 
Leitanträge des Vorstandes wurden 
mit geringfügigen Änderungen mit 
großer Mehrheit bestätigt. Ebenso be- 
schlossen wurde ein Leitantrag ,,Femi- 
nistische Politik für eine demokrati- 
sche emanzipierte Gesellschaft". Gre- 
gor Gysi hat ,.Ein soziales Manifest" 
vorgelegt. Und die PDS hat ,,Grund- 
sätze und Ziele der PDS bei den Wah- 
len 1998199" beschlossen. Hier 
schließt sie nicht mehr aus, sich an Re- 
gierungen in Ländern und Bund zu 
beteiligen. Wörtlich heißt es: ,,Die Fra- 

st  Mitglied der Grundsatzkommissiort 

ge einer Regierungsbeteiligung stellt 
sich für die PDS deshalb untergesamt- 
politischen Rahmenbedingungen und 
Kräfteverhältnissen dann, wenn diese 
die Schaffung oder Bewahrung von 
Voraussetzungen für einen sozialen, 
ökologischen und demokratischen 
Wandel der Bundesrepublik ermögli- 
chen.'' 

Konkre te  Re fo rmfo rde rungen  
beschlossen 

In der Berichterstattung über den 
PDS-Parteitag sind die Inhalte weitest- 
gehend unberücksichtigt geblieben. 
Der umfangreiche Beschluß zur Be- 
kämpfung der Massenarbeitslosigkeit 
und des Sozialabbaus setzt folgende 
Schwerpunkte: ,,Arbeitszeit verkür- 
zen, öffentliche Dienstleistungen aus- 
bauen, einen öffentlich geförderten 
Beschäftigungssektor schaffen, be- 
schäftigungsorientierte Wirtschafts- 
und Strukturpolitik, Ausbildungsplät- 
ze schaffen, berufliche Bildung refor- 
mieren, für einen europäischen Be- 
schäftigungssektor". Hier wurden vie- 
le konkrete Vorschläge aufgenom- 
men, die die Linke in den letzten Jah- 
ren entwickelt hat. Im sozialpoliti- 
schen Teil wird die Erneuerung des 
Solidarprinzips und eine soziale 
Grundsicherung gefordert. (Die Bun- 
destagsgruppe der PDS hatte schon 
vor längerer Zeit ein ausführliches 
Konzept entwickelt.) 

Die PDS-Positionen für eine soziale 
und ökologische Steuerreform enthal- 
ten u.a. folgende konkrete Forderun- 
gen: eine einmalige Abgabe auf grö- 
ßere Vermögen (dabei eine Vermö- 
gensabgabe auf Geld- und Grundver- 

mögen privater Haushalte - einmalig 
auf 10 Jahre verteilt-; eine Vermö- 
gensabgabe der Versicherungsgesell- 
schaften und der Kreditinstitute) so- 
wie die Besteuerung entsprechend 
der Leistungsfähigkeit (Einkommen 
und Vermögen). Hier geht es u.a. um 
die Senkung des Eingangssteuersatzes 
auf unter 20%. Abschaffung des Ehe- 
gattensplittings, Einführung eines al- 
tersabhängigen Kindergeldes in Höhe 
des Existenzminimums, Verbreiterung 
der Bemessungsgrundlage für die ver- 
anlagte Einkommensteuer, Einschrän- 
kung des Bankgeheimnisses, statt des 
jetzigen Solidaritätszuschlages eine 
Abgabe für die Besserverdienenden, 
Erhaltung der Gewerbekapitalsteuer, 
gerechtere Gestaltung der Sozialab- 
gaben, eine Neuregelung der Vermö- 
gen- und Erbschaftsteuer sowie höhe- 
re Beteuerung von Börsen- und ande- 
ren Spekulationsgewinnen. Darüber 
hinaus wird eine ökologische Steuer- 
reform gefordert, deren Mehreinnah- 
men zu einem großen Teil zur Finan- 
zierung von Aufgaben des ökologi- 
schen Umbaus, beschäftigungsför- 
dernd und für sozial gerechten Aus- 
gleich eingesetzt werden sollen. ,,Eine 
völlige Kompensation durch Senkung 
anderer Steuern und Abgaben nach 
dem Dogma der Aufkommensneutra- 
lität ist nicht sinnvoll, weil auch erheb- 
liche Finanzmittel für den ökologi- 
schen Umbau eingesetzt werden 
müssen", heißt es in dem Beschluß. 

Sicher haben diejenigen Kritiker 
wie Joachim Raschke recht, wenn sie 
die neue zündende Reformidee in 
Schwerin vermißt haben und mei- 
nen, daß all die Forderungen schon 
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schen einer Generation, die sich um 
ihre Zukunft betrogen sehen kann 
und trotzdem nicht resignieren will. 
insofern erstaunt es nicht, daß gera- 
de in Großbritannien Dub seine 
größte Szene hat. Neben einer gro- 
ßen aus der Karibik stammenden Be- 
völkerungsgruppe kommt als weite- 
rer Grund die durch den Thatcheris- 
mus und seine rigorose Deregulie- 
rung verursachte gesellschaftliche 
Desintegration hinzu. Dub setzt 
demgegenüber vollständig konträre 
Wertvorstellungen. Gerade nicht die 
derzeit hegemonial verankerte Per- 
spektive einer Zukunft mit  entfessel- 
tem Kapitalismus und globalem sur- 
vival o f  the fittest sind hier Perspekti- 
ve: 

Gemeinsam gegen menschenun- 
würdige Zustände, gegen ökologi- 
schen Overkill - Ort der Wahrneh- 
mung ist Planet Earth, erfahrbar 
durch ein ,,ultraelektronisches Netz- 
werk besonderer Subjekte" (György 
Konrad). Perspektive: Einsatz von 
Technologie zum Wohle von 
Mensch und Natur, Abkehr vom 
Profitprinzip. Soundtrack: Dub. 

,,Freedom Fighters, feel the 
struggle every day. Rainbow Warri- 
ors ... are united in one destiny" (Re- 
voiutionary Dub Warriors, 1996); 
hart an der Grenze zum Kitsch oder 
darüber hinaus. Dennoch, das Gan- 
ze wird auch live in einer Art und 
Weise vermittelt, daß man dieser 
Band den Krieger in einer ,,world 
wide warzone" (ebd.) wohl abneh- 
men kann. 

Aber auch im Dub ist subtile 
Qualität gegenüber plakativem Ak- 
tionismus die dauerhaft tragfähigere 
Variante. So finden sich auf nicht 
wenigen Platten denn auch kaum 

Lyrics, sie sind für die Entfaltung der 
,,Infinite Density Of Dub" (The Disci- 
ples, 1996) nicht notwendig. Dub 
wirkt weniger durch textlich-intel- 
lektuelle Brillianz, sondern mehr als 
künstlerisches Gesamtereignis, ist in 
diesem Sinne ebenso physischer wie 
psychischer Natur. 

,,Ende Neums 
,,T0 all nations: If all would talk and 
then do as you have done, the sun 
of peace would shine forever, brot- 
hers and sisters ride on" (Little Axe, 
1994). 

Dub hebt die Message der rnög- 
lichen Befreiung in einer beeindruk- 
kenden Stimmigkeit mit der ästheti- 
schen Form auf die Höhe der Zeit. 
Virtuelle Raum-Zeitkonstrukte erhal- 
ten im Dub so etwas wie wahre Spi- 
ritualität. Oder andersherum wird 
ein Schuh daraus: Emotion, positive 
zwischenmenschliche Beziehungen 
(SO sei hier der Begriff Vibes einmal 
verstanden) und der nicht verloren- 
gegangene Glaube an eine mögliche 
bessere Welt werden zum Unterbau 
für virtuelle und weniger virtuelle 
Realitäten (also auch für ökonomi- 
sche Realitäten). 

Ich will hier den Erkundungen, 
was solche Haltung für ein Einwir- 
ken auf die sich gegenwärtig vollzie- 
hende Revolution der sozioökono- 
mischen Beziehungen konkret be- 
deuten könnte, nicht weiter nachge- 
hen. Nur etwas doch noch: Ver- 
knüpft mit  dem Gedanken an 
höchstmögliche Emanzipation und 
damit verbunden auch größter 
Selbstverantwortlichkeit des Indivi- 
duups stößt ein kulturell veranker- 
tes Primat der Menschlichkeit dieTü- 
ren für eine humane Entwicklungs- 

perspektive noch einmal auf: Steht 
Reggae für die Heimkehr der 
Schwarzen nach Afrika, so steht 
Dub heute für die Heimkehr des 
Menschen zu sich selbst. 

Doch konnte Erstere schon nicht 
stattfinden, blieben die Rastas 1959 
im Hafen von Kingston sitzen, auf- 
gesessen einem falschen Prediger, 
weil sie naiv waren und kleine Bilder 
von Haile Selassie für Fährtickets 
hielten, so bleibt Letzteres bei der 
am besten aufgeklärten Generation, 
die es je gab, auch nur eine vage Illu- 
sion zwischen zwei Echos. S P ~  
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ten Melodien 
Einstürzende Neubauten. 1996 

Beispiel Brasilien: 
,,Mehr als 7 00 Jahre 
nach Abschaffung 
der Sklaverei sind 
Schwarze weiterhin 
viel schlechter 
ausgebildet als 
andere Bevölke- 
rungsgruppen. Nur 
knapp 2% aller 
Studierenden sind 
Nichtweiße. Schwar- 
ze verdienen 
überdies durch- 
schnittlich weniger 
als die Hälfte des 
Einkommens der 
Weißen. Sie sterben 
i m  Durchschnitt 
auch zehn Jahre 
früher als Weiße" 
(FR, 03.07.97). 
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Priebkes willige 
Verteidiger und 
Goldhagens billige 
Ankläger 
Rekonstruktion einer journalistischen 
Vollstreckung und Verstrickung 

von Dieter Rudo[f Knoell* 

Doch auch jener 
Tathergang bedurfte, 

u m  überhaupt in 
Gang gesetzt, 

fabrikmäßig organi- 
siert und  bürokratisch 

verwaltet werden zu 
können, realer 
Menschen mi t  

bestimmten Gedan- 
ken u n d  Gefühlen. 

S chon vor Erscheinen der deut- 
schen Übersetzung von Daniel 
J. Goldhagens Buch ,Hitlers 

willige Vollstrecker. Gewöhnliche 
Deutsche und der Holocaust' (Sied- 
ler Verlag, Berlin 1996) hatte sich in 
Deutschland eine entschiedene Ab- 
wehrfront gebildet, die versuchte, 
das ganze Unternehmen sozusagen 
schon im vorhinein zu vereiteln. Es 
lohne eigentlich überhaupt nicht, 
sich mit dem Buch zu beschäftigen, 
da es im Grunde ein eitles Machwerk 
sei, wissenschaftlich inakzeptabel, 
subjektivistisch, emotional, usw. 

Schon die Vehemenz der Attak- 
ken Iäßt vermuten, daß es hier weni- 
ger um das Aufdecken etwaiger 
Schwächen des rezensierten oder 
kommentierten Buches geht als viel- 
mehr um das Verdecken eigener 
Schwächen. Dem vom konservativen 
Kulturtheoretiker H. Lübbe auch 
noch im nachhinein positiv bewerte- 
ten kollektiven Beschweigen der NS- 
Vergangenheit, das jahrzehntelang 
angedauert hatte, waren zwar dann 
Versuche einer Aufarbeitung gefolgt 
(angestoßen nicht zuletzt von den 
unbequemen Fragen der ,Achtund- 
sechziger'); aber daß die Massen- 
morde von ganz normalen Deut- 
schen begangen worden waren, ist 
gleichwohl weithin verdrängt ge- 
blieben. Kennzeichnend hierfür ist 
die Redewendung von den ,,in deut- 
schem Namen" verübten Taten; eine 
Floskel, die auch der Bundeskanzler 
bis heute vorzugsweise benutzt. Sie 
suggeriert, irgendwelche angestell- 
ten Fremden hätten das Mordge- 
schäft erledigt, im deutschen Namen 
eben, irgendwie beauftragt. Die 

* Dieter Rudolf Knoell, Prof. für Ästhetik an der Hochschule für 
Kunst und Design in Halle 

Deutschen jedoch hätten sich zu- 
mindest die Hände nicht wirklich 
schmutzig gemacht, wenn auch die 
Westen wohl nicht so ganz weiß ge- 
blieben seien. 

Die Subjektivität der Täter 
Es ist ein Verdienst von Goldhagens 
Buch, daß es mi t  aller gebotenen 
Härte, sozusagen stellvertretend für 
die deutsche Justiz, jene zur Rechen- 
schaft zieht, die sich nach '45 so 
schnell und so perfekt zu verstecken 
wußten, hinter dem ,Befehlsnot- 
stand', dem ,Verhängnis1, den 
,Zwängen des Krieges'. usw. 

Und es ist auch nicht nur legitim, 
sondern geradezu notwendig, die 
Frage zu stellen, welche ideologi- 
schen Dispositionen es ganz norma- 
len Deutschen ermöglicht haben, 
mit äußerster Brutalität stigmatisier- 
te Mitmenschen umzubringen. Und 
wie hätte Goldhagen dabei nicht auf 
den Antisemitismus als eine ,Manife- 
station des Rassismus' stoßen sollen. 

Daß viele der Täter auch ideolo- 
gisch zu ihrem mörderischen Tun 
motiviert waren, nicht nur als willen- 
lose Befehlsempfänger agierten, als 
bloße Bestandteile einer Mordma- 
schinerie, muß wohl tatsächlich erst 
einmal wieder in Erinnerung gerufen 
werden. Offenbar hat in den letzten 
Jahrzehnten ein Prozeß stattgefun- 
den, in dem dies in Vergessenheit 
geraten ist; und es ist hierbei eine 
Parallelität festzustellen. Während 
einerseits die NS-Täter allmählich 
den Blicken entschwunden sind, - 
durch das Ende der NS-Prozesse, 
durch das Wegsterben der Täter, 
setzte sich andererseits immer stär- 
ker eine rein auf Strukturen und In- 
stitutionen gerichtete Geschichts- 
schreibung durch, die häufig genug 
nur noch sich allein als historische 
Wissenschaft gelten lassen will. 

Hier liegt das Problematische, be- 
zogen auf die NS-Zeit, darin, daß das 
rekonstruierende und analysierende 
Vorgehen der Wissenschaft in man- 
cher Hinsicht allzu sehr dem ,kalten 
Blick' jener Institutionen ähnelt, die 
sie untersucht. Wie vor deren Blick 
die Opfer sich als reale Menschen 
auflösten und zu bürokratisch erfaß- 
baren Schemen wurden, so lösen 
sich, von der perfekt objektivieren- 
den Wissenschaft betrachtet, die Tä- 
tersubjekte in die Luft reiner Ab- 
straktionen auf. Am Ende sind sie 
einfach verschwunden. Man könnte 
geradezu von einer prästabilierten 
Harmonie zwischen einem bestimm- 
ten Tathergang und einem bestimm- 

ten Wissenschaftstypus sprechen. 
Doch auch jener Tathergang bedurf- 
te, um überhaupt in Gang gesetzt, 
fabrikmäßig organisiert und büro- 
kratisch verwaltet werden zu kön- 
nen, realer Menschen mi t  bestimm- 
ten Gedanken und Gefühlen. Diesen 
Tatbestand führt Goldhagen wieder 
in die Diskussion ein. 

Und dies trug ihm denn auch 
prompt den Vorwurf ein, hier werde 
Wissenschaft durch Ethik verdrängt 
und ersetzt, erneut die Frage nach 
der Kollektivschuld aufgeworfen und 
Betroffenheit an die Stelle von Auf- 
klärung gesetzt. Diese Argumentati- 
on ging so weit, daß im Kern die Be- 
rechtigung eines Nachkommen der 
Opfer bestritten wurde, den An- 
spruch auf wissenschaftliche Ausein- 
andersetzung mit den NS-Taten und 
-Tätern zu erheben. 

Wissenschaftliche Objektivität sei 
von einem wie ihm eben nicht zu er- 
warten. Daß in seinem Fall intensives 
Aktenstudium einmal nicht zu einer 
subjektlosen Sprache geführt hat 
und nicht zu einer Haltung perfekter 
Teilnahmslosigkeit, scheint nun jene 
überaus betroffen zu machen, die 
Wissenschaftlichkeit eben damit zu 
identifizieren pflegen, - möglicher- 
weise in Ermangelung einer gehalt- 
volleren Definition. 

Die Reaktion der FAZ 
Neben dem Vorwurf einer unnützen 
Ethisierung wurde nun auch der ei- 
ner unzulässigen Ästhetisierung er- 
hoben. Dabei tat sich besonders UI- 
rich Raulff hervor, in seinem Artikel 
,,Herz der Finsternis/Daniel Jonah 
Goldhagens Ästhetik des Grauens" 
(FAZ V. 16.08.96, 5.27). 

Raulffs Abwehrstrategie ist die, 
eine Ä~the t i s ie run~  des Grauens zu 
unterstellen, welche dieses sozusa- 
gen einem perversen sensualisti- 
schen Geschmack darbietet. Goldha- 
gens Darstellungsweise, so Raulff, 
,,gehorcht einer Logik des Schlimme- 
ren. Die Erzählung der Untaten folgt 
nicht der Chronologie, sondern - je- 
denfalls in  den zentralen Kapiteln - 
dem Gesetz der Steigerung." Gold- 
hagen tue einen ,,Schritt ins Schau- 
ergeschäft", indem er nicht davor 
zurückschrecke, ,,die Quellen der 
Geschichte gemäß der Ästhetik des 
Horrorfilms zu arrangieren". 

Die abgründige Pointe ist nun al- 
lerdings, daß damals die Untaten 
nicht nur, wie auch anders, der 
Chronologie folgten, sondern selber 
bereits dem Gesetz der Steigerung 
gehorchten (die Terrorisierung der 

ü ber ,,Hochschule - Wirt- 
schaft - Demokratie" disku- 
tierten vom 22. bis 24. NO- 

vember 1996 in Münster 60 Perso- 
nen, vor allem Mitglieder von Stu- 
dentlnnenvertretungen, aber auch 
linke Lehrende und Mitarbeiterlnnen 
von Hochschulverwaltungen. Zu der 
Fachtagung (Crossover) hatte der 
Bund demokratischer Wissenschaft- 
lerinnen und Wissenschaftler (BdWi) 
eingeladen. Unterstützt wurde die 
Tagung durch den freien zusam- 
menschluß von studierendenschaf- 
ten (fzs) und den Bundesausschuß 
der Studentinnen und Studenten 
(BASS) der GEW, die Bundesarbeits- 
gemeinsamschaft Hochschulpolitik 
der Grünen, die entsprechenden 
Landesarbeitsgemeinschaft NRW, 
die Juso-Hochschulgruppen, den 
Juso-Landesverband NRW und den 
Arbeitskreis Studierendenpolitik der 
PDS. 

Auf diesen ,,rot-grünen" Träger- 
kreis nimmt der eingeklammerte Un- 
tertitel ,,Crossover" Bezug. Unter 
diesem Titel hatten im Februar 1996 
Linke aus der SPD, den Grünen und 
der PDS in Berlin erstmals gemein- 
sam über linke Reformstrategien be- 
raten. Dieser Impuls sollte für die 
Hochschulpolitik aufgegriffen und 
über den Bereich der Parteien hinaus 
ausgedehnt werden. 

Für einen Effizienzbegriff 
gesellschaftlicher Nützlichkeit 
Grundgedanke der Thesen, die der 
Tagung zu Grunde lagen: Die Linke 
muß es nicht grundsätzlich ableh- 
nen, daß die Hochschulen unter 
dem Leitbild der ,,Effizienz" refor- 
miert werden. Sie muß jedoch den 
herrschenden inhaltslosen Effizienz- 
begriff ablehnen, der nur nach dem 
Output etwa an Absolventlnnen bei 
gegebenem Input fragt, aber nicht 
nach der Qualität und dem gesell- 
schaftlichen Nutzen von Forschung 
und Lehre. Radikale Gegnerlnnen 
jedweder Deregulierung fanden kei- 
ne Mehrheit. Auch eine Aufge- 
schlossenheit ,,Leistungv gegenüber 
war durchaus vorhanden. 

Die Eröffnungsdiskussion über 
die Standortlüge glich eher einer 
Vorlesung ,,Volkswirtschafts- 
lehre I". Deutlich wurde: Die Teil- 
nehmerinnen verfügen über einen 
doch recht unterschiedlichen Wis- 
sensstand, was den Analyserahmen 
angeht, in den Politik an der Hoch- 
schule eingebettet werden muß. 
Hier ist noch viel Arbeit erforderlich, 
soll eine bundesweite hochschulpo- 

litische Linke wieder aufgebaut wer- 
den, und das ist das eigentliche Ziel 
des in Münster in Gang gesetzten 
Prozesses. 

Linke an Hochschulen: Viel 
Detaiiwissen, aber kein Pro- 
gramm 
Arbeitsgruppen diskutierten über 
Evaluation von Forschung und Leh- 
re, Globalhaushalte, Studienfinan- 
zierung, feministische Hochschulkri- 
tik, Umbrüche in der tertiären Bil- 
dung. In der Gesamtschau kann 
festgehalten werden, daß die Linke 
an den Hochschulen zwar über viel 
Detailwissen verfügt, auf deren 
Grundlage sie Politik machen könn- 
te, aber noch ratlos ist, wie sie sich 
die weitere Entwicklung der Hoch- 
schulen vorstellt. 

Vor allem wurden Erfahrungen 
zusammengetragen, über den nord- 
rhein-westfälischen Eckdatenerlaß, 
der das Studium studierbarer ma- 
chen soll, das Bielefelder Modell der 
Evaluation der Lehre, dessen Erfolg 
auf einer Kooperation aller Status- 
gruppen gründet, Globalhaushalte, 
die den Hochschulen einen Freiraum 
bei der Mittelverwendung einräu- 
men. Auffällig: Auch linke Hoch- 
schulbedienstete, ob in der Lehre 
oder in der Verwaltung beschäftigt, 
haben die Perspektive erweiterter 
studentischer Mitbestimmung aus 
dem Auge verloren, ohne die es kei- 
ne grundlegende Hochschulreform 
geben kann. Dabei geht es nicht um 
eine ,,abstrakte Paritätendebatten", 
wie es im Beschlußentwurf des ju- 
gendpolitischen SPD-Bundespartei- 
tags hieß. Entscheidend ist, daß nur 
die Studierenden das Studium wirk- 
lich kennen. Einigkeit bestand jeden- 
falls, daß die Hochschulen kein El- 
fenbeinturm sein dürfen, sondern 
sich gegenüber der Gesellschaft öff- 
nen müssen, auch wenn die studen- 
tischen Teilnehmerlnnen zugleich 
oft so klangen, als ob sie an einem 
eher praxisfernen Bildungsideal fest- 
halten. 

Fortsetzung der Diskussion 
geplant 
Alles ist in allem war die Tagung ein 
guter Anfang, insbesondere die par- 
tei- und organisationsübergreifende 
Diskussion. Daß nicht alle auf dem- 
selbsen Informationsstand sind und 
die Konzepte im Detail aneinander- 
vorbeigehen, liegt in der Natur der 
Sache und wird sich ändern. Die Dis- 
kussion wird fortgesetzt. Die Mün- 
steraner Tagung soll nur die erste ei- 

Fachtagung ,,Hoch- 
schule - Wirtschaft - 

Demokratie" 
von Thorsten Cabalo* 

ner Serie sein. Die an den Hochschu- 
len Aktiven sollen eine kollektive 
Qualifikation aufbauen. Die nächste 
Tagung wird im Frühjahr zum The- 
ma Evaluation von Forschung und 
Lehre stattfinden. 

S W 

* Dr. T7iorsren Cabalo. Bochiirn, Historiker, spw-Redaktion 
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klare Aussage gilt selbst dann, wenn 
es keine Risiken durch gentechnisch 
veränderte Nahrungsmittel gäbe 
oder gibt. Ihr Einsatz ist schlichtweg 
überflüssig. Wer sie fordert, Iäßt le- 
diglich die Handschrift großer Wirt- 
schaftsinteressen deutlich werden. 
Diesen geht es z.B. nur um die Ver- 
längerung von Haltbarkeit (für Lage- 
rung und Transport) oder möglichst 
gleichbleibende Herstellungsbedin- 
gungen für die industrielle Massen- 
produktion von Käse durch gentech- 
nisch geschneiderte Käsereifungs- 
ferrnente. 

Politik und Wirtschaft haben 
Agrar- und Ernährungspolitik auf 
einen insgesamt falschen Weg ge- 
führt. Die Gentechnik setzt hier 
nur weitere ,,Höhepunktev. Dieser 
Weg schreibt lediglich die Ökono- 
mischen Konzentrationsprozesse 
fort, treibt Hochgeschwindigkeit, 
Leistungs- und Ertragssteigerung 
in  diesen Produktionsbereichen 
weiter voran, was bislang schon zu 
schwer korrigierbaren Fehlent- 
wicklungen für Mensch und Natur 
sowie zu Qualitätsverlusten im Le- 
bensmittelbereich und zum Verlust 
einer Vielzahl von bäuerlichen und 
gewerblichen Arbeitsplätzen ge- 
führt  hat. Dreh- und Angelpunkt 
bleibt deshalb nach wie vor die 
Wende hin zu einer umwelt- und 
gesundheitsverträglichen Politik in 
Land- und Ernährungswirtschaft, 
die gleichzeitig möglichst viele Ar- 
beitsplätze sichert. Vorschläge 
hierzu liegen reichlich auf dem 
Tisch, vor kurzem erst wieder aus 
den Reihen des Öko-~andbaus vor- 
gelegt2. 

lassen sich zusammen mi t  einer um- 
weltgerechten Agrarproduktion und 
schonenden Be- und Verarbeitungs- 
verfahren zahlreiche bestehende 
Qualitäts- und Hygienemängel mini- 
mieren. 

Das heißt vor allem, die durch 
wirtschaftliche Konzentrationspro- 
zesse in der BRD entstandenen, 
zum großen Teil anbau- und ver- 
brauchsfernen Produktions- und 
Versorgungsstru kturen weitge- 
hend aufzubrechen und in arbeits- 
und umweltorientierte regionalpo- 
litische Entwicklungskonzepte zu 
integrieren. Auch hierzu liegen vie- 
le Vorschläge auf dem Tisch. Auf 
diese Weise können überdies re- 
gional vorhandene und teilweise 
nicht mehr ausgeschöpfte Agrar- 
potentiale optimaler genutzt wer- 
den. Selbstverständlich werden 
dann immer noch überregionale 
und transnationale Anbau-, Her- 
stellungs- und Versorgungsstruk- 
turen eine bedeutsame Rolle spie- 
len. Von den natürlichen Gegeben- 
heiten her wird nicht überall eine 
regional angelegte Versorgung mi t  
leicht verderblichen gegenüber 
Qualitätsverlusten empfindlichen 
Grundnahrungsmitteln (Fleisch 
und Fleischprodukte, Milchpro- 
dukte, Backwaren, regionaltypi- 
sches Obst und Gemüse) möglich 
sein. Südfrüchte sowie andere aus- 
ländische Produkte werden auch 
weiterhin eine große Rolle spielen. 

auch der Rinderwahnsinn und an- 
dere Tierkrankheiten weiter ver- 
breitet werden können. High-Tech 

Juden wurde eben seit 33 immer 
weiter gesteigert, bis hin zu den 

wiederum Markovits: ,,Selten las ich 
so voller Neid triefende Zeilen, auch 

drohte, wurde kein Geheimnis ge- 
macht. Wer konnte annehmen, daß 
für sie keine Lebensgefahr bestehe? 
Der Vergleich mit der Situation in 
Kalifornien ist so absurd, daß er von 
Nolte stammen könnte. Offenbar 
sind wir schon wieder so weit, daß 
an die simpelsten Unterschiede zwi- 
schen einer bürgerlichen Demokratie 
und einer terroristischen Diktatur er- 
innert werden muß.) 

Ausrottungsaktionen), - und daß 
das ,Arrangement1 der Realität den 
Opfern gewiß als Horror erschienen 

nicht bei Broders bereits zur persön- 
lichen Marke stilisiertem Zynismus. 
Es ist klar: Broder kann es einfach 
nicht vertragen, sein Monopol als jü- 
disches ,Enfant terrible' einem gar 
jüngeren, noch dazu amerikani- 

im Tierstall heißt konsequentes 
Qualitätsmanagement zur Aus- 
schaltung von Hygienemängeln ist, welcher mit dem des Horrorfilms 

nicht gar so wenig Ähnlichkeit auf- 
wies. Daß die grauenvolle Realität 
von den Tätern zumeist allenfalls 
noch als eine Art technologischer 
Sachzwang erinnert wurde, wenn 

und damit drastisches Zurückfah- 
ren des Einsatzes von Tierarznei- 
mitteln und daraus resultierender 
Rückstände in den Fleischproduk- 
ten4. Gleichzeitig dient dies auch 

schen Juden auch für ein paar Wo- 
chen zu überlassen. Dann muß Bro- 
der eben mit Lügen, Verleumdungen 

der Eindämmung des zunehmen- überhaupt, hat wohl auch dazu ge- 
führt, daß eine positivistisch kühle 

und zweideutigen Unterstellungen 
operieren, wie der, daß er den Vater 
Goldhagens, Erich, zum Interview 
besuchte, obwohl er ihn nur kurz te- 
lefonisch sprach." 

Einen fragwürdigen vorläufigen 
Höhepunkt erreichte die Goldhagen- 
Kritik in der Rezension A. de Zayas' 
(FAZ V. 12.06.96): ,,Kein Stoff für 
Streit/ Goldhagens Unfug, Goldha- 
gens Unwissenheit". Sein Fazit: ,,Neu 
ist allein die Radikalität des Urteils, das 
schlechthin als rassistisch bezeichnet 
werden kann. Hier ist kein Stoff für ei- 
nen neuen Historikerstreit." 

(Zu welchem Unfug man bereit 

Schirrmachers Projektionen 
Hatte man es nicht schon immer ge- 
wußt oder zumindest geahnt, daß die 
Juden die eigentlichen Rassisten sind? 
Im übrigen ist ja der ,Stoff' des ,Histo- 
rikerstreits' alles andere als unverdäch- 
tig. Präsentiert wurde er, in Gestalt ei- 
nes nicht gehaltenen Vortrags E. Nol- 
tes, in der FAZ vom 06.06.86. Und die 
redaktionelle Vorbemerkung arbeitete 
bereits, wie H.-U. Wehler hervorgeho- 
ben hat, mit fragwürdigen Inforrna- 
tionen und Unterstellungen (Wehler, 
Entsorgung der deutschen Vergan- 
genheit?, München 1988, 5. 52). Die 
abstruse Kernthese Noltes (,Ausch- 
witz' als Produkt und Reproduktion 
des ,Archipels Gulag') hat ja eben auf- 
grund ihrer Abstrusität und wegen 
der politischen Hintergründe solcher 
Vergangenheitsaufarbeitung den Hi- 
storikerstreit ausgelöst. Goldhagen 
bietet nun weit eher Stoff, der ernst- 
hafte Auseinandersetzung lohnt. 

Hatte der FAZ-Herausgeber J. C. 
Fest Noltes abenteuerliche Konstruk- 
tionen als Stoff in sein Blatt geholt, 
so fällt seinem Nachfolger Schirrma- 
cher nun die Aufgabe zu, Goldha- 
gens Stoff mit  aller Kraft draußen zu 
halten. Daß ihm dies nur mit  größter 
Mühe gelingt, zeigt sein Leitartikel 
vom 13.09.96: ,,Wunderheiler Gold- 
hagen". 

Nachdem Schirrmacher in der 
Münchner Podiumsdiskussion mi t  
Goldhagen eine bemerkenswert 
schlechte Figur gemacht hatte (regi- 
strierbar am 12.08.96 im SWF und 
am 13.09. im BR), machte er sich 
jetzt daran, in einer Metakritik Gold- 
hagens Erfolg in jenen öffentlichen 
Veranstaltungen zu erklären, deren 
letzte ihm selber einen deutlich 
wahrnehmbaren Mißerfolg beschie- 
den hatte. Goldhagen gewisserma- 
ßen als Sieger und Schirrmacher als 
Verlierer, - da konnte doch wieder- 
um etwas nicht mir rechten Dingen 
zugegangen sein. (Natürlich verliert 
er im Leitartikel kein Wort über sei- 
nen eher mißglückten Auftritt.) 

Woran also hatte es gelegen? Ja 
nun, es waren einfach wieder die 

den Versagens von Antibiotika bei 
Mensch und Tier sowie nicht zu- Geschichtswissenschaft sich diese 
letzt der Verringerung von Salmo- Sichtweise weitgehend zu eigen ge- 

macht hat. Auch haben ja weit mehr 
Täter als Opfer überlebt, wodurch 

nellose-Erkrankungen beim Ver- 
braucher. Daraus, daß den 

Juden Schlimmstes 
drohte, wurde kein 
Geheimnis gemacht. 
Wer konnte anneh- 
men, daß für sie keine 
Lebensgefahr 
bestehe? 

Hig h-Tech in der Pflanzenpro- allein schon die Täterperspektive 
bessere Aussichten hatte, sich 
durchzusetzen. 

Daß nun Goldhagen versucht, ei- 
nen Blick auf die Täter zu werfen so- 

duktion heißt umweltgerechter An- 
bau mi t  dem Produktionsziel gesun- 
der Pflanzen und konsequenter Ein- 
satz des biologisch-integrierten 
Pflanzenschutzes. Dieser Pflanzen- zusagen mi t  den Augen der Opfer, 
schutz arbeitet mi t  der Natur und ist nicht nur legitim, sondern not- 

wendig. Und von diesem Blick nicht gegen sie, macht den Einsatz 
von Pestiziden ganz oder zuminde- scheint sich jetzt mancher bedroht 

zu fühlen. 
Das Bedrohliche wurde denn 

stens weitestgehend entbehrlich 
und erlaubt zugleich, den Dünger- 
einsatz auf ein umweltverträgliches 
Maß herunterzufahren. Qualitäts- 
verbesserung bei pflanzlichen Le- 
bensmitteln heißt zudem, mit dem 

sein und welche Unwissenheit man 
auch sofort abgewehrt. In fast 
schon panisch zu nennender Über- 
reaktion wurde Goldhagens Buch 
abgefertigt. Mi t  diesen Eilabferti- 
gungen setzten sich am 15.06.96 in 
der FR bereits H. Loewy und A. Mar- 

fingieren muß, wenn man um jeden 
Preis entlastende Argumente finden 
will, demonstrierte de Zayas in ,Criti- 
con'. Baring bezog sich, ohne jede 
erkennbare Distanz, nahezu aus- 
schließlich auf de Zayas' Artikel, als 
er am 18.09.96 für die FAZ die Kritik 
an Goldhagens Buch kommentierte: 

ganzen System produktspezifischer 
Qualitätsnormen und Handelsklas- 
sen aufzuräumen. Die vielfältigen kovits auseinander. Die Einmütigkeit, 

mit der die Rezensenten es ablehn- 
ten, den deutschen Antisemitismus 

Rückstandsbelastungen mit Pestizi- 
den haben hier ihre wesentliche Ur- 
sache. 

,,Und doch: Vergangenheit, die 
nicht vergehen will/ Aus politischen 
Zeitschriften: Kritik an Daniel Gold- 
hagen". 

auch nur als „ein spezifisches Pro- 
blem" zu diskutieren, signalisiere, so 
Loewy, ,,einen Volltreffer". 

Im sozial-ökologischen Umbau 
von Land- und Ernährungswirtschaft 
liegen die Herausforderungen der 

Die wirklichen Herausforderun- 
gen der Zukunft 
Dabei bedürfen regionale und über- 
regionale Versorgungsstrukturen 
teilweise noch der Weiterentwick- 
lung schonender technologischer 
Be- und Verarbeitungsverfahren un- 
ter Minimierung des Einsatzes von 
Lebensmittelzusatzstoffen sowie 
verbesserter Lager-, Kühl- und 
Transportsysteme. Hier - und nicht 
im Einsatz von Gentechnik - liegen 
die High-Tech Herausforderungen 
der Zukunft. 

In der Tierproduktion stehen 
artgerechte Tierhaltung, Erhalt 
und Pflege vielfältiger, standortan- 

Und Markovits bemerkte: ,.Es als De Zayas: ,,Aber als im Jahre 
1942 etwa 130.000 Amerikaner ja- 
panischer Herkunft aus Kalifornien 

unoriginell und nicht neu abzuquali- 
fizieren, es wie Frank Schirrmacher 
in der FAZ als mehr dem ,Ge- 
schwätz' als der ,Aufklärung' die- 
nend abzutun, zeugt von intellektu- 

Zukunft. Sie gilt es zu meistern, an- 
statt dem Agrobusiness, den Nah- 
rungsmittelkonzernen und Handels- verschwanden und in etliche Inter- 

nierungslager verschickt wurden, 
protestierte auch kaum ein Amerika- 
ner. Keiner wäre auf die Idee gekom- 
men, daß man sie ermorden würde. 
Und sie wurden es auch nicht. Gold- 

riesen hinterherzulaufen und der 
Gewinnmaximierung durch den Ein- 
satz der Gentechnik noch eins 
d raufzusetzen. spw 

Für eine Wende in der Agrar- 
und Ernährungspolitik 
Für eine gesunde Ernährung sind 
tiefgreifende Korrekturen im gesam- 
ten Gefüge der Nahrungskette er- 
forderlich, um die Verbraucher mi t  
möglichst naturbelassenen Produk- 
ten zu versorgen, die mi t  möglichst 
wenig Verwendung von Zusatzstof- 
fen hergestellt werden und deren 
Ausgangsprodukte nicht oder kaum 
noch mi t  Pestiziden belastet sind3. 

eller Trägheit und moralischer Un- 
redlichkeit, die ich zumindest von ei- 
nigen deutschen Kritikern Goldha- Durch ein ,,System 

der kurzen Wege" 
lassen sich zusam- 

men mi t  einer 
umweltgerechten 
Agrarproduktion 

und schonenden Be- 
und Verarbeitungs- 

Kommission für Umweltfragen und 
Ökologie beim SPD-Parteivorstand 
(Hrsg).: Lebensmittel ohne Gift. Damit 
wir uns gesund ernähren können, 
Bonn 1983 
Schepper, G.: Zukunftsfähige Land- 
wirtschaft, in: Blätter für deutsche und 
internationale Politik, Heft 2, Bonn 
1997 

gens nicht erwartet hätte." (Marko- 
vits erwähnt in diesem Zusammen- 
hang auch den unermüdlichen Re- 

hagen geht aber davon aus, daß die 
Deutschen. die Judentransporte sa- 
hen, notwendigerweise wissen 

zensenten Peter Glotz, der ja nun als 
Partner von Heinz Klaus Mertes für 
weitere Aufklärung sorgen wird.) 

mußten, daß man sie ermorden 
würde. Warum glaubt er das?" 

Nun, vielleicht einfach deshalb, 
weil er im Gegensatz zu de Zayas 
weiß und auch wissen will, was man 
damals in Deutschland wissen oder 

Daß allerdings von Schirrmacher 
nichts anderes als intellektuelle Träg- 
heit und moralische Unredlichkeit zu 

verfahren zahlreiche Diese Korrekturen müssen von der 
bestehende Quali- Landwirtschaft über die gewerbliche 
täts- und  Hygiene- und industrielle Weiterverarbeitung 

mängel minimieren. von Lebensmitteln bis hin zu Trans- 
port, Lagerung und Verkauf reichen. 
Au f  allen Stufen ist ein ,,System der 
kurzen Wege" zu entwickeln. Durch 
kurze Wege auf den einzelnen Stu- 
fen zwischen Nahrungsmittelpro- 
duktion, Handel und Verbraucher 

. . . 

gepaßter Nutztierrassen (wichtig 3 Bimboes, D.: Zukunft gestalten - bes- 
zum Erhalt der aenetischen Res- ser leben und gesünder essen, Ansätze - 
sourcen für Züchtungen und zur für eine regional orientierte Nahrungs- 

Vermeidung von wie auch güterwirtschaft, in: Memo-Forum 14, 
Bremen 1989 

der Verzicht von Importfuttermit- , BUND-Positionen 6: Chemie in Lebens- 

erwarten ist, kann man spätestens 
seit der Dokumentation seiner Fäl- 
schungen und Betrügereien, die ei- 

zumindest ahnen konnte. Hitler war 
ja kein zweiter Roosevelt. Die ganze 
Parallele ist an Abstrusität kaum 
mehr zu überbieten. Hitler hatte so- gene Biographie betreffend, wissen 

(,Überflieger im Abwind', im ,Spie- 
gel' Nr. 20196, 5. 230-233). 

Über H. M. Broders Rezension 
des Goldhage-Buchs im ,Spiegel' 

teln auf der Tagesordnung. Mi t  der mitteln, Bonn 1993 

artwidrigen Verfütterung von Tier- 
mehl aus der Tierkadaverentsor- 
gung muß Schluß gemacht wer- 
den, zumal über diese Schiene 

gar die eigenen Parteigenossen 
(Röhm & Co.) ermorden lassen, als es 
ihm opportun erschienen war. Und 
daraus, daß den Juden Schlimmstes 
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Gängige Übung war 
nach '45 nicht die 

Selbstbezichtigung, 
sondern der sich 
selber gewährte 

Freispruch. Jeder 
war sein eigener 

Wunderheiler. 

falschen Leute gekommen, die ma- 
sochistischen Deutschen nämlich. 
Schirrmacher: ,,Aber es ist die ver- 
nichtende Radikalität von Goldha- 
gens Thesen über die Logik des 
deutschen Nationalcharakters, die 
dem, der ihnen zustimmt, einen Frei- 
spruch gewährt. Hier geht es um 
Psychologie, u m  das unaufklärbare 
Zusammenspiel von historischer 
Schuld, individueller Selbstbezichti- 
gung, Erlösungshoffnung, kurz: um 
das, was ein Rezensent die ,deut- 
sche Krankheit' genannt hat. In ei- 
ner Diagnose voller Schwächen und 
Widersprüche findet Goldhagen das 
Krankheitsbild in einem historisch 
frühzeitig aufbrechenden mörderi- 
schen Antisemitismus. Manche der- 
jenigen, die zu ihm drängten, wuß- 
ten vielleicht nicht viel von der 
Krankheit. Aber sie wußten, daß sie 
geheilt werden wollten." 

Daß schon die flüchtigste Selbst- 
besichtigung Schirrmacher Einblicke 
eröffnen würde, die es ihm naheleg- 
ten, jegliche Psychologie lieber zu 
umgehen, muß man aufgrund sei- 
nes vom ,Spiegel1 dokumentierten 
(fahr-) lässigen Umgangs mi t  der ei- 
genen Biographie (zumal den akade- 
mischen Qualifikationen) vermuten. 

Und er hat hierzu sogar auch be- 
reits, höchst unfreiwillig, wie es sei- 
ne Art ist, den passenden Kommen- 
tar geschrieben, am 12.06.96 in der 
FAZ, in einem Artikel ,,Die wiederge- 
fundene Titanic": ,,Wir müssen uns 
die Geschichte unserer eigenen Ver- 
schwendungen und unseres Leicht- 
sinns erzählen." Nur zu, Schirrma- 
cher. wir warten bereits gespannt 
auf Ihre Enthüllungen. 

Wer das Psychologische so zu 
fürchten hat wie Schirrmacher, neigt 
wohl am meisten zu Projektionen. 
Seine schwachen Diagnosen mögen 
wohl Ausdruck einer starken Krank- 
heit sein. Zumindest muß man 
schon stark kurzsichtig sein, wenn 
man Dinge liest, die gar nicht ge- 
schrieben stehen. Von einer ,Logik 
des deutschen Nationalcharakters' 
ist im ganzen Buch nicht die Rede. 
Ein solcher wird offenbar auch nicht 
vorausgesetzt. Vielmehr geht es 
Goldhagen um eine ganz bestimmte 
,Politische Kultur', die vom Antise- 
mitismus (einem zunächst ausgren- 
zenden und dann auch ausmerzen- 
den) durchsetzt war. (Der spezifisch 
deutsche Antisemitismus bleibt' da- 
bei übrigens eher unterbestimmt.) 
Der so heldenhaft auf Freispruch 
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verzichtende Schirrmacher bestreitet 
also etwas, das von Goldhagen gar 
nicht behauptet wird. Was er nun, 
Schirrmacher, behauptet, das Gold- 

. hagen und nicht ihm mehrheitlich 
folgende Publikum betreffend, ist 
ein rechtsradikaler Topos. Die wahn- 
hafte Rede von der ,deutschen 
Selbstbezichtigung' ist einschlägi- 
gen Blättern zu entnehmen. Gängi- 
ge Übung war nach '45 nicht die 
Selbstbezichtigung, sondern der 
sich selber gewährte Freispruch. Je- 
der war sein eigener Wunderheiler. 

Priebkes Freispruch durch die 
FAZ 
Da wir nun schon einmal bei den 
Freisprüchen sind, sehen wir uns 
einfach an, wie der letzte Freispruch 
eines NS-Kriegsverbrechers in der 
FAZ kommentiert wurde. Vielleicht 
ist das aufschlußreich. Hitlers willige 
Vollstrecker, - wie werden sie be- 
handelt von Goldhagens unwilligen 
Anklägern? 

H.-J. Fischer, bei dem man nicht 
so recht weiß, ob  er nun der Mann 
der FAZ beim Vatikan oder der Mann 
des Vatikans in der FAZ ist (seine Kir- 
chenberichterstattung Iäßt an tiefer 
Gläubigkeit nichts zu wünschen üb- 
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wieweit das Einkommensteuerrecht 
generell mit Lenkungsnormen ausge- 
stattet sein soll. Es ist nämlich ein öko- 
nomisch wenig geeignetes, politisch 
aber besonders praktikables Instru- 
ment dafür. Noch ehe in diesem Punkt 
eine Antwort gefunden ist, tauchen 
aber bereits neue Vorschläge für Steu- 
enubventionen - hier: zur Förderung 
der Mobilisierung von Risikokapital - 
auf. 

Strategische Positionen 
einnehmen 
Während also die Vorstellungen 
von der Steuerreform noch stark 

P rost Mahlzeit. Das schmeckt 
dem Agrobusiness und der Er- 
nährungswirtschaft so richtig. 

Endlich hat ein einflußreicher Teil 
der SPD unter dem Eindruck ihrer 
Argumente ohne viel Federlesens 
sein Ja-Wort zum Einsatz der Gen- 
technik im Nahrungsgüterbereich 
gegeben und den einst im Berliner 
Grundsatzprogramm verankerten 
ökologischen Umbau von Landwirt- 
schaft und Chemie ad acta gelegt. 

Vom Standortfieber erfaßt, hat 
am 2 1.122.1 1.1996 in Wiesbaden 
die Konferenz der Vorsitzenden der 
SPD-Fraktionen des Bundes, der 
Landtage und Bürgerschaften sowie 
der SPD-Abgeordneten im Europa- 
Parlament eine zackige Entschlie- 
ßung mi t  dem Tenor gefaßt, nun 
endlich und entschieden das ,,lnno- 
vationspotential der Bio- und Gen- 
technologie" zu nutzen. Da werden 
,,breite Anwendungsperspektiven in 
der Landwirtschaft und der Lebens- 
mittelproduktion" gesehen. Da wird 
kühn formuliert, daß es ,,grundsätz- 
lich keine auf Gefahren für Mensch 
und Umwelt beruhende Begrün- 
dung für ein Verbot des Einsatzes 
der Gentechnik in der Landwirt- 
schaft" gibt. Ferner wird dargelegt, 
daß ,,in der Lebensmittelindustrie 
die bisher vor allem zur Ertragssiche- 
rung und zur Haltbarmachung ver- 
wendete Bio- und Gentechnologie 
auch zur Qualitätsverbesserung von 
Lebensmitteln eingesetzt werden 

divergieren, bemühen sich alle Be- 
teiligten, ernsthafte Auseinander- 
setzungen zu vermeiden. Das wird 
allerdings kaum möglich sein, 
wenn die Verhandlungen mi t  der 
Koalition zu unbefriedigenden Er- 
gebnissen führen sollten, was nach 
Lage der Dinge praktisch bei jedem 
überhaupt m i t  dieser Koalition zu 
erzielenden Ergebnis unterstellt 
werden kann. 

Die SPD tu t  deshalb gut  daran, 
Sollbruchstellen bereitzuhalten, 
die vermittelbar machen, daß eine 
Einigung mi t  der Koalition inhalt- 
lich nicht möglich ist und keines- 

Kennzeichnung für gentechnisch 
veränderte Lebensmittel gefordert. 

M i t  dieser Entschließung werden 
innerparteilich mühselig erarbeitete 
Positionen bewußt beschädigt, die 
sich aus guten Gründen nach wie 
vor einem zukunftsfähigen, umwelt- 
verträglichen Entwicklungsweg im 
Agrar- und Ernährungsbereich ver- 
pflichtet fühlen1. 

Allerdings haben die Konferenz- 
teilnehmer dann doch die Rechnung 
ohne den Wirt gemacht. Gemein- 
sam setzten sich die Vorsitzenden 
des Umwelt-. Gesundheits- und 
Landwirtschafts-ausschusses der 
Bundestagsfraktion zur Wehr. Sie er- 
reichten zwar nicht die Zurücknah- 
me des Beschlusses, aber immerhin, 
daß er nicht weiter verfolgt wird. Er 
war durch Fraktionsgeschäfts-führer 
Catenhusen initiiert und lanciert 
worden. Als ehemaligen Vorsitzen- 
den der Enquete-Kommission des 
Bundestages zu den ,,Chancen und 
Risiken der Gentechnologie" müssen 
ihn die Chancen der Gentechnik of- 
fenbar nachhaltig beeindruckt ha- 
ben. 

Wie dem auch s-ei, die Entschlie- 
ßung ist nicht aus der Welt und der 
Druck der Gentechnik-Lobby bleibt. 
Die Auseinandersetzungen um gen- 
technisch veränderte Nahrungsmit- 
tel und ihre Risiken bleiben daher so 
oder so erhalten. Allerdings will sich 
dieser Beitrag nicht mi t  den speziel- 
len Risiken von Genfood beschäfti- 

Wegs eine taktische Blockadehal- 
tung eingenommen wird. Der 
Streit um die weitere Finanzierung 
des Steinkohlenbergbaus hat dies 
nicht hergegeben, und auch in der 
Frage der Zuschlagsbesteuerung 
kann nicht ausgeschlossen wer- 
den, daß die SPD durch Kompro- 
mißvorschläge in Bedrängnis ge- 
rät. Zur Entwicklung strategisch 
wirksamer Positionen sei deshalb 
nochmals nachhaltig das Steuer- 
und finanzpolitische Papier des 
Frankfurter Kreises empfohlen. =W 

I spw Heft 92, 6/96, 5.44-50 

Genfood statt 
Öko-produ kte? 

Agrar- und Ernährungspolitik der SPD 
- Umsteuern statt Anpassen 

von Detlef Bimboes* 

hier Veränderungen will, kommt um 
einige Grundsatzfragen nicht her- 
um. Das heißt als erstes zu beant- 
worten, wie wir eigentlich leben 
wollen, was wir für eine gesunde 
und genußreiche Ernährung brau- 
chen und welchen gesarntgesell- 
schaftlichen Nutzenlwelche gesund- 
heitlichen Vorteile in diesem Kontext 
der Einsatz der Gentechnik im Le- 
bensmittelbereich bieten würde? 

Grundfrage: Wie wollen wir 
leben und uns ernähren? 
Auf dieser Grundlage Iäßt sich die 
Frage zum ja oder nein ihres Einsat- 
zes viel leichter beantworten. Sie be- 
sitzt nämlich keine Vorteile im Hin- 
blick auf Qualitätsverbesserungen 
und schon gar nicht den von ge- 
sundheitlichen Vorteilen oder mehr 
Lebensqualität. Diese provokante, 

Gentechnik irn 
Lebensrnittelbereich 
besitzt keine Vorteile 
irn Hinblick auf  
Qualitätsverbesse- 
rungen und schon . 
gar nicht den von 
gesundheitlichen 
Vorteilen oder mehr 
Lebensqualität. 

kann". Der einst propagierte Frieden gen. Er möchte vielmehr den Sinn 
mit der Natur mutiert so zum Frie- oder Unsinn von Gentechnik in den 
den mi t  der Wirtschaft. Um die Nähe Gesamtrahmen der bestehenden 
zum Verbraucher nicht ganz zu ver- und einer zukunftsfähigen Agrar- 
lieren, wird wenigstens noch die und Ernährungspolitik stellen. Wer * Dr. Detlef Bimboes, Diplombiologe, Wiesbaden 
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Sozialdemokratische Konzepte 
prof i l ieren! 
Auf der Tagung des Frankfurter Krei- 
ses am 21 .-23.02.97 lagen eine Rei- 
he konkreter Konzepte für eine sol- 
che Politik vor und wurden dis- 
kutiert, insbesondere der Beschluß 
,,Wege aus der Krise" der bayeri- 
schen SPD-Landesgruppe im Bun- 
destag (vgl. spw 1/97, 5. 33-36), die 
,,Thesen für ein ökologisches Zu- 

Steuerpolitische 
Unübersichtlichkeit 
in der SPD 
von Burkhard Winsemann* 

Die SPD muß 
vermitteln, daß eine 

Einigung mi t  der 
Koalition inhaltlich 

nicht möglich ist und 
keineswegs eine 

taktische Blockade- 
haltung eingenom- 

men wird. 

it zunehmender Verwun- 
derung registrierten Medi- 
en wie auch Teile der Par- 

tei schon seit dem Ende der Som- 
merpause 1996 die vornehme Zu- 
rückhaltung der SPD in der Frage der 
Einkommensteuerreform. Bis heute 
liegt kein vollständiges Konzept der 
Gesamtpartei oder der Fraktion vor. 
lmmerhin gelang es jedoch den Ju- 
sos mi t  der Unterstützung einiger 
weiterer PV-Mitglieder, eine Sonder- 
sitzung des Parteivorstandes durch- 
zusetzen, auf der ein 10-Punkte-Pa- 
pier als Verhandlungsgrundlage be- 
schlossen wurde. 

Klare Linie feh l t  
Wurden zunächst taktische Überle- 
gungen als Hintergrund der Absti- 
nenz der SPD ausgemacht (der Un- 
mut der vielen Interessengruppen 
über den beabsichtigten Wegfall 
von Steuervergünstigungen sollte al- 
lein den Koalitionsparteien gelten), 
so ist inzwischen unverkennbar, daß 
auch die äußerst unübersichtliche 
Gefechtslage innerhalb der Partei 
die Entwicklung eines geschlosse- 
nen Reformkonzepts erheblich er- 
schwert. 

* Burkhard Winsemann, ~ i ~ l o m - Ö k o n o m ,  ist wiss. Mitarbeiter von 
Detlev von Larcher MdB 

kunfts-lnvestitionsprogramm" der 
Arbeitsgruppe Umwelt der SPD- 
Bundestagsfraktion und das Papier 
,,Solidarische Finanzpolitik statt Ka- 
pitulation vor der 'Globalisierung"' 
der AG Finanzen des Frankfurter 
Kreises (vgl. spw 6/96, 5.44-50). 

Der Frankfurter Kreis unterstützt 
die Bemühungen Oskar Lafontaines 
für eine stärkere Profilierung sozial- 
demokratischer Politik in der Ausein- 

Dessen Fehlen wiederum be- 
schwört die Gefahr herauf, daß die 
Verhandlungskommission der inner- 
parteilichen Willensbildung erheb- 
lich vorgreift, wobei offen bleiben 
kann, ob und wenn ja von welchen 
Akteuren dies auch so gewollt ist. 
lmmerhin fiel die ebenfalls für den 
24. Februar vorgesehene steuer- 
und finanzpolitischen Fragen gewid- 
mete Sitzung der Kommission Fort- 
schritt 2000, in der unter anderem 
das Papier ,,Solidarische Finanzpoli- 
tik statt Kapitulation vor der Globali- 
sierung" der AG Finanzen des Frank- 
furter Kreises1 diskutiert werden soll- 
te, den Verhandlungen vorerst zum 
Opfer. 

Außer der Anhebung des Grund- 
freibetrages auf 14.000 DM/28.000 
DM sind in der SPD nahezu alle 
denkbaren Fragen umstritten, und 
zwar zwischen von Frage zu Frage 
wechselnden Bündnissen. 

Unterschiedliche Bündniskon- 
stel lat ionen 

Seit' an Seit' mit  dem Frankfurter 
Kreis und dem Parteivorsitzenden 
hat sich Gerhard Schröder für die 
Beibehaltung des Spitzensteuersat- 
zes (für nichtgewerbliche Einkünfte) 
von 53% ausgesprochen; er möchte 
allerdings den Beginn der oberen 
Proprtionalzone nach hinten ver- 
schieben. Dagegen denken Rudolf 
Scharping, Heinz Schleußer, Wolf- 
gang Clement und Henning VO- 
scherau immer mal wieder laut über 
40% nach. Dazwischen liegen z.B. 
Joachim Poß und Ernst Schwanhold, 
die gerne unter 50% landen wür- 
den. 

Die nach der Parteivorstandssit- 
zung am 3. Februar auch in der SO- 
zialdemokratie aufgetauchte Forde- 
rung nach Ermäßigung der Einkom- 
mensteuer auf Einkünfte aus Gewer- 
bebetrieb wird in unterschiedlichen 

andersetzung mit der Bundesregie- 
rung und fordert ihn auf, noch kon- 
sequenter und offensiver sozial-öko- 
logische Reformalternativen in die 
Debatte zu bringen. Die SPD-Linke 
wird ihre Positionen in die Diskussio- 
nen der Sozialdemokratischen Partei 
einbringen und dafür eintreten, daß 
sie zu Positionen der Gesamtpartei 
werden. SDW 

Größenordnungen - zwischen 6 
und 18% unter dem allgemeinen 
Spitzensteuersatz - diskutiert. Die 
Jusos und der Frankfurter Kreis set- 
zen sich dagegen für eine nur die 
einbehaltenen Gewinne entlastende 
Betriebsteuer ein. 

Umstritten ist auch, ob  am Ende 
der Steuerreform eine Nettoentla- 
stung herauskommen soll oder 
nicht. Dafür, wenn auch ohne Nen- 
nung von Zahlen, haben sich Lafon- 
taine, Scharping und Schröder aus- 
gesprochen, während lngrid 
Mätthäus-Maier, für die Haushalts- 
konsolidierung Vorrang hat, und die 
Linke, die auf die gegenüber Steuer- 
entlastungen größere konjunkturelle 
Wirksamkeit zusätzlicher öffentli- 
cher Ausgaben verweist, in unge- 
wöhnlicher Eintracht dagegenhal- 
ten. 

Völlig unklar ist schließlich das 
Bild bei der zur Gegenfinanzierung 
der Tarifreform notwendigen Ver- 
breiterung der Steuerbemessungs- 
grundlage. Einigkeit besteht eigent- 
lich nur über die Ablehnung der Be- 
steuerung von Nacht- und Sonn- 
tagszuschlägen. Darüberhinaus lie- 
gen seit nunmehr einem halben Jahr 
sehr konkrete Empfehlungen von 
Heinz Schleußer zur Objektivierung 
der Gewinnermittlung der Unter- 
nehmen vor, die zu großen Teilen 
konsensfähig sein dürften. Zusam- 
men mit einem beherzten Zugriff 
auf den bislang völlig unterbesteuer- 
ten Bereich der Einkünfte aus Kapi- 
talvermögen und aus Vermietung 
und Verpachtung (Abschreibungs- 
modelle) wäre dies eine wichtige 
Grundlage für eine Offensive der 
SPD in der Steuerpolitik. Ein in diese 
Richtung zielender detaillierter Vor- 
schlag von Detlevvon Larcher wurde 
überwiegend höflich ignoriert. 

Letztlich gibt es noch nicht einmal 
eine einheitliche Linie in der Frage, in- 

rig), kommentierte das Urteil des ita- 
lienischen Militärgerichts im Fall 
Priebke folgendermaßen (FAZ V. 
03.08.96): „Aus offenbar wohler- 
wogenen Gründen hat das Militär- 
gericht dem Angeklagten mildernde 
Umstände zugebilligt und auf eine 
Strafe für den jetzt 83 Jahre alten 
Mann verzichtet. Darin sehen viele 
das Hauptmerkmal des Urteils: nicht 
gegen, sondern für den SS-Offizier. 
Irrtum. Nicht die Lebensumstände 
eines alten Mannes interessieren 
und bestimmen die Geschicke der 
Völker, sondern die Erkenntnis von 
Recht und Unrecht. Deshalb wirkt 
die aufgebrachte Kritik an den mili- 
tärisch und historisch geschulten 
Richtern wie das Ritual einer unauf- 
geklärten, überholten Moral." 

Auch der Italien-Korrespondent, 
bei dem es sich eher u m  einen militä- 
risch als um einen historisch ge- 
schulten Kommentator zu handeln 
scheint, vertritt, wie sein Herausge- 
ber, eine Aufklärung, die NS-Verbre- 
chen nun doch lieber nicht ins hell- 
ste Licht rücken will, und eine Moral 
des Generalüberholens, die das 
deutsche Soldatentum wieder in al- 
tem Glanz erstrahlen lassen kann. 

Seinem Kommentator ließ Fi- 
scher am 09.08.96 einen FAZ-Leitar- 
tikel zum selben Thema folgen: „Der 
alte Mann und die Schuld". Schon 
der Beginn macht die Marschrich- 
tung klar: ,,Darf man auf das Urteil 
gegen einen ehemaligen SS-Offizier 
nur mit  Gefühlen der Empörung und 
des Abscheus reagieren oder auch 
mit kühler Vernunft." Man ahnt 
schon, welchen Part Fischer sich zu- 
gedacht hat: „Man darf es nicht nur, 
man muß es, wenn man nicht die zi- 
vile Kultur in Europa für die Zukunft 
aufs Spiel setzen will." Und ausge- 
rechnet ein (eher dubioses) Militär- 
gericht soll nun diese zivile Kultur re- 
präsentieren. Fischer will erst gar 
nicht in Erwägung ziehen, daß auch 
und gerade kühle Vernunft (eventu- 
ell sogar gepaart m i t  Gefühlen) zu 
dem Schluß kommen könnte, dieses 
Urteil sei falsch. 

Fischer Iäßt dann sogar durch- 
blicken, daß das Priebke-Urteil even- 
tuell noch als zu hart bewertet wer- 
den kann oder muß. ,,Priebke hatte 
im März 1944 bei Rom an der Er- 
schießung von 335 italienischen 
Geiseln teilgenommen. Dieser klare 
Schuldspruch" - der dann auf einen 
Freispruch hinauslief - ,,kann Zu- 
stimmung finden - bei denen, die 
sich nicht im Gestrüpp der damali- 
gen militärischen und politischen 

Umstände von Besatzung und Wi- 
derstand zwischen Italien und 
Deutschland, einstigen Verbünde- 
ten, verlieren wollen, und schließlich 
bei jenen, die ganz unabhängig von 
allen historischen und juristischen 
Erwägungen, trotz der Perversionen 
der Kriegslogik, daran festhalten: In 
der Fosse Ardeatine, in den Tuff- 
steinhöhlen im Süden Roms, nahe 
den Katakomben, ist Unrecht ge- 
schehen, haben Menschen anderen 
Menschen Böses angetan." 

Bei wem also kann dieser Schuld- 
spruch, der ein Freispruch war, keine 
Zustimmung finden? Nun, bei all je- 
nen (und gar so wenige dürften das 
nach wie vor nicht sein), die nicht 
schon in der SS-Mitgliedschaft ein 
Vergehen erkennen; bei jenen, die 
das Gestrüpp nicht scheuen, die so- 
zusagen zu differenzieren verstehen; 
bei jenen schließlich, die nicht unab- 
hängig von allen historischen und 
juristischen Erwägungen urteilen 
und die Perversionen der Kriegslogik 
berücksichtigen. 

Fischer gibt uns also unmißver- 
ständlich zu verstehen: An sich hätte 
der Freispruch ohne einen beigefüg- 
ten Schuldspruch erfolgen müssen. 
Der Freispruch zweiter Klasse genügt 
ihm und seiner Logik nicht. Der 
deutsche Soldat hat, in seiner Sicht, 
eben auch als Geiselmörder nur sei- 
ne Pflicht getan. Priebke war nun al- 
lerdings sogar recht exakt ein willi- 
ger Vollstrecker im Sinne Goldha- 
gens, denn er hat gleich noch ein 
paar Geiseln mehr erschießen lassen 
als nach der perversen Kriegslogik 
vorgeschrieben, und er hat sich sel- 
ber am Töten beteiligt. ,Soldaten 
sind Mörder'? Nein, sie sind es nie. 
Das ist das Urteil, das Fischer uns, in 
etwas verklausulierter Form, nahe- 
legt. Und in diesem Kontext kann 
auch, auf einmal, die Vergeltung 
vollständig ad acta gelegt werden. 
Kann es denn sein, fragt Fischer, 
,,daß unerbittlich Strafe als Instru- 
ment der Vergeltung für geschehe- 
nes Unrecht verlangt wird?" Ein im- 
merhin etwas auffälliges Argument 
in einer Zeitung, die das sonst für je- 
den kleinen Ladendiebstahl zu for- 
dern pflegt. Weiter Fischer: ,,Ist das 
nicht ein in der Strafjustiz sonst 
längst überholter, von der italieni- 
schen Verfassung abgelehnter 
Grundsatz? Kann man die Befriedi- 
gung des menschlichen Rechtsbe- 
dürfnisses an die Lebensumstände 
nun sehr alt gewordener Männer 
binden? Das entspricht mittelalterli- 
chen Vorstellungen von Gerechtig- 

keit, aus der Zeit vor der Aufklä- 
rung." 

Jener Aufklärung, die Fischer an- 
sonsten, wenn er nämlich als Anwalt 
der römisch-katholischen Kirche auf- 
tritt, geradezu als Teufelswerk zu de- 
nunzieren pflegt. Aber hier tritt er 
eben als advocatus diaboli, in einem 
wohl allzu wörtlichen Sinne, auf. 
Selbst das Auslieferungsbegehren, 
auch von der Bundesregierung vor- 
gebracht, wird nun als Eiferertum 
verteufelt: ,,Wird deutscher Eifer hier 
nachholen wollen, was früher ver- 
säumt wurde, wird man der Versu- 
chung nachgeben, mit  Gefühlen 
aufzuarbeiten, was der Vernunft zu- 
kommt? Für die große Mehrheit der 
Deutschen, die jünger als 80 sind, 
reicht das nicht aus." 

Deutscher (Über-)Eifer beim Tö- 
ten erscheint legitim, kennt man sich 
im Gestrüpp des Krieges nur hinrei- 
chend aus; deutscher Eifer beim 
Ahnden von Kriegsverbrechen illegi- 
tim. 

In durchaus kunstvollem Arran- 
gement setzt die FAZ-Redaktion Fi- 
schers Argumentationskette in ei- 
nem am gleichen Tag abgedruckten 
Leserbrief fort. Dr. Ludolf von Kro- 
sigk aus Hamburg (in dem man wohl 
einen nahen Verwandten von Hitlers 
Finanzminister Lutz Graf Schwerin 
von Krosigk vermuten darf, der im 
letzten Nürnberger Kriegsverbre- 
cherprozeß '49 zu 10 Jahren verur- 
teilt wurde, jedoch schon '51 frei- 
kam) dankt und assistiert (unter der 
Überschrift ,,Bei Auslieferung Prieb- 
kes") Fischer: „Der Bericht und der 
Kommentar zum Fall Priebke von 
Heinz-Joachim Fischer (FA2 vom 3. 
August) unterscheiden sich in  ihrer 
Objektivität und Ausgewogenheit 
wohltuend von den aufgebrachten 
Kommentaren und Meinungsäuße- 
rungen in anderen Zeitungen und 
bestimmter Politiker. M i t  Recht be- 
scheinigen Sie dem italienischen Mi- 
litärtribunal M u t  zu einer unpopulä- 
ren Entscheidung." Im übrigen fin- 
det V. Krosigk Geiselerschießungen 
ganz einfach rechtlich zulässig und 
letzten Endes unverzichtbar (was 
seine spezielle Pointe auf dem Hin- 
tergrund der jüngsten Ereignisse im 
früheren Jugoslawien entwickelt): 
,,Vergeltungsmaßnahmen sind 
schrecklich, aber nach der Haager 
Landkriegsordnung im Verhältnis 
eins zu zehn zulässig. Bei dem Bom- 
benattentat umgekommen waren 
neben Italienern auch ein Kind, 33 
Angehörige einer Polizeieinheit, 
erschossen wurden 335 Geiseln." 

Priebke war nun 
allerdings sogar 
recht exakt ein 
williger Vollstrecker 
i m  Sinne Goldha- 
gens, denn er hat  
gleich noch ein paar 
Geiseln mehr 
erschießen lassen als 
nach der perversen 
Kriegslogik vorge- 
schrieben. 
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antimilitarismus 
information 

Wie man sieht, war also an sich alles 
in Ordnung. Leitartikel und Leser- 
brief, perfekt kombiniert, machen 
uns klar, daß wir, in unserem emoti- 
onalen Vergeltungswahn, die Unver- 
nunft repräsentieren, Priebke und 
seine mildtätigen Richter und willi- 
gen Verteidiger hingegen die kühle 
Vernunft. 

Gewiß haben viele 
der Täter Juden 

gepeinigt und 
ermordet, wei l  sie 

Juden gehaßt 
haben. Aber wer 
vermag zu sagen, 

wie viele von ihnen 
die Juden nur oder 

in erster Linie 
deshalb haßten, wei l  
es gerade opportun 

war, Juden z u  
hassen? 

Schwächen in Goldhagens 
Argumentat ion 
Wie problematisch die Geschichtser- 
innerung in Deutschland ist, zeigt 
die Tatsache, daß sowohl die Ver- 
brechen der Wehrmacht im Rahmen 
der Ausrottungsaktionen im Osten, 
als auch diejenigen der ,Ordnungs- 
polizei', der Polizeibataillone, erst 
jetzt ins Bewußtsein gehoben wer- 
den. Und auf welche Weise der Fall 
Priebke in  Deutschland ,gelöst' wur- 
de, zeigt, wie problematisch auch 
der Umgang der deutschen Justiz 
mit ihrer eigenen Geschichte war 
und ist. Priebke und Co. konnten 
(wenn man von den einschlägigen 
Hilfsaktionen des Vatikans nach '45 
absieht, - hier schließt sich übrigens 
der Kreis im Fall des kirchentreuen 
Priebkeverteidigers Fischer) über- 
haupt nur deshalb als freie Männer 

DEUTSCHE GESCHICHTEN 

alt werden, weil andere (höchst be- nären ,Stunde Null' tatsächlich aus 
lastete) deutsche Männer an den überzeugten Nazis überzeugte 
Schalthebeln der Justizmacht dafür Demokraten wurden, aus Antise- 
sorgten, daß Hitlers willige Vollstrek- miten Philosemiten. Die alte Über- 
ker keine Urteilsvollstreckung an ih- zeugung war einfach nicht mehr 
nen selbst befürchten mußten. Ein lohnend; sie versperrte Aussichten; 
Beispiel hierfür ist der (nicht) ermit- man mußte sie auswechseln. Es 
telnde Generalstaatsanwalt Werner 
Pfromm, früher NS-Führungsoffizier. 
(Siehe die Dokumentation in  I. MüI- 
ler-Münchs Artikel ,,Übergroße 
Nachsicht mit  den Nazi-Tätern/ Der 
Fall Priebke zeigt wieder: Verstrickt 
in die eigene Vergangenheit, behin- 
derten Staatsanwälte die Ermittlun- 
gen". FR V. 13.09.96,s. 3) 

Die intensive juristische Verfol- 
gung der NS-Kriegsverbrechen hätte 
für viele Juristen die Auseinanderset- 
zung mit ihrer eigenen Vergangen- 
heit bedeutet und diese vorausge- 
setzt. Und in vielen Fällen ist eben 
einfach beides unterblieben. Es gab 
eine Kumpanei der ,alten Kamera- 
den'. Auch wirkliche (demokrati- 
sche) Neuorientierungen haben dar- 
an wenig geändert. Die juristischen 
unwilligen Nichtvollstrecker von 
möglichen Urteilen, zu denen es 
mangels eröffneter Strafverfahren 
erst gar nicht kam, sind auch im 
neuen, demokratischen Staat 
schlicht sich selbst und ihren Karrie- 
ren treu geblieben. 

Darum auch hatten sie gewiß ein 
tiefes Verständnis für jene NS-Täter, 
denen es zunächst auch um die Siche- 
rung der eigenen Position ging. En 
Passant wird auf diesem Hintergrund 
womöglich auch eine gewisse Ein- 
seitigkeit und wohl auch Schwäche 
von Goldhagens Argumentation 
deutlich. Seine starke These von der 
ideologischen (antisemitischen, rassi- 
stischen) Motivation der Täter unter- 
schätzt vermutlich die Antriebskraft 
der ganz gewöhnlichen Anpassungs- 
bereitschaft. Goldhagen überschätzt 
eventuell doch die Wirkung ,tiefer 
Überzeugungen' und unterschätzt die 
Wirkung flacher Anpassungsmecha- 
nismen. Am tiefsten gehen und wir- 
ken wohl jene Überzeugungen, die 
am flachsten sind. Leitend ist vor allem 
die Überzeugung, daß man gegebe 
nenfalls, aus Karriererücksichten, 
rasch seine Überzeugungen wechseln 
muß. Gewiß haben viele der Täter Ju- 
den gepeinigt und ermordet, weil sie 
Juden gehaßt haben. Aber wer ver- 
mag zu sagen, wie viele von ihnen die 
Juden nur oder in erster Linie deshalb 
haßten, weil es gerade opportun war, 
Juden zu hassen? 

So ist eigentlich auch gar nicht 
zu bezweifeln, daß mi t  der imagi- 

handelt sich dabei häufig sozusa- 
gen nicht um Mimikry, sondern 
u m  Mutation. Eine neue Spezies 
entsteht, auch in ein und der sel- 
ben Person. Kaum kann sie sich 
noch erinnern, was sie früher ein- 
mal war. 

Die meisten Leute sind durchaus 
keine Fanatiker, sondern schlicht an 
ihrem persönlichen Erfolg orientiert. 
Wer diesen Hebel zu bedienen ver- 
steht, kann relativ leicht aus ge- 
wöhnlichen Menschen Täter und 
Übeltäter machen. Diese ,soziale 
Physik' mag wirkungsmächtiger sein 
als eine Metaphysik des Bösen. Inso- 
fern bleibt Hannah Arendts Begriff 
von der ,Banalität des Bösen' zutref- 
fend. (H. Arendt: Eichmann in Jeru- 
salem. Ein Bericht von der Banalität 
des Bösen, Reinbek 1978, bes. S. 48- 
84. Dazu auch: Reif (Hrsg.): Gesprä- 
che mi t  Hannah Arendt, München 
1 976, 5.35-40.) 

Das von Goldhagen konstatierte 
Verschwinden des deutschen Anti- 
semitismus ,nach' 45 ließe sich dem- 
nach gerade mi t  jenem Erklärungs- 
modell erklären, das Goldhagen 
nicht benutzt. Aber daß der Antise- 
mitismus so vollständig verschwun- 
den sei, ist doch wohl eine Mystifika- 
tion, wie die empirischen Untersu- 
chungen von A. Silbermann und an- 
deren noch in den letzten Jahren ge- 
zeigt haben. Bei wenig ,mutations- 
fähigen' Deutschen ist der Antisemi- 
tismus weitgehend erhalten geblie- 
ben. Und dies könnte nun wiederum 
dafür sprechen, daß zumindest für 
einen Teil der Deutschen jene tiefge- 
hende rassistische ,Konditionierung' 
bestimmend bleibt, die Goldhagen 
voraussetzt, und zwar als Bestandteil 
des ,deutschen Sonderweges', der 
auf Volk und Rasse hin orientiert hat 
statt auf Gesellschaft und Staat. Die 
,verspätete Nation' wird dann, so 
scheint es nach diesem Modell, fast 
zwangsläufig zur chauvinistischen 
Nation - und rassistische Ausrot- 
tungspolitik zu einem ihrer Ziele. 
(Dazu: H. Plessner: Die verspätete 
Nation. Über die politische Verführ- 
barkeit bürgerlichen Geistes, F.a.M. 
1974, bes. 5. 9-51. SoWie: I. Bibo: 
Die deutsche Hysterie. Ursachen und 
Geschichte, F.a.M. U. Leipzig 1991, 
bes. 5. 9-34, 144-1 73.) spw 
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Durch ein kred itfinanziertes Pro- 
gramm für Beschäftigung und qua- 
litatives Wachstum in Höhe von 35 
Mrd. DM jährlich können nach Be- 
rechnungen des DIW Ca. 500.000 zu- 
sätzliche Arbeitsplätze geschaffen 
werden. Dabei führen die Mehr- 
einnahmen und die Einsparungen bei 
Arbeitslosenunterstützung und Sozi- 
alhilfe bis zum Jahr 2000 zu einer ge- 
ringeren Schulden- und Zinsbelastung 
der öffentlichen Haushalte, als sie 
ohne dieses Programm eintreten wür- 
de. Um die Länder und Kommunen in 
eine antizyklische Politik einzubinden, 
soll ein Stabilisierungsfond eingerich- 
tet werden, aus dem sie zinslose Kre- 
dite erhalten können, die verbindlich 
aus den zusätzlichen Steuereinnah- 
men zurückgezahlt werden müssen. 
Durch eine europäische Abstimmung 
und Zusammenarbeit werden die Er- 
folge noch verbessert. Auch die Geld- 
politik muß sich an beschäfti- 
gungspolitischen Zielen ausrichten 
und für möglichst niedrige Zinsen sor- 
gen. 

2. Ökologisches Zukunfis-ln- 
vestitionsprogramm (Öko-ZIP): Als 
zentraler Bestandteil einer solchen an- 
tizyklischen Beschäftigungs- und qua- 
litativen Wachstumspolitik ist, an- 
knüpfend an das erfolgreiche ZIP von 
1977, ein ökologisches Zukunftsinve- 
stitionsprogramm aufzulegen, das mit 
öffentlicher Förderung in Höhe von 
10-15 Mrd. DM pro Jahr bis zu 100 
Mrd. DM Investitionen für die ökolo- 
gische Modernisierung von Wirtschaft 
und Infrastruktur mobilisieren soll. 
Schwerpunkte sind Energieeinspa- 
rung, Einführung erneuerbarer, sola- 
rer Energien, ökologischer Umbau des 
Verkehrssektors, Entsorgungs- 
infrastruktur, ökologische Sanierung, 
ökologischer Wohnungs- und Städte- 
bau, Werkstoff- und Pro- 
duktinnovation, Bildung und Wissen- 
schaft. Damit können mittelfristig 
600.000 - 800.000 zusätzliche Be- 
schäftigungsverhältnisse erzielt wer- 
den. Daneben sind verbesserte Um- 
welt- und Energiesparstandards und 
rechtliche Rahmenbedingungen so- 
wie eine ökologische Steuerreform 
notwendig. Dabei muß Deutschland 
Initiativen in der Europäischen Union 
ergreifen und im nationalen Rahmen 
vorangehen. 

Solidarische Finanzpolit ik und 
Sozialstaat 
3. Solidarische Steuerreform: Die 
Pläne der Bundesregierung für eine 
massive Steuerentlastung von Groß- 
verdienern sind ein sozialpolitischer 

Skandal und beschäftigungspoli- 
tisch verfehlt. Notwendig sind mehr 
soziale Gerechtigkeit und eine Stär- 
kung der Massenkaufkraft durch 
Abgabensenkung für kleine und 
mittlere Einkommen sowie mehr 
Mittel für die Sicherung des Sozial- 
staats, für Beschäftigungspolitik und 
ökologische Investitionen. Statt 
Lohnzuschläge zu besteuern, müs- 
sen Steuerschlupflöcher der Reichen 
und der Großunternehmen gestopft 
und Steuerhinterziehung bekämpft 
werden, statt den Spitzensteuersatz 
zu senken, müssen große Vermö- 
gen, hohe Einkommen und nichtin- 
vestierte Gewinne realistisch erfaßt 
und bewertet und angemessen, also 
höher als bisher, besteuert werden. 
Der Steueworteil aus dem Ehegat- 
tensplitting ist zu begrenzen, dafür 
ist das Kindergeld deutlich anzuhe- 
ben. Steuersenkungen auf Pump 
lehnen wir ab. 

4. Solidarische Modernisierung 
des Sozialstaats: Durch die Ver- 
wandlung von Leistungsempfänge- 
rlnnen in Beitragszahlerlnnen durch 
eine wirksame Beschäftigungspoli- 
tik, durch die vollständigere Erfas- 
sung aller Einkommen durch erhöh- 
te Beitragsbemessungs- und Versi- 
cherungspflichtgrenzen insbesonde- 
re in der Krankenversicherung, die 
Einbeziehung von Einkommen aus 
Vermögen und aus geringfügiger 
Beschäftigung, Einsparungen auf 
der Anbieterseite des Gesundheits- 
wesens, die Einführung einer Wert- 
schöpfungsabgabe der Unterneh- 
men und die Steuerfinanzierung 
sog. ,,versicherungsfremder Leistun- 
gen" ist die Finanzierung des Sozial- 
staats zu sichern. Zentrale Aufgabe 
einer zukunftsorientierten Weiter- 
entwicklung des Sozialstaats ist die 
Einführung einer bedarfsorientierten 
sozialen Grundsicherung. 

Arbeitszeitverkürzung, ö f fent -  
l ich geförder te Beschäftigung, 
Bildungsoffensive 
5. Arbeitszeitverkürzung: Wir for- 
dern die Tarifparteien zu einem neu- 
en Anlauf für eine gerechtere Vertei- 
lung der Arbeit auf, dessen Kern in 
einer neuen Etappe der Arbeitszeit- 
verkürzung und wirksamen Rege- 
lungen zur Begrenzung von Über- 
stunden liegen muß. Nur so kann 
die Halbierung der Arbeitslosigkeit 
und die Wiedergewinnung von Voll- 
beschäftigung gelingen. Dabei sind 
verschiedene Formen einzubezie- 
hen. die notwendige Dimension von 
Beschäftigungssicherung und Neu- 

einstellungen wird sich aber nur er- 
zielen lassen, wenn die durch- 
schnittliche tarifliche Wochenar- 
beitszeit um mehrere Stunden ver- 
kürzt wird. 

6. Arbeitsmarktpolitik und öf- 
fentlich geförderte Beschäfiigung: 
Die Arbeitsmarktpolitik muß zu einer 
regionalisierten Arbeits- und Struk- 
turforderung weiterentwickelt und 
und der Ausbau öffentlich geförder- 
ter Beschäftigung und Qualifizie- 
rung in Bereichen sozialen, kulturel- 
len und ökologischen Bedarfs orga- 
nisiert werden, damit Langzeitar- 
beitslosigkeit verhindert und allen 
Jugendlichen ein Einstieg ins Er- 
werbsleben garantiert werden kann. 
Damit können über 500.000 neue 
Beschäftigungsverhältnisse geschaf- 
fen werden. 

7. Bildungsoffensive: Durch eine 
Umlagefinanzierung der beruflichen 
Bildung ist allen Jugendlichen ein 
qualifizierter Ausbildungsplatz an- 
zubieten. Eine neue Offensive für 
den Ausbau und die Reform des Bil- 
dungswesens ist nötig als zentrale 
Zukunftsinvestition. Die staatliche 
Forderung von Forschung und Tech- 
nologieentwicklung ist auszubauen 
und stärker auf die Erfordernisse 
ökologisch nachhaltiger Entwick- 
lung auszurichten. 

lnternat ionale Zusammenarbeit 
8. lnternationale Koordination und 
Kooperation: Die Bundesregierung 
muß sich für eine internationale Ab- 
stimmung und Zusammenarbeit im 
Sinne einer beschäftigungs-, sozial 
und ökologisch orientierten Wirt- 
schaftspolitik insbesondere im Rah- 
men der EU einsetzen. Die Maas- 
tricht-Kriterien für die Europäische 
Währungsunion müssen so interpre- 
tiert und angewendet werden, daß 
sie einer solchen Politik nicht im 
Wege stehen. Das Vertragswerk der 
EU rnuß um beschäftigungspoliti- 
sche. soziale und ökologische Anfor- 
derungen ergänzt werden. Zur Ein- 
dämmung der Devisenspekulation 
ist eine internationale Devisenum- 
satzsteuer (Tobin-Steuer) in Verbin- 
dung mit einer Besteuerung von Fi- 
nanztransaktionen mit Ländern, in 
denen eine solche Steuer nicht erho- 
ben wird, zu prüfen. Außenwirt- 
schaftsbeziehungen mit Entwick- 
lungsländern sind verstärkt auf Iän- 
gerfristig angelegte vertragliche 
Grundlagen zu stellen, bei denen 
Öko- und Sozialstandards sowie ent- 
wicklungspolitische Gesichtspunkte 
zu beachten sind. 

Der Frankfurter Kreis 
unterstützt die 
Bemühungen Oskar 
Lafontaines für eine 
stärkere Profilierung 
sozialdemokratischer 
Politik und  fordert 
ihn auf, noch 
konsequenter und 
offensiver sozial- 
ökologische Reform- 
alternativen i n  die 
Debatte z u  bringen. 
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Lebhaft widerspro- 
chen wurde Münte- 

ferings These, ein 
Wahlziel der SPD 

müsse darin liegen, 
die PD5 nicht wieder 

i n  den Bundestag 
einziehen zu lassen - 

dies sei vielmehr i n  
Bezug auf  die FDP 

richtig. 

den Abbau sozialer Rechte zeige, 
daß dies durchaus realistisch sei. 

Weiter forderte er, mi t  der Be- 
grenzung des Einflusses von Banken 
und institutionellen Anlegern und 
der Eindämmung spekulativer Fi- 
nanzgeschäfte durch eine Kapital- 
transaktionssteuer (Tobin-Tax) die 
Spielräume für die Wirtschafts- und 
Finanzpolitik zu erweitern. Zugleich 
müßten jedoch die bestehenden 
wirtschaftspolitischen Möglichkei- 
ten konsequent genutzt werden, 
beispielsweise durch eine ökologi- 
sche Steuerreform und ein Umwelt- 
investitionsprogramm. 

Europäische Union 
Differenzen gab es in der Frage der 
Europäischen Währungsunion. 
Während Klaus Wiesehügel dafür 
eintrat, die Währungsunion zu ver- 
schieben, statt die Ökonomie weiter 
mi t  den Konvergenzkriterien abzu- 
würgen, sprach sich die Mehrzahl 

Grundlinien einer 
sozialdemokrati- 
schen Reform- 
alternative 
Erklärung zur Tagung des Frankfurter Kreises 
am 23.-25.02.97 

Statt weiterer 
,, Angebotspolitik" ist 

eine Neubelebung 
keynesianischer 

Nachfragepolitik, die 
überholte Strukturen 

verändert und 
lnnovationen aktiv 
unterstützt, erfor- 

derlich und möglich. 

Die folgende Erklärung wurde von 
Detlev von Larcher MdB als Sprecher 
des Frankfurter Kreises zur Früh- 
jahrstagung der SPD-Linken am 23.- 
25.02.97 in Oer-Erckenschwick vor- 
gelegt und dort zustimmend zur 
Kenntnis genommen. Im Vorfeld 
Änderungen eingebracht, die be- 
rücksichtigt wurden, und dem Text 
zugestimmt hatten z. B. Eckhard 
Kuhlwein MdB und Michael Müller 
MdB (Koordinatorlnnen der Parla- 
mentarischen Linken), Benny Mik- 
feld und Sigrid Skarpelis-Sperk MdB 
(Mitglieder des Parteivorstands) und 
Andrea Nahles (Juso-Vorsitzende). 

D ie Bundesregierung hat ab- 
gewirtschaftet und gehört 
abgewählt. Die von ihr ver- 

folgte Politik der fortgesetzten Um- 
verteilung von unten nach oben 

der Diskussionsteilnehmerlnnen da- 
für aus, mit  einer vertragsgemäßen, 
d.h. flexiblen Auslegung der Konver- 
genzkriterien den angeblichen 
Zwang zu Kürzungen möglichst 
schnell zu überwinden und so zu- 
gleich die Bedeutung der Referenz- 
werte auch in der Währungsunion 
zu relativieren. 

Damit wurde bereits ein Teil der 
von Heidi Wieczorek-Zeul eingeleite- 
ten europa- und außenpolitischen 
Debatte vorweggenommen, in der 
u.a. Fortschritte in der Frage, wie 
gemeinsame Sozialstandards ausse- 
hen könnten, erzielt wurden. Skep- 
sis herrschte hingegen in der Frage 
vor, inwieweit angesichts der bereits 
weit fortgeschrittenen NATO-Oster- 
weiterung noch eine zivile Außen- 
und Sicherheitspolitik durchgesetzt 
werden kann. 

Herta Däubler-Gmelin forderte, 
die Innen- und Rechtspolitik als Auf- 
gabe der Gesamtpartei breit zu dis- 

kutieren und nicht allein den Fach- 
politikern zu überlassen. Unter eben 
diesen kam es dann jedoch zu einer 
heftigen Auseinandersetzung über 
die Einwanderungspolitik. 

Insgesamt hat die Frühjahrsta- 
gung gezigt, daß die SPD-Linke über 
ein beachtliches programmatisches 
Potential verfügt, daß es nun ver- 
stärkt in der Partei zu verankern gilt 
(vgl. auch die Erklärung ,,Grundlini- 
en einer sozialdemokratischen Re- 
formalternative", 5. 10f. in diesem 
Heft). Hier liegt eine potentielle 
Schwachstelle, da die Arbeit der 
Schwerpunktkommissionen des Par- 
teivorstands z.T. wenig transparent 
ist und auch die Koordination unter 
den linken Kommissionsmitgliedern 
verbesserungsbedürftig ist. Erste In- 
itiativen, um die Positionen des 
Frankfurter Kreises stärker ins Zen- 
trum der programmatischen De- 
battte zu rücken, werden gerade an- 
geschoben. spw 

treibt die Arbeitslosigkeit auf immer nicht zu kurz, sondern zu lang, um 
neue Rekordhöhen, mittlerweile Vollbeschäftigung zu ermöglichen. 
sind 7 Millionen Menschen ohne re- Die Legenden der Standortpolitik und 
guläre Beschäftigung, 200.000 Aus- das neoliberale Dogma, daß die unge- 
bildungsplätze fehlen. Durch Sozial- steuerte Freisetzung der Marktkräfte 
abbau und Höherbelastung von 
Normaleinkommen einerseits, Steu- 
erentlastung hoher Einkommen, Ge- 
winne und großer Vermögen ande- 
rerseits verschärft sie die soziale 
Spaltung. Der Sozialstaat wird mut- 
willig ruiniert und demontiert. Um- 
weltpolitik spielt keine Rolle mehr. 
So darf es nicht weitergehen! Ein 
grundlegender Politikwechsel ist 
notwendig. 

Probleme hausgemacht, grund- 
sätzlicher Kurswechsel nöt ig  
Die Probleme sind zum größten Teil 
hausgemacht. Zwar gibt es eine glo- 
bale Restrukturierung des Kapitalis- 
mus, Veränderungen von Arbeitstei- 
lung und Wertschöpfungsketten und 
eine zunehmende Ablösung der Geld- 
von der Realwirtschaft. Aber nicht 
eine angebliche Standortschwäche im 
globalen Wettbewerb, zu hohe Löhne 
oder Unternehmenssteuern, Sozial- 
und Umweltstandards sind Ursache 
der Massenarbeitslosigkeit, sondern 
binnenwirtschaftliche Nachfrage- 
schwäche durch unzureichende Mas- 
senkaufkraft und eine verfehlte und 
krisenverschärfende Wirtschafts- und 
Finanzpolitik. Die Arbeitszeiten sind 

die Probleme lösen werde, haben sich 
in der Realität selbst widerlegt. 

Ein grundsätzlicher Kurswechsel 
der Wirtschaftspolitik ist notwendig. 
Wir brauchen eine aktive Beschäfti- 
gungspolitik und niedrige Zinsen, 
ein öffentliches Investitionspro- 
gramm für qualitatives Wachstum 
und ökologische Innovation, die so- 
lidarische Weiterentwicklung des 
Sozialstaats und eine neue Offensive 
für Bildung, Wissenschaft und For- 
schung, eine Stärkung der Massen- 
einkommen und eine neue Etappe 
der Arbeitszeitverkürzung. Statt 
weiterer ,,Angebotspolitik" ist eine 
Neubelebung keynesianischer Nach- 
fragepolitik, die überholte Struktu- 
ren verändert und lnnovationen ak- 
tiv unterstützt, erforderlich und 
möglich: Das zeigen Untersuchun- 
gen u.a. des Deutschen Instituts für 
Wirtschaftsforschung. 

Bausteine einer sozialdemokrati- 
schen Reformalternative, wie sie die 
SPD-Linke fordert, sind: 

Beschäftigungs- und Zukunfts- 
invest i t ionsprogramme 
1. Antizyklische Beschäftigungs- 
und qualitative Wachstumspolitik: 

Deutsches Unbehagen b e i m  
Begri f f  der Bündnispol i t ik 

D er wesentlichste politische 
und auch politikwissen- 

schaftliche Beitrag Antonio 
Gramscis besteht in einer außeror- 
dentlich komplexen Ausarbeitung 
von Bündnispolitik. Wenn ich das 
auf Gramsci-Veranstaltungen in  den 
letzten zwanzig Jahren ausgespro- 
chen habe, rief das zumeist nur 
Langeweile oder Ablehnung hervor. 
Gramsci - ein Theoretiker der Ein- 
heitsfront? Oder der Volksfront? So 
etwas konnte doch nur von Moskau 
angeordnet sein! 

Die Tiefe der Fraktionierungen 
der deutschen Linken ist mit  keinem 
anderen mittel- oder westeuropäi- 
schen Land vergleichbar. Und nir- 
gendwo in Europa kann man sich 
eine gemeinsame Regierung von So- 
zialdemokraten und Kommunisten 
so wenig vorstellen wie hier. Erst seit 
im Gefolge des Zusammenbruchs 
des Sozialismus der Sozialabbau im 
angeblich sozialpolitisch humani- 
sierten Kapitalismus alle pessimisti- 
schen Erwartungen übersteigt, 
dämmert auch hier die Erkenntnis, 
daß die Fortschreibung oder die 
Überwindung dieser Fraktionierun- 
gen schon bald zu einer Schicksals- 
frage - nicht nur der Deutschen, 
sondern - aller Europäer werden 
wird. Ein größerer Teil der PDS, auch 
der Sozialdemokratie und der Grü- 
nen beginnt zu erkennen, daß He- 
gemoniefähigkeit nur über Bündnis- 
se strategischer Art errungen wer- 
den kann, die wiederum nur mit  der 
Aufspaltung des derzeit herrschen- 
den politischen Blocks und der Bil- 
dung eines neuen politischen Blocks 
möglich sein wird. Was im Klartext 
bedeutet: die SPD muß von der fak- 
tischen Politik der großen Koalition 
abgebracht und zur Zusammenar- 
beit mit Bündnisgrünen und auch 
mit der PDS bewegt werden. Auch 
diese Parteien müssen sich aber 
noch aus ihren in verschiedener 
Weise opportunistischen Nischen 
herausbewegen. 

Gramscianische Bündnispolitik 
bedeutet aber mehr als Tolerierung, 
taktische Wahlbündnisse, Regie- 
rungskoalitionen. Es geht auch im 
Endeffekt nicht u m  den Sieg der ei- 
nen oder der anderen Partei, son- 
dern um die Konstruktion eines par- 
teiübergreifenden Blocks, der einen 
neuen gesellschaftlichen Horizont 
anvisiert: die Überwindung der neo- 
liberalen Ära, nach der nicht Gleich- 
macherei, aber Chancengleichheit 

herzustellen wäre. Die besondere 
Schwierigkeit liegt darin. daß ein 
solches Konzept heute nicht mehr 
auf den nationalen Rahmen be- 
schränkt sein kann. Allerdings stün- 
de es gerade einer Großmacht wie 
Deutschland an, den globalen circu- 
lus vitiosus zu durchbrechen. 

Weil jetzt von einer gewissen all- 
gemeinen Sensibilisierung für diese 
Fragen ausgegangen werden kann, 
setze ich beim Leser auch die - frü- 
her nicht selbstverständliche - Fä- 
higkeit voraus, die historisch gewor- 
denen Analyseobjekte Gramscis in 
die aktuelle Problematik zu ,überset- 
zen'. Wenn bei Gramsci z.B. von ,ar- 
beitenden Klassen', vom ,Proletariat' 
oder auch von den ,Bauern1 die Rede 
ist, sollte es leicht sein, den histo- 
risch-soziologischen Wandel mitzu- 
denken. Gleich ist geblieben, daß 
auch heute die große Mehrheit nur 
von Arbeit menschenwürdig leben 
kann. Es geht hier um die politische 
Technik, die es der Linken erlauben 
könnte, überhaupt wieder in die hi- 
storische Offensive zu kommen. 

Arbeiterräte, Bauern, Intellektu- 
elle und ein Abkommen m i t  
d e m  Vatikan 
Antonio Grarnsci wurde am 22. Ja- 
nuar 1891 in einer mittellosen Fami- 
lie auf Sardinien geboren und litt seit 
seiner Kindheit an verschiedenen 
Krankheiten. Der Hochbegabte 
konnte aber von einem königlichen 
Stipendium profitieren, wodurch er 
191 2 an die Universität Turin kam. 
Er studierte Geschichte, Weltlitera- 
tur, Philosophie, Jura und vor allem 
Sprachwissenschaft. Die bemerkens- 
werten historisch-soziologischen 
Methoden, die gerade diese Diszi- 
plin damals hervorbrachte, haben 
nicht nur Gramscis ersten Berufs- 
wunsch geprägt, sondern zunächst 
auch mehr Einfluß auf seine Wissen- 
schaftsauffassung ausgeübt als die 
damals nur unzulänglich ins Italieni- 
sche übersetzten Grundsätze des 
,Marxismus1. Der soziologisch diffe- 
renzierende Materialismus der da- 
maligen Sprachwissenschaft wurde 
beim jungen Gramsci zudem noch 
vorteilhaft temperiert durch die neo- 
hegelianischen Einflüsse Benedetto 
Croces. Den damals bei ,Marxisten' 
o f t  anzutreffenden fatalistischen 
Geschichtsoptimismus hat er nie ge- 
teilt. Ebenso wenig teilte er - und 
das scheint mir heute wichtig - den 
Glauben' an die Unabwendbarkeit 
gesellschaftlicher Katastrophen oder 
an eherne Gesetze des Kapitalismus. 

Blockbildung und 
Bündnispolitik als 

Voraussetzung von 
Heaemonie 

J 

Zum 60. Todestag von Antonio Gramsci 

von Sabine Kebir* 

Er hielt demokratische Selbstorgani- 
sation der Gesellschaft für nötig und 
möglich. 

Als Gymnasiast hatte Gramsci 
der sardischen Autonomiebewe- 
gung angehangen, für die die privi- 
legiert scheinenden Arbeiter des 
Nordens Teil des den Süden aus- 
plündernden Kapitalismus waren. In 
der großen Industriestadt Turin - 
deren ökonomisches Zentrum schon 
damals die FlAT war - lernte er 
schnell um. 1913 trat er -w ie  übri- 
gens auch der ebenfalls aus Sardini- 
en stammende und mit ihm studie- 
rende Palmiro Togliatti -der Soziali- 
stischen Partei (PSI) bei. Seine Her- 
kunft aus der ärmsten bäuerlichen 
Region Italiens wird Grarnsci jedoch 
zeitlebens zu einem der wenigen 
nachleninschen Führer der Arbeiter- 
bewegung machen, die die Bauern- 
frage als notwendigen Bestandteil 
einer hegemoniefähigen Politik be- 
greifen: ,,Das Proletariat kann nur 
dann zur führenden und herrschen- 
den Klasse werden, insoweit es ihm 
gelingt, ein System von Klassen- 
bündnissen zu schaffen, das es ihm 
erlaubt, die Mehrheit der arbeiten- 
den Bevölkerung gegen den Kapita- 
lismus und den bürgerlichen Staat 
zu mobilisieren, was in Italien be- 
deutet (...) den Konsens der breiten 
bäuerlichen Massen ziu erlangen."' 
Wesentlich im Unterschied zur sta- 
linschen Komintern ist, daß Gramsci 
Probleme der Bündnispolitik nicht 
unter der stillschweigend vorausbe- 
dungenen Hegemonie eines der 
Bündnispartner stellen will. Auch 
haben sie für ihn nicht nur eine öko- 

Es geht i m  Endeffekt 
nicht u m  den Sieg 
der einen oder der 
anderen Partei, 
sondern u m  die 
Konstruktion eines 
parteiübergreifen- 
den Blocks, der 
einen neuen 
gesellschaftlichen 
Horizont anvisiert: 
die, Überwindung 
der neoliberalen Ära. 

* Dr. Sabine Kebir, mehrere Veröffentlichungen zu Gramsci, arbeitet 
als Privatdozentin undfreie Publizistin in Berlin. 
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Wesentlich im 
Unterschied zur 

stalinschen Komin- 
tern ist, daß Gramsci 

Probleme der 
Bündnispolitik nicht 

unter der stillschwei- 
gend vorausbedun- 
genen Hegemonie 
eines der Bündnis- 

Partner stellen will. 
Auch haben sie für 

ihn nicht nur eine 
ökonomische und 
politische Dimen- 

sion, sondern auch 
eine kulturelle. 

nomische und politische Dimension, 
sondern auch eine kulturelle. Die 
Klärung der Funktion der Intellektu- 
ellen ist für ihn daher eine praktische 
Frage der Bündnispolitik. 

Der vom Atheismus Benedetto 
Croces, aber auch schon von Karl 
Marx beeinflußte Gramsci lehnte 
1915 den ruhigen Posten eines 
Schuldirektors ab und arbeitete 
hauptberuflich für die Parteipresse. 
Ihm wird der Aufruf Lenins bekannt, 
den imperialistischen Krieg in einen 
Bürgerkrieg gegen das Kapital um- 
zuwandeln. Er wird zum ersten Pro- 
pagandisten der Oktoberrevolution 
in Italien. Als Turin 191 7 von großen 
Antikriegsstreiks erschüttert wird, 
die die Regierung mit einer Brigade 
aus Sardinien niederschlagen will, 
gelingt es ihm, diese Soldaten für 
die Aufgabe, auf die Arbeiter zu 
schießen, untauglich zu machen 
und damit ihren Abzug zu erzwin- 
gen. Der Aufstand muß mit anderen 
Teilen der Armee niedergeschlagen 
werden. Gramsci wird Leiter der Tu- 
riner Sektion des PSI. Und als solcher 
befindet er sich sofort in Konfronta- 
tion mit der nationalen Parteilei- 
tung, die das herannahende Kriegs- 
ende und die Revolutionssignale aus 
Rußland nicht für einen politischen 
Umschwung im eigenen Land aus- 
nützen will. Weil sie der wachsen- 
den Volksbewegung keine Führung 
gibt, kommt es zwischen 1919 und 
1920 zu organisierten Rätebewe- 
gungen nur unter Amadeo Bordiga 
in Neapel und unter Gramsci in Turin 
- die freilich Ausstrahlung hat auf 
ländliche Regionen und andere 
norditalienische Städte. 

Monatelang sind die FIAT-Werke 
besetzt. Die Arbeiterräte legen die 
Produktion nicht lahm, denn sie 
selbst wollen sich als Produktions- 
subjekte der Zukunft profilieren: 
Trotz der Verweigerung des größten 
Teils der Techniker beträgt der Aus- 
stoß der FlAT in den Monaten der 
Besetzung 70%. Gramsci war da- 
mals nicht nur der politische Führer 
der Räte. Als Chefredakteur der le- 
gendären Zeitschrift Ordine Nuovo 
organisierte er zugleich deren ,Über- 
bau'. Die Zeitschrift sicherte die poli- 
tische Koordination der Bewegung 
und war darüber hinaus auch eine 
Kulturzeitschrift. Hier kamen Arbei- 
terkorrespondenten zu Wort und 
Arbeiterdichter. Gramsci druckte so- 
gar einen von einem Arbeiter ge- 
schriebenen Fortsetzungskrimi. Da 
ihm das dem russischen und deut- 
schen Proletkult2 eigene Sektierer- 

tum fremd war, kamen im Ordine 
NUOVO - direkt neben den Arbeitern 
-auch pazifistische Intellektuelle aus 
aller Welt zu Worte: Romain Rol- 
land, Henri Barbusse, Walt Whit- 
mann, Maxim Gorki und andere. Da- 
mit war eine deutliche Gegenpositi- 
on zu den meisten zeitgenössischen 
und späteren ouvrieristischen3 Poli- 
tikmustern (von Stalin bis zur chine- 
sischen Kulturrevolution) mit ausge- 
prägter lntellektuellenfeindlichkeit 
markiert. Weiterhin ist bemerkens- 
wert, daß es sich hier keineswegs 
um ausschließlich kommunistische 
Intellektuelle handelte, sondern um 
einen Brückenschlag ins linksliberale 
Lager, den Gramsci auch in Italien 
selbst vollzog, indem den den brilli- 
anten jungen Kulturkritiker Piero 
Gobetti zur Mitarbeit am Ordine 
Nuovo gewann. 

Die Komplexität der Bündniskon- 
zeption zeigt sich besonders überra- 
schend an der Originalität, mit der 
Gramsci die Bauernfrage anging. Sie 
lasse sich in Italien zu zwei Problem- 
komplexen zusammenfassen: dem 
des Südens und dem des Vatikam4 
Der überzeugte Atheist stellte sich 
die religionspolitischen Fragen nicht 
nur anders als Lenin und Stalin, son- 
dern auch als seine Kampfgenossen. 
Andrea Viglongo: ,,Wir haben den 
Klerikalismus als eine Geisteshaltung 
angesehen, die wir rundweg ableh- 
nen, und wir hätten uns hinsichtlich 
der Priester und der Sakristeien keine 
großen Probleme gestellt. (...) Die 
Position von Gramsci war insofern 
katholikenfreundlich, weil er auf kei- 
nen Fall die schon bestehenden Brü- 
che vertiefen wollte, die auf prakti- 
schem Gebiet zwischen der weißen 
und der roten Arbeiterbewegung 
be~tanden."~ 

Als 1919 die Popolari, eine ka- 
tholische Volkspartei - die spätere 
Democrazia Christiana - als Samm- 
lungsbewegung für die Bauern und 
Konkurrentin des PSI gegründet 
wurde, begrüßte Gramsci hier sogar 
den historisch ersten Versuch der 
Selbstorganisation dieser Klasse in 
Italien: 

,,Die Popolari (...) schaffen die 
Bereitschaft zur Organisation des 
Assoziationsgeistes, die Solidarität, 
wo es der Sozialismus noch nicht 
tun k ~ n n t e . " ~  Für die Mitgliedschaft 
in der Sozialistischen Partei sollte 
das Bekenntnis zum Katholizismus 
keine Rolle spielen, und der anvisier- 
te Arbeiterstaat würde die Religions- 
freiheit garantieren: ,,Müssen die 
kommunistischen Arbeiter ... auch 

noch einen Religionskrieg in Italien 
entfachen? (..J Auch, wenn ein Teil 
der Katholiken, der Priester, der 
Mönche und Nonnen die Sow- 
jetmacht akzeptieren und nur die 
Freiheit des Kultes fordern würde? 
(...) In Italien, in Rom, gibt es nun 
mal den Vatikan, den Papst: der libe- 
rale Staat mußte einen Ausgleich 
mit der geistigen Macht der Kirche 
suchen, auch der Arbeiterstaat wird 
diesen Ausgleich suchen müssen."' 

Hier ist zu erkennen, daß Bünd- 
nispolitik das Schlachten von Kühen 
bedeuten kann, die man bislang für 
heilig gehalten hat. 

Faschismus oder Demokratie, 
Rechtsblock oder Linksblock 
Die Rätebewegung scheiterte nicht 
nur am politischen Kniefall der na- 
tionalen Leitung der PSI. Sie brach 
auch unter einer Kombination lega- 
ler und illegaler Gewalt zusammen. 
Da sich die legalen Ordnungskräfte 
schon im Krieg als unfähig erwiesen, 
die zahlreichen Landbesetzungsbe- 
wegungen im agrarischen Süden zu 
verhindern, hatten die Großgrund- 
besitzer zu deren Bekämpfung priva- 
te Milizen aus Arbeitslosen rekru- 
tiert. Diese nannten sich ,fascil - ,Fa- 
schisten'. Und als sich die italieni- 
sche Nachkriegsgesellschaft unfähig 
erwies, den Millionen Kriegsheim- 
kehrern Arbeit zu geben - was das 
revolutionäre Potential gefährlich zu 
erweitern drohte - lag es nahe, das 
im Süden bewährte System auf den 
Norden zu übertragen. Die waffen- 
erfahrene Truppe sollte nicht zur Ar- 
beiterbewegung stoßen, sondern zu 
deren Bekämpfung instrumentali- 
siert werden: Der ,weiße' Terror 
wurde 192011 921 teilweise aus offi- 
ziellen Arsenalen des Staates be- 
waffnet. 

In realistischer Einschätzung der 
politischen Konsequenzen hat 
Gramsci - wahrscheinlich hinter 
dem Rücken Bordigas, des Führers 
der kurz zuvor auch von Gramsci 
mitbegründeten KP - im April 1921 
versucht, den Dichterfürsten Gabrie- 
le D'Annunzio in Gardone zu treffen, 
um Möglichkeiten eines politischen 
Zusammengehens auszuloten. 
D'Annunzio hatte kurz nach Kriegs- 
ende auf eigene Faust mit einem 
Heer von Freiwilligen die an Jugosla- 
wien verorengegangene Stadt Fi- 
ume (Rijeka) zu besetzen versucht 
und galt seitdem - neben Mussolini 
- als Anführer eines Teils der Kriegs- 
heimkehrer. D' Annunzio hat 
Gramsci freilich gar nicht empfan- 
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tischen Trägerlnnen. Die SPD ist voll- 
auf damit beschäftigt, über den 
Bundesrat in Bonn ,,mitzuregierenM 
und in kleinen Zirkeln vorab Kom- 
promisse mit der Bundesregierung 
auszukungeln. 

Eine linke Erneuerung der SPD 
und die Formulierung einer offensi- 
ven Strategie wird es bis 1998 aus 
sich heraus nicht geben, ein Blick 
auf die im ,,Frankfurter Kreis" orga- 
nisierte Parteilinke oder auf Teile der 
Jusos bestätigen diese These nach- 
drücklich. 

Es geht in der gesellschaftlichen 
Auseinandersetzung bis 1998 vor al- 
lem darum, positive Anknüpfungs- 
punkte für eine andere politische Lo- 
gik zu schaffen und sichtbar zu ma- 
chen. Nur wenn in der öffentlichen 
Diskussion linke Interpretationsmu- 
ster wieder präsent sind, können Ju- 
gendliche gegen die Regierung Kohl 
sozialisiert und politisiert werden, 
können sich Jugendliche positiv auf 
linke Politik beziehen. Um diese An- 
gebote zu schaffen, bedarf es einer 
Vernetzung linker Kräfte in unter- 
schiedlichen gesellschaftlichen Be- 
reichen, die zunehmend offensiv 
und vor allem öffentlich Eckpunkte 

om 21. bis 23. Februar fand 
in Oer-Erkenschwick die Früh- V jahrstagung des Frankfurter 

Kreises der Linken in der SPD statt. 
Mit Blick auf die bevorstehenden 
Auseinandersetzungen um das Bun- 
destagswahlprogramm zogen sich 
die Debatten durch alle wichtigen 
programmatischen Bereiche. Eine 
Reihe von Positionspapieren, die zur 
Frühjahrstagung vorgelegt wurden, 
bieten hier gute Grundlagen für Ein- 
griffe der Linken. 

Die Diskussion mit Oskar Lafon- 
taine fiel der Grippe zum Opfer; an 
seiner Stelle stellte sich Franz Mün- 
tefering den rund 100 Teilnehmerin- 
nen und Teilnehmern. Lebhaft wi- 
dersprochen wurde seiner These, ein 
Wahlziel der SPD (neben dem 
Hauptziel ,,wir wollen gewinnen") 
müsse darin liegen, die PDS nicht 
wieder in den Bundestag einziehen 
zu lassen -dies sei vielmehr in Bezug 
auf die FDP richtig. Allerdings kam 
es in diesem Zusammenhang nicht 
zu einer breiten Diskussion über die 
Erfurter Erklärung. 

linker Politik gemeinsam entwickeln 
und vertreten müssen. 

Jugendlinke und Aufbau einer 
neuen politischen Generation 
Was mit dem Crossover-Prozeß um 
die spw begonnen und mit der ,,Er- 
furter Erklärung" linker Intellektuel- 
ler fortgesetzt wurde, muß im Ju- 
gendbereich seine Entsprechung 
finden. Bereits seit einiger Zeit ha- 
ben wir versucht, eng mit anderen 
Jugendverbänden und insbesondere 
mit der Gewerkschaftsjugend zu- 
sammenzuarbeiten. Wir haben auf 
diese Weise die gesetzliche Umlage- 
finanzierung der beruflichen Bildung 
in die öffentliche Debatte gebracht 
und in der SPD durchgesetzt. In die- 
sem Zusammenhang sind zahlreiche 
regionale Jugendbündnisse entstan- 
den. Dies zur Keimzelle eines Ju- 
gendbündnisses mit mittlerer Reich- 
weite (,,Jugendlinke") zu machen, 
auszubauen und zu verbreitern, 
wird uns in der nächsten Zeit be- 
schäftigen. Es geht für die Juso-Lin- 
ke darum, die eigene Kampagnen- 
orientierung weiterzuentwickeln. 
Wir wollen gemeinsam mit anderen 
Jugendverbänden strategische Pro- 

Wirtschafts- und sozialpoliti- 
sche Fragen 
Angesichts der zunehmenden Mas- 
senarbeitslosigkeit hatten wirt- 
schafts- und sozialpolitische Fragen 
einen besonders hohen Stellenwert. 
Claus Schäfer (Wirtschafts- und So- 
zialwissenschaftliches Institut des 
DGB) stellte die die Entwicklung der 
Einkommensverteilung und -umver- 
teilung seit 1980 dar und verdeut- 
lichte, daß eine neue Umverteilung 
von oben nach unten nicht nur mo- 
ralisch gerechtfertigt, sondern auch 
ökonomisch dringend geboten sei. 
Zudem wies er nach, daß das häufig 
als Vorbild zitierte amerikanische 
,,Beschäftigungswunder" zu einem 
erheblichen Teil nur eine Legende 
ist. 

Zuvor hatte bereits Martin Pfaff 
klargestellt, daß die sozialen Siche- 
rungssysteme in Deutschland kei- 
neswegs zu teuer sind und ein gro- 
ßer Teil des Beitragsanstiegs auf die 
durch Arbeitslosigkeit, prekäre Be- 
schäftigungsverhältnisse und die 
schwache Lohnentwicklung immer 

jekte und Forderungen mit Symbol- 
gehalt entwickeln und diese profes- 
sionell inszenieren. 

Wir wollen mit diesen Forderun- 
gen Jugendlichen signalisieren, daß 
eine andere politische Logik funktio- 
niert und daß es sich lohnt, dafür zu 
kämpfen. Und wir wollen damit 
nicht zuletzt die SPD wieder stärker 
für linke Reformpolitik öffnen und 
eine neue politische Generation in 
der Partei formieren, die nicht im 
Mief sozialdemokratischer Hinterz- 
immerpolitik aufwächst. Wenn uns 
dies alles gelingt, dann leisten wir ei- 
nen großen Beitrag dazu, daß 1998 
in diesem Lande endlich der Politik- 
wechsel stattfindet. spw 

I Vgl. zur SMK-Theorie auch Jörg Huff- 
schmid: Weder toter Hund noch schla- 
fender Löwe, in: spw 2/95. 

* Die ,,Herforder Thesen zur Arbeit von 
Marxisten in der SPD", 1980 herausge- 
geben vom Juso-Bezirksvorstand Ost- 
westfalen-Lippe, waren das zentrale 
theoretische und politische Positionspa- 
pier des Hannoveraner Kreises in den 
80er Jahren. 
Projekt Moderner Sozialismus: 53 The- 
sen, spw-Verlag 1989. Restexemplare 
sind noch beim spw-Verlag erhältlich 
(7,- DM). 

Nur wenn in  der 
öffentlichen Diskus- 
sion linke Interpreta- 
tionsmuster wieder 
präsent sind, können 
Jugendliche gegen 
die Regierung Kohl 
sozialisiert und 
politisiert werden, 
können sich Jugend- 
liche positiv auf linke 
Politik beziehen. 

Frü hja hrstagung des 
Frankfurter Kreises 

von Burkhard Wimemann* 

schmaler gewordene Bemessungs- 
grundlage zurückzuführen sei. 

Alternativen zur Globalisierung 
skizzierte der Vorsitzende der IG 
Bauen-Agrar-Umwelt, Klaus Wiese- 
hügel, in seinem Referat. Die wich- 
tigste Voraussetzung dafür sieht er 
in der Entwicklung einer neuen in- 
ternationalen Solidarität. Weltweit 
zunehmender Widerstand gegen 

* Burkhard WNisemann ist wiss. Mitarbeiter von Detlev 
von Larcher MdB 
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Auf dem Jubiläumskongreß in Hannover 

Es geht u m  die 
Frage, wie es uns 

gelingen kann, 
Jugendliche gegen 

die herrschende 
politische Logik in 

Stellung z u  
bringen und damit 

aktiv in die 
Formierung der 

künftigen Klassen- 
landscha f t  

einzugreifen. 

sche Entwicklung der Strömung 
durchaus schlüssig und überzeu- 
gend ist. Es zeigt aber auch die 
Ernsthaftigkeit, mit der Genossinnen 
und Genossen in dieser Strömung 
Politik gemacht haben. Dieser 
scheinbar ,,subjektive Faktor" ist bei 
der Betrachtung der verbandspoliti- 
schen Gegenwart nicht unerheblich. 

Im Gegensatz dazu macht sich 
häufig - nämlich in der politischen 
Realität des derzeitigen Juso-Alltags 
als Blockadepolitik - die Destruktivi- 
tät anderer Fraktionen deutlich, die 
nur mehr taktisch als Wahlvereine 
für Juso-Bundeskongresse auftreten. 
Daher sehen wir uns heute in der Si- 
tuation, daß theoretische Impulse, 
strategische Projekte, Erneuerungs- 
Prozesse und Mobilisierungserfolge 
des Gesamtverbandes in unserer 
Hauptverantwortung liegen. 

Neben der ,,Pflege" unserer Ge- 
schichte und unserer theoretischen 
Grundlagen spielt die Entwicklung 
strategischer Etappenziele die zen- 
trale Rolle in unseren Diskussionen. 
Es geht um die Frage, wie es uns ge- 
lingen kann, Jugendliche gegen die 
herrschende politische Logik in Stel- 
lung zu bringen und damit aktiv in 
die Formierung der künftigen Klas- 
senlandschaft einzugreifen. 

Gesellschaftliche Veränderun- 
gen und Perspektiven der Juso- 
Linken 
Ausgangspunkt sind die gesell- 
schaftlichen Veränderungen, die es 

jungen Sozialistinnen immer schwe- 
rer machen, andere Jugendliche zu 
erreichen und zu mobilisieren. Den 
Konservativen ist es in den letzten 
Jahren gelungen, einen Teil der Ju- 
gendlichen anzusprechen und ein- 
zubinden. Die zunehmenden Wahl- 
erfolge von CDUICSU sind nur ein 
Indiz dafür. Bei den Landtagswahlen 
1996 und bei den niedersächsischen 
Kommunalwahlen hat die Union bei 
den unter 2ljährigen eine so große 
Zustimmung erfahren wie sonst nur 
bei den über 60jährigen. Jugendstu- 
dien haben in den letzten Jahren im- 
mer wieder übereinstimmend fest- 
gestellt, daß es unter Jugendlichen 
kaum noch positive Bezugspunkte 
auf klassische Eckpfeiler linker Politik 
gibt. Der Sozialstaat gilt weitgehend 
als bürokratischer Dinosaurier ohne 
großen Nutzen, die Umverteilung 
von unten nach oben erscheint vie- 
len inzwischen als Naturgesetz. Die 
Beschneidung von Unternehmer- 
macht und staatliche Beschäfti- 
gungspolitik halten viele für unrnög- 
lich, der Kapitalismus erscheint alter- 
nativlos. 

Dieses düstere Szenario bedeutet 
allerdings nicht, daß Jugendliche 
heute nicht mehr für linke Politikan- 
gebote ansprechbar wären. Die An- 
gebote und ihre Inszenierung müs- 
Sen heute jedoch anders aussehen 
als noch vor 20 Jahren. Denn den 
meisten Jugendlichen ist sehr wohl 
bewußt, daß die politische Logik der 
Standortdebatte, des Kaputtsparens 

und der Auflösung traditioneller Ar- 
beitsverhältnisse nichts Gutes ver- 
heißt. Krisenerfahrungen werden je- 
doch weitgehend individuell verar- 
beitet: „Wenn unser Bildungssystem 
den Bach runtergeht, dann muß ich 
eben so schnell wie möglich da 
durch. Wenn es immer weniger ver- 
nünftige Jobs gibt, dann muß ich 
eben meine Ellenbogen einsetzen 
und zu den wenigen gehören, die 
einen abbekommen." Daß Jugendli- 
che in weiten Teilen so reagieren, 
kann angesichts der fehlenden kol- 
lektiven Lösungsansätze nicht son- 
derlich verwundern. 

,,Ihr seid die erste Genera- 
tion nach dem Krieg, der es schlech- 
ter gehen wird als ihren Eltern", 
schrieb Douglas Coupland in seinem 
Buch ,,Generation X". Die Linke 
müßte diesem Zitat eigentlich hin- 
zufügen: ,,... und das, obwohl es in 
diesem Land einen größeren Reich- 
tum gibt als jemals zuvor." - Tut sie 
aber nicht. Dabei sind die Voraus- 
setzungen dafür alles andere als 
schlecht. Es ist offenkundig, daß das 
gegenwärtige neoliberale Ent- 
wicklungsmodell am Ende ist. Die 
Basis für eine Politik, die den vorhan- 
denen gesellschaftlichen Reich- 
tum endlich nutzt und Unter- 
nehmen wieder in die Pflicht nimmt, 
ihrer sozialen Verantwortung ge- 
recht zu werden, wird angesichts 
des Problemdrucks und der sozialen 
Brüche wieder größer. Ihr fehlen nur 
augenscheinlich zur Zeit die poli- 

gen.8 Ein ähnlicher, aber ebenfalls 
fehlschlagender Versuch, politisch 
schwankende Intellektuelle und ihre 
Anhängerschaft zu gewinnen, wa- 
ren Gramscis länger währende Kon- 
takte zum Anführer der Futuristen, 
Filippo Tommaso Mar i r~e t t i .~  Dieser 
wie auch D'Annunzio stießen zu den 
Faschisten, die nach dem Marsch 
auf Rom 1922 endgültig die Regie- 
rungsgewalt übernahmen. 

Das Parlament blieb jedoch noch 
vier weitere Jahre bestehen. Der cha- 
rismatische erste Generalsekretär 
der KPI, Bordiga, erkannte noch 
nicht den qualitativen Unterschied 
zwischen bürgerlich-liberalem und 
faschistischem Regime. Die bereits 
in die Halblegalität gedrängte Partei 
wollte er als kleine Kaderorganisati- 
on aufbauen, die eine staatsstreich- 
artige Revolution organisieren sollte. 
Gramsci, der auch die Niederlagen 
der Rätebewegungen in  
Deutschland und Un- 
garn analysiert hatte, 
war aber bereits zu dem 
Schluß gekommen, daß 
die Epoche der revolutio- 
nären Möglichkeiten im 
Nachkriegseuropa zu 
Ende war. Schon 1921 
hatte er es für möglich 
gehalten, daß ,,eine fa- 
schistische oder militäri- 
sche Diktatur" kommen 
könne.1° Als vordringli- 
che Aufgabe sah er es 
nun an, die bürgerlich li- 
beralen Freiheiten zu ret- 
ten, ohne die alle Errun- 
genschaften der Arbei- 
terbewegung zunichte 
würden, einschließlich 
die legale Existenz ihrer 
Organisationen. Denn 
während das liberal-bür- 
gerliche Regime die Ar- 
beiterbewegung und 
ihre Presseorgane noch 
geduldet hatte, durch- 
lebte Italien nun ,,eine 
Phase, die es (...) bisher 
in keinem anderen Land 
gegeben hat (...) da es 
dem Faschismus gelun- 
gen ist, alle Organisatio- 
nen und damit alle Mit- 
tel zu vernichten, durch 
die die Masse ihren Wil- 
len zum Ausdruck brin- 
aen ... kann."ll 

tern vertretende Gramsci zum Ver- 
fechter der noch von Lenin konzi- 
pierten ,Einheitsfrontt wurde, was in 
Italien das Eintreten für die Aktions- 
einheit der Gewerkschaften und für 
das Zusammenwirken der erst seit 
kurzem organisatorisch getrennten 
Kommunisten und Sozialisten be- 
deutete. Auch dieses politische Ziel 
wurde zunächst nicht erreicht, viel- 
mehr trat ein kleinerTeil der Soziali- 
sten um Giacinto Serrati in die KP 
über. 

Als Bordiga 1924 verhaftet wur- 
de, ernannte die Komintern Gramsci 
kommissarisch zum Generalsekretär. 
Da auch gegen ihn ein Haftbefehl 
vorlag, konnte er erst unter dem 
Schutz eines Abgeordnetenmandats 
nach Rom zurückkehren. Ab Juni er- 
schütterte das Land die Krise um den 
nach einem antifaschistischen State- 
ment verschwundenen sozialisti- 

schen Abgeordneten Giacomo Mat- 
teotti. Nachdem die Faschisten zu- 
nächst jede Verantwortung von sich 
gewiesen hatten, verließ die gesam- 
te Opposition das Parlament und 
gründete ein Gegenparlament im 
Aventin. Dieses lehnt den von 
Gramsci gemachten Vorschlag einer 
nationalen Mobilisierung zum Gene- 
ralstreik ab, bringt aber auch keine 
andere kontinuierliche Arbeit zu- 
stande. Die Abgeordneten bleiben 
meist zu Hause. Als die Leiche Mat- 
teottis gefunden wurde und Musso- 
lini nun in aller Öffentlichkeit die 
Verantwortung für die Tat über- 
nahm, erkannte nur Gramsci die 
grundsätzliche Gefahr, die mi t  der 
Legalisierung einer Terrortat durch 
die Regierung und dem passiven 
Boykott des Parlaments durch die 
Oppositionsparteien für die gesamte 
italienische Gesellschaft entstanden 

Die politische 
Botschaft, die er i n  
seinen letzten 
Lebensjahren der 
Partei vermittelte, 
war nicht das Ziel 
einer Diktatur des 
Proletariats, sondern 
eine Verfassungge- 
bende Versammlung 
aller am anti- 
faschistischen Kampf 
beteiligter Parteien. 

2 

So verwundert es 
nicht, daß der seit 1922 
die KPI im Moskauer Exe- 
kutivkomitee der Komin- 

8 spw. Zeitschrift fur Sozialistische Politik und Wirtschaft. Heft 94, 1997 53 
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war. Um das Parlament den Faschi- 
sten nicht allein zu überlassen. führt 
er die KPI als einzige Partei dorthin 
zurück und nutzte es demonstrativ 
als antifaschistische Tribüne. 

Indem sie konsequent das Parla- 
ment als wesentliche Institution der 
Zivilgesellschaft verteidigten, ver- 
buchten die Kommunisten einen 
enormen Popularitätszuwachs. 
Trotz des weißen Terrors verdrei- 
fachte sich in diesen Monaten die 
Mitgliederzahl, und die Zahl der 
Abonnentlnnen der Un i t i  stieg auf 
60.000. Hier wurde die Grundlage 
dafür gelegt, daß die KPI nach dem 
2.Weltkrieg sofort als Massenpartei 
Wiedererstand. 

Als Mussolini 1926 das Parla- 
ment endgültig ausschaltete, mußte 
er für die Ausschaltung der Kom- 
munisten eine separate Begrün- 
dung finden: Staatsstreichabsichten. 
Gramsci, der zu zwanzigjähriger 
Haft verurteilt wurde, starb schon 
am 27. April 1937. 

Stat t  Dik tatur  des Proletariats 
eine Verfassunggebende 
Versammlung 
Seit Ende der zwanziger Jahre ver- 
teufelte die Komintern die Sozial- 
demokratie als Sozialfaschismus. 
Das führte auch zum Ausschluß ei- 
niger Parteimitglieder der KPI. Weil 
er im  Gefängnis gegen diese Linie 
opponierte, wurde Gramsci von 
vielen kommunistischen Mitgefan- 
genen geschnitten. Zeitweise war 
er eher m i t  Anarchisten befreundet 
- und dem Sozialisten Sandro Per- 
tini, dem späteren Staatspräsiden- 
ten. Die politische Botschaft, die er 
in seinen letzten Lebensjahren der 
Partei vermittelte, war nicht das 
Ziel einer Diktatur des Proletariats, 
sondern eine Verfassunggebende 
Versammlung aller am antifaschi- 
stischen Kampf beteiligten Partei- 
en. Da er überzeugt war, daß der 
Faschismus nicht von den Kommu- 
nisten allein, sondern nur im Bünd- 
nis m i t  anderen gesellschaftlichen 
Gruppen beseitigt werden könne, 
sei es auch unmöglich, danach 
eine Gesellschaft ohne deren poli- 
tische Präsenz zu errichten. 

Auch in Anbetracht bekannter 
Probleme und Differenzen, die zwi- 
schen seiner und Togliattis politi- 
scher Arbeit bestanden, lassen sich 
seine wesentlichen Einflüsse auf die- 
sen nicht wegdiskutieren. Nachdem 
sich Togliatti dem extremen Sektie- 
rertum der Komintern kurzzeitig 
beugen mußte, war er neben Georgi 

Dimitroff derjenige, der dessen 
Überwindung betrieb. Damit wurde 
der KP Spaniens und Frankreichs der 
Eintritt in die Volksfront möglich, 
schließlich auch die italienische Resi- 
stenza, die von den Kommunisten 
bis hin zu den Katholiken reichte. So 
kamen die von Gramsci erstrebten 
neuen gesellschaftlichen Blöcke zu- 
stande. Daß sie ohne den Einfluß 
aus Moskau historisch effizienter ge- 
wesen wären, steht auf einem ande- 
ren Blatt. Gramscis bündnispoliti- 
scher Einfluß Iäßt sich bis zum ,hi- 
storischen Kompromiß' Enrico Ber- 
linguers verfolgen. Darüber hinaus 
fand in Italien bis in die 80er Jahre 
eine Gramsci-Rezeption von quasi 
allen gesellschaftlichen Gruppen 
statt, bis hin zu katholischen Krei- 
sen. 

Ich wollte hier einmal weniger be- 
kannte Seiten des bislang zumeist nur 
unter revolutions- und demokratie 
theoretischen Gesichtspunkten analy- 
sierten Begriffs der Zivilgesellschaft bei 
Gramsci aufzeigen, der erst in den Ge- 
fängnisheften auftaucht, aber auf den 
vorangehenden politischen Erfahrun- 
gen beruht. Leider konnte nur ange- 
deutet werden, daß Gramscis Kultur- 
konzeption mit dem Diskurs der be- 
weglichen politischen Blöcke korre- 
spondierte anstatt ein normatives Ziel 
zu setzen, wie es der in der Sowjetuni- 
on propagierte ,Sozialistische Realis- 
mus' tat. 

Dieser Rückblick auf den zu Leb- 
zeiten gescheiterten Gramsci zeigt, 
daß die politischen Bündnisse, die 
zur Errichtung einer neuen sozialen 
Perspektive notwendig sind, offen- 
sichtlich leichter zustandekommen, 
wenn die Gesellschaft bereits in ei- 
nen Abgrund geraten ist. Für uns ist 
es deshalb wichtig, rascher und 
gründlicher aus der Geschichte zu 
lernen, als es frühere Generationen 
taten. s p w  
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wie im Proletkult - Arbeiter sofort Füh- 
rungspositionen in allen Lebensberei- 
chen einnehmen sollen, die- so die Vor- 
stellung - dann automatisch egalitär 
werden. Das bedeutete für ouvrieristi- 
sche Bewegungen, daß sie eine starke 
Tendenz zur lntellektuellenfeindlichkeit 
hatten. 
Ebenda. S. 140 
Andrea Viglongo im Gespräch mit Cesa- 
re Berrnani in: Gramsci raccontato. ( Z ~ U -  
genschafien von Mitkämpfern), Rom 
1987, 5. 48-49 
LIOrdine Nuovo 1919-1920, Turin 1954, 
5.285-286 
Ebenda, S. 476 

8 Sergio Caproglio: Un mancato incontro 
Gramsci-D'Annunzio a Gardone nell 
aprile 1921. In: Rivista storica del Socia- 
lismo V, Juni 1962, Heft 1511 6 

9 Sabine Kebir: Antonio Gramscis Zivilge- 
sellschaft, Hamburg 1991, 5. 175 

l0  Antonio Grarnsci: Briefe 1908-1926. 
Eine Auswahl. Aus dem Italienischen von 
Klaus Bochmann, Europaverlag, Wien 
1992.5.159 

11 Ebenda, S. 244 

E in kleines Jubiläum wurde am 
14. und 15. Dezember 1996 in 
Hannover gefeiert. Knapp 150 

Jusos trafen sich dort zum Kongreß 
,,25 Jahre Hannoveraner KreisIJuso- 
Linke". Und daß dieses Jubiläum 
überhaupt gefeiert werden konnte, 
ist bemerkenswert: Seit der 69er 
Linkswende der Jusos hat sich viel 
getan im Verband - all die notwen- 
digen wie 2.T. schmerzlichen Um- 
brüche im Zuge gesellschaftlicher 
und politischer Veränderungen hat 
nur eine Strömung ijberlebt. Die 
Juso-Linke, die sich bewußt in die 
Tradition des Hannoveraner Kreises 
(HK) stellt, ist die einzige, die noch 
als organisierte und konstruktive 
Kraft im Verband wirkt. Daher wur- 
de auch mit Stolz dieses Jubiläum 
von alten wie jungen Genosslnnen 
gefeiert. Aber die Frage, die sich ei- 
nem aufdrängt, ist: Was sind die 
Gründe, daß gerade diese Strömung 
überlebt hat? 

Theoretische Arbei t  
1 .) Der Hannoveraner Kreis und die 
Juso-Linke haben stets an der konse- 
quenten Weiterentwicklung der 
marxistischen Theorie auf Grundlage 
des historischen Materialismus gear- 
beitet. Theorie wurde und wird im- 
mer verstanden als permanentes Be- 
mühen, ein aktuelles Verständnis 
von Praxis zu erlangen, d.h. ein Ver- 
ständnis von gesellschaftlichen Be- 
wegungen und Funktionsweisen. In 
diesem Sinne ist für uns ein theoreti- 
sches Fundament Grundvorausset- 
zung für politische Handlungsfähig- 
keit. 

,,StamokapN ist eines der tief ver- 
wurzelten Reizwörter, mi t  denen der 
Hannoveraner Kreis unwiderruflich 
verbunden war. Auch wenn vielen 
heute eine Definition von ,,Stamo- 
kap" abgeht, so ist doch bemerkens- 
wert, welche Ausstrahlungskraft 
dieses Schlagwort noch bis heute 
besitzt. Aber bei aller Tradition sollte 
man nicht die Mängel übersehen, 
mit der die Theorie des Staatsmono- 
polistischen Kapitalismus (kurz Sta- 
mokap oder SMK) behaftet ist: Zu 
sehr wird gesellschaftliche Regulie- 
rung auf das Verhältnis von Staat 
und Markt reduziert. Zu wenig wird 
die Organisation und Struktur der 
Gesellschaft in ihren selbständigen 
Dimensionen reflektiert. Anstelle der 
Benennung eigener Herausforde- 
rungen wurde mit der Stamokap- 
Theorie eine Endzeittheorie der kapi- 
talistischen Entwicklung manife- 
stiert.' So finden sich in den ,,Herfor- 

der ThesenM2 weder eine Verarbei- 
tung der Feminismus-Debatten, 
noch eine Einschätzung über die 
Entstehung Neuer Sozialer Bewe- 
gungen oder konkrete Vorstellun- 
gen zur Herausbildung von Klassen- 
bewußtsein. 

Dies entsprang den Vorstellun- 
gen der ,,68er", kurz vor dem Bruch 
des Systems zu stehen. Mi t  den wirt- 
schaftlichen Instabilitäten und der 
gleichzeitigen Formierung der Rech- 
ten Ende der 70er Jahre wurde spä- 
testens mi t  dem Regierungwechsel 
1982 deutlich, daß man weit ent- 
fernt von einer „sozialistischen Um- 
gestaltung'' war. 

Wie konnte die konservative He- 
gemonie aufgebaut werden? Und 
wie ist sie wieder zu durchbrechen? 
Nicht zufällig setzte zu diesem Zeit- 
punkt daher eine Wiederbelebung 
von Gramscis Theorien zu Staat und 
Gesellschaft ein. Sah Gramsci sich in 
Italien nicht auch in  der Situation, 
daß alle prognostizierten Revoluti- 
onsträume in der Luft zerplatzten 
und sich statt eines sozialistischen 
Systems die aggressivste Form des 
Kapitalismus, der Faschismus, mit  
der Unterstützung der Massen 
durchsetzen konnte?! In dieser Pha- 
se gewann die Betrachtung gesell- 
schaftlicher Bewegungsgesetze 
nicht nur in Italien an Gewicht. 

In den ,,53 Thesenaa3 des von spw 
und HK getragenen Projekt Moder- 
ner Sozialismus finden sich daher 
Überlegungen wieder, die sowohl 
von Gramscis Hegemoniekonzept 
wie auch von der französischen re- 
gulationstheoretischen Diskussion 
um Fordismus und Postfordismus 
geprägt sind. Das Verhältnis von 
Staat und Gesellschaft sowie Markt 
und Gesellschaft steht im Vorder- 
grund. Statt der kapitalistischen Prä- 
gung des Staates wurde seine Auf- 
gabe als ,,PionierM betont. 

Politisch-strategische 
Orient ierungen 
2.) Der Hannoveraner Kreis und die 
Juso-Linke waren immer bemüht, 
eine den Kräfteverhältnissen ange- 
paßte und aus dem Verständnis der 
Praxis resultierende politisch-strate- 
gische Ausrichtung vorzunehmen, 
die mit einem gesellschaftlichen Ge- 
staltungsanspruch verbunden ist. 
Zunächst stand dabei die gewerk- 
schaftliche und später dann die ju- 
gendpolitische Orientierung im Mit- 
telpunkt. Seit der 69er Linkswende 
formulierten zwar die Jusos insge- 
samt, nicht mehr einfach nur der 

25 Jahre Hanno- 
veraner Kreis/ 

Juso-Lin ke 
von Yasmin Fahimi und Ulf-Birger Franz* 

Parteinnachwuchs zu sein, sondern 
erhoben den Anspruch, eine eigen- 
ständige politische Kraft darzustel- 
len. Der Hannoveraner Kreis und die 
Juso-Linke verstanden und verste- 
hen aber die ,,Doppelstrategie" 
nicht als ,,Scharnieru zwischen Be- 
wegung und Partei. Als eigenständi- 
ge sozialistische Kraft war und ist es 
auch immer unser Anspruch gewe- 
sen, unmittelbar in den gesellschaft- 
lichen Formierungsprozeß einzu- 
greifen. Eine starke Massenbewe- 
gung ist die Grundvoraussetzung 
für eine Gestaltung und Orientie- 
rung der Partei. 

Auch in diesem Sinne war die 
Stamokap-Theorie umstritten. Die 
kapitalistische Prägung des Staats 
schränkt die Handlungsfähigkeit ei- 
ner Regierungsmacht ein. Daher 
warnte der Hannoveraner Kreis im- 
mer vor einer Überbewertung inner- 
parteilichen Terraingewinns. Aller- 
dings blieb damit auch unklar, wozu 
dann eigentlich die Besetzung von 
Ämtern und Mandaten überhaupt 
diente. 

Als wichtiger erscheint es daher, 
daß mit der jugendpolitischen Ori- 
entierung jeweils eine konkretere 
Handlungsoption entwickelt werden 
sollte, wie in die Formierung zukünf- 
tiger Klassengesellschaft eingegrif- 
fen werden kann. 

Theorie wurde und 
wird immer verstan- 
den als permanentes 
Bemühen, ein 
aktuelles Verständnis 
von Praxis z u  
erlangen, d. h. ein 
Verständnis von 
gesellschaftlichen 
Bewegungen und 
Funktionsweisen. 

Organisierter Generations- 
wechsel 
3.) Anders als der Gesamtverband 
kann die Juso-Linke auf einen orga- 
nisierten und kontinuierlichen Gene- 
rationswechsel zurückblicken. Das 
Gelingen ist ein Anzeichen dafür, 
daß die theoretische wie strategi- 

* Yasmin Fahimi, Juso-Bezirksvorsrand Hannover; Uif-Birger 
Franz, Hannover, stv. Juso-Bundesvorsirzender 
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dann die Politik wieder ihrem ge- 
wohnten Selbstlauf zu überlassen. 
Ihr Ziel ist es, die Bürgerinnen und 
Bürger zu ermuntern, sich ständig 
und immer wieder selber in die poli- 
tische Meinungs- und Willensbil- 
dung einzumischen und dadurch - 
sagen wir es offen - einen gewissen 
Druck auf die offizielle Politk auszu- 
üben. 

Ziel der Erklärung ist also, so et- 
was wie eine Kampagne zu eröff- 
nen. Eine solche politische Kampa- 
gne würde das Profil der Oppositi- 
on  insgesamt schärfen und die po- 
litische Glaubwürdigkeit von SPD 
und B190/Die Grünen erhöhen; 
(u.U. würde sie, wenn sie denn zu- 
stande käme, das PDS-Problem 
entschärfen oder sogar ausräu- 
men.) 

Voraussetzung dafür ist freilich 
eine sich herausbildende klare ge- 
sellschaftliche Alternative zum 

Kurs der Regierung Kohl. Auch die 
Herausbildung einer solchen Alter- 
native sollte nicht allein der offizi- 
ellen Opposition überlassen blei- 
ben. Außerhalb der Regierungen, 
Parlamente, Bürokratien und Par- 
teiführungen g ibt  es genügend 
Sachverstand und Engagement, 
solche Alternativen zu formulieren 
und in  den Meinungs- und Willen- 
bildungsprozeß der Oppositions- 
parteien einzubringen. Insbeson- 
dere die Gewerkschaften haben 
nicht nur das Recht, sondern im In- 
teresse der von ihnen vertretenen 
Arbeitnehmerlnnen auch die 
Pflicht, an der Erarbeitung solcher 
Alternativen mitzuwirken. 

Angesichts dieser Aufgabe ist 
die Diskussion über mögliche par- 
teipolitische Konstellationen oder 
Koalitionen 1998 keine vordringli- 
che Aufgabe. Es muß klar werden, 
daß die Opposition eine wirkliche 

gesellschaftspolitische Wende will. 
Und es muß klar werden, daß sie 
mit  den Kräften, die die jetzige Re- 
gierung tragen, nicht erreicht wer- 
den kann, sondern nur in einem 
Bündnis der politisch bewußten 
Arbeitnehmerschaft m i t  der Ökolo- 
giebewegung, den um ihre Rechte 
kämpfenden Frauen und aller kriti- 
schen Bürgerinnen und Bürger. Ist 
das klar. ergeben sich die parteipo- 
litischen Konsequenzen von selbst. 

SPW 

Die NATO-Ost- ie Osterweiterung der NATO 
ist gegenwärtig das beherr- 

schende sicherheitspolitische D. 
Thema; die Brisanz der Erweite- 
rungspolitik bürgt dabei für eine un- 

nung der NATO nach Osten das Ver- 
hältnis zu Rußland schwerwiegend 
belasten, sich damit nachteilig auf 

erweiterung: Kein die Gestaltung kooperativer Sicher- 
heitspolitik auswirken und eventuell 
gar zu einer erneuten Teilung des Sicherheitsgewinn verändert kontroverse Diskussion. 

Der Doyen der US-amerikani- 
schen Rußland-Diplomatie, der frü- 

Kontinents führen könnte. Die 
NATO und Rußland versuchen zur Ziel der, E h r t e r  

Erklärung" ist es, 
eine Kampagne zu 

eröffnen. Eine solche 
politische Kampagne 
würde das Profil der 

Opposition insge- 
samt schärfen und 

die politische 
Glaubwürdigkeit von 

SPD und B190/Die 
Grünen erhöhen. 

für Europa! Zeit zwar ihre Kontroverse über die here Botschafter in der Sowjetunion, 
George F. Kennan, hat in  seinem 
vielbeachteten Artikel NATO Expan- 
sion Would be a Fateful Blunder in 
der New York Times vom 6. Februar 
1997 jüngst eindringlich vor den 

Erweiterungspolitik im Dialog zu 
entschärfen; es gibt jedoch keine 
Gewähr für eine einvernehmliche 

Plädoyer für eine integrative Sicherheitspolitik 

von Katrin Fuchs* Lösung. 
In diesem Zusammenhang sollte 

man das Verhältnis zwischen der 
NATO und Rußland eingehender be- 
trachten. Der Dialog zwischen der 
NATO und Rußland krankt bislang 

Konsequenzen der Erweiterungspo- 
litik gewarnt. Aus seiner Sicht wäre 
dieser Schritt der verhängnisvollste meinsames Gremium, das wahlwei- 

se als NATO-Rußland-Rat oder als 5 
77 etikettiert wird, sowie eine Auf- 
nahme Rußlands in den erlauchten 

Fehler der amerikanischen Politik in 
der gesamten Ära seit dem Ende des an der offenkundigen Asymmetrie 

zwischen den Akteuren. Auf der ei- 
nen Seite eine selbstbewußte, intak- 

Kalten Kriegs. 
Kreis der führenden Industrienatio- Bei aufmerksamer Lektüre der 

veröffentlichten Meinung in den 
USA zeigt sich, daß der Chor derjeni- 
gen, die Bedenken in Bezug auf die 
Erweiterung der NATO vorbringen, 

te NATO, die sich als Gewinnerin des 
Kalten Krieges sieht und nach dem 
Ende der Blockkonfrontation nach 

nen. 
All diese Anreize können jedoch 

nicht kaschieren, daß die NATO in 
neuen Aufgaben sucht. Auf der an- 
deren Seite ein angeschlagenes Ruß- 
land, dessen strukturelle Krise den 

dem für Rußland entscheidenden 
Punkt bislang keine Konzessionsbe- 
reitschaft zeigt: ein vertraglich defi- 
niertes Verhältnis zur NATO. 

Zur Besänftigungsstrategie ge- 
hört auch, daß die nordatlantische 

in den letzten Wochen lauter und 
vielstimmiger wird. Man kann 
durchaus den Eindruck gewinnen, 
als sollte die Vielzahl von Artikeln, in 
denen die möglichen negativen Fol- 
gen der Erweiterungspolitik disku- 

einstigen Weltmachtanspruch infra- 
gestellt. 

Die NATO begegnet Rußland aus 
einer Position der Stärke; sie sieht Allianz sich gegenüber Rußland stets 

tiert werden, als publizistisches 
Sperrfeuer gegen die Ausweitung 
des atlantischen Bündnisses dienen. 

sich in einer winner-position, d.h. sie 
glaubt, daß sie in der Kontroverse 
mit Rußland alle Trümpfe in der 
Hand hält. Rußland habe letztlich 
keine Alternative, als die Osterweite- 
rung der NATO hinzunehmen. Re- 

als reformierte, neue NATO darzu- 
stellen versucht; als Beleg für den in- 

zialwissenschaftlerin aus Hattingen, Wir wollen dies künftig im spw-in- 
will schwerpunktmäßig die Themen- tern deutlicher werden lassen und 
felder Sozialpolitik, Frauenpolitik stärker über die Personen berichten, 
und Staatsreform betreuen. Unser die im Kontext der spw politisch ar- 
Redaktionsmitglied Frank Wilhelmy beiten - oder mal gearbeitet haben. 

neren Wandel und ihre Bereitschaft 
Da befinde ich mich in guter Gesell- 
schaft, wenn ich die Erweiterungs- 
politik der NATO im folgenden 

zu Dialog und Kooperation mi t  den 
ehemaligen Gegnern in der W O  
wird auf die Partnerschaft für den 

ebenfalls einer kritischeren als der 
gemeinhin üblichen Betrachtung 
unterziehe. 

präsentanten der NATO machen kei- 
nen Hehl aus der Einschätzung, daß 
Rußlands Rückzug in den Schmoll- 

Frieden verwiesen. Vorrangiges Ziel 
der Reformbemühungen sind je- 
doch Umstrukturierungen, die die 

Bntern ist mittlerweile als Mitarbeiter des Berufliche ~ e r ä n d e r u n ~ e n  haben 
Bundestagsabgeordneten Kurt Neu- nämlich oft  zwei Seiten: neue Quali- 
mann tätig und wird sich zusammen 
mit Burkhard Winsemann, der bei 
spw-Mitherausgeber Detlev von Lar- 
cher MdB arbeitet, um verstärkte Be- 
richterstattung über Vorgänge im 
,,Raumschiff Bonn" kümmern. 

Seit kurzem gibt es eine AG Ge- 
werkschaften der spw. Der spw na- 
hestehenden Menschen, deren Ar- 
beitsschwerpunkt im Bereich der 
Gewerkschaften liegt, soll hier ein 
spezieller Diskussions- und Arbeits- 
zusamenhang geboten werden. 
Mittlerweile sind ja etliche auch be- 
ruflich hier tätig, so von den Heraus- 
geberlnnen Uwe Kremer und Tho- 
mas Westphal. An der AG Interes- 
sierte sollten sich bei letzterem mel- 
den und können von ihm auch nä- 
heres erfahren, Tel. 02327-98281 5 
(dienstl.). 

Daß spw mehr ist als eine Zeit- 
schrift, wissen all diejenigen, die mal 
an den Frühjahrs- oder Herbsttagun- 
gen und dem Crossover-Prozeß teil- 
genommen haben bzw. teilnehmen. 

fikationen und Zugänge zu Themen 
und Zusammenhängen, die für die 
spw wichtig sind, auf der einen Sei- 
te, auf der anderen Seite aber auch, 
daß man sich aus den Augen ver- 
liert. Die spw soll so auch stärker ein 
Netzwerk politisch denkender und 
arbeitender Menschen sein. Wir 
freuen uns deshalb über interessan- 
te persönliche Mitteilungen, die zur 
Veröffentlichung gebracht werden 
sollen. 

Zwei Hinweise noch zum spw- 
Verlagsprogramm: Das angekündig- 
te Buch ,,Vor dem Kollaps? Die Zu- 
kunft der großen Städte", hrsg. von 
Hans Günter Bell und Andrea Nah- 
les, erscheint Mitte April und kann 
jetzt beim spw-Verlag bestellt wer- 
den. Die Preisangabe zu dem Buch 
über 75 Jahre Kölner Jusos ,,... die 
treiben es ja auch zu weit" ist im 
Verlagsprogramm fehlerhaft ausge- 
druckt, es kostet 9,80 DM. 

Aus meiner Sicht wird die Erwei- 
terung des Bündnisses um neue Mit-  
glieder aus Mitteleuropa zu wenig 

winke1 und eine etwaige atmosphä- 
rische Verschlechterung in den bila- 
teralen Beziehungen für das Land 

Allianz schlagkräftiger machen und 
- über den Aufbau von sogenann- 
ten Krisenreaktionskräften - deren 

problematisiert; ich kritisiere, daß es 
hierzulande bislang keine intensive 
und differenzierte Debatte über die- 

nachteiligere Folgen haben werde, 
als den Dialog und die Kooperation 
mit  dem Westen - trotz Osterweite- 

globale Interventionsfähigkeit erhö- 
Liebe Leserinnen und Leser, hen sollen. 

In diesem Zusammenhang eine 
am 25.-27.04.97 findet die Früh- 

jahrstagung derspw statt. Dabei sol- 
len diesmal Diskussionen zur Proble- 
matik der Europäischen Währungs- 
union und zu linker Europapolitik im 
Mittelpunkt stehen. Als Referenten 
und Diskussionspartner werden u.a. 
lngo Schmidt von der Memoran- 
dum-Gruppe, Harald Bauer vom In- 
stitut für internationale Politik, 
Bernd Lange (SPD-MdEP) und Heiko 
Thomas von der LAG Europa der 
Grünen zur Verfügung stehen. In- 
teressierte können weitere Informa- 
tionen erhalten und sich anmelden 
bei Joachim Schuster, Brokstr. 58, 
28203 Bremen, Tel. und Fax 0421 - 
74923. 

Die Zeitschrift hat ein neues Re- 
daktionsmitglied: Joan Mirbach, So- 

se heikle Frage gegeben hat - leider 
auch nicht in der spw. Auch meiner 

rung - fortzuführen. kurze Randbemerkung: Nach einer 
Studie des Commonwealth-lnstitu- Die Ausweitung der 

tes, die Mitte Februar bekannt wur- NATO nach Osten 

de, haben die USA und ihre Verbün- könnte das Verhält- 

deten nach dem Ende des Kalten n i s ~ ~  Rußland 
Krieges dreimal soviel Geld für ihre schwenviegend 

Streitkräfte ausgegeben, wie diejeni- belasten. 

Diese Einstellung verstellte lange 
Zeit den Blick für die prinzipiell nega- Partei kann ich diese Kritik nicht er- 

sparen. Nach der Zeitenwende von 
1989 ist es von allen sträflich ver- 

tive Haltung Moskaus gegenüber 
der Erweiterungspolitik. Erst neuer- 
dings, im Vorfeld des nächsten 
NATO-Gipfels, der Anfang Juli in 

säumt worden, nach Optionen für 
ein umfassendes, gesamteuropäi- 
sches Sicherheitssystem zu suchen; 
stattdessen wurde die sicherheitspo- 
litische Debatte auf die Osterweite- 
rung der NATO verengt. 

Madrid stattfinden wird und in des- 
sen Verlauf die ersten Neumitglieder 
nominiert werden sollen, entfaltet 
das Bündnis eine hektische Betrieb- 
samkeit, um Rußland das Njet zur 
Osterweiterung abzuhandeln. 

gen Staaten, die als mögliche Geg- 
ner des Bündnisses in Betracht kom- 
men ... . Vor diesem Hintergrund 
Iäßt sich vielleicht besser verstehen, 
warum Rußland ein Vorrücken der 
NATO nach Osten ablehnt. Die Risiken der Osterweiterung 

Ich habe mich stets kritisch zur ge- 
planten Osterweiterung der NATO 
geäußert; meine Bedenken möchte 
ich an dieser Stelle noch einmal kurz 
zu Protokoll geben. 

Der gewichtigste Einwand be- 
zieht sich darauf, daß die Ausdeh- 

In munterer Abfolge werden 
jetzt immer neue Vorschläge präsen- 
tiert, um Rußlands Bedenken zu ent- 
kräften. Im Angebot sind die Bil- 
dung einer gemeinsamen Brigade 
für friedenserhaltende Einsätze nach 
dem Vorbild der IFORISFOR, ein ge- 

* Katrin Fuchs, MdB, ist parlamentarische Geschäpsführerin der 
SPD-Bundestagsfraktion, Mitglied der Schwerpunktkommission 
Au&n-und Sicherheitspolitik beim SPD-Parteivorstand, und 
Mitherausgeberin der spw Ralf Krämer 
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Ausgangspunkt 
sicherheitspolitischer 

Überlegungen 
dürfen nicht die 

vorhandenen 
Sicherheitsinstitutio- 

nen sein, sondern 
die tatsächliche 

Sicherheitssituation 

Das in jede offizielle Verlautba- 
rung zur Osterweiterung pflicht- 
schuldig eingewobene Bekenntnis, 
daß die Aufnahme neuer Mitglie- 
der aus Mitteleuropa nicht gegen 
Rußland gerichtet sei, wird relati- 
viert von dem erkennbaren Unwil- 
len der NATO, das künftige Ver- 
hältnis zu Rußland auf eine völker- 
rechtlich verbindliche Grundlage 
zu stellen. 

Wenn die NATO in Rußland kei- 
nen potentiellen Feind mehr sieht, 
wenn sie Rußland stattdessen als ei- 
nen wichtigen Partner ansieht, war- 
um will sie dann einen wechselseiti- 
gen Gewaltverzicht nicht vertraglich 
kodifizieren? Warum ergreift die 
NATO nicht diese historische Chan- 
ce, die sicherheitspolitische Land- 
schaft in Europa, durch eine derarti- 
ge Übereinkunft mit Rußland grund- 
legend neu zu ordnen? 

Im Westen wird immer wieder 
angeführt, daß es hier Probleme ge- 
ben könne, weil ein Vertrag ratifizie- 
rungsbedürftig sei. Diese Argumen- 
tation ist wenig überzeugend weil 
auch die Aufnahme neuer Mitglie- 
der von den Parlamenten der NATO- 
Staaten ratifiziert werden muß. Was 

Mit jedem neuen Abo 

verschenken wir drei 
Themenhefte Ihrer Wahl 

Friedenstheorien 11/96 
Kriegsfolgen 3/96 
Krisenregion Asien 10195 
Medien und Krieg 6/95 
Non-Proliferation 12/94 
Frauen gegen Krieg und 
Militär 6/94 
Kriegsursachen 5/93 
Militarismus und 
Rechtsextremismus 
10193 

Die komplette Liste erhalten Sie bei der 
Bestellung eines (Normal-)ProbeheRes 

Abo: (9 Normal-l3Thernenhefte) 
DM 50. Ausland: DM 60. Thernenheft 
DM 5 (+Porto). Probeheff gratis 
WWW: http:lluserpage.fu- 
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spricht dagegen, beide Ziele parallel 
zu verfolgen? 

Ich plädiere dafür, das Verhältnis 
zu Rußland auf eine nicht-konfron- 
tative, dauerhaft tragfähige Grund- 
lage zu steilen. Probates Mittel wäre 
der Abschluß eines Vertrags über 
eine umfassende Sicherheitspartner- 
schaft zwischen der NATO und Ruß- 
land. Als Eckpunkte eines solchen 
Vertragswerks sind folgende Ele- 
mente denkbar: 

die Kodifizierung eines wechsel- 
seitigen Gewaltverzichts; 

die Verpflichtung auf nicht-mili- 
tärische Konfliktbeilegung; 

Konsultation und Abstimmung 
in allen sicherheitsrelevanten Fragen 
(Abrüstung, Rüstungskontrolle, Pro- 
liferation, Rüstungsexport, Umwelt- 
gefährdung, organisierte Kriminali- 
tät, Katastrophenschutz); 

die Fortführung des Rüstungs- 
kontroll- und Abrüstungsprozesses; 

der Verzicht der NATO auf die 
Dislozierung von ausländischen 
Streitkräften und Nuklearwaffen in 
den neuen Mitgliedsstaaten. 

Als weiteres Problem erscheint 
mir, daß die Osterweiterung Zonen 
unterschiedlicher Sicherheit schaf- 
fen könnte. Auch wenn die offizielle 
Nominierung von Neurnitgliedern 
erst für den NATO-Gipfel in Madrid 
vorgesehen ist, zeichnet sich ab, daß 
in einem ersten Schritt nur Polen, 
Ungarn und die Tschechische Repu- 
blik vom Bündnis aufgenommen 
werden. Demgegenü ber dürfen sich 
die baltischen Republiken und die 
Ukraine, also diejenigen Staaten, die 
von einem etwaigen neuen russi- 
schen Neo-Imperialismus am ehe- 
sten gefährdet wären, die gering- 
sten Hoffnungen auf eine NATO- 
Mitgliedschaft machen. 

Grundsätzlich ist zu fragen, ob 
die Erweiterung der NATO nach die- 
ser ersten Runde bereits ihren Ab- 
schluß findet, zumal dann zwei Ziele 
realisiert wären, die den Mentoren 
der Osterweiterung - den USA und 
Deutschland - wichtig waren: die 
Verankerung der NATO als dominie- 
render Sicherheitsinstitution sowie 
ein sicherheitspolitisches Glacis an 
der bundesdeutschen Ostgrenze. 

Ein Kernproblem der Osterweite- 
rung ist nicht die Frage nach den 
Neurnitgliedern, sondern die nach 
den sogenannten in-betweens, die 
vorübergehend oder dauerhaft in ei- 
ner ungesicherten Mittellage zwi- 
schen einer erweiterten NATO und 
Rußland verbleiben. Welche Sicher- 
heitsangebote hat die NATO für die- 
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se Staaten, die sich allesamt Hoff- 
nung auf eine Mitgliedschaft im 
Bündnis machen? 

In der Schlußerklärung des 
OSZE-Gipfels von Lissabon vom De- 
zember 1996 haben sich die Teil- 
nehmerstaaten verpflichtet, ihre Si- 
cherheit nicht auf Kosten der Sicher- 
heit anderer Staaten [zu] festigen. 
Diesem Anspruch kann die Erweite- 
rung der NATO um einige ausge- 
wählte Staaten Mitteleuropas nicht 
genügen! 

Ein weiteres Problem stellen die 
möglichen Rückwirkungen auf Rü- 
stungskontrollabkommen dar. Die 
Befürchtung, daß der Prozeß der 
NATO-Osterweiterung negative 
Rückwirkungen auf den Fortgang 
konventioneller Rüstungskontrolle 
und Abrüstung in Europa haben 
werde, scheint vorerst gebannt. Mit- 
te Februar haben die NATO-Staaten 
in Wien jedenfalls erste konstruktive 
Vorschläge für eine Anpassung des 
KSE-Vertrags an die veränderten 
Rahmenbedingungen vorgelegt. 

Die positiven Impulse, die zur 
Zeit von den Wiener Gesprächen 
ausgehen, müssen aufgenommen 
werden und in Schritte zu weiterer, 
substantieller Abrüstung in Europa 
einmünden. Es bleibt zum gegen- 
wärtigen Zeitpunkt jedoch weiterhin 
fraglich, inwieweit die Erweiterungs- 
pläne der NATO ein politisches Klima 
schaffen, das die Ratifizierung des 
SALTI/-Abkommens durch die russi- 
sche Staatsduma sowie den Einstieg 
in weiterführende Gespräche über 
die Reduzierung von Nuklearwaffen 
(SALTI//) verhindert. 

Anzusprechen sind überdies die 
Kostenaspekte. Das Congressional 
Budget Office (CBO) legte im März 
1996 einen Bericht vor, in dem ver- 
schiedene Varianten des Integrati- 
onsprozesses durchgerechnet wur- 
den; die Bandbreite der Berechnun- 
gen variiert zwischen 19 und 73 
Mrd Dollar, von denen die NATO- 
Partner den Löwenanteil tragen 
müßten. 

Es kann nicht überraschen, daß 
die Kosten im Vorfeld der Erweite- 
rung aus politischen Gründen her- 
untergerechnet werden. So beziffert 
eine aktuelle Pentagon-Studie die 
Mittel, die von den USA aufzuwen- 
den wären, auf lediglich 150 bis 200 
Mi0 Dollar pro Jahr, verteilt auf ei- 
nen Zeitraum von fünfzehn Jahren. 

Bei aller Unklarheit über den 
endgültigen Finanzbedarf darf man 
davon ausgehen, daß die Erweite- 
rung der NATO weder für alte, noch 
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hat mit der straff organisierten kom- 
munistischen Kaderpartei alten Stils 
nichts mehr zu tun. Die seriösen Ber- 
liner Parteienforscher Neugebauer 
und Stöss erklären in ihrem Buch 
über die PDS (Opladen 1996) die 
Partei zwar für ,,anachronistisch und 
tendenziell entbehrlich", aber für 
gegenwärtig ,,notwendig und nütz- 
lich", und jedenfalls nicht für prinzi- 
piell antidemokratisch. 

Ein in dieselbe Richtung gehender, 
aber ein wenig anders begründeter 
Einwand lautet: Eine Regierung, die 
sich u.a. auf das alte SED-Milieu in der 
PDS-Wählerschaft stütze, sei für viele 
Wählerinnen und Wähler moralisch- 
politisch desavouiert und daher nicht 
erträglich. Hier sollte madfrau sich 
der 50er Jahre entsinnen. In dieser Zeit 
(und ich habe sie bewußt und poli- 
tisch miterlebt) war in der Flüchtlings- 
partei BHE, teilweise aber auch in der 
Deutschen Partei und der FDP das alte 
Nazi-Milieu massiv präsent. Trotzdem 
haben weder SPD, noch CDUICSU Ab- 
stand genommen, mit diesen Parteien 
zusammenzuarbeiten und sogar re- 
guläre Regierungsbündnisse abzu- 
schließen (in Schleswig-Holstein, Nie- 
dersachsen, Hessen, Bayern und sogar 
auf Bundesebene.). 

Natürlich heiligt auch der beste 
Zweck nicht alle Mittel. Wäre die 
PDS eine wirkliche Gefahr für die 
Demokratie, käme eine irgendwie 
geartete Zusammenarbeit mit ihr 
nicht in Betracht. Auf der anderen 
Seite ist jedoch eine Fortsetzung der 
neoliberalen Politik auf die Dauer 
tatsächlich für die Demokratie ge- 
fährlich. 

Hingegen muß der Einwand sehr 
ernst genommen werden, daß eine 
Strategie, wie sie hier erwogen wird, 
der Regierung Kohl die Wähler zu- 
treiben und die erwünschte rot-grü- 
ne Mehrheit gerade verhindern 
rnüßte. Ich frage allerdings, ob die 
Weigerung, über dieses Problem 
überhaupt zu diskutieren, am Dilem- 
ma für SPD und B190/Die Grünen 
wirklich etwas ändern würde. Daß 
die CDUICSU sich auch durch noch 
so entschiedenes Wohlverhalten 
nicht von ihrer längst geplanten 
.,Rote Socken"-Kampagne abhalten 
lassen wird. ist offensichtlich. 

Außerdem könnte es Wählerin- 
nen und Wähler geben, die mit der 
Regierung Kohl sehr unzufrieden 
sind und die auch denken und 
rechnen können. Sie wissen ganz 
genau, daß u.U. ein ,,Nie mit 
Gysi!" bedeuten kann: ,,Dann lie- 
ber mit Kohl oder Schäuble!" Und 

es ist gar nicht ausgemacht, daß 
sie eine solche Strategie von SPD 
und B'90/Die Grünen zustimmend 
aufnehmen werden. 

Und im übrigen: Was passiert, 
wenn SPD und B'90IDie Grünen ihre 
Strategie, über diese Probleme gar 
nicht erst zu diskutieren, bis 1998 
durchhalten und am Abend der 
Wahl vor der Frage stehen: Große 
Koalition Ja! oder Nein! Es könnte 
eine mörderische Zerreißprobe für 
beide Parteien werden. 

Es geht nicht i n  erster Linie um 
die PDS 

Unter diesen Umständen scheint 
es mir das geringere Übel zu sein, 
der Diskussion nicht länger auszu- 
weichen. Die Parteiführungen von 
SPD und Bündnisgrünen haben sich 
freilich festgelegt. Aber ihre ,,Basisu: 
Funktionäre und Mitglieder, Anhän- 
ger und potentielle Wähler, könnten 
und müßten die Diskussion führen. 

Dabei geht es nicht in erster Linie 
um die PDS, wie die Medien weiszu- 
machen versuchen. Und es ist kein Zu- 
fall, sondern Ausdruck der Überzeu- 
gung der Initiatoren der ,,Erfurter Er- 
klärung", daß sie dieses Problem nur 
am Rande berühren. Der Kern der Er- 
klärung ist der Versuch, die Bürgerin- 
nen und Bürger dazu zu bewegen, 
selber tätig zu werden und der offizi- 
ellen ,,OppositionJ' der Parteien klar- 
zumachen, daß und aus welchen 
Gründen sie eine neue Politik und da- 
her eine neue Regierung wollen. 

Wenn SPD und Bündnisgrüne 
die Wählerinnen und Wähler von 
der Notwendigkeit einer neuen Poli- 
tik überzeugen wollen, müssen sie 
ihnen sagen und mit ihnen darüber 
reden, aus welchen Gründen und 
mit welchen Zielen sie eine solche 
Politik wollen. 

Vordringlich ist dafür eine klare, 
einprägsame, überzeugende und gut 
begründete gesellschaftspolitische Al- 
ternative. Sie muß in der nächsten Zeit 
entwickelt, formuliert und konse- 
quent vertreten werden, in den Partei- 
en, neben den Parteien und gegebe- 
nenfalls über die Parteien hinweg. 

Die Parteien der offiziellen ,,Op- 
position" würden sich täuschen, 
wenn sie glaubten, die Bürgerinnen 
und Bürger warteten still, gehorsam 
und vertrauensvoll, bis ihnen wenige 
Monate vor den Wahlen in der Form 
von Parteitagsbeschlüssen und 
Wahlprogrammen mitgeteilt wird, 
weshalb und mit welchen Zielen sie 
Kohl abwählen sollen. Und sie 
täuschten sich auch, wenn sie glau- 

ben sollten, daß die Bürgerinnen 
und Bürger nicht auch selber in der 
Lage seien, ihre Interessen, Wünsche 
und Ziele zu vertreten. 

Im letzten Absatz der Erfurter Er- 
klärung steht der Satz: ,,Ein neuer ge- 
sellschaftlicher Aufbruch kann die 
Mehrheit in Bonn und für Berlin ver- 
ändern. Parteiförmige Politik allein 
kann das Vertrauen der Bevölkerung 
in ihre Demokratie nicht mehr hinrei- 
chend begründen." Dieser Satz ist die 
strategische Kernaussage der Erklä- 
rung (und nicht die kurze Passage 
über die Parteien und die PDS). Er 
spricht die Aufforderung, die Bitte an 
die Bürgerinnen und Bürger aus, sel- 
ber tätig zu werden und ihre Hoffnun- 
gen, Erwartungen und Forderungen 
gegenüber der offiziellen Opposition 
öffentlich auszusprechen. 

Kampagne für  eine gesellschaft- 
liche Alternative 

Das Ziel der ,,Erfurter Erklärung" 
war und ist also nicht, einmal öf- 
fentlich die Stimme zu erheben und 

Ihre Ort-Gebundenheit 
ist RaRI. aber nicht 
Beschränkung. Ihre Visionen 
wuneln im kritischen 
RUckblick und i n  der Sorge 

WOPIE krealiv wil l mehr 
w i sen  ubm dar, war in 
unrera Zell Utopie sein kann. 
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Vordringlich ist eine 
klare, einprägsame, 
überzeugende und 
gut  begründete 
gesellschaftspoliti- 
sche Alternative. Sie 
rnuß in  der nächsten 
Zeit entwickelt und 
konsequent vertre- 
ten werden, in den 
Parteien, neben den 
Parteien und 
gegebenenfalls über 
die Parteien hinweg. 
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Es geht um einen um ihre Direktmandate zu bringen, Zwischen Großer Koalition, Rot- 
ist wenig aussichtsreich und über- Grüner Mehrheit und Minder- . . . e- dies kontraproduktiv, da er der PDS heitsregierung 

neuen geselischatt- 
- - 

Protestwähler zutreiben würde. Der Hinweis auf die - in der Tat 
Überdies scheint der Anteil PO- erfolureiche - Große Koalition der 

lichen Aufbruch 
Diskussionsthesen zur ,,Erfurter Erklärung" 
von Peter von Oertzen* 

Noch ist der Sozial- 
staat i n  Deutschland 

i m  Kern nicht 
zerstört; nach 

weiteren vier Jahren 
Kohl- Waigel-Rexroth 

könnte er jedoch 
unwiderruflich 

Schaden genommen 
haben. Eine solche 
Entwicklung würde 
die Grundlage der 

Demokratie in 
Gefahr bringen. 

I ch bin der Überzeugung, daß der 
zwar inkonsequente und oppor- 
tunistische, in der Sache aber ein- 

deutige neoliberale Kurs der Regie- 
rung Kohl katastrophale Folgen für 
Gesellschaft und Politik in Deutsch- 
land haben müßte, wenn er fortge- 
setzt werden würde. Noch ist der 
Sozialstaat in Deutschland im Kern 
nicht zerstört; nach weiteren vier 
Jahren Kohl-Waigel-Rexroth könnte 
er jedoch unwiderruflich Schaden 
genommen haben. Eine solche Ent- 
wicklung würde die Grundlage der 
Demokratie in Gefahr bringen. 

Diese Einsicht hat mich bewo- 
gen, die Erfurter Erklärung „Bis 
hierher und nicht weiter" zu unter- 
stützen. Seit ihrer Veröffentli- 
chung am 9. Januar hat sie in  Ab- 
lehnung und Zustimmung einen 
sehr viel lebhafteren und breiteren 
Widerhall gefunden, als die Unter- 
zeichner zu hoffen gewagt haben 
- vor allem im Osten der Republik, 
aber zunehmend auch im Westen. 
Natürlich hat vor allem die Diskus- 
sion der PDS-Problematik Aufse- 
hen erregt, obwohl ihr im Text 
kaum zehn Zeilen gewidmet wa- 
ren. Trotzdem muß diese heikle 
Frage ausführlich, nüchtern und 
sachlich diskutiert werden. Daher 
steht die Analyse der voraussehba- 
ren Situation nach den Wahlen 
1998 am Anfang dieser Thesen. 

Das Szenario der Wahlen 1998 
Es ist illusorisch, die PDS kurzfri- 

stig unter die 4.5% der letzten Wah- 
len drücken zu wollen. 

Der Versuch, sie durch Manipu- 
lation am Wahlrecht oder Neuzu- 
schnitt der Wahlkreise in Ostberlin 

* Dr. Peter von Oertzen, Prof. a.D., ist Mitherausgeber der spw und 
einer der Erstunterzeichner der ,, Erfurter Erklärung ". 

tentieller PDS-Wähler im ~ e s i e n  
eher zuzunehmen (Protestwähler, 
unzufriedene Gewerkschaftler). Ein 
Stimmenanteil von 1.5-2,0% im We- 
sten würde ausreichen, um die PDS 
über 5% insgesamt und damit auch 
ohne Direktmandate in den Bundes- 
tag zu bringen. 

Eine dramatische Veränderung 
der Wahlergebnisse von 1994 ist 
kaum zu erwarten. 

Fällt die PDS aus dem Bundestag, 
werden CDUICSU und FDP vermut- 
lich wieder eine knappe Mehrheit 
bekommen. 

Eine reine SPD-B'90IGrüne- 
Mehrheit ist nicht sehr wahrschein- 
lich (wenn auch nicht ausgeschlos- 
sen). 

Das wahrscheinlichste Ergebnis 
ist, daß weder Christ-Liberale, noch 
Rot-Grün die Mehrheit bekommen 
und die PDS das Zünglein an der 
Waage ist. 

In diesem Fall steht die SPD (ste- 
hen aber auch B'901Die Grünen) vor 
der Alternative: Große Koalition 
oder Mehrheit unter Einbeziehung 
der PDS. 

In einer Großen Koalition sind 
vielleicht partielle sozialpolitische 
Reformen denkbar; der dringend 
nötige grundlegende gesellschaftli- 
che Kurswechsel wäre jedoch nicht 
mit  ihr möglich. 

Die politische Alternative lautet 
heute objektiv: Sich der ,,Standortlo- 
gik" des globalisierten Weltkapitalis- 
mus unterwerfen und eine - mehr 
oder weniger sozial abgefederte - 
neoliberale Politik betreiben oder 
aber: eine entschlossene Wende 
vollziehen, hin zu einem sozialen 
und ökologischen Umbau der Wirt- 
schaft und einem erneuerten, tief- 
greifend reformierten demokrati- 
schen Sozialstaat. 

Eine solche Wende ist nur gegen 
die CDU (und natürlich die FDP) 
möglich, nicht mi t  ihr. Hinzu 
kommt, daß Teile von SPD (und 
auch der B'901Grünen) sich geistig- 
programmatisch bereits dem Neoli- 
beralismus angepaßt haben - sub- 
jektiv sicherlich mit  den besten Ab- 
sichten, dadurch Arbeitnehmerin- 
teressen zu vertreten. Nur der 
Zwang einer klaren Polarisierung ge- 
genüber Union und FDP könnte bei- 
de auf einen wirklich neuen Kurs 
bringen. 

Jahre 1966-69 verfängt nicht. Die 
Situation ist völlig anders. Die dama- 
lige christ-liberale Koalition war be- 
reits zerbrochen, der Kanzler Erhardt 
gescheitert und diskreditiert, die 
CDU/CSU zutiefst verunsichert. Die 
SPD hingegen war ein aufstrebender 
Hoffnungsträger, mi t  einer starken 
Führung und klaren politischen Al- 
ternativen (2.B. Entspannungspoli- 
tik, keynesianische Wirtschaftspoli- 
tik). Außerdem war die damalige 
wirtschaftlich-gesellschaftliche Krise 
nicht im entferntesten so tief, 
schwer und langanhaltend wie die 
gegenwärtige. 

Nicht vergessen werden sollte 
übrigens, daß sogar damals die SPD 
in der großen Koalition schweren 
Schaden erlitten hat; der Landesver- 
band Baden-Württemberg der SPD 
stürzte bei den Landtagswahlen 
1968 von 36% auf 28% ab und hat 
sich seitdem nie wieder erholt. Das 
Aufleben des Rechtsradikalismus 
1966-1 969 (NPD) hing sicherlich 
ebenfalls mit  der Großen Koalition 
zusammen. 

Unter diesen Umständen würde 
ich eine rot-grüne Minderheitsregie- 
rung mi t  Tolerierung durch die PDS 
für zwar nicht wünschenswert, aber 
doch für diskutabel halten. 

Eine Regierungsbeteiligung der 
PDS auf Bundesebene lehne ich 
strikt ab. Dieser Partei sollte vorerst 
kein Zugriff auf die politischen und 
personalpolitischen Schlüsselposi- 
tionen in der Bundesregierung ge- 
geben werden. Ein Erpressungspo- 
tential gegenüber einer solchen Re- 
gierung würde die PDS nicht haben. 
Sie würde politischen Selbstmord 
begehen, wollte sie zusammen mit 
der CDU/CSU gegen eine rot-grüne 
Regierung Front machen. 

Eine solche politische Strategie 
ist freilich extrem riskant, und es las- 
sen sich viele ernsthafte Einwendun- 
gen gegen sie erheben: Sie erfordert 
von SPD und B'90/Die Grünen politi- 
sche Disziplin, Härte, Mut  und Phan- 
tasie; daß eine rot-grüne Regierung 
diese Qualitäten aufbringen könnte, 
Iäßt sich bezweifeln. 

Unzutreffend ist jedoch m.E. der 
Einwand, eine auch nur indirekte Be- 
teiligung der PDS an der Regierungs- 
verantwortung gefährde die Demo- 
kratie. Die PDS ist eine geradezu 
chaotisch demokratische Partei und 

für neue Mitglieder zum Nulltarif zu 
haben sein wird. Angesichts der la- 
bilen volkswirtschaftlichen Situation 
der Reformstaaten erscheint es je- 
doch zumindest fragwürdig, die 
knappen Ressourcen für militärische 
Zwecke einzusetzen. 

Die Sicherheitssituation in Europa 
Im Zusammenhang mi t  der Diskussi- 
on über die Ausdehnung der atlanti- 
schen Allianz nach Mitteleuropa 
stellt sich für mich die grundlegende 
Frage nach der Sinnhaftigkeit der 
Osterweiterung. Prima ratio der Er- 
weiterungspolitik ist unverkennbar, 
den Bedeutungsverlust, den das 
Verteidigungsbündnis NATO nach 
der Zeitenwende von 1989 zunächst 
erfahren hat, zu kompensieren. Die- 
ses Interesse deckt sich mit  dem 
Wunsch der mitteleuropäischen Bei- 
trittskandidaten nach Integration in 
westliche Strukturen. 

Ausgangspunkt sicherheitspoliti- 
scher Überlegungen dürfen aus mei- 
ner Sicht jedoch nicht die in Europa 
vorhandenen Sicherheitsinstitutio- 
nen sein, sondern die tatsächliche 
und die mittelfristig erwartbare Si- 
cherheitssituation. Der Bedarf an mi- 
litärischer und ziviler Sicherheitsvor- 
sorge muß anhand tatsächlicher 
und erwartbarer Bedrohungen er- 
mittelt werden. 

Demgegenüber legt der bislang 
eingeschlagene Weg, für vorhande- 
ne Institutionen neue Aufgaben und 
neue Rollen zu finden, den Schwer- 

Weil die Aufgaben 
i m  Bereich der 
Konfliktvorbeugung, 
der Durchsetzung 
und  Wahrung von 
Minderheitenrechten 
zunehmend wichti- 
ger werden, kommt 
der OSZE eine 
Schliisselrolle zu. 

punkt der sicherheitspolitischen Ent- 
scheidungen auf den Erhalt von In- 
stitutionen, nicht auf die Erforder- 
nisse des Schutzes vor Gefahren. 

Für die Einschätzung der Sicher- 
heitssituation in Europa sind folgen- 
de Aspekte relevant: 

Mi t  der Auflösung des War- 
schauer Pakts, dem Abzug der so- 
wjetischen/ russischen Truppen aus 
Osteuropa, den baltischen Republi- 
ken und Deutschland, mit  der Um- 
setzung des Vertrages über konven- 
tionelle Abrüstung (KSE-Vertrag) 
und der dadurch erreichten Beseiti- 
gung militärischer Angriffsoptionen 
hat sich die Sicherheitslage für alle 
europäischen Länder - und in ganz 
besonderem Maße für die NATO- 
Mitglieder - grundlegend verbes- 
sert. 

Das Drängen der osteuropäi- 
schen Staaten in die NATO korre- 
spondiert nicht mit  einer akuten 
oder potentiellen Bedrohung Mittel- 
europas; es bedient vornehmlich de- 
ren Bedürfnis nach Zugehörigkeit 
und Mitgliedschaft in den etablier- 
ten westlichen Strukturen. 

Auch wenn in Rechnung gestellt 
wird, daß Rußland nach wie vor sei- 
ne innere Balance nicht gefunden 
hat, daß Demokratie und Reform- 
prozeß nicht gefestigt sind und eineG 
erneute Bereitschaft zu militärischer 
Konfrontation nicht prinzipiell aus- 
zuschließen ist, so ist ein Wiederauf- 
leben der früheren Bedrohungen 
mittelfristig nicht zu erwarten. Eine 

solche Entwicklung würde ein - ge- 
genüber heute - politisch vollstän- 
dig verändertes Rußland vorausset- 
zen, das in der Lage wäre, die in 
schlechtem Zustand befindliche rus- 
sische Armee wieder zu einem ein- 
satzbereiten, schlagkräftigen Instru- 
ment zu machen. Selbst ein Shrinov- 
skij würde hierfür mehrere Jahre be- 
nötigen. All diese Entwicklungen ha- 
ben den Bedarf nach Verteidigungs- 
leistungen der NATO im Vergleich 
zu früher drastisch reduziert. 

Jenseits des Verteidigungsfalles 
gibt es nur wenige Krisen in Europa, 
die reale militärische Gefährdungen 
repräsentieren und in denen die 
NATO zur Herstellung des Friedens 
beitragen könnte. Abgesehen von 
den weiterhin bestehenden Span- 
nungen im früheren Jugoslawien 
(Bosnien, Kosovo, Makedonien) Eine Sicherheits- 
zeichnet sich keine Krise ab, in den struktur würde sich 
Streitkräfte der NATO-Länder - sei es auf die drei Plattfor- 
unter NATO- oder WEU-Kommando men NATO, OSZE 
- eingreifen würden. Sicherheitspro- und EU gründen. 
bleme im GUS-Bereich sind für 
NATO-Missionen ohnehin nicht zu- 
gänglich. 

Über die Ruhigstellung der Kon- 
fliktparteien im ehemaligen Jugosla- 
wien hinaus wird es zukünftig also 
kaum eine Nachfrage nach militäri- 
schen Absicherungen von Friedens- 
missionen in  Europa geben; darum 
werden die derzeitigen Entscheidun- 
gen der NATO über künftige Non- 
Article-5-Einsätze und eine entspre- 
chend angepaßte neue Kommando- 

4 spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 94, 1997 
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Struktur (CJTF) die europäische Si- 
cherheit vergleichsweise wenig be- 
rühren. Der Stellenwert der NATO 
für die Organisation der europäi- 
schen Sicherheit wird damit tenden- 
ziell sinken. Es wäre nicht akzepta- 
bel, wenn die NATO diese Entwick- 
lung durch ein verstärktes militäri- 
sches Engagement in außereuropäi- 
schen Konflikten kompensieren 
wollte. 

Grundsätzlich gilt, daß militäri- 
sche Missionen von NATO und 
WEU, die nicht der Verteidigung der 
Bündnispartner dienen, ein Mandat 
der UNO bzw. der OSZE benötigen. 
Eine Selbstmandatierung für Non- 
Article-5-Einsätze ist unzulässig. Die 
NATO darf nicht zu einem globalen 
lnte~entionsinstrument werden. 

Aus dieser Analyse folgt: Die 
NATO nimmt weiterhin ihre Funkti- 
on als Verteidigungsbündnis wahr. 
Der Rest der Sicherheitsvorsorge für 
Europa wäre die Fortführung von 
Entspannungspolitik im klassischen 
Sinne, gestützt auf den Ausbau des 
heutigen Eckpfeilers der europäi- 
schen Sicherheit, den KSE-Vertrag, 
auf vertrauensbildende Maßnah- 
men, auf Missionen der OSZE, auf 
Projekte der EU und auf Aktivitäten 
des Europarats. 

Die Bedeutung der Organisatio- 
nen, die Sicherheit und Stabilität mit 
zivilen Mitteln fördern können, wird 
künftig zunehmen. Frühwarnung, 
Konfliktprävention und Krisenrege- 
lung sowie Menschenrechts- und 
Minderheitenschutz mit den Instru- 
menten der OSZE, Umsetzung wirt- 
schaftlicher Reformen mit Unter- 
stützung der EU, Aufbau von 
Rechtsstaatlichkeit und Demokratie 
-dies sind die immer wichtiger wer- 
denden Bausteine zu einer struktu- 
rellen Verankerung des Friedens in 
Gesamteuropa. Es liegt in der Hand 
der Europäer, dafür zu sorgen, daß 
ihre zivilen Instrumente im Interesse 

der Stabilität weit stärker als bislang 
eingesetzt werden. 

Konturen einer europäischen 
Sicherheitsstruktur 
Meine grundsätzliche Skepsis ge- 
genüber der NATO-Osterweiterung 
sollte deutlich geworden sein. Ande- 
rerseits muß man zur Kenntnis neh- 
men, daß sich die NATO-Osterweite- 
rung wohl nicht mehr verhindern 
lassen wird. Der Amtswechsel im 
State Department hat die Chancen 
für ein nochmaliges Überdenken der 
Osterweiterung weiter verschlech- 
tert. Von der neuen Außenministe- 
rin Madeleine Albright ist vielmehr 
zu erwarten, daß sie die von der 
Clinton-Administration formulierte 
und auf den Weg gebrachte Erwei- 
terungspolitik bis zum NATO-Gipfel 
energisch durchpauken wird. Nach 
ihren Vorstellungen soll der Fahr- 
plan für die Aufnahme der ersten 
Neumitglieder bis zum Jahresende 
durchverhandelt sein. 

Wer die NATO-Osterweiterung 
dennoch für ungeeignet hält, die 
dauerhafte Stabilisierung des Konti- 
nents gewährleisten zu können, 
muß Vorstellungen entwickeln, wie 
Sicherheit für Gesamteuropa besser 
organisiert werden kann, insbeson- 
dere wie man den Prozeß der NATO- 
Osterweiterung in einen übergeord- 
neten Zusammenhang einbetten 
kann, mit dem es gelingt, die er- 
wartbaren, negativen Folgewir- 
kungen der Osterweiterung auf- 
zufangen und möglichst aufzu- 
heben. In diesem Verständnis wäre 
die Osterweiterung der NATO ledig- 
lich eine Etappe auf dem Weg zu ei- 
ner umfassenderen, integrativen 
Sicherheitsstruktur für Gesamteur- 
Opa. 

Denn: Lösungsmöglichkeiten für 
die realen Sicherheitsprobleme in 
Mitteleuropa, die ihre Ursachen 
überwiegend in den Nachwirkungen 
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des Systemwechsels und der weiter- 
hin unsicheren sozio-ökonomischen 
Zukunft der Reformstaaten haben, 
vermag die NATO - als Militärallianz 
- nicht zu entwickeln. Mithin kann 
sich eine tragfähige Sicherheitskon- 
zeption für Gesamteuropa nicht al- 
lein auf die NATO abstützen. 

Weil Aufgaben im Bereich der 
Konfliktvorbeugung, der Durchset- 
zung und Wahrung von Minderhei- 
tenrechten zunehmend wichtiger 
werden, kommt der OSZE eine 
Schlüsselrolle zu. Angesichts der 
überragenden Bedeutung ziviler Si- 
cherheitsvorsorge muß darum das 
von uns seit langem geforderte Prin- 
zip OSCE first endlich umgesetzt 
werden. 

Bis zur Schaffung eines umfas- 
senden Sicherheitssystems in Euro- 
pa, das gleiche Sicherheit für alle 
Staaten gewährleistet und alle Staa- 
ten auf zivile Formen der Konfliktre- 
gulierung verpflichtet, sind wir auf 
die vorhandenen Institutionen ange- 
wiesen. Für eine Übergangsphase 
brauchen wir das koordinierte, ab- 
gestimmte Miteinander aller Institu- 
tionen, die mit sicherheitsrelevanten 
Fragen in Europa befaßt sind. 

Sicherheitsvorsorge im gesamt- 
europäischen Maßstab krankt ge- 
genwärtig jedoch daran, daß sich 
nach dem Umbruch des Jahres 1989 
ein unterschwelliges Konkurrenzver- 
hältnis zwischen den Institutionen - 
vornehmlich zwischen NATO und 
OSZE- herausgebildet hat; maßgeb- 
lichen Anteil an dieser Entwicklung 
hatte das Eigeninteresse der NATO, 
sich nach dem Ende der Blockkon- 
frontation neue Aufgabenfelder zu 
eröffnen und sich als zentrale Si- 
cherheitsinstitution zu etablieren. 
Dabei spielt natürlich auch eine Rol- 
le, daß die USA die Aufwertung der 
OSZE blockieren, weil sie diese Orga- 
nisation, im Gegensatz zur NATO, 
nicht dominieren können. 

Ein weiteres handicap besteht 
darin, daß die Mitgliedschaften in 
den relevanten Sicherheitsinstitu- 
tionen nicht kongruent sind. Zu- 
dem agieren sie bislang unverbun- 
den nebeneinander und finden 
sich allenfalls - wie im Fall Bosni- 
ens - in ad hoc-Kooperationen zu- 
sammen. 

Die Unzulänglichkeit dieser Kon- 
stellation ist offenkundig. Die 
Schlußfolgerung kann daher nur 
lauten: Überwindung des Konkur- 
renzdenkens und Vernetzung der 
Institutionen, die in einem arbeits- 
teiligen Ansatz die einzelfallbezoge- 
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von U ~ v e  Kremer 

ch rnuß auf die Umlagefinanzie- 

I rung zurückkommen, die der letzte 
Parteitag für die berufliche Erstaus- 

bildung beschlossen hat. Denn ich 
habe mich Anfang des Jahres noch- 
mals gefragt, wie eigentlich die Ag- 
gressivität zu erklären ist, mit der dar- 
auf von einigen sozialdemokratischen 
Führungskräften reagiert wurde. 

Aber nachdem er schon landauf 
landab vor diversen Unternehmerfo- 
ren hatte verlauten lassen, daß die 
Umlagefinanzierung der letzte Unsinn 
sei, entlarvte Bodo Hombach, wirt- 
schaftspolitischer Sprecher der SPD- 
Landtagsfraktion in NRW, in der ZEIT 
vom 10.1. die Umlagefinanzierung als 
einen Fall von ,,Dirigismus" und ,,Re- 
ideologisierung der Wirtschaftspoli- 
tik"und hielt dem auch noch Ludwig 
Erhard, Tony Blair und Bill Clinton ent- 
gegenhielt. Diese Maßlosigkeit über- 
rascht. In Wirklichkeit stellt die Umla- 
gefinanzierung ja eine absolut markt- 
konforme Rahmensetzung dar, die 
weder mit  Verstaatlichung zu tun hat 
noch mit einer höheren Gesamtbela- 
stung der Unternehmen. Denn was 
die einen mangels Ausbildung bezah- 
len, kommt den anderen - insbeson- 
dere Handwerksbetrieben - zugute, 
weswegen es im Handwerk durchaus 
auch Leute gibt, die dem Vorschlag 
positiv gegenüberstehen. 

Bestimmte Leute meinen aber aus 
irgendeinem Grunde, sich bei der 
,,Wirtschaft" dafür entschuldigen zu 
müssen, daß sie Sozialdemokraten 
sind. Sie finden es auf der anderen Sei- 
te absolut geil, wenn ihnen von jener 
Seite bestätigt wird, wie ,,vernünftigu 
sie doch - im Gegensatz zu ihren Ge- 
nossinnen - seien. Toll, wenn man sich 
dabei sogar als Enkel Ludwig Erhards 
ausweisen darf. Doch erstens und 
wenn man schon darauf Wert legt: 
Die Umlagefinanzierung ist durchaus 
mit Ludwig Erhards Vorstellungen 
vereinbar. Zweitens und nebenbei: 
Wenn die Umlagefinanzierung Dirigis- 

mus ist, wie soll man dann das be- 
zeichnen, was die NRW-SPD im Falle 
des Bergbaus so vehement einfordert? 

Das Problem besteht nicht darin, 
daß man auch ein konstruktives Ver- 
hältnis zu Unternehmen und Unter- 
nehmern entwickeln rnuß, wenn man 
hier und heute etwas bewegen will. 
Das Problem besteht darin, daß man 
sich der Definitionsmacht von Kam- 
mern und Arbeitgeberverbänden un- 
terwirft: Wenn die sagen, das und das 
ist ,,dirigistisch'', dann wird sofort 
nachgeplappert. Statt im Unterneh- 
merlager Vorurteile zu überwinden 
(und im Falle der Umlage sind es viel- 
fach schlicht und einfach Vorurteile), 
was sehr mühsam ist, haut man auf 
die Jusos drauf, was sehr einfach ist. 
Statt den Mut  aufzubringen, die Um- 
lagefinanzierung als pragmatisches 
und zukunftsorientiertes Konzept zu 
vertreten, das gerade jenen unterneh- 
men nützt, die ausbilden, ist man sich 
nicht zu schade, auch noch den sozi- 
aldemokratischen Kronzeugen für die 
Umlagegegner zu spielen (und 2.B. die 
Lüge zu verbreiten, bei der Umlage 
handele es sich um eine zusätzliche 
Abgabe). Kurzum: Pragmatismus ist 
die eine Sache, Feigheit die andere. 

Wenn im übrigen eine Ideologisie- 
rung betrieben wird, dann seitens unse- 
rer ach so pragmatischen Wirt- 
schafts,,experten". Ideologisierung, in- 
dem sie unabhängig von jeweils konkre 
ten Tatsachen, Anforderungen und Be- 
dingungen Dogmen aufstellen und Ta- 
bus einrichten. Wenn dann die heilige 
marktwirtschaftliche Inquisition fest- 
stellt, daß irgendetwas ,,dirigistisch" ist: 
Ab auf den Scheiterhaufen! Die neue 
Dogmatik zeigt Wirkung. Man erlebt 
immer häufiger, wie man sich in Partei 
und Gewerkschaft bemüht, ja den Ein- 
druck von Dirigismus, Investitionslen- 
kung, Klassendenken usw. zu vermeiden 
oder sich am besten davon gleich aus- 
drücklich zu distanzieren. Denn kurz- 
um: Die Lehre Ludwig Erhards ist all- 
mächtig, weilsie wahr ist! 

Nun beklagt Hombach weiter: ,,In 
der SPD hat sich eine apokalyptische 
Weltsicht, ein unerträglich rückwärbge 
wandter Wust aus Klage, Zukunfhangst 
und Pessimismus breitgemacht. Doch 
Politik darf nicht mitjammern. Sie lebt 
von Hoffnungen. Sie muß mitreißen in 
eine Diskussion: Wie wollen wir morgen 
leben?" Das Problem der SPD besteht 
nicht in dem Schauermärchen, das uns 
Hombach hier auftischen will, sondern 
in ihrer langweiligen Kleingeistigkeit und 
Kleinmütigkeit, für die die Auseinander- 
setzung um die Umlagefinanzie~ng ein 
Musterbeispiel darstellt. Die Attacken 

auf die Umlage und der damit verbun- 
dene Gestus verdeutlichen geradezu die 
Unfähigkeit bestimmter Teile der SPD, 
überhaupt irgendein Reformprojekt zu 
formulieren und dafür dann auch of- 
fensiv und nach vorne gerichtet einzu- 
treten. Dies ist bei näherem Hinschauen 
der Unterschied zwischen unseren „Mo- 
dernisierern" und Tony Blair's New La- 
bour. 

Wie wäre es z.B., wenn man die 
Umlagefinanzierung in ein großes 
Konzept für die arbeits- und personal- 
intensive mittelständische Wirtschaft 
einbaute - ein Konzept, das insbeson- L 

dere das Kleingewerbe und das Hand- 
werk massiv und systematisch bevor- 
teilen würde? Ein Konzept, das sich 
natürlich auch mit der steuerlichen 
Belastung dieser Betriebe kritisch aus- 
einandersetzen müßte, um gleichzeitig 
tarif- und sozialrechtliche Standards 
durchsetzen zu können, das dabei 
auch das öffentliche Auftrags- und 
Beschaffungswesen systematisch ein- 
zubeziehen hätte, das die Brücke zwi- 
schen privatwirtschaftlichem Sektor 
und ,,neuer Gemeinwirtschaft" schlü- 
ge und das dabei den Kampf gegen 
Scheinselbständigkeit und Schatten- 
wirtschaft aufnähme (siehe kurzum 
Heft 91)? Dies wäre ein großes Re- 
formvorhaben für die Gesamtpartei 
(von ,,rechtsw bis ,,linksH). Aber dies ist 
mehr als nur nachzuplappern, was ei- 
nem Verbands- und Kammervertreter 
(oder der Geist von Ludwig Erhard) 
ins Ohr geflüstert haben. 

Nun mögen sich einige ganz linke 
Genosslnnen fragen, wieso ich mich 
nun in die Rolle eines ,,besseren Mo- 
dernisierers" begebe, der Blair gegen 
Hombach u.a. ins Feld führt. Nun, ich 
wollte nur betonen, daß nach vorne 
gerichtetes pragmatisch-konzeptionel- 
les Denken heute möglich ist und daß 
die Umlagefinanzierung dazugehört. 
Und daß manche politische Fragen 
anscheinend auch Charakterfragen 
sind. Politika la ,,New Labour" isteine 
Option, die man von links her nicht 
gleich als Verrat an der Sache, Anpas- 
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sung an den Neoliberalismus und der- 
gleichen denunzieren sollte. Denn es 
ist absolut erforderlich, eine mehr- 
heitsfähige Konstellation zu bilden, die 
die konservative Rechte ablöst. Und 
wenn dies nur einer Sozialdemokratie 
nach dem Zuschnitt von New Labour 
gelingt: Sei es drum. Dies bedeutet 
nicht, daß damit die parallele Wieder- 
begründung einer sozialistischen Al- 
ternative und die Herausbildung einer 
zweiten und radikaleren Option erle- 
digt wäre. Doch mehr zu dieser Qua- 
dratur des Kreises beim nächsten Mal. 

ne Aktivierung ihrer jeweiligen, spe- 
zifischen Befähigungen ermöglicht. 

Eine Neuordnung im Verhältnis 
der Sicherheitsinstitutionen 
Zur Umschreibung ihrer Zielperspek- 
tive vewenden Sicherheitspolitiker 
gerne die Begriffe Sicherheitsarchi- 
tektur bzw. Sicherheitsordnung. Bei- 
de Termini liefern jedoch nur eine 
diffuse Beschreibung des Milieus, in 
dem Sicherheitspolitik für Europa 
gegenwärtig gestaltet werden rnuß. 

Der Begriff Architektur erscheint 
aus heutiger Sicht- bezogen auf ak- 
tuelle und zu erwartende Entwick- 
lungslinien in Europa - zu statisch. 
Die Erwartung, ein festgefügtes, in 
sich geschlossenes Sicherheitsge- 
bäude für Europa konstruieren zu 
können, dürfte sich vorerst nicht 
verwirklichen lassen; die Entwick- 
lung auf dem Kontinent wird auf 
mittlere Sicht ein dynamischer Pro- 
zeß bleiben; Stichworte in diesem 
Zusammenhang sind: Fortgang der 
Reformen in den Trans-formations- 
Staaten, Erweiterung der EU. 

Diese Bewertung gilt gleicherma- 
ßen für den Begriff Ordnung; er kann 
das gegenwärtige Umfeld von Sicher- 
heitspolitik, das in der Folgezeit - wie 
gesagt - Wandel und Veränderungen 
unterworfen sein dürfte, ebenfalls 
nicht zutreffend beschreiben. 

Ein überzeugender Gegenent- 
wurf wäre aus meiner Sicht etwas, 
das ich als integrative Sicherheits- 
struktur bezeichnen möchte. Ge- 
genüber den beiden oben genann- 
ten Beschreibungen erscheint der 
Begriff Struktur1 veränderungsoffen 
und beließe demnach die erforderli- 
che Flexibilität für eine Anpassung 
an künftige Entwicklungen. 

Eine Sicherheitstruktur würde 
sich auf die drei Plattformen NATO 
(mit der Partnerschaft für den Frie- 
den und dem Nordatlantischen Ko- 
operationsrat), OSZE (mit dem Fo- 
rum für Sicherheitskooperation und 
dem Konfliktverhütungszentrum) 
und EU (mit GASP, dem Europarat) 
gründen. An diese Plattformen 
könnten problemlos etwa bereits 
bestehende (hier: die Ostsee- und 
Schwarzmeer-Anrainer) oder zu- 
künftige Formen regionaler Koope- 
ration andocken. 

Im Rahmen dieser Struktur be- 
faßt sich die OSZE mi t  der Konflikt- 
vorbeugung sowie dem Menschen- 
rechts- und Minderheitenschutz; 
friedenserhaltende Einsätze in Euro- 
pa finden gegebenenfalls unter ihrer 
Ägide statt; dem Forum für Sicher- 

heitskooperation (FSK) könnte die 
Aufgabe übertragen werden, Ver- 
handlungen über präventive und 
qualitative Rüstungskontrolle zu or- 
ganisieren, das Konfliktverhütungs- 
zentrum (KVZ) beauftragt werden, 
Informationen über die Implemen- 
tierung und Verifikation von Rü- 
stungskontrollmaßnahmen zu sam- 
meln und auszuwerten. 

Die NATO dient lediglich der Ab- 
haltung und dem Schutz vor militä- 
rischer Bedrohung; zudem stellt sie 
der OSZE Ausrüstung und know- 
how, das für die Durchführung et- 
waiger friedenserhaltender Maß- 
nahmen in Europa vonnöten ist, zur 
Verfügung. Die EU ist für die Organi- 
sation der ökonomischen Beziehun- 
gen auf dem Kontinent zuständig. 

Um die heute noch vorhandene 
Dialoglücke zwischen den genann- 
ten Institutionen zu schließen sowie 
zur Abstimmung und Synchronisie- 
rung von Aktivitäten erscheint die 
Einrichtung einer consultative 
group, auf der Ebene der Generalse- 
kretäre bzw. der Präsidentschaft, 
sinnvoll. 

Integrative Sicherheitsstruktur 
meint demnach die pragmatische, 
situativ angepaßte Arbeits- und Auf- 
gabenteilung der Institutionen, in 
einem vielschichtigen, mehrdimen- 
sionalen Geflecht von Kooperations- 
und Koordinationsbeziehungen. An 
der Schwelle zum 21. Jahrhundert 
erscheint dieser Ansatz als zeitge- 
mäße und zukunftsfähige Sicher- 
heitskonzeption. 

Das skizzierte Konzept erfüllt zu- 
gleich mehrere wichtige Zielsetzun- 
gen: 

die beschriebene Struktur stützt 
sich auf vorhandene Institutionen; 
die Schaffung neuer Institutionen, 
die gegenwärtig politisch nicht ver- 
mittelbar erscheint, wird vermieden; 

die isolierte - weil mit potentiel- 
len Risiken behaftete - Osterweite- 
rung der NATO wird eingebettet in 
einen übergeordneten Zusammen- 
hang; 

der integrative Ansatz der ange- 
dachten Sicherheitsstruktur, d.h. die 
Einbeziehung Rußlands, der Ukraine 
und derjenigen Staaten, die (vorläu- 
fig) nicht Mitglieder der NATO wer- 
den bzw. eine derartige Mitglied- 
schaft nicht anstreben, schafft einen 
gesamteuropäischen Sicherheits- 
raum und beugt dem Auseinander- 
fallen Euro~as in neuerliche Einfluß- 
sphären und Zonen unterschiedli- 
cher Sicherheit wirksam vor; 

Staaten, die vorübergehend oder 
dauerhaft in keinem Sicherheits- 
bündnis vertreten sind, verbleiben 
nicht in einem sicherheitspolitischen 
Vakuum; vielmehr kann deren Si- 
cherheit durch trilaterale Arrange- 
ments mit der NATO und Rußland 
abgesichert werden; der Begriff Zwi- 
scheneuropa, der die unsichere Mit- 
tellage zwischen einer erweiterten 
NATO und Rußland meint, wird hier- 
durch irrelevant. 

Der vorliegende Beitrag kann 
kein blue print für die europäische 
Sicherheitspolitik sein, aber vielleicht 
einige Denkanstöße und Impulse für 
einen weiterführenden Diskussions- 
prozeß vermitteln. Wichtig erscheint 
mir, noch einmal festzuhaken, daß 
der Prozeß der NATO-Osterweite- 
rung keinen Endpunkt in der sicher- 
heitspolitischen Neuordnung Euro- 
pas markieren darf. Aus meiner Sicht 
müssen Stärkung und Ausbau der 
OSZE jetzt in den Mittelpunkt der si- 
cherheitspolitischen Debatte rücken. 

SPW 

' Struktur definiert der Duden als Anord- 
nung der Teile eines Ganzen zueinander 
und Gefüge, das aus Teilen besteht, die 
wechselseitig voneinander abhängen. 




